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Quo vadis december?

Bei den vielen überlieferten Mühen, dem laufenden Jahr eine zahlbare
Ordnung zu verleihen, war der Monat "december" der zehnte jenes
römischen Jahres, das laut Duden bis ins zweite vorchristliche
Jahrhundert seine festgeschriebene Praxis hatte.

Aus dem Nebel des vorangehenden Novembers trat er heraus, um im
wesentlichen die letzten Schlachten des folgenden zumeist harten und
kalten Winters für die Welt zu schlagen, damit er schließlich durch
die Türen und Tore des Januars die Aussichten auf wärmere und
nahrungsträchtigere Zeiten gewinnen und erobern konnte.

Mit dem Anwachsen besserer Möglichkeiten und Technologien wie der
gleichzeitigen Zunahme ziviler Vereinnahmung und Gefangenschaft des
gesellschaftlich gefesselten Menschen haben auch die Ordnung und das
systemische Zählen nebst ihrer komplexen und differenzierten
Wirklichkeit zum Zwecke der angemessenen Verwaltung zugenommen.
Schritt für Schritt hat sich dieses Verfahren bis in die Gegenwart des
adäquaten Zugriffs auf den Stand fortschreitender Entwicklung dieses
Prozesses zu bringen gewußt.

Wie sollte der Mensch dann auch etwas anderes erwarten, als daß sich
mit dem nächsten System dieser Art, zum Beispiel jener alles
übergreifenden Digitalisierung der zukünftigen Technik und Industrie
sowie ihrer Produktivität und ihres Konsums, der Weg in die nächste
Moderne, jedoch auch in eine engere, stickigere und unfreiere Welt
öffnen wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. November 2018
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KOHLEALARM/533: Klimakampf und Kohlefront - Industrie bevorzugt ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

++ Kampf um Kohle wird die Klimakonferenz im polnischen Kattowitz
bestimmen ++



Berlin: Am Sonntag hat die 24. Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz,
im Herzen der Kohleförderregion Polens, begonnen. Das Ziel der Konferenz
ist die Verabschiedung eines Regelbuchs zur Umsetzung des Pariser
Abkommens. Außerdem sind alle Länder aufgefordert, ihre schwachen
Klimaschutzpläne mit den Pariser Klimazielen in Einklang zu bringen. Die
Konferenz wird nur dann als Erfolg gewertet werden können, wenn Länder mit
hohen Emissionen zusagen, ihre schwachen Klimaschutzpläne im Lauf des
nächsten Jahres entscheidend zu verbessern. Ein Ausstieg aus fossilen
Energien darf jedoch nicht zu einem Wiedereinstieg in die lebensgefährliche
und nicht beherrschbare Atomkraft führen, wie die polnische Regierung
angekündigt hat.

"Es ist beschämend, dass die Bundesregierung als früherer Motor des
Klimaschutzes wegen der von ihr mitverursachten Verzögerung der Arbeit der
Kohlekommission mit fast leeren Händen nach Polen fährt. Wenn nichts
Entscheidendes geschieht, wird die Bundesregierung die von ihr
beschlossenen Klimaziele krachend verfehlen, und das zum Schaden nicht nur
für Deutschland, sondern für die ganze Welt", erklärt Hubert Weiger,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND).

"Es ist unverständlich, dass ein technologisch so hochstehendes und
wirtschaftlich starkes Land wie Deutschland, mit einer erfolgreichen
Förderung von erneuerbaren Energien, nicht imstande und willens ist, seine
ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke in den nächsten Jahren zu
schließen und einen schnellen Ausstieg aus der Kohle zu vollziehen", so
Weiger. Zu denken gäbe auch die Ankündigung von inzwischen allein zehn
Ländern der EU, bis spätestens 2030 aus der Kohleverstromung austeigen zu
wollen. "Ich bin mir sicher, dass sich immer mehr Länder zu einem raschen
Kohleausstieg verpflichten werden. Bleibt es bei der Verweigerungshaltung,
wird Deutschland zum Außenseiter."

Der BUND-Vorsitzende betont weiterhin: "Entscheidend für die Zukunft des
Klimaschutzes ist es anzuerkennen, dass nicht alle Länder die gleiche
Verantwortung für den Ausbruch der Krise tragen." Es müssten zwar alle
Länder ihre Klimaziele und Maßnahmen verbessern, aber die mit den höchsten
Emissionen und diejenigen, welche als Industrieländer die Klimakrise zu
verantworten haben, seien in der Pflicht voranzugehen und mehr zu machen.

"Die Verabschiedung des Pariser Klimaabkommens ist jetzt drei Jahre her.
Wir wissen, dass die Erde sich nur um 1,5 Grad erhitzen darf - mehr ist für
uns alle zu viel. Wir steuern jedoch sehenden Auges auf drei Grad zu.
Jetzt, in Kattowitz, müssen die stärksten Verursacher der Klimakrise
verbindliche Zusagen machen, ihre Emissionen in den nächsten zehn Jahren zu
halbieren", sagt Weiger.

Weiterhin sei die Zivilgesellschaft eine wichtige Säule in der Gestaltung
der Klimapolitik. Doch stehe diese in vielen Ländern zunehmend unter Druck -
 etwa auch im Gastgeberland der COP 24. Weiger weiter: "Mit Besorgnis sehen
wir die Partizipation der Zivilgesellschaft in Polen. So wurde zum Beispiel
extra ein Gesetz erlassen, welches die Versammlungsfreiheit während der
Klimaverhandlungen in Kattowitz einschränkt." Doch auch in Deutschland
bekomme die Zivilgesellschaft Gegenwind, wie der unverhältnismäßige
Polizeieinsatz zur Räumung des Hambacher Waldes zeige. "Die Bedeutung der
Zivilgesellschaft für einen effektiven Klimaschutz ist wichtiger denn je -
in Deutschland, in Europa und weltweit. Nur mit einer lebendigen und
vielfältigen Zivilgesellschaft können offensichtlich ambitionierte
Klimaziele formuliert und auch gegen wirtschaftliche Einzelinteressen
umgesetzt werden", betont Hubert Weiger.




Weitere Informationen unter:

www.bund.net/klimawandel/un-konferenzen/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Dezember 2018 
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KOHLEALARM/532: Klimakampf und Kohlefront - neue Fronten ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 1. Dezember 2018

Warum erneut Zehntausende Menschen für den Kohleausstieg demonstriert
haben 



Kurz vor Beginn des Weltklimagipfels (COP24) im polnischen Kattowitz haben
erneut Zehntausende Menschen bei den Klima-Kohle-Demos für mehr Tempo beim
Kohleausstieg und Klimaschutz demonstriert.

In Berlin machten 16.000 und in Köln über 20.000 Demonstrant*innen mit
unzähligen Bannern, selbst angefertigten Schildern, Kostümen, Sprechchören
und langen Demonstrationszügen durch die Innenstädte deutlich, wie
enttäuscht sie mittlerweile über die Untätigkeit der Politik sind.

"Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts
 droht eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung
 eskaliert. Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche,
 die das wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das
 Schneller, Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in
 sich."

 Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands und
 Auftaktredner in Berlin



Auch Deutschland ist längst vom Vorreiter zum Bremser im Klimaschutz
geworden. Die Bundesregierung hat nicht nur ihr Klimaziel für das Jahr 2020
aufgegeben (minus 40 Prozent Treibhausgase im Vergleich zum Jahr 1990).
Aktuell steht Deutschland bei etwa minus 32 Prozent. Auch die eigentlich
für Dezember angekündigten Empfehlungen der Kohlekommission zum
Kohleausstieg Deutschlands wurden auf das kommende Jahr verschoben.

"Die Verschiebung des Abschlussberichtes ist ein übles Foul auf Druck
 der Kohle-Lobby, lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat.
 Das ist peinlich, und mehr als das: Es ist unverantwortlich."

 Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin der NaturFreunde Deutschlands
 sowie Demoleiterin und Auftaktrednerin in Köln



So muss die deutsche Delegation nun mit leeren Händen zur Klimakonferenz
nach Kattowitz fahren, wo das Pariser Klimaziel - die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen - eigentlich durch konkrete nationale
Maßnahmen unterfüttert werden soll. "Dort wird sich entscheiden, ob die
Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5 Grad zu begrenzen",
sagte Michael Müller in seiner Auftaktrede in Berlin.

Viele Demonstrant*innen zeigten sich geradezu entsetzt darüber, dass den
Interessen der fossilen Wirtschaft immer wieder Vorrang vor der
Menschheitsaufgabe Klimaschutz eingeräumt wird. "Wir sind im Endspiel um
unsere Zukunft und die unserer Kinder und Enkel", kritisierte das
Demobündnis, in dem die NaturFreunde Deutschlands wieder eine tragende
Rolle übernahmen.

"Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
 Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
 Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
 dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte
 ist." 

 Maritta Strasser, Auftaktrednerin in Köln



Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

 * 

Klima-Kohle-Demos: Auftaktreden von Michael Müller und Maritta
Strasser

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, sowie
Bundesgeschäftsführerin Maritta Strasser sind Auftaktredner*innen der 
Klima-Kohle-Demos in Köln und Berlin. Beide Reden finden Sie unten.

Die NaturFreunde Deutschlands sind Mitglied des Trägerkreises des
Demobündnisses, Anmelder für beide Demoorte und haben auch beide
Demoleitungen inne.


Rede von Michael Müller (Berlin):

"Wir bieten den Gewerkschaften an, gemeinsam für die sozialökologische
Modernisierung unseres Landes zu kämpfen"

Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts droht
eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung eskaliert.
Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche, die das
wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das Schneller,
Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in sich. Der Widerspruch
zwischen Wissen und Handeln wird immer größer.

Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

Morgen beginnt in Kattowitz die UN-Klimakonferenz COP24. Dort wird sich
entscheiden, ob die Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5
Grad zu begrenzen. Möglich ist das. Und deshalb sind wir hier. Wir wollen
die organisierte Verantwortungslosigkeit beenden. Profitgier und Egoismus
dürfen nicht wichtiger sein als die Naturgesetze.

In diesem Jahr wurde der Welterschöpfungstag bereits am 1. August erreicht.
Wir verbrauchen die Bio-Produktion, als hätten wir 1,7 Erden. Mit diesem
ökologischen Kolonialismus muss Schluss sein.

In vier von neun lebenswichtigen Dimensionen überschreitet die Menschheit
bereits lebenswichtige planetarische Grenzen. Mit dieser Selbstzerstörung
muss Schluss sein.

Von den Folgen der Naturzerstörung sind in erster Linie die Armen, die
Länder des Südens und künftige Generationen betroffen. Mit dieser
Ausbeutung der Zukunft muss Schluss sein.

Im Kern geht es darum, die ökologische Selbstvernichtung der Menschheit zu
verhindern. Deshalb wollen wir das fossile Zeitalter beenden, deshalb
wollen wir den Ausstieg aus der Kohle bis spätestens zum Jahr 2030. Das ist
keine Willkür, denn die Kohle hat besonders hohe Kohlendioxid-Emissionen
und stellt die größten Einzelfeuer.

Aber: Mit dem Ausstieg aus der Kohle ist das Klimaproblem noch nicht
gelöst. Wir brauchen auch den Ausstieg aus dem Öl, wir brauchen eine
Verkehrswende, das Ende der Agrarindustrie und einen Umbau der chemischen
Wirtschaft. Das heißt heute Verantwortung. Deshalb sind wir hier. Und wir
werden weitermachen.

Und wir sind auch hier, weil wir nicht Ökologie gegen Arbeit und Soziales
ausspielen lassen. Wir fordern ein Zehn-Milliarden-Programm für den
regionalen Strukturwandel, ein Programm für Arbeit und Umwelt. Es gibt kein
besseres Zukunftsprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die
sozialökologische Modernisierung unseres Landes. Wir bieten den
Gewerkschaften an, mit uns gemeinsam für dieses Ziel zu kämpfen.


Rede von Maritta Strasser (Köln):

"Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist"

Was haben Donald Trump und unsere Bundesregierung gemeinsam? Je stärker die
Klimakrise spürbar wird, desto tiefer stecken sie ihren Kopf in den Sand!
Man könnte sagen: Wenigstens leugnet unsere Regierung den menschengemachten
Klimawandel nicht. Immerhin, da ist sie etwas besser als Trump.

Aber nicht viel. Denn sie zieht keine Konsequenzen aus ihrer Einsicht - und
das ist ein Skandal! Die Bundesregierung hat bisher sämtliche selbst
gesetzten Klimaziele gerissen. Und der Ausstoß an Klimagasen erreicht
dieses Jahr sogar noch einen Rekord!

Das Zeitalter der Braunkohle ist vorbei. Um die Klimaziele für 2020 noch zu
erreichen, muss die Bundesregierung jetzt die dreckigsten Meiler vom Netz
nehmen. Statt weiter Dörfer abzubaggern und Wald zu roden, muss es heißen:
Ende Gelände, tschüss RWE, aus, vorbei!

Wir rufen Herrn Schmitz von RWE zu: Willst Du weiter Strom verkaufen, dann
erzeuge ihn erneuerbar! Das ist die Zukunft, und wenn Du die verpasst, dann
wird die Zukunft auf Dich verzichten können!

Aber Angela Merkel und ihre Große Koalition sind nicht viel besser. Sie
verschieben erst das heiße Thema Kohleausstieg zu einer Kommission, der
Kohle-Kommission. Und als die Kohle-Kommission dann tatsächlich arbeitet,
als sie mit konkreten Ergebnissen droht, da wird plötzlich der
Abschlussbericht verschoben. Ein übles Foul auf Druck der Kohle-Lobby,
lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat. Das ist peinlich,
und mehr als das: Es ist unverantwortlich. Denn jetzt fährt die
Bundesregierung mit leeren Händen zur Klimakonferenz nach Kattowitz - und
gibt ein schlechtes Beispiel ab für all die anderen Länder am
Verhandlungstisch.

Wir sind heute hier, um der Bundesregierung zu zeigen, dass es so nicht
weiter geht. Drei Viertel der Menschen in diesem Land sind für einen
schnellen Kohleausstieg, und sie werden langsam sehr ungeduldig.

Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist.

 * 

Quelle:

Mitteilng vom 01.12.2018

https://www.naturfreunde.de/warum-erneut-zehntausende-menschen-fuer-den-kohleausstieg-demonstriert-haben

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/531: Klimakampf und Kohlefront - den Druck der Straße verstärken ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. November 2018

++ Mitglieder der Kohle-Kommission: Bundesregierung setzt Kohleausstieg
aufs Spiel ++



Berlin: Unter dem Motto "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" finden am
kommenden Samstag, den 01. Dezember 2018, in Berlin und Köln zeitgleich
zwei Demonstrationen statt. Die drei Vertreter der Umweltverbände in der
Kohle-Kommission, Hubert Weiger, Vorsitzender vom Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR), und Martin Kaiser,
Geschäftsführer von Greenpeace Deutschland, rufen die Bürgerinnen und
Bürger auf, Druck zu machen und von der Bundesregierung Tempo beim
Kohleausstieg einzufordern. "Uns ist klar, dass die Bunderegierung nicht
bereit ist, rasch und konsequent zu handeln. Deshalb ist die Teilnahme an
den Kundgebungen so wichtig", betonen die drei Mitglieder der
Kohle-Kommission.

Die in dieser Woche nach Intervention der Ministerpräsidenten Brandenburgs,
Sachsens und Sachsen-Anhalts bei der Bundesregierung verlangte Verschiebung
des Abschlussberichts der Kohle-Kommission in das nächste Jahr, hat der
Kommission einen dicken Knüppel zwischen die Beine geworfen. Trotz
schwieriger Ausgangslage war die Kommission bereit, ihren Abschlussbericht
wie gefordert zur UN-Klimakonferenz Anfang Dezember vorzulegen.

"Wenn die Bundesregierung die Verantwortung für den Kohleausstieg an eine
Kommission delegiert, dann muss sie deren Arbeit stützen, nicht blockieren.
Stattdessen haben Bundesregierung und Landesregierungen offenbart, dass sie
ihre Hausaufgaben noch nicht ausreichend gemacht haben. Während die
Braunkohle-Länder im Osten kein Konzept für den Strukturwandel haben, hinkt
die Bundesregierung mit der nötigen Finanzierung eines geordneten
Kohleausstiegs hinterher. Durch diese Untätigkeit riskieren sie den Erfolg
der Kommission", erklärt Hubert Weiger.

"Brennende Wälder, Niedrigwasserständen in den Flüssen und das Dürrejahr
2018 machen klar, dass die derzeitige Agonie im Klimaschutz der Regierung
Merkel unverantwortlich ist. Die Zeit für wirksamen Klimaschutz ist jetzt
und darf von der Bundesregierung nicht als Hypothek an unsere Kinder und
Enkel weiter gegeben werden", sagt Martin Kaiser. "Jedes Jahr blasen die
Kohlekraftwerke ungebremst weiter CO2 in die Atmosphäre. Das akzeptieren
die Menschen nicht mehr! Die Auseinandersetzungen um den alten Hambacher
Wald haben gezeigt, dass Millionen von Menschen einen Kohleausstieg bis
2030 und eine sozialverträgliche Transformation in erneuerbare Energien
unterstützen."

Kai Niebert ergänzt: "Durch die Blutgrätsche der ostdeutschen
Ministerpräsidenten und Kanzlerin Merkel in die Kohle-Kommission hinein,
wird Deutschland mit leeren Händen zur Weltklimakonferenz fahren. Diese
Verzögerung ist unverantwortlich für die Beschäftigten, die endlich wissen
wollen, wie es mit ihnen weitergeht. Es ist unverantwortlich für die
Anwohner von Tagebauen, die wissen wollen, ob sie noch zwangsumgesiedelt
werden ? und es ist unverantwortlich fürs Klima, da nun auch in 2019
unnötige Millionen Tonnen CO2 die Atmosphäre anheizen werden."



Weitere Informationen zur Doppel-Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz
jetzt!" finden Sie unter: 

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/530: Klimakampf und Kohlefront - alle müssen es erfahren ... (Ende Gelände Leipzig)


Ende Gelände Leipzig - Pressemitteilung von 29. November 2018

Demonstration für einen schnellen Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit
am 01.12.2018 in Leipzig



Nicht zuletzt durch den Hitzesommer in diesem Jahr wurde klar, was der
Klimawandel für uns alle bedeuten kann und dass alles dafür getan werden
muss, um ihn aufzuhalten. Anlässlich der bevorstehenden Klimakonferenz der
vereinten Nationen sowie der Entscheidung der Kohlekommission ihren
Abschlussbericht erst Anfang 2019 vorzulegen ruft Ende Gelände Leipzig am
01.12.2018 zur Demonstration "Kohle stoppen. Klimagerechtigkeit jetzt" auf.

Neben Demonstrationen in Berlin und Köln wird es nun auch im unmittelbaren
Umfeld des mitteldeutschen Braunkohlereviers eine Demonstration geben. Am
Samstag, dem 1. Dezember 2018, startet die Demonstration mit einer
Kundgebung ab 12 Uhr an der S-Bahn Station Wilhelm-Leuschner-Platz (Ausgang
Schillerstraße/Innenstadt). Unter dem Motto "Für Klimagerechtigkeit und
gegen Kohle" werden verschiedene Vereine und Initiativen auf die
ernstzunehmenden Folgen des Klimawandels hinweisen.

Die Demonstration wird sich über die Karl-Liebknecht-Straße Richtung Süden
bewegen. Über die Kurt-Eisner-Straße und die Straße des 18. Oktobers geht
es dann zurück zum Wilhelm-Leuschner-Platz, wo die Abschlusskundgebung
stattfinden wird.

Maximilian Becker, Mitglied bei Ende Gelände Leipzig erklärt dazu: "Die
Kohlekommission verkommt zur Farce, Deutschland verfehlt alle Klimaziele
krachend. Wir wollen ein Zeichen gegen dieses klimapolitische Trauerspiel
setzen und den Kampf für Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit bunt und laut
auf die Straße tragen. Nach überaus erfolgreichen Ende Gelände Aktionen im
rheinischen Revier möchten wir auch am Rande des mitteldeutschen
Braunkohlereviers deutlich machen, dass die Zeit für ein Ende der Kohle
reif ist. Wir rufen die verantwortlichen Politiker*innen und
Entscheidungsträger*innen dazu auf, einen zeitnahen und sozialverträglichen
Kohleausstieg unverzüglich einzuleiten".

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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TAGUNG/2397: Hannover - Symposium zu symphonischer Musik von Alexander Weprik, 8.12.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Musik, Theater und Medien
Hannover, HMTMH

Symposium zu symphonischer Musik von Alexander Weprik



Am 8. Dezember 2018 findet an der HMTMH das internationale Symposium
"Dem Vergessen entrissen" zur symphonischen Musik von Alexander Weprik
(1899-1958) statt. Anlass ist der 60. Todestag des Komponisten.
Expertinnen und Experten unterschiedlicher Bereichen von Wepriks
Schaffen widmen sich: seinem Einfluss auf die Neue Jüdische Schule in
der Musik, seinem Wirken als Publizist und Kulturvermittler,
Einflüssen von Klezmer, Synagogalmusik und Sozialistischem Realismus
in seinen Stücken sowie seiner Arbeit im Gulag und danach. Dank der
Live-Aufnahme eines Konzerts des Göttinger Symphonie Orchesters vom 2.
September 2017 werden Hörbeispiele von größtenteils unbekannten Werken
geboten.

Im Rahmen des von der Kulturstiftung des Bundes und der AKB Stiftung
geförderten Projekts "Dem Vergessen entrissen. Symphonische Musik von
Alexander Weprik" machen die HMTMH, der Dirigent Christoph-Mathias
Mueller und die Musikwissenschaftlerin Dr. Inna Klause die
symphonischen Kompositionen Alexander Wepriks wieder der
Öffentlichkeit zugänglich. Im Zuge des Projekts wird im März 2019
durch das BBC National Orchestra of Wales unter Leitung von 
Christoph-Mathias Mueller eine CD mit Wepriks Orchestermusik aufgenommen, denn
von den meisten symphonischen Werken von Alexander Weprik sind bislang
keine Tonaufnahmen verfügbar, und die wenigen aufgenommenen Werke sind
vergriffen. Die CD schließt diese Lücke und ermöglicht das
Kennenlernen der Tänze und Lieder des Ghetto, der Zwei Poeme und
weiterer Werke.

Alexander Weprik

Der zu Unrecht vergessene Komponist Alexander Weprik war ein
musikalisches Wunderkind. Bereits mit 24 Jahren unterrichtete er am
Moskauer Konservatorium. In den 1920er- und 1930er-Jahren gehörte er
zu den bekanntesten sowjetischen Komponisten im Ausland. Hermann
Scherchen dirigierte seine Tänze und Lieder des Ghetto 1927 in
Leipzig, 1933 führte Arturo Toscanini dieses Werk in der New Yorker
Carnegie Hall auf. Nach der Machtergreifung durch die
Nationalsozialisten verschwand Wepriks Name aufgrund seiner jüdischen
Abstammung zunächst aus deutschen Konzertsälen. Auch in der
Sowjetunion nahm der Druck auf jüdische Künstler zu: Im Jahr 1943
wurde Weprik zusammen mit anderen jüdischen Professoren des Moskauer
Konservatoriums fristlos entlassen. 1950 wurde er denunziert,
verhaftet und ohne Straftatbestand zu acht Jahren Gulag verurteilt.
Nach der Entlassung vier Jahre später komponierte er nur noch wenig
und starb frühzeitig an den Folgen der Lagerhaft. Seine Musik geriet
in Vergessenheit, bis Jascha Nemtsov in den 1990er-Jahren begann,
Wepriks Kammermusik in verschiedenen Ländern zu spielen, aufzunehmen
und über den Komponisten zu publizieren.

Seine Musik

Weprik komponierte in tonaler Tonsprache und instrumentierte seine
Stücke besonders farbig. Seine Werke enthalten reizvolle Akkordfolgen,
sind sowohl harmonisch als auch melodisch sehr einfallsreich. Teile
seiner Musik sind von jüdischer Folklore inspiriert. Wepriks Werke für
Symphonieorchester bilden bis heute einen ungehobenen Schatz.
Aufführungen durch das Göttinger Symphonie Orchester unter Leitung von
GMD Christoph-Mathias Mueller in den Jahren 2017/18 haben bei Publikum
und Ausführenden durch die Stärke und Tiefe dieser Musik einen
nachhaltigen Eindruck hinterlassen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution754

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover, HMTMH, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1901: Briefe gegen das Vergessen, Dezember 2018


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Dezember 2018

- Iran - Zeynab Jalalian

- Kasachstan - Maks Bokaev

- Bangladesch - Kalpana Chakma



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


IRAN


Zeynab Jalalian

Die iranischen Behörden verweigern der iranisch-kurdischen Gefangenen
Zeynab Jalalian vorsätzlich eine fachärztliche Behandlung, obwohl sich
ihr Gesundheitszustand immer weiter verschlechtert. Dieses Vorgehen
kommt Folter gleich. Zeynab Jalalian wird im Gefängnis von Choy in der
iranischen Provinz West-Aserbaidschan festgehalten. Sie leidet unter
anderem an einer Herzkrankheit und einer schwerwiegenden
Zahninfektion. Außerdem läuft sie Gefahr, ihr Augenlicht zu verlieren.
Amnesty International hat sich seit 2014 mehrfach mit Eilaktionen für
Zeynab Jalalian eingesetzt. Die iranischen Behörden wollen ihr die
dringend notwendige medizinische Behandlung nur gewähren, wenn sie im
Fernsehen "Geständnisse" ablegt. Am 11. Juni 2018 schrieb sie in einem
Brief: "Ich werde gezwungen, unglaubliche Schmerzen auszuhalten. Als
politische Gefangene habe ich keine Rechte. Die Behörden erlauben mir
nicht, einen Arzt zu sehen, aber sie haben die Medien angelogen und
behauptet, ich wäre ärztlich behandelt worden."

Zeynab Jalalian wurde im Januar 2009 vom Revolutionsgericht in
Kermanshah wegen "Feindschaft zu Gott" (moharebeh) zum Tode
verurteilt. Ihr wird Mitgliedschaft in einer bewaffneten kurdischen
Oppositionsgruppe vorgeworfen. In ihrem Gerichtsverfahren, das
offenbar nur wenige Minuten dauerte, hatte sie keinen Zugang zu einem
Rechtsbeistand. Ihr Todesurteil wurde 2011 in eine lebenslange
Haftstrafe umgewandelt.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an die Oberste
Justizautorität des Iran, in denen Sie darum bitten, dass Zeynab
Jalalian vor Folter und anderen Misshandlungen geschützt wird und
medizinische Behandlung erhält, falls nötig auch in einer Klinik
außerhalb des Gefängnisses. Bitten Sie außerdem darum, dass ein
Wiederaufnahmeverfahren für Zeynab Jalalian eingeleitet wird, das den
internationalen Standards für faire Gerichtsverfahren entspricht.

Schreiben Sie in gutem Persisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

His Excellency Ayatollah Sadegh Larijani

Head of the Judiciary

c/o Permanent Mission of the Islamic Republic of Iran to the United
Nations

622 Third Avenue, 34th Floor

New York, NY 10017

USA

(Anrede: Your Excellency / Exzellenz) 

(Standardbrief Luftpost: 0,90 Euro)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Islamischen Republik Iran

S. E. Herrn Ali Majedi

Podbielskiallee 65-67, 14195 Berlin

Fax: 030 - 84 35 31 33

E-Mail: info@iranbotschaft.de

(Standardbrief: 0,70 Euro)


KASACHSTAN


Maks Bokaev

Ende April und Anfang Mai 2016 fanden in ganz Kasachstan
Demonstrationen gegen die geplanten Änderungen des Bodengesetzes
statt. Im Zusammenhang mit diesen Protesten wurden Maks Bokaev und
Talgat Ayan festgenommen. Aufgrund ihrer Beteiligung an der
Organisation friedlicher Demonstrationen und ihrer Veröffentlichungen
in sozialen Medien verurteilte ein Gericht sie im Februar 2017 zu fünf
Jahren Haft.Talgat Ayan kam am 28. April frei, Maks Bokaev befindet
sich jedoch nach wie vor in der Strafkolonie Petropawlowsk im Norden
Kasachstans.

Maks Bokaev leidet seit fünf Jahren an Hepatitis C. Vor seiner
Festnahme befand er sich auf dem Weg der Besserung, seit seiner
Inhaftierung hatte sich sein Gesundheitszustand jedoch wieder
erheblich verschlechtert. Im August 2017 wurde er für zwei Wochen in
eine andere Strafkolonie verlegt, wo die Behandlung von Hepatitis C
möglich war. Zudem erhielten Angehörige des Nationalen
Präventionsmechanismus (NPM) zum Schutz vor Folter im April 2018 die
Erlaubnis, ihn in einem Gefängniskrankenhaus zu besuchen, in das er
verlegt worden war. Dort wurde Maks Bokaev mehreren Untersuchungen
unterzogen, und er selbst bezeichnet seinen Zustand als "okay", obwohl
er nach wie vor gesundheitliche Beschwerden hat.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
kasachischen Generalstaatsanwalt und dringen Sie darauf, dass Maks
Bokaev umgehend und bedingungslos freigelassen wird, da er ein
gewaltloser politischer Gefangener ist. Fordern Sie den
Generalstaatsanwalt auf, eine Untersuchung einzuleiten, um zu
ermitteln, ob die Verurteilung von Maks Bokaev rechtmäßig war.

Schreiben Sie in gutem Kasachisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Zhakip Assanov

Office of the Prosecutor General

14 Mang El avenue

Astana, 010000

KASACHSTAN

Fax: (00 7) 7172 506 402

Website: http://prokuror.gov.kz/eng

(Anrede: Dear Prosecutor General / Sehr geehrter Herr
Generalstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost: 0,90 Euro)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Kasachstan

S. E. Herrn Bolat Nussupov

Nordendstraße 14/17, 13156 Berlin

Fax: 030 - 470 07-125

E-Mail: info@botschaft-kaz.de oder berlin@mfa.kz

(Standardbrief: 0,70 Euro)


BANGLADESCH


Kalpana Chakma

Kalpana Chakma war Koordinatorin der Organisation Hill Women's
Federation, die sich für die Rechte der indigenen Bevölkerung in der
Region Chittagong Hill Tracts einsetzt. Sie wurde in den frühen
Morgenstunden des 12. Juni 1996 aus dem Haus ihrer Familie im Dorf
Lallyagona im Bezirk Rangamati entführt. Die damals 23-Jährige ist
seitdem nie mehr gesehen worden. Die Brüder von Kalpana Chakma nannten
in ihrer Anzeige bei der Polizei drei Personen als Verdächtige: einen
Armeeangehörigen und zwei Mitglieder einer paramilitärischen Gruppe.
2016 beantragte die Polizei, den Fall zu schließen. Die Entscheidung
darüber hat das Gericht in Rangamati immer wieder vertagt.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an die
Premierministerin von Bangladesch und bitten Sie sie, eine umfassende
und unabhängige Untersuchung des Falls von Kalpana Chakma zu
veranlassen. Die Ermittlungen müssen die Befragung der drei
Verdächtigen umfassen und sicherstellen, dass die Verantwortlichen vor
Gericht gestellt werden. Alle Fälle von Drohungen, Gewalt,
Einschüchterungen, willkürlichen Festnahmen und Verschwindenlassen von
Menschenrechtsverteidiger_innen müssen in vollem Umfang untersucht
werden, auch solche, die von nicht staatlichen Gruppen ausgehen.

Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch an:

Honourable Prime Minister Sheikh Hasina Wajed

Old Sangsad Bhaban

Bir Uttam Ziaur Rahman Rd

Dhaka 1215

BANGLADESCH

(Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

Fax: 00 880 - 914 33 77

E-Mail: psecy@pmo.gov.bd 

(Standardbrief Luftpost: 0,90 Euro)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Volksrepublik Bangladesch

S. E. Herrn Imtiaz Ahmed

Kaiserin-Augusta-Allee 111, 10553 Berlin

Fax: 030 - 39 89 75 10

E-Mail: info.berlin@mofa.gov.bd

(Standardbrief: 0,70 Euro)

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/790: Massenverhaftungen von Papua in Indonesien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

Menschenrechtler fordern Freilassung von Inhaftierten
und Respekt der Demonstrationsfreiheit



Göttingen, den 2. Dezember 2018 - Nach Massenverhaftungen von
Papua-Ureinwohnern in Indonesien hat die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) die Freilassung der Festgenommenen und ein Ende der
Kriminalisierung von Protesten gefordert. Seit letztem Freitag wurden
nach Informationen der Menschenrechtsorganisation mindestens 540
Papua bei Demonstrationen gegen Indonesiens Papua-Politik in ganz
Indonesien inhaftiert. "Indonesien muss sich zu seiner demokratischen
Verfassung bekennen und auch Papua das Recht einräumen, friedlich zu
demonstrieren", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag
in Göttingen. Allein auf der Insel Java wurden mehr als 320 Personen
bei Demonstrationen für Menschenrechte von Papua festgenommen. Auch
in Westpapua wurden mindestens 90 Papua-Demonstranten verhafet.

Demonstranten in einem Dutzend indonesischer Städte sowie in
Westpapua forderten eine Volksabstimmung über die Zukunft Westpapuas
und den Respekt grundlegender bürgerlicher Rechte wie Presse-,
Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit. So gibt es seit Jahren
keinen freien Zugang in- und ausländischer Journalisten nach
Westpapua, obwohl die Behörden immer wieder versprachen, die
weitgehend vom MIlitär kontrollierte Inselhäfte für die Außenwelt zu
öffnen.Im Vorfeld der Proteste waren die Sicherheitskräfte auf der
Insel deutlich verstärkt worden.

Bereits im November 2018 waren 104 Papua bei einer Razzia eines
Studenten-Wohnheimes in der Papua-Provinzhauptstadt Jayapura
festgenommen worden. Ihnen wurde vorgeworfen, das für die staatliche
Unabhängigkeit eintretende Westpapua-Nationalkomitee zu unterstützen.

Seit Jahren erinnern Papua am 1. Dezember mit Protesten an die
verweigerte staatliche Unabhängigkeit für den völkerrechtswidrig von
Indonesien annektierten Westen der Insel Neuguinea. Im Jahr 1961
hatten Papua ihre Morgenstern-Flagge zum ersten Mal gehisst und die
Unabhängigkeit Westpapuas ausgerufen. Doch Indonesien besetzte
Westpapua militärisch und unterbindet seither mit allen Mitteln
Proteste gegen seine Herrschaft. Wer die Morgenstern-Flagge hisst
muss mit mehrjährigen Haftstrafen rechnen. Die zumeist indigene
Bevölkerung der an Kupfer, Gold, Erdöl, Erdgas, tropischen Hölzern
und anderen Rohstoffen reichen Inselhälfte strebt seit Jahrzehnten
nach staatlicher Unabhängigkleit oder zumindest nach mehr
Selbstverwaltung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





MELDUNG/211: UN-Klimakonferenz - Mehr Hilfe für Indigene gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

UN-Klimakonferenz in Kattowitz: "Natur in der Arktis spielt
verrückt" - Mehr Hilfe für indigene Völker gefordert



Göttingen, den 3. Dezember 2018 - Zum Auftakt der UN-Klimakonferenz
in Kattowitz hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) mehr
Hilfe für die indigenen Völker der skandinavischen und russischen
Arktis gefordert, die massiv unter den Folgen des Klimawandels
leiden. "Die Sami, Nenzen, Ewenken, Dolganen und andere indigene
Völker des Nordens leiden darunter, dass die Natur in der Arktis
verrückt spielt: Der Klimawandel zerstört ihre Lebensgrundlage,
beeinträchtigt ihre Gesundheit und schürt die Plünderung der
Ressourcen ihres Lebensraumes", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Montag in Göttingen. Die Menschenrechtsorganisation verwies
auf jüngste Studien skandinavischer Universitäten, die das
katastrophale Ausmaß der Folgen des Klimawandels für die Sami
aufzeigen. Der Flora und Fauna in der skandinavischen und russischen
Arktis drohten durch Wetterkapriolen an der Barentssee im
Oktober/November 2018 nachhaltige Schäden, warnte die GfbV.
Plötzliche Wetterwechsel gefährdeten das Wachstum der Pflanzen und
damit auch das Überleben der Viehherden indigener Völker.

So war es im November 2018 im Norden Norwegens fast sechs Grad wärmer
als normalerweise. Die im Oktober 2018 verschneiten und zugefrorenen
Flächen seien wieder aufgetaut. Das ungewöhnlich warme Wetter
irritiere selbst die Natur, so dass Pflanzen und Bäume wie im
Frühjahr ausschlagen würden. Doch die Zeit sei nicht reif für die
Befruchtung und Vermehrung der Pflanzen. Stattdessen drohten der
Vegetation durch die vom Klimawandel verursachten Wetterkapriolen
massive Schäden. Den Rentierherden der Sami werde es daher bald an
Nahrung fehlen, warnte Delius.

Wissenschaftler machen darauf aufmerksam, dass es immer größere
Veränderungen in der Flora der Arktis gibt, auf die sich die
indigenen Völker in der Schnelle der Zeit nicht einstellen können.
Forscher der finnischen Universitäten in Oulo und Rovaniemi machen
den Klimawandel für eine Zunahme von neuen Krankheiten bei den Sami
wie Allergien, Asthma sowie Herz- und Gefäßerkrankungen
verantwortlich.

Besorgt zeigte sich die Menschenrechtsorganisation auch von der durch
den Klimawandel angeheizten Plünderung der Bodenschätze. So würden
auf der russischen Eismeerinsel Novaya Zemlya neue Zink-, Blei- und
Eisenerzminen erschlossen, obwohl die Insel und die umliegenden
Gewässer voller Atommüll von Nukleartests und Fässern mit radioaktiv
verseuchtem Müll sein. An den Küsten des russischen Polarmeers würden
ständig neue Häfen zum Export von Erdöl, Erdgas und Mineralien
gebaut. Leidtragende dieser Entwicklung seien die indigenen Völker,
die in die Planung dieser Großprojekte nicht einbezogen würden. Neue
Pipelines, Straßen, Eisenbahnlinien und Häfen zerstörten die
Lebensgrundlage der auf ihre Viehherden angewiesenen indigenen
Völker.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/1957: Erneut landesweite Demonstration "Polizeigesetz NRW stoppen!" am 8.12. in Düsseldorf


Bündnis "Polizeigesetz NRW stoppen!"

Pressemitteilung vom 03.12.2018

Erneut landesweite Demonstration "Polizeigesetz NRW stoppen!" am
8.12. in Düsseldorf

Breites Bündnis fordert Stopp des autoritären Gesetzesvorhabens



Am kommenden Samstag (8.12.2018) erwartet das Bündnis "Polizeigesetz NRW
stoppen!" erneut tausende Demonstrierende in Düsseldorf, die sich gegen
die autoritäre Verschärfung des Polizeigesetzes wenden.
Bürgerrechtsorganisationen, Gewerkschafter*innen, migrantische
Selbstorganisationen, Datenschützer*innen, Fußballfans,
Klimaaktivist*innen, politische Parteien und viele weitere Gruppen haben
ihre Teilnahme angekündigt.

"Statt die Kritik von Expert*innen aufzugreifen und das Grundgesetz als
Maßstab zu nehmen, versucht die Landesregierung mit Angstmacherei
Verschärfungen durchzuboxen, die sich besonders gegen demokratische
Teilhabe, praktische Solidarität und sozial Schwächergestellte
richten.", bemängelt Raphael Müller, Sprecher des Bündnisses.

Thematische Blöcke werden aufzeigen, in welchen Bereichen das
verschärfte Polizeigesetz ins alltägliche Leben eingreift und die breite
Betroffenheit aller Gesellschaftsschichten sichtbar machen. So wird es
unter anderem einen schwarzen Roben-Block, einen antirassistischen
Block, einen Gewerkschafter*innen-Block, einen Block für Privatsphäre
und Datenschutz, einen Block für Bürger*innenrechte, einen
feministischen Block, einen Block von "Nationalismus ist keine
Alternative" sowie Fußballfan-Blöcke verschiedener Clubs geben.

Auch mehrere Gruppen, die sich für Klimagerechtigkeit einsetzen, werden
dort ihren Protest in einem eigenen Block zum Ausdruck bringen. Sie
haben dieses Jahr im und um den Hambacher Wald ein enormes Maß an
polizeilicher Willkür erleben müssen. "Das neue Polizeigesetz richtet
sich auch gegen unseren Einsatz für Klimagerechtigkeit: Mit der
Möglichkeit, uns bei Personalienverweigerung sieben Tage in Gewahrsam zu
nehmen oder Taser gegen uns einzusetzen, will die Polizei uns
einschüchtern. Ziel ist es, unseren legitimen Protest gegen ein
klimaschädliches, kapitalistisches Wirtschaftssystem weiter zu
kriminalisieren.", so Annika Sommer, Sprecherin des Bündnisses.

"Wir wollen eine lebendige, bunte Demonstration gegen die autoritäre
Gesetzesverschärfung. Unsere Aktion wird ein Bild der Vielfalt,
Kreativität und Offenheit vermitteln - entschlossen, solidarisch und
besonnen. Wir rufen alle freiheitsliebenden Menschen dazu auf, sich der
Demonstration am 08. Dezember anzuschließen, für ihre Rechte einzustehen
und an die großartigen Aktionen und Proteste gegen die repressiven
Polizeigesetze in NRW sowie in anderen Bundesländern anzuschließen." so
Martin Behrsing, Sprecher des Bündnisses und Demonstrationsanmelder. Am
8. Dezember demonstriert zeitgleich in Hannover das #noNPOG-Bündnis
gegen die Verschärfung des niedersächsischen Polizeigesetzes.

Nach breiter Kritik von Menschenrechtler*innen, Datenschützer*innen und
den rund 20.000 Teilnehmer*innen bei der NRW-Demonstration am 7. Juli
hatte die Landesregierung die Verabschiedung des Gesetzes zunächst
verschoben und im Oktober Änderungen vorgelegt. Das Bündnis
"Polizeigesetz NRW stoppen!" analysiert jedoch diese Änderungen als
Täuschungsmanöver. Martin Behrsing kommentiert: "Nach wie vor führen
diese Verschärfungen zur Einschränkung von grundrechtlich geschützten
Freiheiten wie Bewegungs- und Versammlungsfreiheit. Deshalb rufen wir
die Menschen aus NRW dazu auf, sich an unseren Protesten zu beteiligen.
Der Entwurf bleibt absolut unverhältnismäßig und im Kern
verfassungswidrig".




Weitere Informationen:

https://Polizeigesetz-NRW-stoppen.de

@PolGNRWStoppen

Demokonsens und -route:

https://polizeigesetz-nrw-stoppen.de/infos-zur-demo

Aufruf und Unterzeichner*innen:

https://polizeigesetz-nrw-stoppen.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ADVENT/100: Adventskalender - für den 04. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Dienstag, den 4. Dezember

[image: Adventskalender 4. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]

So war er tief versunken

beim Mischen und beim Kneten,

beim Löffeln und beim Tunken,

als könnt' er sich verspäten.

zum 4. Dezember 2018
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8477: Und morgen, den 4. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.12.2018 bis zum 05.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8477 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Bis nachmittags Sonnenschein,

Wolkenfelder werden mehr,

mancher Schauer stellt sich ein,

Jean-Luc freut sich darauf sehr.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





FRAGEN/005: Maso Notarianni - "Alle können an Bord der Mediterranea Saving Humans kommen" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Maso Notarianni: "Alle können an Bord der Mediterranea Saving 
Humans kommen"

Interview mit Maso Notarianni von Anna Polo, 4. Dezember 2018



Migrationspolitik, ziviler Ungehorsam, konkrete Maßnahmen zur
Solidarität. Darüber sprechen wir mit Maso Notarianni, Journalist,
Leiter der italienischen Hilfsorganisation Arci und Mitglied bei
Mediterranea Saving Humans.

Wann und wie entstand die Idee zum Projekt "Mediterrannea Saving
Humans"?

Die Idee schwirrte vielen von uns schon seit langem in Kopf herum. Die
Jagd auf NGOs im Mittelmeer hat dann alles beschleunigt und uns den
Anstoß dazu gegeben, mit einer konkreten Reaktion zivilen Ungehorsams
auf die italienische und europäische Migrationspolitik und deren
Kriminalisierung von Solidarität zu antworten. Anfang Frühling
begannen wir, über die Machbarkeit des Projektes nachzudenken und im
Sommer arbeiteten wir bereits daran, schafften den Schlepper Mar Jonio
an und bauten ihn für unsere Zwecke um. Der Stapellauf erfolgte Anfang
Oktober, als gemeinsames Projekt vieler verschiedener Initiativen, die
sich dafür zusammen getan haben. Die Promoter sind Arci, Ya basta aus
Bologna, das Onlinemagazin I Diavoli, das soziale Zentrum ESC in Rom,
das soziale Unternehmen Multivolti aus Palermo sowie Seawatch und die
Gemeinde von Don Gallo in Genua. Zudem ist es mir wichtig, zu
erwähnen, dass ohne die Hilfe von Erasmo Palazzotto, Nicola
Fratoianni, Rossella Muroni, Alessandro Metz und Nichi Vendola, die
als Garanten für den Kredit bei der Banca Etica fungierten, das
Projekt niemals hätte starten können.

Wie hat sich das Projekt dann weiterentwickelt?

Zu den Promotern haben sich dann ganz viele andere dazugesellt -
Pfarrgemeinden, Bürgerzirkel, soziale Zentren, Vereinigungen,
Künstler, Schriftsteller und Einzelpersonen. Mediterranea ist ein
offenes Netzwerk, bei dem jeder mitmachen kann. Um beizutreten und
selber Hilfsprojekte vorzuschlagen, muss man nur auf unsere Webseite
[1] (italienisch / englisch) oder Facebook-Seite [2] gehen und eine
Nachricht hinterlassen. Es hat sich so ein außergewöhnliches Netzwerk
an Solidarität gebildet, zwischen denen, die aufs Meer hinaus fahren,
und denen, die an Land bleiben und dort helfen. Es bildete sich auch
eine Gruppe von erfahrenen Kapitänen, die als Ehrenamtliche an den
Missionen teilnehmen, wie alle anderen auch.

Bei jeder Mission ist immer auch mindestens ein Begleitschiff neben
der Mar Jonio mit dabei. Außer der Crew und dem medizinischen Personal
begleiten uns auch immer Journalisten, die sehr wichtig sind und uns
bei unserer Arbeit der Suche, der Dokumentation und der Anklage
helfen. Zudem arbeiten wir mit den Schiffen Proactiva Open Arms und
Seawatch zusammen.

Du hast bereits an zwei Missionen teilgenommen und wirst bald zur
dritten aufbrechen. Was haben diese Erfahrungen bei Dir
hinterlassen?

Sehr viel. Wenn man für Tage auf dem Mittelmeer ist, spürt man die
Migrationspolitik Italiens und Europas hautnah, vor allem, weil man
mitbekommt, wie schrecklich es ist, in einem kleinen Boot oder einer
Barke auf dem Meer zu sein. Es treibt einen dazu an, noch mehr zu tun,
um all das anzuklagen und diesen Wahnsinn der Öffentlichkeit bekannt
zu machen. Es sind Erfahrungen, die einen eng mit denen
zusammenschweißen, die sie mit einem teilen.

Was ist während der Missionen passiert, an denen Du teilgenommen
hast?

Beim ersten Mal haben wir ein kleines Boot gekreuzt, das Kurs auf die
Insel Lampedusa nahm. Wir sind seitlich herangefahren und haben
gefragt, ob sie Hilfe brauchen, aber sie antworteten uns, dass sie
zwei Motoren haben, genug Nahrung und Wasser, und dass sie lieber
weiter Richtung Lampedusa wollten.

Wir haben viele Warnsignale erhalten, die das nächstgelegene Boot dazu
verpflichten, den in Not geratenen zu helfen, aber leider haben wir
oft feststellen müssen, dass es sich um falschen Alarm handelte, um
uns wohin zu schicken, wo es dann nichts zu tun gab. Es kam auch vor,
dass anstatt eines allgemeinen Alarms nur die Libyer alarmiert wurden,
sodass diese die Schiffbrüchigen wieder in ihr Land zurückholen,
obwohl die Internationale Seeorganisation libysche Häfen nicht als
sicher anerkennt.

Ich möchte einige bedeutungsvolle Zahlen hinzufügen: Europa hat der
Türkei 6 Milliarden Euro gegeben, um Flüchtlinge zurückzuhalten, und
Italien finanziert die libysche Küstenwache sowie Leute, die praktisch
Banditen sind, um dort Flüchtlingslager zu errichten. Die Initiative
für humanitäre Korridore hingegen, die von der Gemeinde von
Sant'Egidio zusammen mit den evangelischen Kirchen und der Tavola
Valdese ins Leben gerufen wurde, hat 250 Millionen Euro gesammelt,
Tausende Menschen nach Italien gebracht und ihren Aufenthalt dort für
ein Jahr finanziell garantiert. Mit den Milliarden, die an die Türkei
und an Libyen gezahlt wurden, hätte man mindestens 240.000 Menschen
sicher und menschenwürdig hierher bringen können. Wie auch die
Schließung der Sprar [3] (Zentren zum Schutz von Asylsuchenden und
Flüchtlingen; Anm.d.Ü.), scheinen mir all diese Entscheidungen der
gesamten westlichen Welt - und vergessen wir dabei nicht das, was
Trump in den Vereinigten Staaten macht - eine klare Demonstration der
Tatsache zu sein, dass man das Problem nicht lösen will, sondern die
Spannungen ausweiten und die Angst und das Misstrauen gegenüber den
Migranten erhöhen will.

Du hast die außergewöhnlichen Reaktionen von Solidarität erwähnt,
die ihr erlebt habt. Kannst Du uns dazu mehr sagen, auch im Bezug auf
zukünftige Projekte?

Ehrlich gesagt haben wir nicht erwartet, dass sich so viele heterogene
Kräfte aktivieren würden, von den Pfarrgemeinden bis zu den sozialen
Zentren: inzwischen gibt es jeden Tag in Italien zwei oder drei neue
Initiativen, um unser Projekt und unser Netzwerk bekannter zu machen,
und um Spenden zu sammeln. Die Leute kümmern sich selber um alles, sie
rufen uns an und wir gehen dorthin, wo wir eingeladen werden. Zum
selben Zweck und auf die Initiative von Michela Murgia hin tourte vor
kurzem eine Gruppe von Schauspielern, Sängern und Schriftstellern [4]
mit dem Schauspiel "La via di terra" durchs Land. Wir wollen noch
viele weitere dezentrale Events wie dieses auf den Weg bringen. Unsere
Einladung ist klar und wendet sich an alle: "Kommt an Bord der
Mediterranea Saving Humans"!


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkungen:

[1] https://mediterranearescue.org/en/

[2] https://www.facebook.com/Mediterranearescue/

[3] https://www.sprar.it/english

[4] https://mediterranearescue.org/news/mediterranea-la-via-di-terra/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GUTE-NACHT/3653: Im Advent - Verscheucht (SB)






[image: ]

Olgas Stoffschaf Molly liegt unter dem Kopf eines Mannes, der hier
auf der Parkbank übernachtet. Er ist nur spärlich zugedeckt mit
einer Regenjacke, und er hat keine Bleibe, kein Zuhause. So lebt er
auf der Straße. Bei sonnigem Wetter mag das so manch einem
spaßig erscheinen. Aber in Regen oder Schnee, in feuchter
Luft und Kälte ist das Leben auf der Straße für niemanden angenehm.
Und das schlimmste ist, noch nicht einmal hier auf der Parkbank,
wo der Mann nachts doch niemanden stört, kann er bleiben.

Schon kommt ein Ordnungshüter mit einer Taschenlampe vorbei und weckt
den schlafenden Mann auf. "Hier kannst du nicht bleiben. Das ist ein
öffentlicher Park. Such dir eine andere Bleibe und laß dich hier nicht mehr
von mir beim Schlafen erwischen", schimpft der Wächter und dutzt
den Fremden. Obwohl er ihn doch gar nicht kennt, behandelt er ihn wie
einen bösen Menschen, obwohl der Mann auf der Bank doch niemandem
etwas getan hat.

Also schnappt sich der Mann seine wenige Habe, steckt heimlich Molly
ein und verläßt den Park. Er hat es schon erlebt, daß ihm Dinge
einfach weggenommen wurden, weil solch ein Ordnungshüter oder auch ein
Polizist nicht glaubten, daß ihm diese Dinge gehörten. Der Polizist
damals meinte, die Sachen seien sicher gestohlen, die wären noch zu
neu und könnten gar nicht seine sein. Dabei hatte er sie auf der
Straße beim Betteln geschenkt bekommen. Längst hat der Mann es
aufgegeben, einen ihm drohenden Ordnungshüter zu bitten, ihn doch
einfach auf der Bank schlafen zu lassen, er störe doch niemanden,
keiner sei da, der sich jetzt auf der Bank erholen wolle, nur er.
Schließlich sei der Park doch öffentlich. Der Mann hat schon lange
gelernt, daß all sein Bitten nichts hilft. So ist er froh, das
Stoffschaf eingesteckt zu haben. Wenigstens hat er sich hier ein Kissen
ergattert.

Wo aber soll er jetzt hin? In den Obdachlosenheimen war heute Nacht
schon alles belegt. In den Vorraum einer Bank gelangt er auch nicht,
er hat keine Bankkarte mit der er die Tür öffnen könnte. Eine solche
bekommt er nur, wenn er ein Konto eröffnet - doch ohne Wohnsitz kein
Konto. Wenn er aber eine Wohnung hätte, bräuchte er nicht auf der
Straße zu schlafen, was für ein Teufelskreis.

Auf dem Weihnachtsmarkt gehen ebenfalls Wächter herum, auch dort wird er
keinen Schlupfwinkel finden. Vielleicht in irgendeinem Hauseingang in
einer dunklen Gasse? Der Mann ist längst aus dem Park heraus und
steuert in Richtung der Schrebergartensiedlung zu. Auch hier muß
er sich in Acht nehmen. Aber zu dieser Stunde könnte er Glück haben,
hier niemandem aufzufallen und vielleicht eine nicht versperrte
Gartenlaubentür oder einen offenen Schuppen zu
findet, in dem er für die nächsten vier Stunden bleiben kann. Dann
aber muß er sich wieder auf die Socken machen, denn gegen Morgen
kommen die ersten Schrebergärtner in ihre kleinen Areale zurück.

Unter der Jacke des Mannes versteckt, sieht Molly nicht, wohin es
geht. Erst als es nach Heu riecht, holt der Mann das Stoffschaf aus
dem Versteck heraus. In einem Garten hat er eine überdachte Ecke mit
Strohballen und einem Bund Heu gefunden. Beides ist wohl für die Hasen
bestimmt, die in den Käfigen hocken. Schön sehen die Käfige aus, wie
richtige Häuschen mit Treppe und Balkon. Doch ein Käfig bleibt ein
Käfig. Der Mann streckt sich auf dem Stroh aus, steckt sich Molly
wieder unter den Nacken und schläft bald ein. Nur Molly schläft nicht.
Olga hatte ihren Kopf nie so auf Molly geknetscht. Und Molly sehnt sich
nach ihrem geliebten Zuhause.

Gute Nacht!

zum 4. Dezember 2018
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AKTION/528: Herten - Candlelight-Schwimmen für Kids am 8. Dezember


Copa Ca Backum Herten

Lichtermeer für kleine Wasserflöhe

Candlelight-Schwimmen für Kids am 8. Dezember im Copa Ca Backum



Herten. Auch kleine Wasserflöhe können hin und wieder eine Auszeit vom
Alltagstrubel gebrauchen. Am Samstag, 8. Dezember, können sie im Copa
Ca Backum mal so richtig relaxen: Zwischen 16 und 18 Uhr verwandelt
sich das Nichtschwimmerbecken im Hallenbad für sie in ein Lichtermeer.
Unzählige Lichter säumen dann den Beckenrand, ergänzt durch
schwimmende Leuchtkugeln mit Farbwechseleffekt. Dazu ertönt ruhige
Musik. Mit Poolnudeln und Matten können die kleinen Badegäste dabei
ganz entspannt im Wasser treiben. Zur Erfrischung gibt's zwischendurch
Fruchtspieße und ein Gratis-Getränk an der Kinder-Poolbar.

Das Angebot ist im normalen Eintrittspreis enthalten. Kinder und
Jugendliche unter 16 Jahren bezahlen zum Beispiel für zwei Stunden
Badespaß 4,70 Euro. Mehr Informationen unter www.copacabackum.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.11.2018

Herausgeber: Pressestelle der Hertener Stadtwerke GmbH

Herner Straße 21, D-45699 Herten

Telefon: (02366) 307-214, Telefax: (02366) 307-105

E-Mail: mailto:k.walberg@herten.de

Internet: http://www.copacabackum.de
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AKTION/527: Lippstadt - Himmlischer Besuch. Der Nikolaus besucht die Kinder, 6.12.2018


Stadt Lippstadt

Himmlischer Besuch: Der Nikolaus besucht die Kinder

Am 6. Dezember besucht der Nikolaus die Kinder



Lippstadt. Der wohl aufregendste Tag in der Adventszeit ist, fragt man
kleine Mädchen und Jungen, der 6. Dezember. Schon am Vorabend ist die
Spannung kaum auszuhalten und die bange Frage, ob der Nikolaus wohl
nachts etwas in die bereit gestellten Schuhe füllt, können auch Eltern
nicht beantworten?

Doch die Aufregung reißt an diesem besonderen Tag nicht ab, denn
nachmittags kann man den St. Nikolaus leibhaftig erleben. Denn wie
schon in den Vorjahren, wird der heilige Mann auf den Lippstädter
Weihnachtsmann kommen und den Kindern eine leckere Überraschung
bringen. Am Donnerstag, 6. Dezember, wird er gegen 16 Uhr vom Rathaus
zur Bühne im Winter-Wald schlendern und dort eine kurze Ansprache an
die Mädchen und Jungen richten. Sind alle lieben Kinder beschenkt
worden, geht der Nikolaus zurück zum Rathaus. Denn hier wird pünktlich
um 17 Uhr das sechste Adventsfenster unter weihnachtlichen Klängen und
unter Mithilfe kleiner Engelchen für die Öffentlichkeit enthüllt.
Traditionell gestalten die Schüler der Nikolaischule dieses Fenster.
Tagsüber haben Kinder, die eine Nikolausmütze tragen, freien Eintritt
auf der Eisfläche. Zwischen 14 und 17 Uhr winkt hier ein kostenfreies
Eislaufvergnügen.

Erwachsene lassen sich gern mit guter Unterhaltung beschenken. Und so
wartet an diesem ganz besonderen Dezemberabend ein musikalisches
Präsent auf die Weihnachtsmarkt-Besucher, wenn ab 18 Uhr die "Cool
Cats", die Schülerband des Lippe-Berufskollegs, auf der Bühne im
Winter-Wald auftritt. In Kombination mit einem (alkoholischen)
Heißgetränk, klingt der Nikolaustag so ausgesprochen stimmungsvoll
aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.11.2018

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Tel. 02941/9887803
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AKTION/526: Hanau - Jugendausflug in das Spaßbad Miramar am 26.01.2019


Stadt Hanau

Jugendausflug in das Spaßbad Miramar



Einen Ausflug in des Spaß- und Erlebnisbad "Miramar" in Weinheim
veranstalten die Kinder- und Jugendtreffs der Evangelischen Kirche am
Limes T-haus und JUZ#1, gemeinsam mit dem Familien- und Jugendzentrum
Wolfgang (FJW), am Samstag, 26. Januar 2019. Unter dem Motto "Höher,
schneller, weiter" kommen im Miramar Rutschenfans auf ihre Kosten. Das
gigantische Rutschenangebot hält von der Krokodil- oder Piratenrutsche
über den waaghalsigen Typhoon bis zum rasanten Blizzard und dem
spektakulären Twister für jeden Geschmack und jede Altersklasse
garantierten Wasserspaß bereit. Außerdem erwartet die Teilnehmer ein
großes Wellenbecken und im Außenbereich ein Strömungskanal.

Für einen Teilnahmebeitrag von 12 Euro bzw. 16 Euro (ab 18 Jahre)
können Teens und Jugendliche ab 12 Jahren einen aktionsreichen Tag im
Miramar erleben. Anmeldeschluss ist am Freitag, 18.1.19. Weitere Infos
und Anmeldungen gibt es im T-haus, Telefon 06181-520179, oder im FJW
unter der Telefonnummer 06181-574105.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.18

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSE/485: Mönchengladbach - Hörspiel-Special der Ohrenbibliothek, 15.12.2018


Stadt Mönchengladbach

Der Weihnachtsmann bekommt was auf die Ohren: jetzt anmelden zum
Hörspiel-Special der Ohrenbibliothek 

Stadtbibliothek Mönchengladbach setzt erfolgreiches Audio-Projekt
"Ohrenbibliothek" im Rahmen des Programms "Kulturrucksack NRW" mit
einem "Weihnachts-Hörspiel Special" fort.



Am 15. Dezember 2018 gibt es für junge Medienmacher in Mönchengladbach
in der "Ohrenbibliothek 2018" wieder was "auf die Ohren". Die
Stadtbibliothek startet ein Weihnachts-Special, in dem die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihr eigenes Weihnachtshörspiel
produzieren. Den Inhalt bestimmen sie natürlich selbst. Die Kids im
Alter von 10 bis 14 Jahren sind ihre eigenen Hörspielautoren, Sprecher
und Produzenten. Unter der Anleitung des erfahrenen Hörfunk-Redakteurs
Axel Tillmanns lernen sie Schritt für Schritt, wie es geht: Umgang mit
Sprache und ihrer Stimme, Aufnahme, digitale Bearbeitung. Die eigenen
Hörspiele können zum Schluss auf CD gebrannt werden und eignen sich
auch prima als Weihnachtsgeschenk für die Eltern, Geschwister oder Oma
und Opa. Alternativ oder zusätzlich können sie auch im Netz - von
Soundcloud über Youtube bis Whatsapp - veröffentlicht werden. Ein
Projekt des Kulturrucksack NRW. Die Teilnahme ist kostenlos.

Die jungen Hörspielproduzenten treffen sich in der Stadtteilbibliothek
Rheydt. Infos unter www.stadtbibliothek-mg.de oder
www.facebook.com/stadtbibliothek.mg. Interessierte sollten sich
schnell per Mail unter OHRENBIBLIOTHEK@MOENCHENGLADBACH.DE anmelden,
denn die Plätze sind begrenzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.11.2018

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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MELDUNG/377: Die Unbekannte - Bauhaus-Lehrerin Gertrud Grunow (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 30.11.2018

Die Unbekannte: Gertrud Grunow

Über die Bauhaus-Lehrerin Gertrud Grunow kann man sich jetzt über eine
Online-Plattform und eine Open Access-Publikation informieren



2019 feiert das Bauhaus sein 100-jähriges Jubiläum. Vier Jahre nach
seiner Gründung hatte das Weimarer Bauhaus 1923 eine erste große Ausstellung
organisiert, welche die Arbeit an der Schule präsentierte. Dem
historischen Ausstellungskatalog vorangestellt sind programmatische Texte
von Gropius, Klee, Kandinsky und Gertrud Grunow. Während die drei Männer
große Berühmtheit erlangten, ist Grunow bislang weitgehend unbekannt.

Zum Anlass des Jubiläums 2019 haben Dr. des. Linn Burchert, Kunst- und
Kulturwissenschaftlerin an der Humboldt-Universität zu Berlin (HU), sowie
die Weimarer Kunstpädagogin Gabriele Fecher ein Projekt initiiert, um die
Bauhauslehrerin in der Wissenschaft sowie der breiteren Öffentlichkeit
bekannt zu machen - mit einer Online-Plattform und einer
Open-Access-Publikation.

Website informiert über Leben und Wirken Grunows

Gertrud Grunow gestaltete als ausgebildete Musikpädagogin mit ihrer
"Harmonisierungslehre" zwischen Herbst 1919 und Frühjahr 1924 maßgeblich
die sogenannte Vorlehre am Bauhaus mit. Grunows Unterricht absolvierten
alle Schülerinnen und Schüler, bevor sie in die spezialisierten
Werkstätten aufgenommen werden konnten. Im Vordergrund der Lehre stand
das Ziel, Körper und Seele durch Imagination, Bewegung und Atem in
Einklang zu bringen sowie für Töne, Farben, Formen und Materialitäten zu
sensibilisieren. Grunow schrieb zudem Evaluationen, die zur Entscheidung
über die Aufnahme der Schülerinnen und Schüler an der Schule beitrugen.

Die Webseite informiert grundlegend über Leben und Wirken Grunows, stellt
eine kritische Bibliographie bereit und wird fortlaufend aktualisiert:
Forschende, Kulturschaffende sowie alle, die sich mit Grunow beschäftigen,
können auf dieser Plattform ihre Projekte und Publikationen bekanntgeben.
Auf der Webseite wurde zudem der bislang einzige Film über Grunow
veröffentlicht: Diesen hat Gabriele Fecher 2009 mit dem Schweizer
Literaturwissenschaftler und Zeitzeugen René Radrizzani erstellt.

Bislang unveröffentlichtes Archivmaterial gesichtet

Ziel der Webseite ist es, den aktuellen Forschungsstand, aber auch offene
Fragen zur Diskussion zu stellen. In einem frei verfügbaren E-Book
präsentiert Burchert ihre Forschungsergebnisse. Dazu hat sie bislang
unveröffentlichtes Archivmaterial gesichtet und Fragen der Authentizität
von Quellen geklärt. So entspinnt sich um den vermeintlichen Grunow-Text
"Der Gleichgewichtskreis" (hrsg. 2001) ein problematischer Fall: Kurz vor
ihrem Tod hatte Grunow all ihre Manuskripte an ihren ehemaligen
Bauhaus-Schüler Gerhard Schunke übergeben, der diese allerdings nie wie
geplant unter ihrem Namen veröffentlichte, sondern überarbeitete und für
die eigenen Zwecke verwendete. Die Veröffentlichung "Der
Gleichgewichtskreis" stammt dementsprechend in Teilen von Schunke. Unter
Bauhaus-Expertinnen und Experten ist diese Kontroverse bekannt, erst jetzt
konnte sie auf Basis von neu gehobenem Briefmaterial durch Burchert aber
weitestgehend geklärt werden.

Einen besonderen Fokus legt die HU-Wissenschaftlerin außerdem auf die
Beziehungen zu zentralen Persönlichkeiten aus Kunst, Wissenschaft und
Philosophie der Zeit: Dazu gehören etwa die Bauhäusler Johannes Itten und
Lothar Schreyer sowie der Entwicklungspsychologe Heinz Werner, mit dem
Grunow in den späten 1920er Jahren zusammenarbeitete, um Wahrnehmung und
Synästhesie zu erforschen. Nicht nur hier herrscht weiterer
Forschungsbedarf, auch Grunows Bezügen zum Kreis um Aby Warburg sowie
Ernst Cassirer ist bislang nicht ausreichend nachgegangen worden. Zu
diesen und anderen Auseinandersetzungen laden Publikation und Webseite
ein.

Zur Autorin:

Linn Burchert ist seit 2018 Mitarbeiterin am Institut für Kunst- und
Bildgeschichte der Humboldt-Universität Berlin. Nach ihrem Studium der
Kulturwissenschaft und Vergleichenden Literatur- und Kunstwissenschaft in
Potsdam (2008-2014), assistierte sie am Lehrstuhl für Kunstgeschichte der
Friedrich-Schiller-Universität Jena (2014-2017). 2018 schloss sie ihre
Dissertation "Das Bild als Lebensraum. Ökologische Wirkungskonzepte in der
abstrakten Kunst, 1910-1960" ab. Forschungsschwerpunkte sind: Beziehungen
von Kunst-, Ideen- und Wissenschaftsgeschichte sowie Naturkonzepte in der
Kunst von 1750 bis in die Gegenwart.


Originalpublikation:


https://edoc.hu-berlin.de/handle/18452/20284

Weitere Informationen unter:

http://www.gertrud-grunow.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FÜHRUNG/978: Braunschweig - "Die Klee-Nolde-Ausstellung von 1924", 05.12.2018


Stadt Braunschweig

Mittagspause im Museum: "Die Klee-Nolde-Ausstellung von 1924"



Braunschweig. Bei der nächsten "Mittagspause im Museum" am Mittwoch,
5. Dezember, um 12.30 Uhr, im Städtischen Museum Braunschweig, Haus am
Löwenwall, Steintorwall 14, geht es um das Thema "Otto Ralfs als
Ausstellungsmacher: Die Klee-Nolde-Ausstellung von 1924 in
Braunschweig". Im Eintrittspreis sind Kaffee und Apfelstrudel nach der
15- bis 20minütigen Führung enthalten.

Die Kunst der Avantgarde ist in den 1920er Jahren in Braunschweig vor
allem durch Otto Ralfs (1892-1955) gefördert worden. Von März bis
April 1924 zeigte Ralfs gemeinsam mit anderen Sammlern eine
Ausstellung mit Werken von Paul Klee und Emil Nolde im damaligen
Landesmuseum in Braunschweig.

Im Rahmen der Ausstellung "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und
dann?" wurde die Klee-Nolde-Schau von 1924 ansatzweise rekonstruiert
und wird im Galeriegebäude des Hauses am Löwenwall präsentiert. Unter
anderem ist die damals ausgestellte Farblithographie "Die Heilige vom
innern Licht" von Paul Klee aus Privatbesitz zu sehen. Kurator Dr.
Lars Berg geht in seiner Kurzführung auf die Klee-Nolde-Schau ein.

Die Veranstaltungsreihe "Mittagspause im Museum" wird einmal im Monat,
immer mittwochs, mit wechselnden Führungen fortgeführt. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-4521 oder unter
www.braunschweig.de/museum.

Das Haus am Löwenwall ist dienstags bis sonntags von 10 bis 17 Uhr
geöffnet. Der Eintritt beträgt für Erwachsene fünf Euro. Ermäßigung
gibt es für Schüler, Studierende, Auszubildende, Menschen mit
Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig Passes" in Höhe
von 2,50 Euro; Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis zu sechs Jahren haben freien Eintritt. Das
Städtische Museum ist uneingeschränkt barrierefrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.18

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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GLEICHHEIT/6774: Sozialistische Gleichheitspartei geht rechtlich gegen Beobachtung durch den Verfassungsschutz vor


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Sozialistische Gleichheitspartei geht rechtlich gegen Beobachtung durch
den Verfassungsschutz vor

Von der Sozialistischen Gleichheitspartei

3. Dezember 2018



Die Sozialistische Gleichheitspartei (SGP) geht rechtlich gegen die
Beobachtung durch den Verfassungsschutz und ihre Nennung im
Verfassungsschutzbericht vor. In dem im Juli vorgestellten Bericht wurde
die Partei erstmalig als "linksextremistisch" bezeichnet. Als einzige
Begründung führte die Behörde an, dass die SGP den Kapitalismus, andere
Parteien und die Gewerkschaften kritisiert.

Schon im August hatte die Partei eine ausführliche Erklärung [1]
veröffentlicht, in der sie das Vorgehen des Verfassungsschutz als gezielten
politischen Angriff wertete, der durch die rechtsradikalen Positionen des
damaligen VS-Präsidenten Hans-Georg Maaßen motiviert war. Am Donnerstag
reichte der Anwalt der SGP, Dr. Peer Stolle, einen offiziellen Schriftsatz
beim Bundesamt ein, den wir im Folgenden dokumentieren.

Stolle ist Vorsitzender des Republikanischen Anwältinnen- und
Anwältevereins (RAV). Er hat schon zahlreiche Verfahren gegen den
Verfassungsschutz geführt und vertrat den Nebenkläger Ergün Kubasik im
NSU-Prozess.

 * 

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit zeigen wir an, dass uns die Sozialistische Gleichheitspartei,
vertreten durch ihren Vorsitzenden, Herrn Ulrich Rippert, mit der
Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen in der vorbezeichneten
Angelegenheit beauftragt hat. Eine auf uns lautende Vollmacht ist diesem
Schreiben beigelegt.

Die Sozialistische Gleichheitspartei ist die deutsche Sektion des
Internationalen Komitees der Vierten Internationale (IKVI). Sie setzt sich
dafür ein, die Arbeiter in Deutschland für das Programm des internationalen
Sozialismus zu gewinnen und hofft, auf Grundlage dieses Programmes die
Arbeiter zu vereinen und sie für die Eroberung der politischen Macht und
die Errichtung eines Arbeiterstaates zu mobilisieren. Ziel ist es, die
objektiven Voraussetzungen für den Aufbau einer - so die Grundsatzerklärung
- "wirklich demokratisch, egalitären und sozialistischen Gesellschaft" zu
schaffen. Zur Erreichung dieses Ziels führt die SGP im Wesentlichen
Informations- und Vortragsveranstaltungen durch und veröffentlicht auf der
Webseite World Socialist Web Site täglich Analysen zur weltpolitischen und
ökonomischen Entwicklung.

In dem von Ihnen herausgegebenen Verfassungsschutzbericht 2017 erwähnen Sie
unsere Mandantin auf Seite 131 und Seite 148 unter der Rubrik
"Linksextremismus". Dort führen Sie u.a. aus, dass sich die Agitation der
SGP schon in ihrer Programmatik gegen die bestehende, pauschal als
"Kapitalismus" verunglimpfte staatliche und gesellschaftliche Ordnung,
gegen die EU, gegen vermeintlichen Nationalismus, Imperialismus und
Militarismus sowie gegen die Sozialdemokratie, die Gewerkschaft und auch
gegen die Partei DIE LINKE richten würde. Weiter wird ausgeführt, dass
unsere Mandantin durch die Teilnahme an Wahlen sowie die
Vortragsveranstaltungen versuche, für die Partei und ihre politischen
Vorstellungen öffentliche Aufmerksamkeit zu erlangen.

Die Erwähnung unserer Mandantin in dem von Ihnen herausgegebenen
Verfassungsschutzbericht 2017 ist rechtswidrig, da die Voraussetzungen für
eine Aufnahme unserer Mandantin in dem Bericht nicht gegeben sind.

Ein Verfassungsschutzbericht ist kein beliebiges Erzeugnis staatlicher
Öffentlichkeitsarbeit. Eine Veröffentlichung einer natürlichen oder
juristischen Person im Verfassungsschutzbericht geht über die bloße
Teilhabe staatlicher Funktionsträger an öffentlichen Auseinandersetzungen
oder an der Schaffung einer hinreichenden Informationsgrundlage für eine
eigenständige Entscheidungsbildung der Bürger hinaus, da sie von einer
spezialisierten und mit besonderen Befugnissen und auf die Abwehr
besonderer, eng umgrenzter Gefahren stammt und mit einer belasteten
negativen Sanktion gegenüber den dort erwähnten Personen verbunden ist
(vgl. BVerfG, NJW 2005, 2912 [2913]).

Bei der Erstellung eines Verfassungsschutzberichtes - insbesondere bei der
Entscheidung, welche Personen oder Personenzusammenschlüsse darin
aufzunehmen sind - sind besondere Sorgfaltsanforderungen zu beachten. Dem
Verfassungsschutzbericht kommt eine Warnfunktion zu. Mit der Erwähnung
einer Person oder eines Personenzusammenschlusses in dem
Verfassungsschutzbericht verbindet sich zugleich die Aufforderung an die
Öffentlichkeit, diesen Personenzusammenschluss nicht zu unterstützen, ihm
nicht beizutreten und dessen Angebote - welcher Art auch immer - nicht
anzunehmen. Er ist geeignet, Bürger davon abzuhalten, sich mit diesem
Personenzusammenschluss näher zu befassen oder ihm sogar beizutreten. Über
den Verfassungsschutzbericht wird in den Medien regelmäßig berichtet und in
der Öffentlichkeit diskutiert, so dass ihm eine breite Außenwirkung
zukommt. Dies hat zur Folge, dass bei einer Erwähnung in dem
Verfassungsschutzbericht (potentielle) Kooperationspartner von einer
Zusammenarbeit abgeschreckt werden und es dem Personenzusammenschluss
erschwert wird, geschäftliche, kulturelle, soziale oder sonstige
Beziehungen mit Anderen einzugehen. Eine Erwähnung im
Verfassungsschutzbericht ist damit mit einer eindeutigen negativen
Stigmatisierung in der Öffentlichkeit verbunden (vgl. OVG
Berlin-Brandenburg, U. v. 06.04.2006 - OVG 3 B 3.99).

Bei der Aufnahme von Personen oder Personenzusammenschlüssen in einem
Verfassungsschutzbericht sind des Weiteren die allgemeinen rechtlichen
Grenzen des Ermessens zu beachten, zu denen auch der
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gehört. Eine Erwähnung ist daher nur
zulässig, wenn sie auch tatsächlich erforderlich und verhältnismäßig im
engeren Sinne ist (BVerfG, a. a. O.).

Unsere Mandantin erfüllt nicht die Voraussetzungen für die Aufnahme in dem
von Ihnen herausgegebenen Verfassungsschutzbericht 2017. Nach § 16
Abs. 1 BVerfSchG informiert Ihr Amt die Öffentlichkeit über Bestrebungen
und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 2 BVerfSchG, soweit hinreichende
gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte hierfür vorliegen, mindestens einmal
jährlich in einem zusammenfassenden Bericht, insbesondere zur aktuellen
Entwicklung. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG gehört es zur Aufgabe
Ihres Amtes, die Sammlung und Auswertung von Informationen über
Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind
oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der
Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum
Ziel haben.

Verhaltensweisen von oder für Personenzusammenschlüsse sind nur dann als
Bestrebung gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu
klassifizieren, wenn die Tätigkeit des Personenzusammenschlusses auf die
Außerkraftsetzung wesentlicher Verfassungsgrundsätze, die in § 4 Abs.
2 BVerfSchG im Einzelnen aufgezählt sind, gerichtet ist. Es bedarf daher
der Feststellung, dass derartige Bestrebungen tatsächlich von dem
Personenzusammenschluss ausgehen. Dies ergibt sich auch aus § 4 Abs.
1c BVerfSchG, wonach Bestrebungen gegen die freiheitlich-demokratische
Grundordnung solche politisch bestimmten, ziel- und zweckgerichtete
Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss sind, der
darauf gerichtet ist, einen der in Absatz 2 genannten Verfassungsgrundsätze
zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Soweit in dem Bericht ausgeführt
wird, dass sich die "Agitation" unserer Mandantin gegen den "Kapitalismus",
gegen die EU, gegen vermeintlichen Nationalismus, Imperialismus und
Militarismus sowie gegen die Sozialdemokratie, die Gewerkschaften oder auch
gegen die Partei DIE LINKE richtet, werden damit weder
Verfassungsgrundsätze im Sinne des § 4 Abs. 2 BVerfSchG aufgezählt,
noch der Beleg von Bestrebungen im Sinne des § 4 Abs. 1a BVerfSchG
erbracht.

Die Aufführung unserer Mandantin in dem von Ihnen herausgegebenen
Verfassungsschutzbericht ist daher rechtswidrig.

Hiesigerseits wird davon ausgegangen, dass spätestens seit den Äußerungen
des ehemaligen Präsidenten Ihrer Behörde, Herrn Dr. Hans-Georg Maaßen, über
angebliche "linkradikale Kräfte" in der SPD eine interne Überprüfung, ob in
den Verlautbarungen Ihrer Behörde entsprechende Zuschreibungen den
gesetzlichen Vorschriften entsprechend erfolgt sind, sowieso von Amts wegen
erfolgen wird.

Namens und in Vollmacht unserer Mandantin fordern wir Sie daher auf, den
von Ihnen herausgegebenen Verfassungsschutzbericht 2017 weder in digitaler,
schriftlicher oder sonstiger Form weiter zu verbreiten, verbreiten zu
lassen oder sonst der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, soweit weiterhin
die "Sozialistische Gleichheitspartei" in dem Bericht erwähnt wird.

Es wird hiesigerseits als ausreichend angesehen, wenn der entsprechende
Passus auf den Seiten 131 und 148 sowohl in der Print- als auch in der
Online-Ausgabe geschwärzt wird.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Stolle

Rechtsanwalt


Anmerkung:

https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/15/verf-a15.html

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 03.12.2018

Sozialistische Gleichheitspartei geht rechtlich gegen Beobachtung durch den Verfassungsschutz vor

www.wsws.org/de/articles/2018/12/03/verf-d03.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6773: Italienische Justiz ordnet Beschlagnahmung des Seenotrettungsschiffes "Aquarius" an


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Italienische Justiz ordnet Beschlagnahmung des Seenotrettungsschiffes
"Aquarius" an

Von Martin Kreickenbaum

3. Dezember 2018



Die Staatsanwaltschaft im sizilianischen Catania hat die Beschlagnahmung
des Seenotrettungsschiffes "Aquarius" angeordnet, das von den
Hilfsorganisationen Ärzte ohne Grenzen (MSF) und SOS Mediterranée betrieben
wird. Außerdem wurde gegen 24 Personen, darunter den Kapitän der
"Aquarius", sieben Ärzte und leitende Mitarbeiter von Ärzte ohne Grenzen,
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet.

Konkret wird der Besatzung und den Betreibern der "Aquarius" vorgeworfen,
über zweieinhalb Jahre den Müll bei der Entsorgung in elf italienischen
Häfen nicht ordnungsgemäß deklariert zu haben. Dabei handelt es sich um 24
Tonnen alte Kleidung, Essens- und Speisereste sowie benutztes
Verbandsmaterial. Die "Aquarius" hatte diesen Abfall als Sondermüll
deklariert an Land gebracht. Staatsanwalt Carmelo Zuccaro behauptet nun,
dass es sich bei dem Abfall tatsächlich um Giftmüll gehandelt habe.

Zuccaro rechtfertigt seinen grotesken Vorwurf mit der rassistischen
Begründung, einige der mehr als 30.000 Flüchtlinge, die die "Aquarius" auf
hoher See gerettet hat, hätten ansteckende Krankheiten gehabt und auf der
entsorgten Kleidung der Geretteten hätten sich Krankheitskeime befunden.
Ermittlungsrichter Carlo Cannella, der den Beschluss gegen die "Aquarius"
unterschrieben hat, behauptete, es habe eine "echte Gefahr" bestanden, da
bei den Flüchtlingen Infektionskrankheiten wie HIV, Meningitis oder Tbc
festgestellt worden seien.

Obwohl diese Krankheiten durch Kontakt mit Kleidung oder verbrauchtem
Verbandsmaterial überhaupt nicht übertragen werden können, "es sei denn man
äße sie", wie Gianfranco De Maio von Ärzte ohne Grenzen erklärte, nutzte
der italienische Innenminister Matteo Salvini die Gelegenheit für eine üble
Hetze. "5000-fache Gefahr der Ansteckung mit Tuberkulose, Meningitis, HIV,
Syphilis und Krätze", twitterte er.

Auch viele Medien ziehen eine Verbindung zwischen Flüchtlingen,
ansteckenden Krankheiten und Giftmüll, die an die Hetze der Nazis gegen
"Untermenschen" erinnert. Die Zeitung Il Giornale schrieb wider
besseres Wissen von "gefährlicher Kleidung", und Libero titelte
gestützt auf Salvini: "HIV, Syphyilis, Meningitis: Die Häfen bleiben
geschlossen." Salvini selbst prahlte, dass er "richtig lag, die NGO-Schiffe
zu blockieren. Ich habe nicht nur den Migrantenhandel gestoppt, sondern
offenbar auch den Handel mit Müll."

Dabei sind die Vorwürfe der illegalen Entsorgung von Giftmüll an den Haaren
herbeigezogen und nur ein ekelhaftes Manöver, um zu verhindern, dass
Rettungsschiffe Flüchtlinge vor dem Ertrinken retten.

In einer Presseerklärung verurteilte die Organisation Ärzte ohne Grenzen
die Anschuldigungen der italienischen Justiz als eindeutig politisch
motiviert: "All unsere Aktivitäten in den italienischen Häfen inklusiver
der Müllentsorgung erfolgten nach standardisierten Verfahren, deren Abläufe
noch nie seit Beginn unserer Rettungsaktivitäten vor zwei Jahren von den
dafür zuständigen Behörden in Frage gestellt oder mit Gesundheitsrisiken in
Verbindung gebracht worden sind. Das einzige Verbrechen, das wir heute im
Mittelmeer sehen, ist die völlige Auflösung des Such- und Rettungssystems."

Staatsanwalt Zuccaro verfolgt die Seenotrettungsschiffe privater
Hilfsorganisationen im Mittelmeer und insbesondere die "Aquarius" seit über
zwei Jahren. Zunächst hatte er ein Ermittlungsverfahren gegen die
Schiffsbesatzungen und -betreiber eingeleitet, weil sie angeblich direkt
mit Schleusern in Libyen zusammenarbeiten. Doch diese Vorwürfe erwiesen
sich als haltlos, und die Ermittlungen mussten eingestellt werden.

Dann wurde mehreren Schiffen auf politischen Druck aus Italien die Flagge
entzogen, damit sie nicht mehr auslaufen können. Die "Aquarius", die unter
der Flagge Panamas unterwegs war, liegt seither nutzlos im französischen
Hafen von Marseille vor Anker.

Am 1. August war bereits die "Iuventa" der Hilfsorganisation "Jugend
Rettet" von den italienischen Behörden beschlagnahmt worden, weil sich die
Crew geweigert hatte, einen neuen Verhaltenskodex der italienischen
Regierung zu unterschreiben, der eine effektive Seenotrettung unmöglich
macht.

Ähnlich rabiat gehen die Behörden Maltas vor. Dort wurde das Schiff
"Lifeline" wegen einer angeblich fehlerhaften Registrierung festgesetzt.
Gegen Kapitän Claus-Peter Reisch läuft ein Ermittlungsverfahren, weil er
234 aus Seenot gerettete Flüchtlinge nach Malta gebracht hatte, obwohl ihn
die italienischen Behörden angewiesen hatten, die Rettung der libyschen
Küstenwache zu überlassen.

Selbst wenn es eine solche Anordnung gab und Reisch sie ignoriert haben
sollte, hat er damit verhindert, dass die Flüchtlinge wieder den Schergen
und Milizionären in Libyen ausgeliefert werden, die sie in
Internierungslager pferchen, misshandeln und als Sklaven verkaufen. Ein
deutscher Diplomat, der einige Flüchtlingslager inspiziert hatte, sprach
von "KZ-ähnlichen Zuständen".

Im Hafen der maltesischen Hauptstadt Valletta liegen zudem noch die
"Seefuchs" und die "Sea-Eye 3" zwangsweise vor Anker, weil die Behörden
jeden weiteren Rettungseinsatz unterbinden wollen. Ihnen wird fadenscheinig
vorgeworfen, ihre Papiere seien unzureichend. Als Folge kreuzten eine
Zeitlang überhaupt keine privaten Seenotrettungsschiffe mehr im Mittelmeer.

Führende europäische und italienische Politiker bemühen sich seit langem,
die Seenotrettung zu unterbinden. Der österreichische Bundeskanzler
Sebastian Kurz hatte bereits 2017, damals noch als Außenminister,
gefordert, der "NGO-Wahnsinn im Mittelmeer" müsse beendet werden. Italiens
Innenminister Salvini hat die privaten Rettungsmissionen im Mittelmeer
verächtlich als "Taxiservice" bezeichnet und ihnen mit der Begründung,
niemand dürfe sich "in die Arbeit der libyschen Küstenwache einmischen",
jede Berechtigung abgesprochen.

Neben den privaten Rettungsmissionen steht auch die von der Europäischen
Union ins Leben gerufene Mission Eunavfor Med "Sophia" vor dem Aus. Die
italienische Regierung weigert sich, einer Verlängerung des Mandats, das
zum Jahresende ausläuft, unter den bisherigen Bedingungen zuzustimmen. Sie
verlangt insbesondere, dass aus Seenot gerettete Flüchtlinge nicht mehr in
italienischen Häfen an Land gebracht werden. Da aber kein anderes
Mitgliedsland der EU bereit ist, seine Seehäfen dauerhaft für die Aufnahme
aus Seenot geretteter Flüchtlinge zu öffnen, konnte bisher keine Einigung
über eine Fortsetzung der Mission erzielt werden.

Die Aufgabe der vier Schiffe und sechs Flugzeuge, die im Rahmen von
"Sophia" im Mittelmeer im Einsatz sind, bestand nie darin, schiffbrüchige
Flüchtlinge zu retten. Sie sollten Schleusernetzwerke aufdecken,
Flüchtlingsboote zerstören, die libysche Küstenwache ausbilden und das
Waffenembargo gegen Libyen durchsetzen. Flüchtlinge retteten sie nur, wenn
sie zu einem in Seenot geratenen Flüchtlingsboot beordert wurden.

Dennoch wurden in den drei Jahren seit Beginn von "Sophia" rund 49.000
Flüchtlinge gerettet und zumeist nach Italien gebracht. Die Zahl ist in
diesem Jahr jedoch bereits drastisch gesunken. Laut Recherchen von
BuzzFeed News haben Schiffe der Mission "Sophia" im Juni keinen
einzigen und im Juli lediglich 106 Menschen aus dem Mittelmeer gerettet. In
den beiden entsprechenden Vorjahresmonaten waren es jeweils über 1500
gewesen.

Das bedeutet, dass die Staaten der Europäischen Union mit einer
Gesamtbevölkerung von 500 Millionen nicht bereit sind, einige Tausend
Flüchtlinge pro Jahr aufzunehmen. Die europäischen Regierungen lassen die
Flüchtlinge eher ertrinken oder in libyschen Internierungslagern
misshandeln, als ihnen einen Zugang nach Europa zu ermöglichen.

Die entsetzlichen Folgen dieser kriminellen Machenschaften sind bereits
jetzt täglich zu beobachten, auch wenn in den Medien das Leiden der
Flüchtlinge höchstens noch eine Randnotiz ist.

So haben dem libyschen Innenministerium unterstellte Spezialeinheiten am
20. November im Hafen von Misrata das Containerschiff "Nivin" gestürmt und
mit Gummigeschossen und Tränengas auf Flüchtlinge an Bord geschossen. Elf
Flüchtlinge sollen dabei so schwere Verletzungen erlitten haben, dass sie
in ein Krankenhaus gebracht werden mussten. Gegen die 77 Flüchtlinge, die
bei der Erstürmung des Schiffes an Bord waren, wurde ein Verfahren wegen
Piraterie und Entführung eingeleitet.

Die unter panamaischer Flagge fahrende "Nivin" hatte am 8. November 95
Flüchtlinge in internationalen Gewässern aus Seenot gerettet und ihnen
versprochen, sie nach Italien zu bringen. Als das Schiff stattdessen Kurs
auf Libyen nahm, setzten die Flüchtlinge den Kapitän fest und weigerten
sich, das Schiff zu verlassen. Sie wollten nicht in die Internierungslager
zurück, denen sie gerade erst entkommen waren. Nur zwölf Minderjährige und
eine Frau mit Baby verließen das Schiff in Misrata.

Die aus Eritrea, Süd-Sudan, Äthiopien, Bangladesch, Somalia und Pakistan
stammenden Flüchtlinge hatten zum überwiegenden Teil bereits mehr als ein
Jahr in libyschen Lagern verbracht.

Der aus Eritrea stammende Christian Igussol erklärte der italienischen
Journalistin Francesca Manocchi, die einen Tag vor der Erstürmung der
"Nivin" mit den Flüchtlingen an Bord sprach, dass er bereits seit 2016 in
Libyen sei. "Sie haben mich dreimal verkauft. Sie haben mich bestraft und
gefoltert, genauso wie meinen Bruder. Mein Bruder starb in meinen Armen.
Ich habe hier so viel durchgemacht, wie kann ich hier an Land gehen?"

Die Flüchtlinge erklärten einhellig, sie wollten lieber an Bord sterben,
als zurück nach Libyen gehen. Die libyschen Behörden schickten
Unterhändler, die jedoch darauf beharrten, dass die Flüchtlinge in Lager
gebracht werden. Der Fall wurde schließlich an das Innenministerium
übergeben, das die Flüchtlinge als "Piraten und Entführer" bezeichnete und
Spezialeinheiten der Banyan-Marsous-Brigade aufmarschieren ließ. Nach der
gewalttätigen Räumung des Schiffes wurden die unverletzt gebliebenen
Flüchtlinge in das Haftlager al-Kararim nahe Misrata gebracht.

Die "Nivin" war zuvor auf Anweisung der italienischen
Seenotrettungsleitzentrale in Rom (MRCC) zu dem sinkenden Schlauchboot mit
den 95 Flüchtlingen an Bord geschickt worden und hatte von Rom auch die
Anweisung erhalten, die Geretteten nach Libyen "zurückzuschieben". Dieses
Vorgehen ist illegal, da Zurückschiebungen auf hoher See gegen die
Europäische Menschenrechtskonvention verstoßen. Die Flüchtlinge, deren
weiteres Schicksal völlig ungewiss ist, sind so zum Opfer der
verbrecherischen Abschottungspolitik der Europäischen Union geworden.

Alle europäischen Regierungen, von der pseudolinken Syriza-Regierung in
Griechenland über die Große Koalition in Deutschland arbeiten eng mit
ultrarechten Kräften, wie Matteo Salvini in Italien und Viktor Orban in
Ungarn, zusammen, um die Festung Europa für die Elenden dieser Welt
undurchdringbar zu machen.

Die Opferzahlen steigen derweil weiter an. Nach offiziellen Angaben sind
allein in diesem Jahr bereits 2123 Flüchtlinge im Mittelmeer ertrunken. Die
Dunkelziffer dürfte noch weit höher liegen. Hinzu kommen mehr als 15.000
Flüchtlinge, die von der libyschen Küstenwache aufgegriffen worden sind und
unter bestialischen Zuständen in libyschen Haftlagern einsitzen.
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IMI/908: Cyber Valley - Demo und Besetzung


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2018/674 vom 30. November 2018

Cyber Valley: Demo und Besetzung



Das Bündnis gegen das Cyber Valley hatte am letzten Donnerstag (29.11.)
unter dem Motto "Wissenschaft für die Menschen - nicht für Industrie,
Überwachung und Krieg" zu einer Demonstration in Tübingen aufgerufen (hier
der Aufruf [1]). Knapp 200 Menschen nahmen Teil und zogen durch die belebte
Innenstadt. Redebeiträge wurden u.a. vom Wohnraumbündnis, der
Ernst-Bloch-Uni, der Informationsstelle Militarisierung und dem Bündnis
Bleiberecht gehalten. Neben dem geplanten Bau eines
Amazon-Entwicklungszentrums stand auch die Beteiligung der
Rüstungsindustrie und die befürchtete Militarisierung von Forschung und
Lehre im Mittelpunkt.

Mehrfach wurde bereits bei der Demo darauf verwiesen, dass es kürzlich in
Berlin gelungen ist, die Ansiedelung des sog. Google-Campus zu verhindern,
wozu u.a. eine kleine Besetzung beitrug. Vielleicht hat das mit dazu
beigetragen, dass anschließend einige Studierende beschlossen, kurzfristig
den "Kupferbau", ein Hörsaalzentrum nahe der Innenstadt, zu besetzen. Gegen
Mittag des Folgetages veröffentlichten die BesetzerInnen eine erste
Pressemitteilung [2].


Anmerkungen:

[1] https://nocybervalley.de/

[2] http://www.tueinfo.org/cms/node/24913
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PREIS/2213: "Fremder Feind" gewinnt den Fernsehfilmpreis in Baden-Baden (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. November
2018

WDR-Fernsehfilm "Fremder Feind" gewinnt den Fernsehfilmpreis in
Baden-Baden 

3Sat-Zuschauerpreis geht an "Kästner und der kleine Dienstag"



"Ein Meisterwerk", "sehr berührend" - die Jury des FernsehFilm
Festivals Baden-Baden 2018 zeigte sich schon in der öffentlichen
Diskussion beeindruckt vom Fernsehfilm "Fremder Feind". Nun hat die
WDR-Produktion "Fremder Feind" auch das Rennen im Wettbewerb um den
Preis als bester Fernsehfilm gemacht. Ausrichter des Festivals ist die
Deutsche Akademie der Darstellenden Künste.

Die Begründung der Jury: "Ein Vater flieht vor seinem Familientrauma
an den denkbar entlegensten Ort - um ausgerechnet dort vom Trauma
eingeholt zu werden ... Drehbuch, Regie, Kamera, Musik und alle
anderen Gewerke verabreden sich zur präzisen aber immer filmischen
Erzählung einer Trauerarbeit. Ulrich Matthes und Barbara Auer öffnen
sich in ihrem Spiel auf schmerzhaft ehrliche Weise, um den Film, bei
aller visuellen Größe, zu einer emotionalen Reise zu machen."

Rick Ostermann hat das vielschichtige Drama "Fremder Feind" nach dem
Drehbuch von Grimme-Preisträgerin Hanna Hollinger inszeniert. Der Film
basiert auf dem Roman "Krieg" von Jochen Rausch. Die WDR-Redaktion
liegt bei Corinna Liedtke.


Zum Inhalt

Arnold Stein (Ulrich Matthes) und seine Frau Karen (Barbara Auer) sind
schockiert und voller Sorge, als ihr Sohn zu einem Auslandseinsatz der
Bundeswehr aufbricht. Tatsächlich erfüllen sich ihre schlimmsten
Befürchtungen: Chris kommt als Soldat ums Leben. Karen zerbricht
daran. Arnold zieht sich mit seinem Hund in eine abgelegene Berghütte
zurück. Doch auch in der Einsamkeit findet er keinen Frieden. Ein
Fremder beginnt ihn zu terrorisieren. Arnold, der als überzeugter
Pazifist Gewalt ablehnt, lässt sich auf ein mörderisches Duell ein.
"Der Film ist fast wie eine Parabel darauf, wie dünn der Firnis der
Zivilisation ist", sagt Ulrich Matthes.

Besondere Aufmerksamkeit erfuhr der WDR-Fernsehfilm bereits 2017. Vor
seiner Ausstrahlung im TV feierte "Fremder Feind" Premiere beim
Filmfest in Venedig.

Die WDR-Produktion ist in der WDR-Mediathek abrufbar.


Preis auch für "Kästner und der kleine Dienstag"

Den 3Sat-Zuschauer-Preis gewinnt "Kästner und der kleine Dienstag"
(ARD Degeto/WDR/ORF). Erich Kästner (Florian David Fitz) gelingt mit
seinem Kinderbuch Emil und die Detektive 1929 über Nacht ein
Bestseller. Eines Tages steht der siebenjährigen Hans, ein glühender
Emil-Verehrer vor ihm. Die beiden freunden sich an. Nach Hitlers
Machtergreifung und der Verbrennung seiner Bücher beendet Kästner, um
Hans zu schützen, den Kontakt. (WDR-Redaktion: Götz Schmedes)

Die ARD-Degeto/WDR-Produktion ist in der 3Sat-Mediathek abrufbar.


MFG-Star

Mit dem Nachwuchspreis MFG-Star wird die SWR/WDR-Produktion
"Verlorene" von Felix Hassenfratz ausgezeichnet. (WDR-Redaktion Andrea
Hanke)

 * 
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MAGAZIN/881: WDR Quarks - Dürre, Hitze, schlechte Ernte, 4.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Dürre, Hitze, schlechte Ernte - unser verrücktes Wetter
2018

Dienstag, 4.12.2018, 21.00 - 21.45 Uhr WDR Fernsehen

Wiederholung: Mi 01.05-01.50 Uhr



Benzin und Heizöl sind knapp, Talsperren leer, die Kartoffeln klein
und teuer. Das sind die derzeitigen Folgen der größten Dürreperiode,
die NRW seit Beginn der Wetteraufzeichnung erlebt. Der Rekordsommer
bescherte uns im Westen aber auch die meisten Sonnenstunden, die
jemals gemessen wurden - ein ideales Jahr für Kleingärtner. Quarks
blickt auf das verrückte Wetter in 2018 zurück. Wie hängen die
Sturzregen im Mai, die Wuppertal und Aachen untergehen ließen mit der
extremen Hitze zusammen, die darauf folgte? Nicht alle Landwirte
mussten durch die Dürre Verluste hinnehmen, es gab auch Gewinner.
Welche Rolle spielen in Zeiten des Klimawandels die unterschiedlichen
Böden im Sauerland oder am Niederrhein?

Während im polnischen Kattowitz über das globale Klima verhandelt
wird, erklärt Quarks, was unser Wetter hier im Westen damit zu tun
hat.

 * 
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REPORTAGE/547: WDR - Allmacht Amazon, 5.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Allmacht Amazon

Ein Film von Martin Herzog und Marko Rösseler

05.12.2018, 22.10 - 22.55 Uhr | WDR Fernsehen



Aus Amazon, dem Online-Buchhändler von einst, ist eine weltweite
Marktmacht geworden. Sie hat ihren Chef Jeff Bezos zum reichsten Mann
der Welt gemacht. Jeder zweite Euro im Online-Handel wird bei Amazon
ausgegeben, Tendenz steigend. Ist Amazon mit seinem ungebremsten
Wachstum dabei, unser Wirtschaftssystem umzukrempeln? Oder noch mehr?

Amazon ist eine Maschine, die weltweit mehr als 300 Millionen Menschen
gleichzeitig beobachten, vergleichen, und analysieren kann. Niemals in
der Geschichte des Handels hat ein Konzern so viele Daten über das
Verhalten von Käufern und Händlern gesammelt. Denn Amazon ist nicht
nur Marktplatz, Marktaufsicht und Anbieter für immer mehr
Dienstleistungen und Dinge - die Maschine kontrolliert auch alle
Datenströme auf diesem Markt und nutzt sie in seinem Sinn. Im Gewand
des harmlosen Internet-Händlers, der immer nur das Wohl der Kunden im
Blick hat, verschafft sich der Gigant intimste Einblicke in das Leben
seiner Kunden.

Doch wer ahnt schon, dass ein einziger Klick auf eine Amazon-Seite
Infos an den Konzern weiterleitet, die ausgedruckt eine DIN-A-4 Seite
füllen? Ein Gespräch mit Alexa, das Anschauen eines Streaming-Angebots
auf Amazon-Prime, die Gemüse-Bestellung über Amazon-Fresh. All dies
zusammen ergibt eine ganze Bibliothek über jeden Kunden. Gespeichert
wird alles - nur, was der Konzern daraus schließt, verrät er nicht.

Was wird erst möglich, wenn Daten aus weiteren, neuen
Geschäftsbereichen hinzukommen? In den USA engagiert sich der Konzern
im Gesundheitsmarkt und bei Versicherungen, und schon heute suchen
dort Polizisten mit Hilfe von Amazons Gesichtserkennungs-Programm nach
Verbrechern. Der öffentliche Raum wird mit Amazons Software überwacht,
Weltkonzerne und Geheimdienste haben ihre Daten auf Amazons Servern
gespeichert.

Heute beherrscht die Daten-Sammlung des Konzerns den Internet-Handel,
morgen stirbt der Einzelhandel - und die Marktwirtschaft, wie wir sie
kennen? Die Story wagt einen Blick in die nahe Zukunft und versucht,
die Maschine Amazon zu verstehen.

Redaktion: Norbert Hahn

 * 
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FEATURE/1152: Deutschlandfunk Kultur - Wem gehört die Bahn?, 4.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wem gehört die Bahn?

Eine Abrechnung nach 25 Jahren Bahnreform

Von Thilo Schmidt

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 4. Dezember 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Bahnreform, vor 25 Jahren in Kraft getreten, sollte aus einem
erklärtermaßen maroden Staatsunternehmen einen modernen
Wirtschaftsbetrieb machen - und außerdem das Bahnfahren attraktiver.
Doch wie sieht die Bilanz nach einem Vierteljahrhundert aus? Im
Fernverkehr hat sich die Bahn massiv aus der Fläche zurückgezogen und
fokussiert sich auf die Rennstrecken zwischen den großen
Verkehrslinien. Infrastruktur wurde großflächig zurückgebaut und der
Wettbewerb im Nahverkehr führt zu Lohndumping und Streichung von
Verkehrsleistungen durch die Länder. Wem gehört die Bahn? Den Märkten
oder den Menschen?

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1854: WDR 3 - "Leopoldpark" (4-teilig) von Wederik De Backer und Lucas Derycke, 3.-6.12.2108 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Leopoldpark

von Wederik De Backer und Lucas Derycke

Komposition: Frederik De Clercq

Technische Realisation: Benedikt Bitzenhofer und Sebastian Nohl

Regie: die Autoren

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Hörspiel

3.-6.12.2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Zuerst war der Park nur ein Tierpark. Ein zugegeben schlecht geführter
Zoo. Als die Inhaber ihn schließen müssen, erfinden sie ein neues
Geschäftsmodell: einen Spielplatz für Kolonialherren.

"Jede Geburt ist eine gute Geburt", postuliert die Inhaberin des
Leopoldparks Katrin so verteidigend wie trotzig. Medien, Tierschützer
und potentielle Besucher sehen das anders. Ihr Blick auf das durch
Inzucht entstellte Löwenbaby gilt nicht dessen Niedlichkeit, sondern
den Lebensbedingungen im Tierpark. Und die sind nicht ideal. Katrin
und ihr Sohn Lumana müssen den Leopoldpark schließen - und errichten
flugs im Kongo den Leopoldpark. Diesmal nicht mit Tieren. Eine Art
Erlebnispark, in dem Touristen erfahren können, was es heißt zu
kolonisieren und kolonialisiert zu werden.

An alles ist gedacht: die Villen der Kolonisten, Hütten der
Kongolesen, Diamantmine, Schandpfahl. Denn: Viele Europäer wissen
nicht, was in der Kolonialzeit alles passiert ist. Im Leopoldpark soll
die Erinnerung abschreckend lebendig gehalten werden. Nie wieder
Kolonialisierung. "Wollen Sie eine Hütte anzünden? Hier ist eine
Fackel."

Redaktion: Christina Hänsel

 * 
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TALK/1622: Deutschlandfunk - Gutartige und bösartige Kopf-Hals-Tumore, 4.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

HNO-Medizin

Gutartige und bösartige Kopf-Hals-Tumore

Studiogast: Prof. Dr. Jens Peter Klußmann, Direktor der Klinik und
Poliklinik für Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde, Universitätsklinikum
Köln

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

sprechstunde@deutschlandfunk.de

Sprechstunde

Dienstag, 4. Dezember 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Wunde Stellen im Mund, die nicht gut abheilen. Leichte Halsschmerzen,
Schluckbeschwerden oder Heiserkeit. Es sind Beschwerden, die oft auf
die leichte Schulter genommen werden. Dabei können sie Vorwarnzeichen
sein für gutartige aber auch bösartige Tumore im Mund oder im Hals. Je
früher sie erkannt werden, umso besser sind oft die Heilungschancen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018
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KURSUS/1867: Magdeburg - Webinar zur Nutzung digitaler Medien in der Bildung, 5.12.2018


Landeshauptstadt Magdeburg

Webinar zur Nutzung digitaler Medien in der Bildung

Veranstaltungsreihe "Smart Democracy" wird am 05.12. fortgesetzt



Am Mittwoch, den 5. Dezember, findet das 2. Webinar der
Veranstaltungsreihe "Smart Democracy" in der Städtischen
Volkshochschule Magdeburg statt. Ab 17.30 Uhr soll diskutiert werden,
ob und wann der Einsatz digitaler Medien in der Bildung sinnvoll ist.
Den Live-Stream der Veranstaltung können alle Interessierten in der
VHS ansehen, anschließend das Thema in einer Diskussionsrunde mit
Fachleuten vor Ort vertiefen und sich interaktiv daran beteiligen. Der
Eintritt ist frei. Eine vorherige Anmeldung wird empfohlen.

Der Einsatz digitaler Medien in der Bildung ist nicht neu, trotzdem
wird er immer noch heiß diskutiert: Auf der einen Seite stehen
Befürchtungen, dass mit zunehmender Digitalisierung des Lernens
soziale Kompetenzen in den Hintergrund rücken, die Sprachentwicklung
gestört wird und Aufmerksamkeitsstörungen bei Kindern und Jugendlichen
entstehen. Auf der anderen Seite scheinen Studien zu belegen, dass
Schülerinnen und Schüler motivierter sind und bessere Leistungen
erzielen, wenn im Unterricht digitale Unterrichtsmedien eingesetzt
werden. Wie verändern sich Lernprozesse durch digitale Medien?
Verbessern sich durch den Einsatz digitaler Lernmedien Lernergebnisse?
Wo liegen die Gefahren? Wer profitiert und wer verliert durch digitale
Bildung?

Diesen Fragen widmet sich die Veranstaltung "Zwischen digitaler Demenz
und digitaler Intelligenz: Lernen wir besser digital?", zu der die
Städtische Volkshochschule in Kooperation mit dem Deutschen
Volkshochschulverband e. V. am 5. Dezember einlädt. Die Referenten im
Live-Stream sind Prof. Dr. Gerald Lembke, Autor und Studiengangsleiter
"Digitale Medien" an der DHBW Mannheim, sowie Prof. Dr. Heidi
Schelhowe, Professorin für Digitale Medien in der Bildung in der
Informatik an der Universität Bremen.

Die Veranstaltung ist die Fortsetzung der im vergangenen Herbst
gestarteten Webinar-Reihe "Smart Democracy" zum Thema Digitalisierung
und Gesellschaftspolitik. Mit der Beteiligung an dieser
Veranstaltungsreihe bewegt sich die Städtische Volkshochschule in den
Erweiterten Lernwelten - die insgesamt zwei Veranstaltungen in diesem
Jahr werden auf einer Online-Plattform live gestreamt.

Weitere Informationen gibt es bei der VHS Magdeburg entweder
telefonisch unter 0391/ 5354 770 oder im Internet auf
www.vhs.magdeburg.de. Über diese beiden Kanäle werden auch die
Anmeldungen für die Webinare entgegengenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.19
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KURSUS/1866: Unna - VHS-Aktuell, Einführungskurs zum Thema "Apple-TV" am 8.12.2018


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Einführungskurs zum Thema "Apple-TV"



Kreisstadt Unna. Via Apple TV lassen sich Filme, Musik und Podcasts
direkt auf den Fernseher übertragen. Die VHS zeigt, wie Apple-TV
funktioniert und wie es in der Praxis für den eigenen Bedarf
eingerichtet wird.

Der Kurs "Apple TV in der Praxis" mit der Buchungsnummer 182-4012
findet Samstag, 8. Dezember 2018 von 10 bis 13.45 Uhr im Raum 1.09 im
zib statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt 31 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 41 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / iMac / iPhone / iPad" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot.

Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.18
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BILDUNG/1135: Aufnahme der Zusatzweiterbildung Immunologie in der (Muster-)Weiterbildungsordnung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Immunologie - 29.11.2018

DGfI begrüßt die Aufnahme der Zusatzweiterbildung Immunologie in der (Muster-)Weiterbildungsordnung



Durch die Aufnahme der Zusatzweiterbildung Immunologie durch die
Bundes- und Landesärztekammern in die (Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 für
Ärzte und Ärztinnen wird zukünftig eine flächendeckende kompetente
immunologische Beratung von Patienten sichergestellt.

Die Deutsche Gesellschaft für Immunologie e.V. (DGfI) begrüßt die
Entscheidung zur Aufnahme der durch die DGfI vorgeschlagenen
Zusatzweiterbildung Immunologie in die neue (Muster-)Weiterbildungsordnung
(MWBO) durch die Bundesärztekammer (BÄK) und den Deutschen Ärztetag. Die
Zusatzweiterbildung Immunologie ist nicht nur für die Qualitätssicherung
immunologischer Diagnostik und Therapie, sondern auch für die langfristige
Sicherung des Ausbildungsfaches Immunologie in medizinischen Fakultäten
von höchster Bedeutung. Bislang hat die DGfI ein Zertifikat
"Fachimmunologe DGfI" vergeben, welches nun für Ärzte durch die
Zusatzweiterbildung abgelöst wird.

Die Zusatzweiterbildung Immunologie umfasst in Ergänzung zu einer
Facharztkompetenz die fachspezifische klinische Diagnostik und Therapie
von primären und iatrogenen Immundysregulations-Syndromen und
Immundefekten einschließlich immundiagnostischer Methoden. Laut der MWBO
soll neben der Facharztanerkennung zusätzlich eine 12-monatige
immunologische Tätigkeit an einer Weiterbildungsstätte, die eine
sechsmonatige Arbeit in einem immunologischen Labor beinhaltet, als
Mindestanforderungen gemäß § 11 MWBO gelten.

Die Umsetzung der Empfehlung obliegt den Landesärztekammern, daher bleibt
abzuwarten in welcher Form und in welchem Umfang die in der MWBO
festgelegten Voraussetzungen in den einzelnen Bundesländern übernommen
werden. Die DGfI wird sich hier mit eigenen Vorschlägen einbringen. Erst
nach Evaluation durch die Landesärztekammern können konkrete
Zugangsvoraussetzungen für interessierte Fachärzte und Fachärztinnen und
Übergangsregelungen für bereits bestehende Fachimmunologen und
Fachimmunologinnen der DGfI geschaffen werden.

Bereits jetzt ist jedoch klar, dass mit dieser Zusatzweiterbildung endlich
sichergestellt werden kann, dass Patienten mit z.B. Immundefizienzen,
autoinflammatorischen Symptomen und anderen unklaren immunologischen
Erkrankungen kompetente Ansprechpartner finden können. Im Fachgebiet
Immunologie behandelnde Ärzte werden nun durch ihre Expertise und ihre
Kenntnisse offiziell ausgewiesen. Weiterhin werden Hochschulkliniken dazu
verpflichtet, immunologische Weiterbildungen gemäß festgelegter
Richtlinien zu schaffen.


Über die MWBO

Die MWBO ist die Grundlage für die rechtlich verbindlichen
Weiterbildungsordnungen der Landesärztekammern. Auf dieser Grundlage
können sich künftig Ärztinnen und Ärzte in ganz Deutschland zur Fachärztin
beziehungsweise zum Facharzt weiterbilden lassen. In Deutschland sind für
alle Angelegenheiten ärztlicher Weiterbildung die Landesärztekammern als
Körperschaften des Öffentlichen Rechts zuständig. Die von der BÄK
erarbeitete MWBO hat für die Landesärztekammern nur empfehlenden
Charakter. Die MWBO zum Download erhalten Sie auf der Webseite der
Bundesärztekammer unter 

http://www.bundesaerztekammer.de

Am 16.11.2018 beschloss der Vorstand der BÄK auf der Basis der Beschlüsse
der Deutschen Ärztetage einstimmig die Gesamt-Novelle der MWBO für
Ärztinnen und Ärzte. Nach dem einstimmigen Beschluß des Deutschen
Ärztetags über die strukturellen Vorgaben im Mai dieses Jahres berieten
die Bundesärztekammer und die Landesärztekammern in Abstimmung mit
wissenschaftlich-medizinischen Fachgesellschaften und Berufsverbänden über
die konkrete Ausgestaltung der Facharzt-, Schwerpunkt- und
Zusatzweiterbildungen. Der BÄK Vorstand empfahl daraufhin den Ländern, die
verabschiedete Gesamt-Novelle in Landesrecht umzusetzen.Quelle:

http://www.bundesaerztekammer.de

Über die Deutsche Gesellschaft für Immunologie (DGfI)

Die Deutsche Gesellschaft für Immunologie e.V. (DGfI), gegründet 1967,
vereint führende Naturwissenschaftler und Mediziner, um die
Wirkmechanismen der körpereigenen Abwehr zu erforschen. Dadurch werden
bedeutende Grundlagen für die Diagnose und Behandlung von Krankheiten
geschaffen. Durch nationale Schulungen (Akademie für Immunologie) und im
Austausch mit internationalen Fachgesellschaften fördert die DGfI in
besonderem Maße den wissenschaftlichen und klinischen Nachwuchs. Auch die
Akzeptanz für immunologische Forschung in der breiten Bevölkerung zu
erhöhen, ist der DGfI ein wichtiges Anliegen. Mit über 2.400 Mitgliedern
ist die DGfI weltweit die viertgrößte nationale Fachgesellschaft für
Immunologie. Weitere Informationen finden Sie unter 

https://www.dgfi.org


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgfi.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1331

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Immunologie - 29.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1134: Hebammenverband fordert rasche Umsetzung der Akademisierung ... (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 29. November 2018

Hebammenverband fordert rasche Umsetzung der Akademisierung und  

für Kreißsäle Hilfe durch ein Geburtshilfe-Stärkungsgesetz



In Berlin findet aktuell die Bundesdelegiertentagung des Deutschen
Hebammenverbands e. V. (DHV) statt. Vom 27. bis zum 30. November
diskutieren rund 200 delegierte Hebammen aus allen Bundesländern
berufspolitische Fragen. Politische Schwerpunkte des Hebammenverbands
werden 2019 vor allem die Realisierung der angekündigten
Akademisierung des Hebammenberufs und die sich verschärfende
schwierige Lage in Deutschlands Kreißsälen sein. Die Akademisierung
bedeutet eine der größten Reformen für den Hebammenberuf und einen
Umbruch für den Berufsstand. Mitte Januar 2020 muss die Reform bereits
umgesetzt sein. Der Hebammenverband drängt auf rasche Klarheit bei den
vielen noch offenen Fragen der Ausgestaltung und des Übergangs.
Dringend geregelt werden muss auch die schwierige Lage in der
Geburtshilfe. Dies ist auch im Koalitionsvertrag festgelegt. Um
Abhilfe bei überfüllten Kreißsälen und sich stetig verschlechternden
Arbeitsbedingungen in den Kliniken zu schaffen, fordert der DHV ein
Geburtshilfe-Stärkungsgesetz.

"Hebammen müssen gestärkt werden. Vor allem in den Kliniken brauchen
wir mehr Hebammen und bessere Arbeitsbedingungen", so Ulrike
Geppert-Orthofer, Präsidentin des Deutschen Hebammenverbands e. V.
Eine wohnortnahe und gute Geburtshilfe für jede Frau und jedes Kind
muss flächendeckend sichergestellt sein. Der Rückzug von Hebammen aus
ihrem Beruf sowie zahlreiche Kreißsaalschließungen gefährden diese.

Akademisierung des Hebammenberufs

"Der Hebammenberuf geht an die Hochschule. Damit stellen wir sicher,
dass die Qualität der Versorgung von Mutter und Kind bestmöglich sein
kann. Der Berufsstand bleibt attraktiv", meint Yvonne Bovermann,
Präsidiumsmitglied im DHV. In fast allen europäischen Ländern wurde
die Hebammenausbildung bereits vollständig an Hochschulen überführt.
In Deutschland muss nun der gesetzliche Rahmen schnell gestaltet
werden.

Geburtshilfe-Stärkungsgesetz gefordert

Die Arbeitsbelastung für Hebammen in den Kliniken ist steigend.
Bereits jetzt betreut eine Hebamme in Deutschland mehr als doppelt so
viele Geburten wie eine Hebamme beispielsweise in Großbritannien. "Wir
brauchen ein Geburtshilfe-Stärkungsgesetz", betont Susanne Steppat,
Präsidiumsmitglied im DHV. Eine Eins-zu-eins-Betreuung durch eine
Hebamme für eine Frau und Familie solle auch in Kliniken Standard
sein, so Steppat. Der DHV hat dazu zehn Forderungen für eine gute
klinische Geburtshilfe entwickelt. Diese Forderungen umfassen
beispielsweise die Verbesserung der Finanzierung der Geburtshilfe
sowie die Anpassung von Personalschlüsseln an internationale
Standards.

 * 

Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721/98 189-0, Fax: 0721/98 189-20

E-Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www-hebammenverband.de
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ETHIK/1277: Erste gen-editierte Menschen geboren - Viele Kritiker nicht glaubwürdig (Ärzte für das Leben)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 29. November 2018

Ärzte für das Leben e.V.: 

Erste gen-editierte Menschen geboren: Kritik der Medien und vieler Wissenschaftler nicht glaubwürdig



Münster - Laut diversen Medienberichten wurden in China
Zwillingsmädchen geboren, deren Erbsubstanz mittels der sogenannten
"Genschere" angeblich geändert worden war. Da diese Veränderung auch
die Keimbahn dieser Kinder erfasst, werden diese Genveränderungen von
ihren Kindern und Kindeskindern geerbt. Es ist die erste solche
Manipulation bei geborenen Menschen weltweit. Der chinesische Forscher
He Jiankui aus der Boom-Region Shenzhen, die direkt an Hong Kong
grenzt, behauptet, im Rahmen einer Fertilitätsbehandlung die Embryonen
von sieben Paaren dergestalt geändert zu haben, dass die Kinder
gegenüber einer HIV-Infektion resistent sind. Diese Versuche wurden
nicht in einer wissenschaftlichen Zeitschrift veröffentlicht und
konnten bisher nicht bestätigt werden, sondern wurden den
Organisatoren einer Konferenz über Geneditierung in Hong Kong
mitgeteilt.

"Das interessante an diesem Bericht", sagte Prof. Paul Cullen, erster
Vorsitzender des Vereins Ärzte für das Leben e.V., "ist nicht die
Tatsache an sich, denn es war nur eine Frage der Zeit, bis diese
Technologie beim Menschen angewendet wird, auch wenn der vorliegende
Bericht sich nicht bestätigen lässt. Viel interessanter ist die
Kritik, die von den meisten Medien und vielen Wissenschaftler geäußert
wurde. Denn hier ist der Sündenfall bereits vor lange Zeit geschehen,
als im Rahmen der vorgeburtlichen Diagnostik das Konzept akzeptiert
wurde, dass es Menschen verschiedener Güteklasse gibt und dass es
sogar akzeptabel ist, Menschen die bestimmten Standards nicht
erfüllen, vor ihrer Geburt zu entsorgen. Wer diese Logik akzeptiert,
muss auch mit der Vorstellung leben, dass Versuche, das Erbgut des
Menschen gezielt zu "verbessern" moralisch nicht zu beanstanden sind.
So wirkt die Empörung vieler Kritiker etwas heuchlerisch. Diese
Einschätzung ist übrigens unabhängig davon, ob solche
"Verbesserungsversuche" sich nicht am Ende als utopisch erweisen.

Entweder ist der Mensch vom ersten Moment an prinzipiell unverfügbar,
oder er ist Spielball solcher Optimierungsversuche, entweder durch
Selektion oder durch Genschere. Alles andere ist inkonsequent und mit
der Würde nicht vereinbar."


Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein "Ärzte für das Leben" fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition. Er finanziert sich ausschließlich über
die Beiträge seiner Mitglieder sowie durch Spenden. 

Mehr unter aerzte-fuer-das-leben.de

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Sudentenstr. 15, 87616 Marktoberdorf

Telefon: 68342 / 74 22

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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ARTIKEL/1497: In Hohenlockstedt ziehen Arzt, Apothekerin und Gemeinde an einem Strang für ein Gesundheitshaus (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2018

Gesundheitszentrum

Im Austausch zum neuen Konzept

von Dirk Schnack



In Hohenlockstedt ziehen Arzt, Apothekerin und Gemeinde an einem
Strang für ein Gesundheitshaus. Ärztegenossenschaft Nord hilft bei der
Umsetzung.


Immer mehr Kommunen in Schleswig-Holstein erkennen, wie wichtig
die ambulante Versorgung für ihre Region ist. Die Gemeinde
Hohenlockstedt im Kreis Steinburg hat sich frühzeitig Gedanken
gemacht, wie die Versorgung in ihrem Ort aussehen wird, wenn die jetzt
noch vor Ort tätigen Ärzte die Altersgrenze erreichen. Ergebnis der
Überlegungen ist ein Gesundheitshaus, das künftig niedergelassene und
angestellte Ärzte, aber auch andere Gesundheitsberufe unter einem Dach
vereint.

Um das Konzept zu realisieren, war zunächst der Austausch zwischen
Gemeinde und Ärztegenossenschaft Nord erforderlich. Im Zuge dieses
Austauschs fanden sich dann eine Investorin und ein Arzt-Ehepaar, das
langfristig nicht nur am Standort bleiben, sondern seine Praxis
erweitern will. Nun geht die Gruppe in die konkrete Umsetzung und
sucht einen angestellten Arzt. Die Chance, diesen auch zu finden,
beurteilt Praxisinhaber Arkadi Isaak als gut: "Wir sind aufgeschlossen
für technische Neuerungen und arbeiten im Team etwa mit einer NäPa",
so Isaak zu Vorteilen, die junge Ärzte oft überzeugen.

Isaak und seine Frau arbeiten in Gemeinschaftspraxis in Itzehoe und
betreiben in Hohenlockstedt eine Zweigpraxis. Ihre zu kleinen Räume
verlegen sie in das Gesundheitshaus. "Wir wollen mindestens einen Arzt
anstellen. Die Räume im Gesundheitshaus bieten uns aber weitere
Optionen für die Zukunft", sagt der Allgemeinmediziner. Die
vorausschauende Planung ist wichtig, weil der 52-Jährige derzeit der
jüngste unter den ortsansässigen Hausärzten ist.

Dass er diese Optionen bekommt, liegt am Zusammenwirken von Gemeinde
und Ärztegenossenschaft. "Wir sind in den Dialog getreten und haben
mögliche Alternativen aufgezeigt", sagt Harald Stender, der als
hausärztlicher Koordinator auch in anderen Regionen des Landes
zusammen mit der Ärztegenossenschaft neue Versorgungskonzepte
realisiert. Bei der Lösungssuche stand im Vordergrund, dass die
Betreiber eines Gesundheitszentrums möglichst aus den Reihen der
freiberuflichen Heilberufe kommen sollten. Die ortsansässige
Apothekerin Elisabeth Mürnseer erkannte das Potenzial. Sie investiert
eine siebenstellige Summe. Das Gesundheitshaus wird eine Nutzfläche
von rund 500 Quadratmeter umfassen und auf dem Gelände ihrer Apotheke
mitten im Ort errichtet. In den Plänen sind vier ärztliche
Sprechzimmer vorgesehen. "Mindestens ein weiterer Gesundheitsberuf
wird neben den Ärzten in das Gesundheitshaus einziehen", sagt
Mürnseer. Auch eine fachärztliche Präsenz kann sie sich in dem
Gesundheitshaus vorstellen.

Stender und die bei der Genossenschaft für das Konzept verantwortliche
Laura Löffler sehen mittelfristig ebenfalls die Chance, dass mehrere
ergänzende Angebote hinzukommen. "Im Ärztezentrum Büsum erweitern wir
auch ständig. Wenn das Haus erstmal steht und das Konzept
funktioniert, kommen weitere Interessenten", sagen sie. Damit dieser
Sogeffekt auch in Hohenlockstedt entsteht, bietet die Gemeinde nach
Ansicht von Mürnseer gute Voraussetzungen. Erst kürzlich hat sich eine
Kinderärztin neu in dem Ort niedergelassen. Bürgermeister Wolfgang
Wein plant ein Neubaugebiet, sodass mit weiterem Wachstum zu rechnen
ist. Die Kommune übernimmt auch die Kosten für die Arztsuche und würde
bei einem Scheitern eine alternative Nutzungsmöglichkeit für die dann
überdimensionierten Praxisräume schaffen.

Damit wird vor Ort getan, was möglich ist. Was aber ist mit den
gesundheitspolitischen Rahmenbedingungen? Hier verweisen Isaak und
seine Partner in Hohenlockstedt auf die Abrechnungsmöglichkeiten in
der Telemedizin: "Die Honoraranreize, Telemedizin im Praxisalltag
einzusetzen, müssen verbessert werden." Auch Löffler, die an mehreren
Standorten in Schleswig-Holstein für die Ärztegenossenschaft mit
jungen Ärzten über eine Beschäftigung im ambulanten Sektor spricht,
ist sich sicher: "Telemedizin ist ein ganz wichtiger Anreiz für die
jungen Ärzte."


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Bürgermeister Wolfgang Wein, Laura Löffler von der Ärztegenossenschaft
Nord, Hausarzt Arkadi Isaak, Apothekerin Elisabeth Mürnseer und
Koordinator Harald Stender wollen gemeinsam das Gesundheitshaus in
Hohenlockstedt realisieren.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201811/h18114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

71. Jahrgang, November 2018, Seite 17
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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STUDIE/069: Digitalisierung im Gesundheitswesen - Deutschland hinkt deutlich hinterher (idw)


Bertelsmann Stiftung - 29.11.2018

Digitalisierung im Gesundheitswesen: Deutschland hinkt deutlich hinterher



Elektronische Patientenakten verhindern gefährliche
Arzneimittel-Wechselwirkungen, Telemedizin verbindet Patienten ortsunabhängig mit
medizinischen Experten, Gesundheits-Apps stärken chronisch Kranke. All das
wäre in Deutschland möglich, doch der digitale Fortschritt kommt nicht bei
den Patienten an - zumindest nicht ausreichend. Für den digitalen Wandel
im Gesundheitswesen muss die Politik entschlossener handeln als in der
Vergangenheit.

Gütersloh/Berlin, 29. November 2018. Bei der Digitalisierung im
Gesundheitswesen hinkt Deutschland deutlich hinterher. In einer
internationalen Vergleichsstudie der Bertelsmann Stiftung schneidet das
Land schlecht ab und landet auf Rang 16 von 17 untersuchten Ländern. Die
Stiftung hat analysiert, wie aktiv die Gesundheitspolitik in den Ländern
bei der Digitalisierung handelt: Welche Strategien gibt es, welche
funktionieren? Welche technischen Voraussetzungen sind vorhanden und
inwieweit werden neue Technologien tatsächlich genutzt?

"Während Deutschland noch Informationen auf Papier austauscht und an den
Grundlagen der digitalen Vernetzung arbeitet, gehen andere Länder schon
die nächsten Schritte. Mediziner in Israel beispielsweise setzen
systematisch künstliche Intelligenz etwa zur Früherkennung von
Krebserkrankungen ein. Unsere Gesundheitspolitik muss entschlossener
handeln als in der Vergangenheit und ihre Führungsrolle bei der Gestaltung
der Digitalisierung weiter ausbauen - nicht als Selbstzweck, sondern zum
Nutzen der Patienten", so Brigitte Mohn, Vorstand der Bertelsmann
Stiftung.

Spitzenreiter haben effektive Strategie, politische Führung und eine nationale Koordinationsstelle

Auf den ersten Rängen des Vergleichs landen Estland, Kanada, Dänemark,
Israel und Spanien. In diesen Ländern sind digitale Technologien bereits
Alltag in Praxen und Kliniken. So werden Rezepte digital übermittelt und
wichtige Gesundheitsdaten der Patienten in elektronischen Akten
gespeichert - Ärzte und Kliniken können direkt darauf zugreifen. In
Estland und Dänemark können alle Bürger ihre Untersuchungsergebnisse,
Medikationspläne oder Impfdaten online einsehen und Zugriffsmöglichkeiten
für Ärzte und andere Gesundheitsberufe selbst verwalten. In Israel und
Kanada sind Ferndiagnosen und Fernbehandlungen per Video
selbstverständlicher Teil der Gesundheitsversorgung.

Die Studie der Forschungsgesellschaft empirica aus Bonn im Auftrag der
Bertelsmann Stiftung besteht aus zwei Teilen: einem
Digitalisierungs-Index, für den Experten aus den untersuchten Ländern jeweils zu rund 150
Kriterien Einschätzungen abgegeben haben, und einer detaillierteren
Analyse von fünf für Deutschland in dem Feld besonders interessanten
Gesundheitssystemen. "So verschieden die Systeme auch sind, jetzt können
wir Erfolgsfaktoren erkennen, von denen Deutschland lernen kann", so
Thomas Kostera, Studienleiter bei der Bertelsmann Stiftung.

Bedingung für eine gelingende digitale Transformation im Gesundheitswesen
ist demnach ein Dreiklang aus effektiver Strategie, politischer Führung
und einer politisch verankerten Institution zur Koordination des
Digitalisierungsprozesses. Erfolgreiche Länder gehen strategisch in
pragmatischen Schritten vor und führen einzelne Prozesse wie das digitale
Rezept nach und nach ein. Die Politik gibt einen klaren Rahmen vor, sorgt
für Akzeptanz bei den Akteuren und treibt die Entwicklung. In 15 der 17
analysierten Länder, in allen außer Deutschland und Spanien, gibt es
"Agenturen für digitale Gesundheit" auf nationaler Ebene. Diese sind etwa
für die Definition von technischen Standards und Datenformaten für die
Elektronische Patientenakte verantwortlich.

Status quo in Deutschland: Digitale Neuheiten kommen nicht ausreichend bei Patienten an

Eigentlich hat Deutschland die ersten Schritte in Richtung Digitalisierung
früh gemacht. Bereits 2003 hat die Bundesregierung die Einführung der
elektronischen Gesundheitskarte beschlossen. Außerdem gibt es seit vielen
Jahren erfolgreiche digitale Pilotprojekte auf regionaler Ebene -
beispielsweise die Notfallversorgung von Schlaganfallpatienten oder das
Telemonitoring von Menschen mit Herzerkrankungen. Auch eine lebendige
Start-up-Szene zeigt, dass digitale Technologien kranken Menschen helfen
können. Doch sind die neuen technologischen Möglichkeiten in Deutschland
nicht bundesweit und für alle Patienten nutzbar. Im Alltag der Versorgung
ist bislang wenig angekommen.

"Die Politik hat in der Vergangenheit die Verantwortung für die digitale
Transformation an die Selbstverwaltung im Gesundheitswesen delegiert",
führt Thomas Kostera aus. "Hier haben sich die Akteure lange Zeit
gegenseitig blockiert. Es ist noch nicht gelungen, alle Verantwortlichen
hinter einem gemeinsamen Ziel zu versammeln." In jüngster Zeit habe die
Gesundheitspolitik ihre Führungsrolle ausgebaut. Doch es sei nicht
ausgemacht, dass die angedachten Entwicklungen etwa im Bereich der
Elektronischen Patientenakten zum Erfolg führen. Der Blick in andere
Länder helfe, Stolpersteine zu vermeiden.


Das sollte sich ändern - Handlungsempfehlungen:

- Politische Führung ausbauen: Der digitale Wandel im
Gesundheitswesen muss aktiv gestaltet werden. Die Politik muss dabei
entschlossener handeln als in der Vergangenheit.

- Nationales Kompetenzzentrum etablieren: Entscheidend für eine
erfolgreiche Digitalisierung ist die Koordination der Prozesse von
zentraler Stelle. Das Kompetenzzentrum sollte verantwortlich sein für die
Einbindung bestehender Institutionen, Interessengruppen, Experten und
Nutzer sowie für die Standardisierung digitaler Anwendungen und die
Definition von Schnittstellen. Es sollte politisch gesteuert und
unabhängig von Akteursinteressen getragen werden.

- Entwicklungen Schritt für Schritt angehen: Bei der weiteren
Ausgestaltung der Digitalisierung im Gesundheitswesen sollten einzelne
Behandlungsbereiche und Prozesse gezielt angegangen werden - in
pragmatischen Schritten. Handlungsleitend sollten dabei die erwartete
Verbesserung der Versorgung sowie mögliche Effizienzgewinne sein.

- Akzeptanz fördern: Digitaler Wandel braucht Akzeptanz und eine
breit geteilte Zielvorstellung. Die Politik sollte die Kommunikation
Richtung Bürger, Ärzte und andere Gesundheitsberufe sowie den Dialog über
notwendige und wünschenswerte Entwicklungen als strategische Aufgabe
begreifen und angehen.

- Patienten und Ärzte als Nutzer systematisch einbeziehen: Bei der
Entwicklung von Teilstrategien sowie digitalen Anwendungen und Prozessen
sind die Nutzer - etwa Patienten und Ärzte - einzubeziehen. Dabei geht es
um die Endnutzer selber, nicht deren Standesvertreter. Im Sinne der
Akzeptanzförderung sollte der Nutzen von Anwendungen früh sichtbar werden.

Zusatzinformationen

Die 'empirica Gesellschaft für Kommunikations- und Technologieforschung'
hat für die Studie im Auftrag der Bertelsmann Stiftung die
Digitalisierungsstrategien und -fortschritte in Deutschland und 16
weiteren Ländern analysiert. Einbezogen wurden 14 EU-Länder und (mit
Australien, Kanada und Israel) drei weitere OECD-Länder. Handlungsleitend
für die Auswahl der Länder war das Studienziel, Ableitungen für die
Gestaltung des digitalen Wandels im deutschen Gesundheitswesen zu treffen.
Es wurden gezielt Länder verschiedener Größe, mit unterschiedlichen
Gesundheitssystemen und unterschiedlichen politischen Strukturen
ausgewählt. Darüber hinaus wurden Länder einbezogen, die bereits
vielfältige Erfahrungen im Kontext der Digitalisierung im Gesundheitswesen
gemacht haben. Für den ersten Studienteil wurde ein Digital-Health-Index
erstellt - Basis waren die Angaben von einzelnen Experten aus den
jeweiligen Ländern zu einem standardisierten Fragebogen bestehend aus 34
Indikatoren und rund 150 Einzelfragen. Der Index ergibt sich aus
Subindizes zur "Policy-Aktivität", zur "Readiness" für die Vernetzung und
Datennutzung sowie zur tatsächlichen Datennutzung. Im zweiten Studienteil
wurden die Erfahrungen in fünf Ländern (Dänemark, Frankreich, Israel,
Niederlande, Schweiz) gezielter analysiert, durch Recherchen und
Interviews mit Akteuren vor Ort.

Die Ergebnisse der Studie werden zudem im Rahmen einer Fachkonferenz am
29. November 2018 ab 14 Uhr vorgestellt. Unter

https://smarthealthsystems.de können Sie die Konferenz im Livestream
verfolgen. Auf Twitter werden die Diskussionen zur Studie mit
dem 
 SmartHealthSystems versehen.

Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/smarthealthsystems/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Informationen zur Studie, Berichte zu einzelnen Ländern, Grafiken sowie die Studienpublikation zum Download finden sich unter https://smarthealthsystems.de. In unserem Blog
berichten wir regelmäßig über Teilergebnisse: 

https://blog.der-digitale-patient.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung - 29.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2043: Forschung - Nächster Schritt für Zellersatztherapie bei Typ-1-Diabetes (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 29.11.2018

Nächster Schritt für Zellersatztherapie bei Typ-1-Diabetes



Wissenschaftler haben die Signale identifiziert, die die Entwicklung
unreifer Bauchspeicheldrüsenzellen bestimmen. Die im Fachmagazin 'Nature'
publizierten Ergebnisse können den Weg ebnen, um aus Stammzellen Insulin
produzierende Bauchspeicheldrüsenzellen herzustellen - ein wichtiger
Ansatz zur Zellersatztherapie bei Typ-1-Diabetes. Geleitet wurde die
Studie von Prof. Dr. Henrik Semb, der sich kürzlich dem Helmholtz Zentrum
München angeschlossen hat. Im Video erklärt er die Hintergründe der
Arbeit: 

https://vimeo.com/303012751

Bei Typ-1-Diabetes handelt es sich um eine Autoimmunerkrankung, die die
Insulin produzierenden Zellen der Bauchspeicheldrüse (Pankreas) zerstört.
Aktuelle Ansätze verfolgen das Ziel, diese mit Hilfe von Stammzellen zu
ersetzen. Bisher fußt dieses Verfahren allerdings größtenteils auf
empirisch gefundenen Substanzen, deren genaue Wirkungsweise oft unbekannt
ist. "Uns ist es nun gelungen, die grundsätzlichen Signale
herauszuarbeiten, die darüber entscheiden, ob eine Vorläuferzelle sich zu
einer endokrinen - also Hormon produzierenden - oder zu einer Gerüstzelle
entwickelt", sagt Prof. Dr. Henrik Semb. Er ist Direktor des Instituts für
Translationale Stammzellforschung am Helmholtz Zentrum München und
Professor am Novo Nordisk Foundation Center for Stem Cell Biology
(DanStem) an der Universität Kopenhagen.

"Wie in einem Flipperautomaten bewegen sich die Zellen im Pankreas hin und
her, wodurch sich ihre Umgebung, die extrazelluläre Matrix, ständig
verändert. So wie sich im Spiel die Punktzahl durch die Kontakte innerhalb
des Automaten erhöht, verändert sich die Entwicklung der Zellen durch das
Ausmaß ihrer Kontakte mit bestimmten Komponenten der extrazellulären
Matrix", erklärt Semb.

Einzelzellanalyse gibt entscheidenden Hinweis

Durch ihr dynamisches Verhalten innerhalb der Bauchspeicheldrüse sind die
Vorläuferzellen jedoch schwierig zu studieren. Dieses Problem konnten die
Wissenschaftler nun umgehen, indem sie die Situation experimentell
nachbauten: Sie brachten aus Stammzellen erzeugte Vorläuferzellen einzeln
auf Glasplättchen auf. Darauf aufgedruckt befanden sich verschiedene
Proteine der extrazellulären Matrix.

"Zu unserer Überraschung stellten wir fest, dass durch den Kontakt mit
unterschiedlichen Matrixproteinen sich die mechanischen Kräfte in den
Vorläuferzellen verändern: Kontakt mit dem Protein Laminin verringerte die
mechanische Spannung in den Vorläuferzellen und steuerte sie in Richtung
endokriner Zellen." Umgekehrt führte Kontakt mit dem Protein Fibronektin
zu einer höheren mechanischen Spannung und zur Bildung von Gerüstzellen,
die kein Insulin produzieren.

Durch weitere detaillierte Untersuchungen konnte das Team um die beiden
Erstautoren Dr. Anant Mamidi und Dr. Christy Prawiro die molekularen
Hintergründe dieses Signalwegs entschlüsseln* und dessen Relevanz bereits
in vivo, also während der eigentlichen Pankreasentwicklung, überprüfen.
"Wir können jetzt zahlreiche Substanzen aus bisherigen Protokollen zur
Herstellung von Pankreaszellen beiseitelassen, bei denen nicht klar war,
wie genau sie auf die Zellen wirken. Stattdessen setzen wir nun Moleküle
ein, bei denen wir genau wissen, über welche spezifischen Komponenten des
neu identifizierten Signalweges sie wirken", erklärt Henrik Semb. "So
können wir diesen Prozess im Labor nachbauen und versuchen, Insulin
produzierende Betazellen nun kosteneffektiv und zuverlässig aus
menschlichen Stammzellen herzustellen. Langfristig möchten wir so Zellen
ersetzen, die durch Krankheiten wie Typ-1-Diabetes verloren gegangen
sind."

Weitere Informationen

* Konkret zeigten die Wissenschaftler, dass die Komponenten der
extrazellulären Matrix über einen Integrin-Rezeptor ein Signal in die
Zelle hinein senden. Dies wiederum führt zu Änderungen mechanischer
Kräfte, die über das Actin-Zytoskelett übertragen werden. Das
yes-assoziierte Protein (YAP) nimmt diese Kräfte wahr und schaltet
entsprechend spezifische Gene an oder aus. Diese Signalkaskade bestimmt
letztendlich das Entwicklungsschicksal der Vorläuferzelle. "Besonders
spannend ist für uns, dass unsere Daten eine Frage beantworten, die unser
Forschungsfeld seit Jahrzehnten umtreibt", so Henrik Semb. "Wie reifen
manche Vorläufer zu Gerüstzellen, während andere durch Aktivierung des
sogenannten Notch-Signalwegs zu endokrinen Zellen werden." Die
Wissenschaftler zeigen, dass die vermeintlich zufällige Steuerung dieses
Signalwegs in Wahrheit durch den Kontakt der Vorläuferzellen mit der
extrazellulären Matrix und den mechanosensitiven Gen-Regulator YAP
vermittelt wird.

Verwandte Artikel:

Prof. Dr. Henrik Semb leitet neu gegründetes Institut für Translationale
Stammzellforschung

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/44841/index.html

Deutsch-dänischer Brückenschlag im Kampf gegen Diabetes

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/44534/index.html

Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus, Allergien und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht
es das Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der
Hauptsitz des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das
Helmholtz Zentrum München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist
Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, der 18
naturwissenschaftlich-technische und medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000
Beschäftigten angehören. 

www.helmholtz-muenchen.de

Ziel des Instituts für Translationale Stammzellforschung (ITS) ist eine
Zellersatztherapie bei Typ-1-Diabetes. Konkret möchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler menschliche pluripotente
Stammzellen (hPSCs) einsetzen, um daraus Insulin produzierende Betazellen
herzustellen. Kurzfristiges Etappenziel dabei ist die sachgemäße
Herstellung der Zellen nach definierten Standards der guten
Herstellungspraxis. Dabei arbeitet das ITS eng mit der Universität
Kopenhagen zusammen. 

www.helmholtz-muenchen.de/its


Originalpublikation:

Mamidi, A. & Prawiro, C. et al. (2018): Mechanosignalling via integrins
directs fate decisions of pancreatic progenitors. Nature

DOI: 10.1038/s41586-018-0762-2

Weitere Informationen finden Sie unter

https://vimeo.com/303012751

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44
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KREBS/1199: Forschung - Den Tumor schachmatt setzen (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 28.11.2018

Den Tumor schachmatt setzen



Das Schachspiel und Krebsforschung haben eine Sache gemeinsam: Man muss
strategisch vorgehen, um den Gegner zu besiegen. Genauso handhaben es auch
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des MDC. Sie wollen Krebszellen,
die der Chemotherapie entgehen würden, gezielt aggressiv machen - und dann
in eine Falle locken.

Bei einer Chemotherapie hindern Zytostatika Krebszellen an der Vermehrung
und bringen sie zum Absterben. Diese Herangehensweise führt in vielen
Fällen zum Erfolg, bringt jedoch Nachteile mit sich. Da gesunde
Körperzellen ebenfalls in Mitleidenschaft gezogen werden, leiden die
Patientinnen und Patienten zum Teil unter erheblichen Nebenwirkungen.
Außerdem entkommen bei besonders aggressiven Tumoren meist einige Zellen
der Therapie. "Diese verbleibenden Krebszellen sind besonders gefährlich,
weil sie derart verändert sind, dass Ärzte oft nicht mehr genau wissen,
mit welcher Art von Krebszellen sie es zu tun haben", erklärt Dr. Gaetano
Gargiulo, Leiter der Arbeitsgruppe "Molekulare Onkologie" am
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft (MDC). Das
macht es schwierig, geeignete Substanzen für die weitere Behandlung
auszuwählen.

Auf den nächsten Zug des Gegners vorbereitet sein

Auch bei einer bestimmten Form des nicht-kleinzelligen Lungenkarzinoms
resultiert die Chemotherapie häufig in veränderten Krebszellen, die sich
kaum noch behandeln lassen. Wer neue Therapien entwickelt, muss diese
Entwicklung im Auge behalten. "Genau wie gute Schachspieler müssen wir dem
Krebs immer einige Züge voraus sein, statt auf eine bestehende Situation
zu reagieren", sagt Gargiulo. Wie das funktionieren kann, hat er gemeinsam
mit seinem Team sowie Kolleginnen und Kollegen um Professor Maarten van
Lohuizen vom Niederländischen Krebsinstitut in Amsterdam, bei Mäusen
erprobt, denen sie zuvor Zellen einer speziellen Form des
nicht-kleinzelligen Lungenkarzinoms übertragen hatten.

Bei dieser Form des nicht-kleinzelligen Lungenkarzinoms produzieren die
Krebszellen ein Enzym namens Ezh2 in größeren Mengen. Das Enzym
unterdrückt eine Reihe von Tumorsuppressor-Genen. Sie sollen die Zellen
eigentlich daran hindern, sich unkontrolliert zu vermehren. Wirkstoffe,
die dieses Enzym hemmen und so die Tumorsuppressor-Gene wieder aktivieren,
werden derzeit in klinischen Studien getestet. "Bei unseren Mäusen
funktionierte dieser Wirkstoff zunächst wie erwartet, unterdrückte die
Vermehrung der Tumorzellen und hielt den Krebs so in Schach", sagt Dr.
Michela Serresi, Erstautorin der Veröffentlichung und Leiterin ihres
eigenen Teams in der Arbeitsgruppe von Gargiulo.

Erwartet hatten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aber auch,
dass die Substanz mit der Zeit ihre Wirkung verlieren würde.
"Interessanterweise entstand dabei immer eine Entzündungssituation, die
den Tumor nun wiederum in seinem Wachstum unterstützt", sagt Serresi. Als
Ergebnis der Behandlung waren die verbliebenen Krebszellen also noch
aggressiver geworden.

Krebszellen aggressiv machen - und dann Schachmatt setzen

An genau dieser Stelle setzen die MDC-Forscherinnen und Forscher an. Sie
schicken die Tumorzellen gezielt auf diesen Weg - und lassen sie in die
Falle laufen. "Einmal resistent gegen den Ezh2-Hemmstoff sind die Zellen
zwar sehr aggressiv, aber auch abhängig von der Entzündungssituation",
erklärt Gargiulo. "Wenn wir diese Entwicklung voraussehen, ähnlich wie
geschickte Schachspieler die möglichen Züge ihres Gegners in Gedanken
durchspielen, und sogar und gezielt forcieren, können wir auch gezielt
dagegen ansteuern." Im zweiten Behandlungsschritt verabreichten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den Tieren daher eine
entzündungshemmende Substanz. Sie setzten die Krebszellen Schachmatt.

Noch ist es allerdings ein langer Weg, bis diese neue Behandlungsstrategie
Krebspatientinnen und -patienten zu Gute kommt. "Wenn wir Krebszellen
bewusst aggressiver machen, müssen wir ganz genau wissen, was wir tun ",
sagt Gargiulo. So müsse man etwa nach Biomarkern fahnden, die eine
eindeutige Vorhersage darüber erlauben, bei welchen Erkrankten diese
Strategie wirklich funktioniert. "Erst wenn wir im Labor ausreichend Daten
und Erfahrung gesammelt haben, dürfen wir überhaupt daran denken, diesen
Behandlungsweg bei kranken Menschen zu erproben", betont Gargiulo.


Originalpublikation:

Michela Serresi et al. (2018): "Ezh2 inhibition in Kras-driven lung cancer
amplifies inflammation and associated vulnerabilities." Journal of
Experimental Medicine. 

doi:10.1084/jem.20180801

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/gargiulo Webseite der Arbeitsgruppe Garguilo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672
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MELDUNG/447: Antibiotikaproduktion in Deutschland und EU - Pro Generika legt Machbarkeitsstudie vor (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 29. November 2018

Antibiotikaproduktion in Deutschland und EU:

Pro Generika legt Machbarkeitsstudie vor



Berlin - Heute präsentierte der Verband Pro Generika in Berlin auf
seiner Veranstaltung "Dialog am Mittag" in Berlin eine von ihm bei der
Unternehmensberatung Roland Berger in Auftrag gegebene
Machbarkeitsstudie zum Thema: "Versorgungssicherheit mit Antibiotika:
Wege zur Produktion von Antibiotikawirkstoffen in Deutschland bzw. der
EU".

Vor dem Hintergrund, dass viele versorgungskritische Wirkstoffe in
Schwellenländern außerhalb der EU produziert werden, hat die
Unternehmensberatung Roland Berger in der Studie am Beispiel
Antibiotika drei Modelle untersucht, wie man die Wirkstoffproduktion
in Europa intensivieren könnte. Aufgrund von Lieferengpässen, auch bei
versorgungskritischen Wirkstoffen, fordern immer mehr Akteure im
Gesundheitssystem eine Verlagerung der Arzneimittelproduktion zurück
in die EU.

Mit Prof. Karl Broich, Präsident des BfArM, Michael Hennrich,
Arzneimittelexperte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Morris
Hosseini, Senior Partner Roland Berger und Wolfgang Späth,
Vorstandsvorsitzender Pro Generika und Vorstand Hexal diskutierten
vier Experten über die Ergebnisse der Studie. Das Fazit: Eine
Rückverlagerung von Teilen der Antibiotikaproduktion wäre mit Hilfe
einer gemeinschaftlichen Initiative aller betroffenen
Stakeholdergruppen (Industrie, stationäre und ambulante Versorger,
Politik, Krankenkassen) grundsätzlich möglich.

Wolfgang Späth erklärt dazu: "Um die Versorgungssicherheit bei
Arzneimitteln zu erhöhen, ist auch eine Stärkung der heimischen
Produktion notwendig. Dieser Weg ist hochkomplex und kann nicht von
einem Akteur alleine getragen werden. Auch wenn klar ist, dass
"Autarkie" angesichts der Globalisierung weder sinnvoll noch
realistisch ist, wollen wir zusammen mit der Politik Ansätze
diskutieren, wie diese Herausforderung gemeistert werden kann. Pro
Generika ist mit der heute vorgestellten Studie von Roland Berger in
Vorleistung gegangen. Es gibt nun erstmals eine analytische Grundlage
für diese Diskussion. Der 2. Pharmadialog der Bundesregierung wäre
dafür eine ideale Plattform."

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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STUDIE/630: Sterben im Krankenhaus - Rückläufiger Trend, aber nicht für alle (idw)


Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 29.11.2018

Sterben im Krankenhaus: Rückläufiger Trend, aber nicht für alle



In vielen Ländern nimmt der Anteil derer, die im Krankenhaus sterben, seit
Jahren ab. Bisher dachte man, dass dies für alle Altersgruppen gilt. Auf
bestürzende Ausnahmen macht jetzt eine neue Studie aufmerksam.

Rostock. Ihre letzten Stunden möchten die meisten Menschen zu Hause
verbringen - und nicht im Krankenhaus, wie es heute oft noch der Fall ist.
Doch die Trendwende ist eingeleitet, wie eine neue Studie des
Max-Planck-Instituts für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock zeigt. Demnach
sinkt seit Jahren der Anteil der älteren Menschen, die in einer Klinik
sterben. Ausgenommen von der erfreulichen Entwicklung sind jedoch ältere
Menschen ab 80 Jahren.

In ihrer Studie zeichnen die Wissenschaftler um Angela Carollo die
Entwicklung der Krankenhaussterblichkeit in Dänemark zwischen 1980 und
2014 nach. Zu diesem Zweck analysierten sie Statistiken zu allen Frauen
und Männer ab 50 Jahren, die in diesem Zeitraum starben. Nach Auswertung
von insgesamt rund 1,8 Millionen Datensätzen ergab sich folgendes Bild:
Während 1980 insgesamt 56 Prozent der Männer in der Klinik starben, waren
es 2014 nur noch 44 Prozent; bei den Frauen sank der Anteil im gleichen
Zeitraum von 49 Prozent auf 39 Prozent.

Im Alter kippt der Trend

Den größten Rückgang verzeichneten die Forscher bei den 50- bis
59-Jährigen: Während 1980 zwei Drittel (66,3 Prozent) aus dieser
Altersgruppe in einer Klinik starben, waren es 2014 weniger als die Hälfte
(48,9 Prozent). Der rückläufige Trend setzt sich demnach bis zum Alter von
79 Jahren fort und kommt bei den 80- bis 89-Jährigen zum Stillstand. In
der letztgenannten Gruppe sterben heute rund 40,2 Prozent im Krankenhaus -
ein Anteil, der sich seit 1980 kaum verändert hat. Was die Forscher
überrascht, ist der mit rund 23 Prozent enorme Anstieg bei den über
90-Jährigen.

Mit ihren weit zurückreichenden, umfassenden Datenreihen eigneten sich
dänische Bevölkerungsregister besonders gut für solche Analysen, sagt
Angela Carollo. Die in ihrer Detailschärfe einzigartigen Ergebnisse ihrer
Studie spiegeln die Entwicklung in weiten Teilen Europas und Nordamerikas
wider und sind insofern von internationaler Bedeutung. Auch in Ländern wie
den USA, Großbritannien oder Belgien gelinge es zunehmend, Patienten einen
würdigen Tod zu Hause, im Hospiz oder an einem anderen selbstgewählten Ort
zu ermöglichen, sagt Carollo: "Das ist sehr zu begrüßen, denn der Tod im
Krankenhaus ist für die meisten Menschen kein guter Tod."

Stagnation in Deutschland

In der alten Bundesrepublik Deutschland erreichte der Anteil der
Krankenhaussterbefälle im Jahr 1980 mit 55 Prozent aller Todesfälle einen
Höchstwert, um 2016 für ganz Deutschland auf 46 Prozent zu sinken. "Auf
diesem Niveau verharrt der Anteil hierzulande seit Jahren", sagt Angela
Carollo.

Als Alarmsignal werten die Rostocker Wissenschaftler die Entwicklung bei
den über 90-Jährigen. "Sie sind nicht nur die gebrechlichste, sondern in
vielen Ländern auch die am schnellsten wachsende Bevölkerungsgruppe", sagt
Angela Carollo. Viel zu häufig gehe der letzte Wunsch nach einem Abschied
im privaten Rahmen nicht in Erfüllung.

Bemerkenswert sind auch die Detailergebnisse der neuen Studie. An einer
Herz-Kreislauf-Erkrankung, einer der häufigsten Todesursachen, sterben
demnach in den jüngeren Altersgruppen mehr Frauen als Männer im
Krankenhaus. Der Unterschied verliert sich mit etwa Siebzig und kehrt sich
dann um: Vom 80. Lebensjahr an überwiegt der männliche Anteil bei den
kardiovaskulären Sterbefällen in der Klinik. "Möglicherweise sterben mehr
jüngere Männer als Frauen an Herz-Kreislauf-Erkrankungen, bevor sie das
Krankenhaus erreichen", vermutet Angela Carollo. Das müsse aber noch
genauer untersucht werden.

Die Ehe macht den Unterschied

Die Studie zeigt auch, dass Personen mit mittlerem und hohem Einkommen
eher gefährdet sind, im Krankenhaus zu sterben als Bezieher niedriger
Einkommen. Wo ältere Menschen sterben, hängt zudem stark davon ab, ob sie
verheiratet sind oder nicht. Im Durchschnitt sterben mehr verheiratete
Menschen im Krankenhaus als Unverheiratete, doch bei den über 90-Jährigen
trifft es zunehmend die Unverheirateten. Risikosteigernd seien darüber
hinaus mehrere Krankenausaufenthalte binnen eines Jahres, sagt Angela
Carollo und fügt hinzu: "Umgekehrt dürfte das Vermeiden langer
Krankenhausaufenthalte, wie es seit Jahren üblich ist, zu weniger
Sterbefällen auf den Stationen geführt haben."

Todesursache Nummer eins im Klinikbereich sind Atemwegserkrankungen, vor
allem bei den ältesten der alten Menschen. Auf den Plätzen folgen
Schlaganfälle und Krebs, wobei die Krebssterblichkeit seit 2005 den
stärksten Rückgang aufweist. Keine Angaben macht die Studie über
Sterbeorte jenseits der Klinik. Carollo: "Wir können nur vermuten, dass
die nicht im Krankenhaus Verstorbenen entweder zu Hause oder in einem
Pflegeheim beziehungsweise einem Hospiz starben."

Mit ihren Ergebnissen verbinden die Rostocker Forscher einen dringenden
Appell an die Politik. Carollo: "Jetzt kommt es darauf an, die Versorgung
auszubauen und die gesetzlichen Regelungen anzupassen. Wir sollten
Hochaltrigen ein Leben zu Hause oder in einer guten Pflegeeinrichtung
ermöglichen und ihnen unnötige Krankenhausaufenthalte kurz vor dem Tod
ersparen."

Über das MPIDR

Das Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersucht die Struktur und Dynamik von Populationen: von
politikrelevanten Themen des demografischen Wandels wie Alterung,
Geburtenverhalten oder der Verteilung der Arbeitszeit über den Lebenslauf
bis hin zu evolutionsbiologischen und medizinischen Aspekten der Alterung.
Das MPIDR ist eine der größten demografischen Forschungseinrichtungen in
Europa und zählt zu den internationalen Spitzeninstituten in dieser
Disziplin. Es gehört zur Max-Planck-Gesellschaft, einer der weltweit
renommiertesten Forschungsgemeinschaften.

www.demogr.mpg.de


Originalpublikation:

Angela Carollo et. al.: Trends in hospital deaths in Denmark from 1980 to
2014, at ages 50 and over, Journal of the American Geriatrics Society
(2018)

Weitere Informationen finden Sie unter


https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/jgs.15672
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LABEL/5027: Sony Music Press Relations Newsletter - KW48/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW48/2018

München, 30. November 2018



Hoch hinaus - Am 14. Dezember veröffentlicht Zayn sein
Doppelalbum "Icarus Falls"

Am 14. Dezember veröffentlicht Zayn sein neues Album "Icarus Falls".
Auf der Platte befinden sich neben der ersten offiziellen
Single-Auskopplung "Let Me" und der aktuellen Single "No Candle No
Light" feat. Nicki Minaj auch der brandneue Song "Rainberry" sowie
die vorab veröffentlichten Songs "Too Much", "Fingers", "Entertainer"
und "Sour Diesel". Insgesamt wird das Album 27 Tracks enthalten.

"Icarus Falls" ist der Nachfolger zum von der Kritik gefeierten Album
"Mind Of Mine", mit dem es ihm als erstem männlichen Solokünstler
gelang, gleichzeitig Platz eins der US- und UK-Charts einzunehmen.
Die Single "Pillowtalk" erreichte in 68 Ländern der Welt Platz eins
der Charts.


Wolle mer ihn reinlasse? - "Genau jetzt" von Wolfgang Petry
erscheint heute

Mit "Genau jetzt" legt Wolfgang Petry ein neues Album vor. Oder um es
mit seinen eigenen Worten aus dem Titelsong zu sagen: "Ich will
schnell und lange leben. Ich will laut und länger lachen. Wenn ich
will mach ich 'ne Pause und dann lass ich's wieder krachen. Genau
hier, genau jetzt!" Die Platte ist ab heute überall als CD,
Download sowie auf allen Streaming-Plattformen verfügbar. Zudem ist
das Album erstmals als streng limitierte, handnummerierte
Picture-Vinyl erhältlich.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

30.11. Marco Mengoni - Atlantico

30.11. Dolly Parton - Dumplin' - Original Motion Picture Soundtrack

30.11. Marteria - Live im Ostseestadion

07.12. Credibil - Semikolon

07.12. John Legend - A Legendary Christmas

14.12. Bruce Springsteen - Springsteen On Broadway

14.12. Mitchell Tenpenny - Telling All My Secrets

14.12. Zayn - Icarus / Falls

11.01.2019 Melissa Naschenweng - Wirbelwind

25.01.2019 Bring Me The Horizon - Amo

25.01.2019 Backstreet Boys - DNA

25.01.2019 Meghan Trainor - Treat Myself

01.02.2019 Ward Thomas - Restless Minds

08.02.2019 Joanne Shaw Taylor - Reckless Heart

01.03.2019 Tom Walker - What A Time To Be Alive


On Tour

Mariah Carey

04.12. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Jain

06.12. Köln - Kantine

Die Fantastischen Vier

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Ozzy Osbourne

Support: Judas Priest

13.02.2019 München - Olympiahalle

15.02.2019 Frankfurt am Main - Festhalle

17.02.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

19.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

Joanne Shaw Taylor

26.02.2019 Köln - Yard Club

27.02.2019 Aschaffenburg, Colos-Saal

28.02.2019 München - Ampere

02.03.2019 Reichenbach - Die Halle

03.03.2019 Dortmund - Piano

04.03.2019 Berlin - Frannz-Club

06.03.2019 Bremen - Lagerhaus

07.03.2019 Osnabrück - Rosenhof

08.03.2019 Hamburg - Markthalle

Nao

11.03.2019 Köln - Luxor

14.03.2019 Hamburg - Mojo

15.03.2019 Berlin Kesselhaus

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Backstreet Boys

21.05.2019 Hannover - TUI-Arena

25.05.2019 Mannheim - SAP-Arena

27.05.2019 München - Olympiahalle

29.05.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06.2019 Köln - Lanxess-Arena

Tash Sultana

24.07.2019 München - Zenith

26.07.2019 Köln - Tanzbrunnen

27.07.2019 Berlin - Zitadelle

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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MELDUNG/276: Rettung historischer Orgelinstrumente - Maßnahmen gegen Korrosion an Bleipfeifen (idw)


Leibniz-Institut für Werkstofforientierte Technologien - 30.11.2018

Rettung historischer Orgelinstrumente: Maßnahmen gegen Korrosion an
Bleipfeifen



Bremer Materialwissenschaftler und Arp-Schnitger-Institut für Orgel und
Orgelbau präsentieren Ergebnisse eines Projekts zur Verminderung von
Bleikorrosion an Orgelpfeifen.

Nach über zwei Jahren Projektlaufzeit präsentierten gestern
Wissenschaftler der Bremer Materialprüfungsanstalt (MPA) am
Leibniz-Institut für Werkstofforientierte Technologien - IWT und des
Arp-Schnitger-Instituts für Orgel und Orgelbau an der Hochschule für Künste
(HfK) Bremen die Ergebnisse aus dem Projekt "Maßnahmen zur Verminderung
von Bleikorrosion an Orgelpfeifen".




[image: Bild: © Juling/Leibniz-IWT]

Arp-Schnitger-Orgel in Freiburg/Elbe: Korrosion zerstört die
historischen Bleipfeifen

Bild: © Juling/Leibniz-IWT



Das Projekt unter Leitung von Dr.-Ing. Herbert Juling, Material- und
Konservierungsforscher am Leibniz-IWT, beschäftigte sich mit den immer
häufiger auftretenden Korrosionsschäden an historischen Orgeln. Mehr als
50 Gäste aus Wissenschaft und Orgelbau nahmen an der Veranstaltung in der
Kirchengemeinde Grasberg teil. Das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
und der Klosterkammer Hannover geförderte Projekt hatte sich zum Ziel
gesetzt, Maßnahmen zu entwickeln, um diesen dramatischen Entwicklungen
entgegenzuwirken.

Die historischen Orgeln in Deutschland bilden ein unersetzbares Kulturgut.
Sie sind nicht nur das Klanggedächtnis einer längst vergangen Zeit,
sondern stellen ein unwiederbringliches Zeugnis ästhetischer und
stilistischer Traditionen ihrer jeweiligen Entstehungszeit dar. Auch die
Handwerkskunst verschiedener Epochen spiegeln sie auf einzigartige Weise
wider. Dieser kulturelle Schatz ist jedoch seit den vergangenen
Jahrzehnten einer starken Bedrohung ausgesetzt: Korrosion zerstört die
Jahrhunderte alten Bleipfeifen der Orgelinstrumente.

Zwei Jahre haben Juling und seine Kooperationspartner Untersuchungen an
insgesamt sechs betroffenen Kirchen in Belum, Marienhafe, Osteel,
Freiburg/Elbe, Celle und Rumbeck durchgeführt. Dabei standen insbesondere
klimatische Messungen, Untersuchungen der Entwicklung von Bleikorrosion
sowie des im Orgelbau und der Restauration verwendeten Holzes im
Vordergrund. Unterstützt wurden die Wissenschaftler dabei von insgesamt
vier Orgelbauern, die das Projekt mit ihren Erfahrungen aus der Praxis
begleiteten.




[image: Bild: © Juling/Leibniz-IWT]

Durch Korrosion aufgequollener Fuß einer Prospektpfeife in der
Warnfried-Kirche in Osteel

Bild: © Juling/Leibniz-IWT



Für die Beurteilung der klimatischen Situation in den Kirchen führte
Juling Messungen über den Zeitraum eines Jahres durch. "Es gibt Probleme
mit der Luftfeuchtigkeit in den Kirchen", so Juling. "Man muss diese
unterhalb eines gewissen Wertes halten, um Korrosion zu vermeiden oder
zumindest den Verlauf zu verlangsamen." Die während des Projekts erfassten
Daten über Temperatur und Luftfeuchtigkeit ergaben, dass ein
entscheidender Faktor für das Klima die absolute Luftfeuchtigkeit ist.
Denn die Kirchen sind heutzutage besser wärmeisoliert, werden aber zu
selten gelüftet. Dadurch wird es im Inneren der Kirche zu feucht.
Besonders während des Sommers überschreitet die absolute Feuchtigkeit
einen für die Bleipfeifen kritischen Wert. Abhilfe können hier
automatisierte Lüftsysteme schaffen, die die Lüftung anhand der absoluten
Luftfeuchtigkeit steuern. Aber auch reguläres Querlüften oder Dauerlüften
bietet eine Verbesserung der Werte.

Bereits im vorangestellten Pilotprojekt wurde die Essigsäure, die von in
der Restauration verwendeten Eichenhölzern abgesondert wird, als zentrale
Ursache für die Korrosion der Bleipfeifen betrachtet. Mit einem einfachen
Testverfahren, dem Oddy-Test, konnte die Emission der Essigsäure einzelner
Hölzer aufgezeigt werden. Ein Test, der auch von den Orgelbauern relativ
einfach eingesetzt werden kann. "Unser Ziel in diesem Projekt war es,
Maßnahmen zu entwickeln, die jeder Orgelbauer auch in seiner Werkstatt
umsetzen kann", so Juling. Die Untersuchungen der Wissenschaftler ergaben
zudem, dass durch eine Beschichtung der Hölzer mit Kalk, die austretende
Säure neutralisiert werden kann. In einem Laborexperiment baute Juling mit
seinen Partnern Teile der Orgel nach, um Messung unter authentischen
Bedingungen vorzunehmen. Sein Fazit: Richtig umgesetzt, kann die
Essigsäureemission durch eine Beschichtung mit Kalk um mehr als 90 Prozent
gesenkt werden.

Ein weiterer Ansatz zum Schutz der Pfeifen bildet eine nachträgliche
Passivierung des Bleis durch den Einsatz von Schwefelsäure. In früheren
Zeiten war dies ein automatischer Prozess, da die Luft deutlich unreiner
war und eine höhere Konzentration von Schwefeldioxid in der Luft vorhanden
war. Schwefeldioxid reagiert mit Bleioxid zu Bleisulfat. Genau dieser
Stoff bildet die Schutzschicht, die man heute noch auf alten Pfeifen
findet. Es fand also eine natürliche Passivierung der Bleipfeifen statt.
Hier können die Orgelbauer nun ansetzen und die Bleioberfläche mit
Schwefelsäure behandeln, um dem Bleifraß entgegenzuwirken. "Unsere
Untersuchungen haben ergeben, dass sich die Korrosion weitestgehend
verhindern lässt, wenn man frisches Blei mit Schwefelsäure behandelt",
sagt Juling. Ein Bad in Schwefelsäure könnte zukünftig also ein Weg sein,
um die Pfeifen immun gegen die Korrosion zu machen. Die Anwendung in der
Praxis muss nun in den nächsten Jahren zeigen, welche Maßnahmen im
Orgelbau umgesetzt werden können und wo noch nachgebessert werden muss.


Weitere Informationen unter:

http://www.iwt-bremen.de

http://www.hfk-bremen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1991

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Werkstofforientierte Technologien, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/27320: Borken - Concert Royal Köln präsentiert bislang "unerhörte" Klänge, 9.12.2018


Kreis Borken

Concert Royal Köln präsentiert bislang "unerhörte" Klänge im
Fürstensaal

Das dritte Ahauser Schlosskonzert findet am Sonntag, 9. Dezember, um
19.30 Uhr statt



Kreis Borken/Ahaus. Die Ahauser Schlosskonzerte wollen besondere
Live-Erlebnisse bieten: Bei den insgesamt sechs Kammermusikkonzerten
dieser Saison bekommen die Gäste sowohl Vertrautes - Streicher und
Bläser - als auch eher unbekannte Stücke oder außergewöhnliche
Instrumente zu hören. Eine Überraschung im Gepäck haben nun am
Sonntag, 9. Dezember, auch die sieben Musikerinnen und Musiker von
Concert Royal Köln: Das Spezialistenensemble bringt neben Streich- und
Blasinstrumenten auch eine Orgel (ein Orgelpositiv) mit. "Dies ist
eine bislang 'unerhörte' Klangfarbe im Fürstensaal", weiß Norbert van
der Linde, künstlerischer Leiter der Reihe. Spielen wird das Ensemble
unter anderem Werke von Johann Sebastian Bach, Johann Georg Linike und
Georg Philipp Telemann.

Concert Royal Köln wurde 1987 von der Oboistin und Cembalistin Karla
Schröter gegründet. Das Ensemble widmet sich mit barocken und
klassischen Instrumenten besonders Werken von unbekannteren
Komponisten des 18. Jahrhunderts. Der Echo-Klassik-Preisträger 2015
war bereits Gast unter anderem im Markgräflichen Opernhaus Bayreuth
sowie auf dem Deutschen Mozartfest Chemnitz und dem Festival Mitte
Europa.

Karla Schröter, die Leiterin des Ensembles, studierte zunächst Orgel
und Cembalo in Amsterdam, Freiburg und Stuttgart. Danach legte sie
ihren Schwerpunkt auf historische Oboen-Instrumente. Mit ihrem
Ensemble führt sie eine umfangreiche Konzerttätigkeit in Kammermusik-
und Orchesterformationen in ganz Deutschland und dem europäischen
Ausland durch.

Der Barockoboen-Spieler Ulrich Ehret erhielt seine musikalische
Ausbildung an der Musikhochschule Freiburg. Er spielte bereits
zahlreiche CD-Produktionen und Rundfunkaufnahmen ein. Durch die
intensive Beschäftigung mit der Spielpraxis von historischen Oboen
begann er vor einigen Jahren, diese auch selbst zu bauen.
Gábor Hegyi absolvierte sein Trompetenstudium in Budapest. Er hatte
bis jetzt schon zahlreiche solistische und kammermusikalische
Auftritte unter anderem in Argentinien, Frankreich und Tunesien.
Michael Hochreither wurde in Berlin geboren. Während seines Studiums
an der Nordwestdeutschen Musikakademie Detmold war er Mitglied des
Detmolder Kammerorchesters und wurde anschließend bei der Thüringen -
Philharmonie Suhl stellvertretender Solocellist. Neben der
Orchestertätigkeit widmet er sich ausgiebig der Kammermusik in
diversen Ensembles und Besetzungen.

Der Orgelspieler Willi Kronenberg gewann bereits zahlreiche erste
Preise bei internationalen Wettbewerben. Neben seinem solistischen
Spiel hat er auch großes Interesse an der Kammermusik. Konzertreisen
führten ihn in zahlreiche Länder Europas sowie nach Nord- und
Südamerika. Mit Concert Royal Köln hat er inzwischen weit über 100
Konzerte an historischen Orgeln des 17. bis 19. Jahrhunderts gespielt.
Die aus Kalifornien stammende Geigerin Christine Moran lebt seit über
zwanzig Jahren in Köln. Sie tritt regelmäßig mit unterschiedlichen
Ensembles auf. Zudem unterrichtet sie an der Internationalen
Friedensschule in Köln-Widdersdorf.

Filine Pecht studierte Flöte an der Musikhochschule Köln und der
Folkwanghochschule Essen. Anschließend absolvierte sie ein Studium der
historischen Interpretationspraxis mit dem Schwerpunkt historischer
Querflöten an der Hochschule für Musik Frankfurt am Main. Filine
Precht konzertiert mit modernen und historischen Flöten in
verschiedenen kammermusikalischen Besetzungen.

Norbert van der Linde freut sich sehr auf das Dezemberkonzert von
Concert Royal Köln: "Das Ensemble kombiniert die oftmals zu Unrecht
vergessene Musik etwa eines Johann Georg Linike geschickt mit Werken
von Komponisten, die - nicht ganz zu Unrecht - als die Großen ihrer
Zeit in die Musikgeschichte eingegangen sind: Johann Sebastian Bach,
Georg Philipp Telemann und Antonio Vivaldi." Karla Schröter beschreibt
ihr Konzertprogramm, das unter dem Thema "Bläsermusik an deutschen
Fürstenhöfen" steht, so: "Es ist sehr farbig und auch in der Besetzung
sehr abwechslungsreich."

Das Konzert beginnt um 19.30 Uhr. Einzelkarten in der Kategorie II
kosten für Erwachsene 15 Euro. Schüler und Studenten zahlen die
Hälfte. Karten für die erste Kategorie sind bereits vergriffen.
Vorbestellungen nimmt die Kulturabteilung des Kreises Borken im kult
Westmünsterland per E-Mail an t.wigger@kreis-borken.de entgegen sowie
bis Freitag, 7. Dezember, unter Tel. 02564/98 99 111 und am Wochenende
unter Tel. 0170/4415185. Es gibt zudem eine Abendkasse.

Das komplette Programm der Reihe liegt beim Kreis Borken und der Stadt
Ahaus sowie in den Touristikbüros im Raum Ahaus und den dortigen
Filialen der Sparkasse Westmünsterland aus. Auf Wunsch können die
Programmhefte auch zugeschickt werden. Weitere Informationen zu den
Schlosskonzerten Ahaus gibt es im Internet unter
www.tourismus-kreis-borken.de/veranstaltungen.

Weitere Konzert-Termine für die Saison 2018/2019:

- 27. Januar 2019: Ebonit Saxophonquartett

- 24. Februar 2019: Orion Streichtrio

- 24. März 2019: Gewandhaus Brass Quintett

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.18

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AKTION/2731: Borken - Benefizkonzert für die Hospizbewegung am 31. März 2019


Stadt Borken

Wer hört, der hilft! - Benefizkonzert mit der Musikschule und dem
Landespolizeiorchester NRW am 31. März 2019 in der Stadthalle Borken


Kartenvorverkauf startet in Borken, Heiden, Raesfeld, Reken und Velen!



Am Sonntag, den 31. März 2019 veranstaltet die Big Band der
Musikschule gemeinsam mit der Big Band des Landespolizeiorchesters NRW
ein Benefizkonzert in der Stadthalle Borken zugunsten der
Hospizbewegung Westmünsterland, Velen e.V.. Dies ist ein
gemeinnütziger Verein mit dem Ziel, die Gründung eines stationären
Hospizes zu initiieren und zu begleiten. Der Verein ist fördernd tätig
und unterstützt die Hospizidee mit ehrenamtlichem Engagement.

Unter dem Motto "Wer hört, der hilft!" verspricht die Musikschule ein
hochklassiges Big Band-Konzert. Die Konzertbesucherinnen und -besucher
unterstützen zudem mit dem Eintrittsgeld, sowie freiwilligen Spenden
nach dem Konzert, die Hospizbewegung.

Ein großes Dankeschön gilt dem Landespolizeiorchester, den Sponsoren,
der Stadt Borken und dem Förderverein der Musikschule. Sie ermöglichen
es, dass die vollständigen Eintrittseinnahmen sowie ein
Spendenüberschuss an die Hospizbewegung weitergeleitet werden können.

Die Musikschule und die Hospizbewegung Westmünsterland bedanken sich
ganz herzlich bei den Sponsoren: der Firma Schweers Hoch- und
Stahlbau, dem Autohaus Pellmann sowie der VR-Bank Westmünsterland und
der VR-Bank in der Hohen Mark. Ein ganz besonderer Dank gilt der
Sparkasse Westmünsterland, die mit einer Großspende wesentlich zur
Finanzierung des Benefizkonzertes beigetragen hat.

Auch die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der
Musikschul-Mitgliedskommunen Borken, Heiden, Raesfeld, Reken und Velen
unterstützen als Schirmherrinnen und -herren das Benefizkonzert.

Wer also nicht nur ein hochklassiges Big Band - Konzert hören, sondern
damit gleichzeitig einen guten Zweck unterstützen möchte, ist hier
genau richtig! Die Karten können bei den jeweiligen Vorverkaufsstellen
in Borken, Heiden, Raesfeld, Reken und Velen erworben werden.
Garantiert auch für alle Musikliebenden das passende
Weihnachtsgeschenk!

Bei Abnahme eines größeren Kartenkontingentes können Anfragen auch
direkt an die Musikschule geschickt werden (simon.welsing@borken.de).

Einen musikalischen Vorgeschmack gibt es am Samstagabend auf dem
Weihnachtsmarkt in Borken (01. Dezember), dort sorgt ab 20 Uhr die Big
Band der Musikschule für stimmungsvolle Musik.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.11.2018

Musikschule Borken

Wilbecke 12, 46325 Borken

Telefon: +49 (2861) 939-213 oder 218

E-Mail: musikschule@borken.de
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KLASSIK/10162: Witten - Winterkonzert der Uni Witten/Herdecke am 9.12., weitere Termine 18. und 20.1.


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Chor und Orchester der Universität Witten/Herdecke führen Dvoráks
Requiem auf

Das alljährliche Winterkonzert findet am Sonntag, 9. Dezember statt



"Das Requiem b-Moll von Antonín Dvorák ist eines der eindrücklichsten
Werke der chorsymphonischen Literatur überhaupt", sagt
Universitätsmusikdirektor Prof. Ingo Ernst Reihl zum Programm des
diesjährigen Winterkonzertes von Chor und Orchester der Universität
Witten/Herdecke. In rund 90 Minuten erlebe man die Sichtweise eines
reifen Komponisten auf die europäische Musikgeschichte. Dvorák wählte
als textliche Grundlage für ein in Auftrag gegebenes chorsymphonisches
Werk die lateinische Liturgie der katholischen Totenmesse und setzte
sich intensiv mit den Requiem-Vertonungen anderer Komponisten
auseinander. Sein 1891 uraufgeführtes Requiem ist für den Konzertsaal
geschrieben, gleichsam steht es natürlich in einer großen
kirchenmusikalischen Tradition. Das Requiem ist eines der
persönlichsten Werke des tschechischen Komponisten; ein Leitmotiv
durchzieht alle 13 Sätze wie ein identitätsstiftendes "lyrisches Ich",
welches Ausführende wie Zuhörende in seinen Bann zieht.

Neben den über 200 Mitgliedern von Chor und Orchester der Wittener
Universität wirken die Sopranistin Myung-Hee Hyun, die
Mezzosopranistin Anna Bineta Diouf, der Tenor Johann Penner und der
Bassist Tadas Girininkas als Solisten mit.

Eintrittskarten für den 9. Dezember 2018 (UW/H, Alfred-Herrhausen-
Straße 50, Witten, 18 Uhr) sind für 15 Euro an der Abendkasse
erhältlich. Schülerinnen und Schüler, Studierende und Geflüchtete
haben freien Eintritt. Für weitere 5 Euro kann um 17 Uhr eine
Konzerteinführung mit Sektempfang, durchgeführt von Studierenden und
Prof. Reihl, besucht werden.

Weitere Aufführungen finden am 18. Januar 2019 um 20 Uhr im
LWL-Industriemuseum Hattingen und am 20. Januar 2019 um 18 Uhr in der
Liebfrauenkirche Holzwickede statt.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, Jan Vestweber, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POP-ROCK/5313: Stefanie Heinzmann - All We Need Is Love Tour 2019 vom 31.10. bis 29.11.2019


Stefanie Heinzmann kehrt nach kreativer Schaffenspause mit neuem
Album und ihrer fantastischen band zurück auf die Bühnen!



STEFANIE HEINZMANN, die Pop- und Soul-Sängerin aus der Schweiz, blickt
auf Platin- und Gold-Alben, ausverkaufte Tourneen, Kollaborationen mit
Tower of Power, Joss Stone, Lionel Richie und Ronan Keating zurück.
Hinzu kommen Auszeichnungen mit dem ECHO, dem MTV European Music
Award, dem Swiss Music Award, dem Kids Choice Award und der 1Live
Krone. Am 10. Januar dieses Jahres feierte STEFANIE HEINZMANN ihr 
10-jähriges Bühnenjubiläum.

"Live zu spielen, macht mich glücklich. Es ist einfach toll, zu
spüren, wie man vor der tausendsten Show immer noch aufgeregt ist. Die
begeisterten Gesichter im Publikum, der Spaß mit meiner Band auf der
Bühne - das sind die Gründe, warum ich mich für diesen Lebensweg
entschieden habe."

Das dankbare Zitat eines längst zum Branchen-Profi gereiften Twens
kurz vor ihrem 30. Geburtstag. Jeder weiß, dass sich an dieser
"magischen" Altersgrenze Dinge ändern. Vielleicht kann man sagen, dass
man die Erwartungen, die andere an einen richten um die eigenen
Wünsche ergänzt. STEFANIE HEINZMANN beschreibt es so:
"Ich hab den besten Job der Welt: Mit Musik Menschen glücklich machen.
Aber wie jeder andere Mensch auch, musste ich einfach mal in den
Urlaub fahren."

Gegönnt und verdient. Denn dass der Alltag von Künstlern - die auf der
Bühne immer Alles und zwischendurch im Studio ihr Kreativstes geben -
anstrengt, ist bekannt. Weniger bekannt waren STEFANIE HEINZMANNs
Urlaubsziele. Und das war auch gut so. Manchmal muss man eben mit sich
allein sein. Und die kleine Pause nach zehn Jahren Soulpower hatte
kurierende Effekte auf das Seelenheil der Sängerin:
"'All We Need Is Love' ist nicht nur der Titel meines neuen Albums, es
ist die Erkenntnis, die ich aus meiner Auszeit mitnehme und mir in
Zukunft selbst verstärkt vor Augen führen möchte. Sich selbst zu
lieben, sich gut und respektvoll zu behandeln ist gar nicht so
einfach. Dazu bedarf es - wie in jeder Beziehung - Aufmerksamkeit,
Verständnis und Pflege. Nur dann hat man auch Kraft- und Liebevolles
an andere zu geben."

Und so wird "All We Need Is Love" ein kraft- und liebevolles neues
Album werden, das die Liebe eher als innere oder gemeinsame
Kraftquelle denn als prickelnde Paarbeziehung thematisiert. Der
vorausgesandte Song "Build A House" mit DJ-Star "Alle Farben" atmet
diesen Spirit bereits. Apropos vorausgesandt: Bevor die erste Single
aus dem Album im Januar 2019 veröffentlicht wird, kündigt STEFANIE
HEINZMANN die zugehörige Tour an. Im November 2019 geht's durch
Deutschland, Österreich, die Schweiz und Luxemburg - perfekt: All We
Need Is STEFANIE Live!

Der exklusive Ticket PreSale startet heute am 30.11.2018 um 10:00 Uhr
auf www.ticketmaster.de und www.stefanieheinzmann.de
ab 07.12.2018, 10:00 Uhr sind die Tickets an allen bekannten
Vorverkaufsstellen erhältlich.

Tickets für die Schweiz Konzerte gibt es auf www.ticketcorner.ch.

STEFANIE HEINZMANN - ALL WE NEED IS LOVE

präsentiert von Schall Magazin, Event, Kulturnews

31.10. - Bern (CH) - Bierhübeli

02.11. - Basel (CH) - Volkshaus

03.11. - Luxemburg (L) - Den Atelier

05.11. - Dresden - Erlwein Capitol

07.11. - Herisau (CH) - Casino

08.11. - Luzern (CH) - Schüür

09.11. - Stuttgart - Im Wizemann

10.11. - Dortmund - FZW

12.11. - Bremen - Modernes

14.11. - Osnabrück - Rosenhof

15.11. - Berlin - Kesselhaus

16.11. - Köln - Carlswerk Victoria

17.11. - Frankfurt - Batschkapp

19.11. - Hannover - Capitol

20.11. - Hamburg - Mojo

21.11. - Bielefeld - Ringlokschuppen

23.11. - Kaiserslautern - Kammgarn

24.11. - Zürich (CH) - Kaufleuten

26.11. - Wien (A) - WUK

27.11. - Nürnberg - Hirsch

28.11. - München - Technikum

29.11. - Solothurn - Kofmehl

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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POP-ROCK/5312: Alexa Feser kommt mit ganzer Band und neuem Album 2019 auf Tour, 23.-29.04.2019


ALEXA FESER - "A!" WIE ALBUM-TOUR!



Am 10.Mai 2019 erscheint das neue Album von ALEXA FESER. Bereits der
Titel "A!" setzt vielversprechende Zeichen. Und die stehen für ALEXA
FESER auf Veränderung. Die Songwriterin verlieh dem "Deutschpop" mit
ihrem Vorgänger-Album "Zwischen den Sekunden" eine neue Tiefe. Das
Repertoire von "A!" wird sicherlich an dieser Klasse anknüpfen - aber
eben anders. Die erste Single "Gold reden" zum Beispiel schwingt das
Genre eher in neue Höhen.

"Es ist poppiger, leichter", kommentiert ALEXA FESER, die den Song
co-produzierte, dessen goldene Worte über einem urbanen, modernen Beat
schweben. Dabei trägt er - wie die restlichen "A!"-Songs - alle
Moleküle, die man in Alexas Musik liebt: Das Hymnische, die Gabe,
Alltagssituationen emotional aufzuladen. Die Musikerin spielt mit
dieser Leichtigkeit, sodass auch komplexe Themen schwerelos
erscheinen.

"Ich vermisse das Miteinander reden. Gerade in der heutigen Zeit
drohen wir da, in eine Schieflage zu geraten. Wir müssen uns mehr dem
Dialog stellen. Unterschiedliche Positionen werden doch erst dann
verständlich, wenn das Gegenüber etwas Raum erhält, um zu erklären,
was es denkt - was es fühlt."

Ein Live-Club kann ein solcher Raum sein - und ALEXA FESER weiß ihn
für gegenseitigen Austausch zu nutzen. Ausverkaufte Tourneen, Shows in
emotionaler Atmosphäre folgen sowie die Sängerin den Live-Dialog
eröffnet. Im April 2019 wird ALEXA FESER ihren Fans die Songs ihres
neuen Albums eröffnen: Exklusiv in kleinen Locations, vor
Veröffentlichung und in voller Bandbesetzung! Unter dem Titel "A!-
Tour" wird kommendes Frühjahr also ein Ruck durch Deutschpop gehen.

Der exklusive Ticket PreSale startet am 03.12.2018 um 10:00 Uhr auf
www.ticketmaster.de und www.neuland-concerts.com

Allgemeiner VVK Start: 07.12.2018 / 10 Uhr an allen bekannten VVK
Stellen

ALEXA FESER - A! Tour 2019

präsentiert von kulturnews, Event, Schall Magazin

23.04. - KÖLN - LUXOR

24.04. - STUTTGART - CLUBCANN

26.04. - LEIPZIG - WERK 2

27.04. - BERLIN - LIDO

28.04. - FRANKFURT - ZOOM

29.04. - HAMBURG - KNUST

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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REVUE/208: Lippstadt - Streifzug durch 40 Jahre Theater- und Filmgeschichte mit Eva Mattes, 7.12.


Stadt Lippstadt

Eva Mattes persönlichstes Programm

Sie liest, erzählt und singt über die letzten 40 Jahre der Theater-
und Filmgeschichte



Lippstadt. Eva Mattes lädt zu einem Streifzug durch ihre 40 Jahre
Theater- und Filmgeschichte ein. Am 7. Dezember liest, erzählt und
singt sie, begleitet von Irmgard Schleier am Klavier, von spannenden
und besonderen Kapiteln aus ihrem Leben.

In der Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt präsentiert sie
"Mein persönlichstes Programm".
Die "stille Königin unter den deutschen Vorleserinnen" lässt teilhaben
an ihren Begegnungen mit Rainer Werner Fassbinder, Werner Herzog,
Peter Zadek, Ulrich Wildgruber und anderen Größen aus Film und
Theater. Sie singt Songs von Marlene Dietrich, Hans Albers, Friedrich
Hollaender und italienische Volkslieder.

Im vergangenen Jahr standen Eva Mattes und Irmgard Schleier schon
einmal zusammen in Lippstadt auf der Bühne. Mit einer musikalisch
untermalten Lesung aus Astrid Lindgrens Tagebüchern beim "Wortfestival
in Lippstadt", boten sie einen berührenden Abend.

Eva Mattes ist eine bekannte österreichische Schauspielerin,
Hörbuchsprecherin und Chansonsängerin. Ihre erste Rolle bekam sie
bereits mit 12 Jahren für einen TV-Film, mit 13 ist sie die deutsche
Stimme von Timmy aus der Fernsehserie Lassie, wenig später die
Synchronstimme von Pippi Langstrumpf. Einige bekannte Rollen spielte
sie in "Herbstmilch" von 1989, Verfilmungen des Buches Sams, wofür sie
den deutschen Filmpreis in Gold bekam, oder auch im Tatort. In den
vergangenen Jahren hat sich die vielfach ausgezeichnete "Herzdame des
deutschen Theaters und Films" vor allem auch gemeinsam mit der
Musikerin und Autorin Irmgard Schleier einen Namen mit ihren
Rezitations- und Liederabenden gemacht. In diesem Jahr bekam sie auch
den "Sonderpreis Lebenswerk" beim Deutschen Hörbuchpreis.

Termin: Freitag, 7. Dezember 2018, 20 Uhr

Dauer: ca. 90 Minuten, keine Pause

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preise: 24,- / 22,- / 19,- Euro / ermäßigt: 12,- / 11,- / 9,50 Euro

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.18

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

info@kwl-lippstadt.de
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AUSLAND/8904: Aus aller Welt - 03.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Spanien: Rechtspopulisten feiern Wahlerfolg in Sozialisten-Hochburg

Bei der Regionalwahl in Andalusien hat die spanische
rechtspopulistische Partei Vox am Sonntag zwölf der 109
Parlamentssitze gewonnen und den rechten Parteien insgesamt eine
Mehrheit beschert. Die seit 36 Jahren regierenden Sozialisten von
Spaniens Ministerpräsident Pedro Sánchez mußten dagegen deutliche
Stimmenverluste hinnehmen. Beobachter begründen den Erfolg von Vox in
Andalusien vor allem mit der Zuwanderung aus Afrika. Der Urnengang in
der großen autonomen Region an der Südküste Spaniens gilt als erster
Stimmungstest für die neue Regierung von Sánchez.

3. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8904: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundespolizei entdeckte mehr als 860.000 Euro am Düsseldorfer 
Flughafen

Beamte der Bundespolizei haben am Düsseldorfer Flughafen im Rahmen
einer Gepäcknachkontrolle mehr als 860.000 Euro Bargeld gefunden. Die
als chinesische Bücher getarnten Geldstapel befanden sich laut
Behördenangaben in zwei Koffern, die von einem Franzosen mit
chinesischen Wurzeln aufgegeben worden waren. Der Mann wollte damit
über Rußland nach China reisen. Er gab an, daß er das Geld bei
verschiedenen chinesischen Landsleuten eingesammelt habe. Weil der
26jährige die hohe Summe nicht nach dem Geldwäschegesetz angemeldet
hatte, leiteten die Beamten ein Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen
ihn ein. Außerdem wird geprüft, ob Geldwäsche vorliegt.

3. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8901: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Keine zusätzliche NATO-Unterstützung für Ukraine

Einen Tag vor dem Treffen der Außenminister der 29 NATO-Staaten hat
Generalsekretär Jens Stoltenberg der Ukraine im aktuellen Konflikt
mit Rußland keine weitere militärische Hilfe in Aussicht gestellt.
Die Allianz habe ihre Präsenz im Schwarzen Meer schon in den
vergangenen Jahren verstärkt, dämpfte Stoltenberg am Montag in
Brüssel die Erwartungen der ukrainischen Regierung. Er bekräftigte
lediglich die Forderung nach der Freilassung der nach dem
militärischen Zwischenfall rund 50 Kilometer südwestlich der
Krim-Brücke von Rußland festgehaltenen ukrainischen Seeleute und der
Freigabe der Schiffe. Die NATO-Außenminister beraten am Dienstag und
Mittwoch auch über die Zukunft des INF-Abkommens. Die USA und die
NATO werfen Rußland vor, den Vertrag durch ein neues Raketensystem zu
verletzen. Die US-Regierung plant, einseitig aus dem 1987
geschlossenen Abkommen auszusteigen.

3. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8903: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP kritisiert schleppende Digitalisierung

Nach Ansicht der FDP läßt sich die Bundesregierung bei der
Digitalisierung zuviel Zeit. Dabei brauche es mehr Tempo, damit
Deutschland nicht weiter zurückfalle, sagte FDP-Fraktionsvize Frank
Sitta unmittelbar vor dem heute beginnenden zwölften Digital-Gipfel.
Nötig seien ein Digitalministerium, ein schnellerer Ausbau des
Glasfasernetzes und ein Einwanderungsgesetz für Spezialisten in IT
und Künstlicher Intelligenz. Auf dem zweitägigen Gipfel in Nürnberg
werden Bundeskanzlerin Angela Merkel und weitere Bundesminister
erwartet.

3. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8902: Tragisches und Kurioses - 03.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



48 Menschen retten sich aus brennendem Reisebus

Ein Reisebus hat während der Fahrt auf der Autobahn 3 in der Nähe von
Idstein (Hessen) Feuer gefangen, das sich in Windeseile über das
ganze Fahrzeug ausbreitete. Die Fahrgäste und der Busfahrer konnten
sich rechtzeitig ins Freie retten. Beim Eintreffen der alarmierten
Feuerwehr war der Bus bereits komplett ausgebrannt. Als Brandursache
wird ein technischer Defekt im Motorraum vermutet. Die Fahrgäste
wurden mit Ersatzbussen an ihren Zielort gebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7987: Aus Forschung und Technik - 03.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bemannte Sojus-Kapsel zur Raumstation gestartet

Sieben Wochen nach dem Fehlstart eines bemannten Sojus-Raumschiffs
ist heute eine Sojus MS-11 mit den Raumfahrern Oleg Kononenko
(Rußland), Anne McClain (USA) und David Saint-Jacques (Kanada) an
Bord zur Orbitalstation aufgebrochen. Nach Informationen der
russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos verlief der Start vom Kosmodrom
Baikonur in Kasachstan problemlos. Das Raumschiff sollte nach einem
sechsstündigen Flug automatisch an der Internationalen Raumstation
ISS andocken. Die neue Besatzung wird 194 Tage in der Umlaufbahn
bleiben und zahlreiche Experimente durchführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8000: Aus aller Welt - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Vorbereitungen im Jemen auf Friedensverhandlungen in Stockholm

Der Uno-Sondergesandte Martin Griffith ist in der jemenitischen
Hauptstadt Sanaa eingetroffen, um mit den Huthi-Rebellen
Friedensgespräche in Schweden vorzubereiten. Außerdem sollten am
Montag 50 verletzte Huthi-Kämpfer in einem Uno-Flugzeug aus dem Jemen
ausgeflogen werden. Dabei handele es sich um eine vertrauensbildende
Maßnahme, ließ ein Sprecher der Kriegsallianz um Saudi-Arabien
verlauten. Riad unterstützt den ehemaligen jemenitischen Präsidenten
Hadi im Bürgerkrieg mit Luftangriffen auf die Huthis. Diese werden
zumindest politisch vom Iran unterstützt. Das Außenministerium in
Teheran signalisierte am Montag die Bereitschaft zur Suche nach einer
politischen Lösung zur Beilegung des Bürgerkriegs. Vertreter der
Rebellen wollen an Friedensverhandlungen teilnehmen, wenn sie
Garantien für eine sichere An- und Abreise bekommen. Die Gespräche in
der schwedische Hauptstadt werden möglicherweise am Mittwoch
beginnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7959: Medizin und Gesundheitswesen - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Ausbruch im Ost-Kongo zweitschwerster aller Zeiten

Auch wenn die Gesundheitswächter der Weltgesundheitsorgansiation WHO
zwischenzeitlich Entwarnung gegeben hatte, ist der Ebola-Ausbruch im
Ost-Kongo noch lange nicht unter Kontrolle. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, soll WHO-Notfallchef Peter Salama darauf
hingewiesen haben, daß die Lage im Kongo zwar bei weitem nicht mit
der Tragödie 2014/15 in Westafrika zu vergleichen ist, als mehr als
11.000 Menschen ums Leben kamen. Trotzdem ist der jüngste Ausbruch
im Kongo der zweitschwerste seit Bekanntwerden der Krankheit. Nach
den Daten der WHO sollen 245 Opfer bislang gestorben sein. Mindestens
426 Menschen haben sich mit dem Virus infiziert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7988: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Ukrainische Matrosen in Moskau angeklagt

In Moskau sind 24 ukrainische Marinesoldaten wegen illegalen
Grenzübertritts angeklagt, wie die Nachrichtenagentur Tass unter
Berufung auf den Anwalt Nikolai Polosow meldete. Bei den Angeklagten
handelt es sich um Besatzungsmitglieder von drei ukrainischen
Patrouillebooten, welche vor gut einer Woche von der russischen
Küstenwache in der zum Asowschen Meer führenden Straße von Kertsch
aufgebracht wurden. Die russische Küstenwache kontrolliert den
Schiffsverkehr an der über die Meerenge führenden Brücke zwischen der
Krim-Halbinsel und dem russischen Festland. Russischer Auffassung
zufolge haben die drei ukrainischen Schiffe, als sie in russische
Hoheitsgewässer einfuhren und dort trotz Aufforderung der Küstenwache
zu stoppen stundenlange Manöver durchführten, gegen internationales
Seerecht verstoßen. Der Kremlsprecher Dmitri Peskow in Moskau
erklärte laut Tass, die Meerenge sei nicht für ukrainische Schiffe
gesperrt worden. Es gebe einen Rückstau von Schiffen aufgrund
schlechten Wetters.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7911: Sprache, Kunst und Medium - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Sender ORF zieht Konsequenzen aus Facebook-Verhalten

Anfang Dezember hat Österreichs öffentlich-rechtlicher Rundfunksender
ORF 50 seiner bisher 70 Facebook-Seiten geschlossen. Künftig will der
Sender bis auf wenige Ausnahmen keine seiner redaktionellen Sendungen
Video- und Audio-Beiträge mehr über Facebook verbreiten.

Gegenüber der Nachrichtenagentur APA begründete der Sender seinen
Schritt damit, daß das Soziale Netzwerk trotz wiederholter Einsprüche
nichts gegen dem zunehmenden Mißbrauch von Nutzer-Daten unternommen
hat. Außerdem seien die Auswahlkriterien für die verbreiteten Inhalte
undurchsichtig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7978: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Kiew beruft Reservisten für Militärübungen ein

Der ukrainische Präsident Poroschenko hat die Einberufung von
Reservisten angekündigt. Außerdem werden einige Armee-Einheiten
verlegt. Unter dem letzte Woche verkündeten Kriegsrecht für Teile des
Landes sollen Reservisten und Soldaten die Abwehrbereitschaft der
Ukraine gegen eine Invasion des Nachbarlandes Rußland demonstrieren.
Poroschenko hat behauptet, Moskau plane einen groß angelegten Angriff
auf die Ukraine und habe außergewöhnliche viele Soldaten an die
gemeinsame Grenze verlegt. Die russische Regierung bezeichnete die
Mobilisierung als absurden Versuch, die Spannungen zwischen beiden
Ländern weiter aufzuheizen.
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POLITIK/7992: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Digitalgipfel der Bundesregierung

Der zweitägige Digitalgipfel der Bundesregierung in Nürnberg befaßt
sich mit den Perspektiven Künstlicher Intelligenz (KI). Diese
Technologie wird bereits bei der Entwicklung selbstfahrender Autos,
Robotern im Pflegedienst sowie der maschinellen Sprach- und
Bilderkennung eingesetzt. Fünf Prozent der Unternehmen in Deutschland
nutzen die Technologie. Bundesinnenminister Seehofer plädierte am
Montag für eine offene Debatte über KI und einen verantwortungsvollen
Umgang damit. Der Minister sicherte zu, daß auch ethische Fragen im
Zusammenhang mit KI diskutiert würden. Gleichzeitig bekräftigte
Seehofer den Anspruch, Deutschland bei der KI-Entwicklung weltweit an
die Spitze zu führen.

3. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7961: Tragisches und Kurioses - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



In Madrids City wird dem Autoverkehr Zügel angelegt

Madrids linksalternative Stadtverwaltung hat im Kampf um bessere Luft
und weniger Straßenlärm einen Großteil des Autoverkehrs aus der
Innenstadt verbannt. Seit dem Wochenende ist das heiß diskutierte
Projekt "Madrid Central" in Kraft getreten.

Laut ARD Nachrichten dürfen in das 472 Hektar große Sperrgebiet nur
noch Anwohner und Fahrzeuge des öffentlichen Verkehrs fahren. Besucher
und Taxis erhalten Zutritt nur mit einer gültigen Umweltplakette. Auch
ist das Parken an den Straßenrändern verboten. Alle Fahrzeuge müssen
in Garagen untergestellt werden.

Die Zeitung "El Pais" lobte die Einschränkungen. Mit den Maßnahmen
sollen die deutlich überschrittenen Werte der
Stickstoffdioxid-Emissionen um 40 % gesenkt werden. Außerdem wird der
Lärmpegel deutlich gesenkt.
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SOZIALES/7989: Arbeit, Soziales und Familie - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Unendliche Verzweiflung auf Nauru

Die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen (MSF) hat am Montag in
Canberra den Bericht "Unendliche Verzweiflung" zur Situation der von
Australien auf der Pazifikinsel Nauru abgeschobenen Bootsflüchtlinge
herausgebracht. Von den dort lebenden schätzungsweise 600
Flüchtlingen leiden Dutzende an schweren psychischen Problemen. 30
Prozent von 206 behandelten Patienten hatten Suizidversuche
unternommen, 60 Prozent hegten Selbstmordgedanken. Zwölf Patienten,
darunter Kinder, sind aus Resignation in einen komaähnlichen Zustand
gefallen und haben aufgehört zu essen und zu trinken. Die Menschen
halten sich zum Teil seit Jahren auf der Insel auf und sehen keine
Perspektive, dort wegzukommen und Asyl zu erhalten. MSF hatte die
Patienten in dem Lager auf Nauru über elf Monate betreut. Im Oktober
wurde die Hilfsorganisation gezwungen, die Insel zu verlassen. Jetzt
fordert MSF von der australischen Regierung die sofortige Auflösung
des Flüchtlingslagers. Männer, Frauen und Kinder müssen von der Insel
geholt werden. Australien verhindert illegale Einreisen, indem
Bootsflüchtlinge in den Inselstaat Nauru oder auf die zu
Papua-Neuguinea gehörenden Insel Manus gebracht werden. Letzteres
Lager wurde vor mehr als einem Jahr offiziell geschlossen. Dort leben
aber weiterhin Flüchtlinge.

3. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7970: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedersachsen läßt Wolfsrudel beobachten

Die Zunahme der Wolfspopulation in Deutschland wird immer mehr zum
Gegenstand einer hitzigen Debatte. Während die einen darauf dringen,
daß den geschützten Tieren nicht nachgestellt werden dürfen,
verweisen andere auf den Schaden nicht nur unter Schafen, den diese
Raubtiere bisher schon angerichtet haben. Laut dpa soll nach dem
möglicherweise ersten Angriff eines Wolfes auf einen Menschen seit
Rückkehr der Tiere nach Deutschland das verdächtige Rudel in
Niedersachsen nun überwacht werden. Der entsprechende Vorfall soll
sich Steinfeld ereignet haben, als ein Gemeindearbeiter nach eigener
Schilderung von einem Wolf in die Hand gebissen wurde. Noch steht das
Ergebnis der DNA-Untersuchungen noch aus, ob es sich bei dem
Angreifer wirklich um einen Wolf handelte.
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WIRTSCHAFT/7977: Märkte und Finanzen - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Katar kündigt Austritt aus der Opec an

Der Energieminister des Emirats Katar, Saad Sherida al-Kaabi, hat den
Austritt seines Landes aus der Organisation Erdöl exportierender
Länder zum Jahreswechsel angekündigt und die anderen Opec-Mitglieder
entsprechend unterrichtet. Die staatliche Nachrichtenagentur QNA
berichtete von der Pressekonferenz am Montag in Doha. Katar hat
zusammen mit dem Iran Zugriff auf das größte Gasfeld der Erde.
Dadurch stieg das Emirat zum größten Flüssiggasproduzenten auf und
deckt rund 30 Prozent der globalen Nachfrage. Laut al-Kaabi wird sich
Katar künftig auf den Ausbau der Gasproduktion konzentrieren. Diese
soll bis spätestens 2024 jährlich von 77 Millionen auf 110 Millionen
Tonnen erhöht werden. Mit seinen Erdölexporten rangiert Katar an
elfter Stelle. Im Oktober förderte das Emirat gut 600.000 Barrel am
Tag. Der Minister unterstrich, daß sein Land nicht aus dem Ölgeschäft
aussteigen wird. Er beklagte jedoch, daß die Opec von einem einzigen
Land geführt wird. Gemeint war Saudi-Arabien, welches täglich elf
Millionen Barrel Öl auf den Weltmarkt wirft. Zusammen mit anderen
arabischen Staaten hat Saudi-Arabien letztes Jahr eine Verkehrs- und
Handelsblockade gegen Katar verhängt und die diplomatischen
Beziehungen abgebrochen. Riad wirft dem Nachbarn vor, Terrorismus zu
unterstützen und enge Beziehungen zum Iran zu unterhalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7993: Aus Forschung und Technik - 03.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung-Zulieferer soll Geheiminformationen verkauft haben

Flexible Displays sind im Moment das Nonplusultra. Viele Experten
sind der Ansicht, daß ihnen die Zukunft gehört. Das macht die
Technik, die dahinter steckt, extrem begehrt. Offenbar hat der
Samsung-Zulieferer Toptec das ausgenutzt und die Technik nach China
verkauft. Wie golem.de meldete, soll das Unternehmen zumindest
von der südkoreanischen Staatsanwalt beschuldigt worden sein,
Informationen über Samsungs flexible Display-Technologie an einen
chinesischen Konkurrenten verkauft zu haben. Dafür soll das
Unternehmen extra eine Strohfirma gegründet haben, um Informationen
darüber zu verkaufen, wie bestimmte Maschinen verwendet werden
müßten. Auch Zeichnungen der Display-Panels sollen verkauft worden
sein. Einer der Geschäftsführer und neun Angestellte müssen sich
deswegen jetzt vor Gericht verantworten.

3. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/543: Gravitationsstrudel um ein riesiges Schwarzes Loch entdeckt (idw)


Universität zu Köln - 30.11.2018

Gravitationsstrudel um ein riesiges Schwarzes Loch entdeckt

• Astronomen beobachten erstmals die Materialansammlung um ein
massereiches Schwarzes Loch im Zentrum eines Quasars

• Forschung verspricht sich neue Erkenntnisse zur Entstehung
von Galaxien



Ein internationales Team von Astronomen hat mit dem GRAVITY Instrument in
der Europäischen Südsternwarte (ESO) den Quasar 3C 273 im Sternbild
Jungfrau mit bisher unerreichter Präzision beobachtet. Dabei entdeckten
sie die Struktur einer sich schnell drehenden Gasansammlung um den Quasar.
Quasare bestehen in ihrem Innern aus superschweren Schwarzen Löchern. Das
ist das erste Mal, dass die sogenannte "broad line region", die Ansammlung
von Material um das Schwarze Loch, beobachtet wurde. An der Forschung ist
auch ein Team um Professor Dr. Eckart vom I. Physikalischen Institut der
Universität zu Köln beteiligt. Die Ergebnisse wurden nun unter dem Titel
"Spatially resolved rotation of the broad-line region of a quasar at 
sub-parsec scale" in der Fachzeitschrift Nature veröffentlicht.

Das Forschungsteam konnte die Masse des Schwarzen Lochs mit bisher
unerreichter Genauigkeit messen. Diese Vermessung bestätigt die Annahmen,
die bei der Vermessung der Masse von Schwarzen Löchern in Quasaren
zugrunde gelegt werden. Diese Massen sind wiederum ein essentieller
Baustein zum Verständnis der Entwicklung von Galaxien.

Die von einem solchen Quasar abgegebene Energie ist viel größer als in
einer normalen Galaxie wie der Milchstraße und kann nicht durch
regelmäßige Fusionsprozesse in Sternen erzeugt werden. Stattdessen gehen
die Astronomen davon aus, dass Gravitationsenergie in Wärme umgewandelt
wird, wenn Material von einem extrem massiven Schwarzen Loch verschluckt
wird.

Das Instrument GRAVITY lieferte nun Bilder aus dem Innern des Quasars und
beobachtete die Struktur des sich schnell bewegenden Gases um das zentrale
Schwarze Loch. Bisher waren solche Beobachtungen aufgrund der geringen
Winkelgröße dieser inneren Region, die etwa der Größe unseres
Sonnensystems entspricht, aber 2,5 Milliarden Lichtjahre entfernt ist,
nicht möglich. GRAVITY kombiniert alle vier ESO VLT-Teleskope in einer
Technik namens Interferometrie, die einen enormen Gewinn an
Winkelauflösung ermöglicht, was einem Teleskop mit 130 Metern Durchmesser
entspricht. So können die Astronomen Strukturen auf der Ebene von 10
Mikrobogensekunden unterscheiden, was etwa 0,1 Lichtjahren in der
Entfernung des Quasars (oder eines Objekts von der Größe einer 
1-Euro-Münze auf dem Mond) entspricht.

An dem Experiment ist die Infrarotgruppe am I. Physikalischen Institut um
Professor Dr. Andreas Eckart und Dr. Christian Straubmeier maßgeblich
beteiligt. Der Leiter der Gruppe, Andreas Eckart, sagt: "Dies ist das
erste Mal, dass wir in die Herzen von quasistellaren Objekten mit dieser
Präzision schauen können." Straubmeier, der den technischen Teil des
Projekts in Köln leitet, ergänzt: "Die beiden Spektrometer, die wir in
Köln gebaut haben, sind wirklich gut gelungen. Als wir sie hier in unseren
Labors zusammenbauten und testeten, hätte ich nie gedacht, dass sie das
Licht eines weit entfernten Quasars sammeln könnten, um so interessante
Ergebnisse zu erzielen."

"Mit GRAVITY konnten wir erstmals die so genannte 'broad-line region'
auflösen und die Bewegung einzelner Gaswolken um das zentrale Schwarze
Loch beobachten", sagt der Hauptautor der Studie Eckhard Sturm vom 
Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik (MPE). "Unsere 
Beobachtungen zeigen, dass die Gaswolken um das zentrale Schwarze Loch 
wirbeln."

Während die breiten Atomemissionslinien zuvor beobachtet wurden - und
eigentlich ein Beobachtungsmerkmal von Quasaren sind - wird die Größe der
"broad-line region" mit einer Methode namens "Reverberation-Mapping"
gemessen. Helligkeitsschwankungen des "zentralen Motors" des Quasars
verursachen ein Lichtecho, sobald die Strahlung auf äußere Wolken trifft -
je größer das System, desto später das Echo. Im besten Fall können auch
die Bewegungen des Gases identifiziert werden, was oft eine rotierende
Scheibe impliziert. Dieses aus Zeitinformationen abgeleitete Ergebnis kann
nun den räumlich aufgelösten Beobachtungen durch GRAVITY gegenübergestellt
werden.

"Unsere Ergebnisse unterstützen die grundlegenden Annahmen des
Reverberation-Mappings", bestätigt Jason Dexter, der zweite Hauptautor vom
MPE. "Informationen über die Bewegung und Größe der Region unmittelbar um
das Schwarze Loch sind entscheidend für die Messung seiner Masse."

Erstmals wurde das Verfahren nun experimentell getestet und bestand seinen
Test mit Bravour. Das Ergebnis bestätigte bisherige Massenschätzungen von
rund 300 Millionen Sonnenmassen für das Schwarze Loch. Somit bietet
GRAVITY sowohl eine Bestätigung der vorher verwendeten Hauptmethode zur
Bestimmung der Massen von Schwarzen Löchern in Quasaren als auch eine neue
und hochgenaue, unabhängige Methode zur Messung solcher Massen. Damit
verspricht es, einen Maßstab für die Messung der Massen von Schwarzen
Löchern in Tausenden von anderen Quasaren zu liefern.


Publikation:

https://rdcu.be/bb6je
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1556: Science - Hoher Druck ordnet Elektronen (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 30.11.2018

Science: Hoher Druck ordnet Elektronen



Hochtemperatur-Supraleiter können elektrische Energie widerstandsfrei
transportieren. Allerdings verhindert eine starre Ladungsordnung die
Supraleitung. Forscherinnen und Forscher am Karlsruher Institut für
Technologie (KIT) haben die konkurrierenden Zustände mit hochauflösender
inelastischer Röntgenstreuung untersucht und festgestellt, dass hoher
einachsiger Druck die Elektronen ordnet. Ihre Studie eröffnet neue
Einblicke in die Funktion elektronisch korrelierter Materialien. Die
Forschenden berichten in der Zeitschrift Science

(DOI: 10.1126/science.aat4708).

Strom ohne Verluste transportieren - Supraleiter machen es möglich. Diese
Materialien weisen unterhalb bestimmter Temperaturen keinen elektrischen
Widerstand mehr auf. Allerdings sind sie dabei auf extreme Kälte
angewiesen: Klassische Supraleiter müssen fast bis zum absoluten Nullpunkt
- minus 273 Grad Celsius - heruntergekühlt werden, und selbst
Hochtemperatur-Supraleiter benötigen noch Temperaturen von etwa minus 200
Grad Celsius, um Strom widerstandsfrei zu leiten. Trotz der aufwendigen
Kühlung werden Supraleiter bereits in verschiedenen Bereichen eingesetzt.
Um Supraleiter zu entwickeln, die bei höheren Temperaturen - eventuell
sogar bei Raumtemperatur - funktionieren und damit wesentlich zu einer
effizienten Energieversorgung beitragen, müssen entscheidende Zustände und
Vorgänge in supraleitenden Materialien grundlegend verstanden werden.

Forscher um Professor Matthieu Le Tacon, Leiter des Instituts für
Festkörperphysik (IFP) des KIT, sind dabei nun einen wesentlichen Schritt
vorangekommen: Sie haben gezeigt, dass hoher einachsiger Druck
konkurrierende Zustände in einem Hochtemperatur-Supraleiter kontrollieren
kann. Neben dem IFP des KIT waren das Max-Planck-Institut für
Festkörperforschung in Stuttgart, das Max-Planck-Institut für Chemische
Physik fester Stoffe in Dresden, die European Synchrotron Radiation
Facility (ESRF) in Grenoble/Frankreich und die Universidad Nacional de La
Plata/Argentinien an der Studie beteiligt. Eine Publikation in der
Zeitschrift Science stellt die Ergebnisse vor.

Mit hochauflösender inelastischer Röntgenstreuung, bei der Röntgenstrahlen
auf eine Probe treffen und das Streulicht vermessen wird, untersuchten die
Wissenschaftler den Hochtemperatur-Supraleiter YBa2Cu3O6.67, der zu den
Kupraten gehört. Dabei handelt es sich um komplexe Verbindungen aus
Kupfer, Sauerstoff und weiteren Elementen. Kupfer- und Sauerstoffatome
bilden zweidimensionale Strukturen. Werden Ladungsträger in diese Ebenen
eingeführt, kommt es zu komplexen und miteinander konkurrierenden
Zuständen: Die Kopplung zwischen Ladungsträgern führt zur Supraleitung,
eine starre Ladungsordnung dagegen verhindert sie. Zu den
Ladungsordnungszuständen gehört die Anordnung der Ladungsträger in
streifenförmigen Nanostrukturen, welche die Ladungsträger unbeweglich
macht und so die Supraleitung unterdrückt. Auch periodische Schwankungen
in der Verteilung der elektrischen Ladungen, sogenannte
Ladungsdichtewellen (CDW - charge density waves), verhindern die
Supraleitung. Durch chemische Beimengungen, als Doping bezeichnet, oder
durch externe Magnetfelder lassen sich diese Zustände variieren. Die
Interpretation solcher Experimente wird allerdings durch Gitterfehler und
zufällig festgehaltene magnetische Wirbel erschwert.

Dagegen ermöglicht einachsiger Druck, das Verhältnis zwischen
Ladungsdichtewellen und Supraleitung präzise zu untersuchen, wie die
Forscher aus Karlsruhe, Stuttgart, Dresden, Grenoble und La Plata in ihrer
Arbeit feststellten. Sie zeigten, dass hoher Druck entlang der
Kristallachse a des untersuchten Hochtemperatur-Supraleiters YBa2Cu3O6.67
zu einem weitreichenden dreidimensionalen Ladungsdichtewellen-Zustand
führt, ohne dass dazu Magnetfelder erforderlich sind. Mit dieser
Zustandsänderung ist auch eine starke Dämpfung der
Gitterschwingungsanregung verbunden. "Unsere Ergebnisse ermöglichen neue
Einblicke in die Funktion von Hochtemperatur-Supraleitern und anderen
elektronisch korrelierten Materialien", erklärt Professor Matthieu Le
Tacon vom KIT. "Darüber hinaus zeigen sie, dass einachsiger Druck das
Potenzial bietet, die Ordnung der Elektronen in solchen Materialien zu
kontrollieren."


Originalpublikation:

H.-H. Kim, S. M. Souliou, M. E. Barber, E. Lefrancois, M. Minola, M.
Tortora, R. Heid, N. Nandi, R. A. Borzi, G. Garbarino, A. Bosak, J.
Porras, T. Loew, M. König, P. M. Moll, A. P. Mackenzie, B. Keimer, C. W.
Hicks, M. Le Tacon:

Uniaxial Pressure Control of Competing Orders in a High Temperature
Superconductor.

Science, 2018.

DOI: 10.1126/science.aat4708.

(Abstract unter http://science.sciencemag.org/content/362/6418/1040)

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

http://science.sciencemag.org/content/362/6418/1040

http://www.sek.kit.edu/presse.php

http://joachim.hoffmann@kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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ENERGIE/1602: Minutengenaue Leistungsvorhersage für Windparks - Projekt ParkCast gestartet (idw)


Universität Stuttgart - 30.11.2018

Minutengenaue Leistungsvorhersage für Windparks: Neues WindForS Projekt
ParkCast gestartet



Wie lässt sich die Leistungsabgabe eines Windparks im Minutenbereich am
besten vorhersagen, und wie groß ist die Unsicherheit der Vorhersage bei
starken Änderungen der Windgeschwindigkeit? Diese Fragen wollen
Forscherinnen und Forscher des Stuttgarter Lehrstuhls für Windenergie
(SWE) der Universität Stuttgart und des Zentrums für Sonnenenergie- und
Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) im Rahmen des vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie mit rund 1,14 Millionen Euro
geförderten Forschungsprojekts ParkCast klären.

Der Anteil der erneuerbaren Energien und speziell der Windkraft steigt
stetig. Um für den Verbraucher ein stabiles Netz zu sichern, sind
minutengenaue Vorhersagen der Leistungseinspeisung in das Energienetz
unbedingt nötig. Trotz der ständigen Schwankung der Leistung der
Windenergieanlagen - der Wind weht ja nicht immer gleich - muss also
gewährleistet sein, dass sich die Erzeugung und der Verbrauch des Stroms
immer die Waage hält. Mit Hilfe von präzisen Prognosen der in naher
Zukunft erzeugten Leistung eines Windparks ist es für den Netzbetreiber
möglich besser zu planen, wie der Energiemix zustande kommen soll und ob
beispielsweise bei einer ankommenden Windflaute rechtzeitig ein
Gaskraftwerk hochgefahren werden muss, um die wegfallende Leistung zu
kompensieren.

Zu diesem Zweck haben die Stuttgarter Forscherinnen und Forscher ein
Pilotprojekt auf dem offshore Forschungswindpark alpha ventus vor der
niedersächsischen Nordseeküste in der Deutschen Bucht gestartet. Ziel ist
es, die abgegebene Leistung der dortigen zwölf Windenergieanlagen in einem
Zeitbereich bis 60 Minuten möglichst genau vorherzusagen. Dazu wird ein
Lidargerät eingesetzt. Dieses Laser-Messinstrument, das auf der Gondel
einer der 5MW-Anlagen installiert wird, kann die Windgeschwindigkeit in
bis zu zehn Kilometer Entfernung messen. Das Lidargerät soll die
Einströmung des Parks messen und diese Information als Grundlage für die
Vorhersage bereitstellen. Mithilfe eines lokalen, numerischen
Wettermodells, welches den Zustand der Atmosphäre am Standort abbildet,
kann durch Eingabe bzw. Assimilation der gemessenen
Windgeschwindigkeitswerte aus wenigen Kilometern Entfernung, die Strömung
des Windes zum Windpark hin errechnet und prognostiziert werden. Mit
Hilfe eines Parkleistungsmodells, also der Kenntnis, bei welcher
Windgeschwindigkeit der Windpark wieviel Leistung erzeugt, kann dann die
zukünftig abgegebene Leistung berechnet werden. Hierzu werden auch
aktuelle Methoden des Maschinellen Lernens eingesetzt.

Der Stuttgarter Lehrstuhl für Windenergie und das Zentrum für
Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) sind
Projektpartner des Forschungsnetzwerks WindForS, welches die Forschung
und Lehre zur Windenergie in Süddeutschland bündelt. Der Lehrstuhl für
Windenergie wurde 2004 gegründet und konzentriert sich seitdem in der
Forschung auf das Systemverständnis von Windenenergieanlagen. Mit dem
Projekt ParkCast knüpft das Messtechnikteam des Lehrstuhls an das
Vorgängerprojekt VORKAST an, in welchem sogenannte
Kürzestfristvorhersagen der Windleistung einer einzelnen
Windenergieanlage mittels Lidarmessung untersucht wurden. Die Universität
Stuttgart ist mit diesem Projekt als Partner an der RAVE Initiative
(Research at Alpha Ventus) beteiligt.

Das Zentrum für Sonnenergie- und Wasserstoff-Forschung (ZSW) wurde 1988
als gemeinnützige Stiftung gegründet und gehört heute zu den führenden
Instituten für angewandte Forschung auf den Gebieten Photovoltaik,
regenerative Kraftstoffe, Batterietechnik und Brennstoffzellen sowie
Energiesystemanalyse. An den drei ZSW-Standorten Stuttgart, Ulm und
Widderstall sind derzeit rund 250 Wissenschaftler, Ingenieure und
Techniker beschäftigt. Das ZSW versteht sich als eine Brücke zwischen
Grundlagenforschung und Industrie: Die Technologien bringt es gemeinsam
mit Industriepartnern in den Markt. Die technische Expertise fließt auch
in Studien und Beratungsdienstleistungen für die Politik ein.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/1796: G20 hinter den Erwartungen zurückgeblieben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Dezember 2018

G20 hinter den Erwartungen zurückgeblieben



Zum Abschluss des G20-Gipfels können Sie den außenpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Das jüngste G20-Treffen in Buenos Aires geht mit Licht und Schatten
zu Ende. Wichtig ist das erneute Bekenntnis zu freiem, fairen Handel
und zu einer Reform des Welthandelssystems. Die Übereinkunft der USA
und China, ihren Handelskonflikt zu entspannen und Zölle auf
Automobilimporte zu senken, ist ein gutes Zeichen für die deutsche
Automobilindustrie. Jetzt gilt es, auch im Verhältnis USA zur EU
Fortschritte im Handelsbereich zu erreichen.

Mit Blick auf die internationalen Konflikte ist das Treffen trotz des
großen Einsatzes von Bundeskanzlerin Angela Merkel in einer Reihe
bilateraler Gespräche hinter den Erwartungen zurückgeblieben.
Präsident Putin ist für seine erneute Aggression gegen die Ukraine
nahezu unbescholten davongekommen. Es bleibt zu hoffen, dass weitere
Gespräche im Normandie-Format Putin vom Pfad der Eskalation abbringen
können. Und im Mordfall des saudischen Journalisten Khashoggi hat
Kronprinz Mohammed bin-Salman die Chance verpasst, zur Aufklärung
beizutragen und neues Vertrauen aufzubauen. Die verheerende
humanitäre Krise im Jemen kam kaum zur Sprache, obwohl sich dieser
Rahmen geeignet hätte, um substanzielle Fortschritte hin zu einer
politischen Lösung zu erreichen. Dies zeigt, wie komplex die aktuelle
Krisenlage auf der Welt ist.

Trotz begrenzter greifbarer Ergebnisse in Buenos Aires sind und
bleiben Formate wie die G20, bei denen Regierungschefs mit auch
widerstreitenden Interessen zusammentreffen und vertraulich sprechen
können, wichtige Fixpunkte der internationalen Krisendiplomatie.
Forderungen nach Abschaffung solcher Formate halte ich für völlig
unverständlich. Ab 1. Januar trägt Deutschland mit seiner
Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen besondere
Verantwortung, an Lösungen für die weltweiten Krisen mitzuwirken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1795: Das Erbe von George H. W. Bush muss bewahrt werden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Dezember 2018

Das Erbe von George H. W. Bush muss bewahrt werden



Zum Tod des ehemaligen US-Präsidenten George H.W. Bush können Sie den
außenpolitschen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt, wie folgt zitieren:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion trauert um George H.W. Bush. Er hat
als Vizepräsident von Ronald Reagan und als Präsident der Vereinigten
Staaten von Amerika maßgeblichen Anteil an der Deutschen Einheit und
der europäischen Friedensordnung. Dieser Verdienst ist in seiner
Größe kaum zu ermessen. Gerade in diesen Monaten neuer
Konfrontationen zwischen Russland und dem Westen mahnt uns das Erbe
von Präsident Bush, auf friedliche multilaterale Lösungen von
Konflikten zu setzen und nicht auf Konfrontationen. Die nach dem
Krieg geschaffene und auch von Bush weiterentwickelte, regelbasierte
Weltordnung, etwa im Rahmen von Uno und OSZE, muss bewahrt und
weiterentwickelt werden. Er war bis zu seinem Tod ein steter
Verfechter guter transatlantischer Beziehungen. Auch dieses Erbe
müssen wir bewahren. Deutschland sollte daher einen Weg finden, ihn
in der Bundeshauptstadt dauerhaft zu würdigen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/1016: Zukunftsfähigen Bildungsföderalismus ermöglichen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Dezember 2018

Zukunftsfähigen Bildungsföderalismus ermöglichen



Zu der aktuellen Diskussion um die Grundgesetzänderung und den
Digitalpakt Schule sowie die hierzu erfolgten kritischen Stimmen aus
mehreren Bundesländern können Sie den digitalpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred Schipanski, wie folgt zitieren:

"Es ist bedauerlich, dass einige Länder nun ankündigen, im Bundesrat
die Grundgesetzänderung abzulehnen, die wir in der letzten Woche im
Bundestag beschlossen haben. Diese hat nichts mit
'Einheitsschulpolitik' zu tun, sondern ist eine behutsame
Weiterentwicklung des kooperativen Föderalismus in unserem
Bundesstaat, mit dem wir einen zukunftsfähigen Bildungsföderalismus
ermöglichen wollen. Der Digitalpakt muss jetzt kommen, um die
Digitalisierung an die Schulen zu bringen!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1939: Schwerbehinderte Menschen stärker in den Arbeitsmarkt integrieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Dezember 2018

Schwerbehinderte Menschen stärker in den Arbeitsmarkt
integrieren

Internationaler Tag der Menschen mit Behinderung - Koalition plant
Einführung des Wahlrechts



Am morgigen Montag ist Internationaler Tag der Menschen mit
Behinderung. Dazu erklärt der Beauftragte für Menschen mit
Behinderungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Wilfried Oellers:

"Nie waren mehr schwerbehinderte Menschen in
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung als heute. Auch die Zahl
der langzeitarbeitslosen Schwerbehinderten ist in den letzten fünf
Jahren bundesweit um zehn Prozent zurückgegangen - ein gutes Zeichen,
denn eine Beschäftigung gibt Menschen Halt und Orientierung in ihrem
Leben. Sie ermöglicht Teilhabe und Selbstbestimmung. Wir sind also
grundsätzlich auf einem guten Weg zu mehr Inklusion. Das belegt auch
der Zwischenbericht zum Nationalen Aktionsplan 2.0 der
Bundesregierung zur UN-Behindertenrechtskonvention.

Trotz der positiven Entwicklung gilt es aber, noch mehr zu tun, um
Schwerbehinderte in Lohn und Brot zu bringen, um ihnen mehr Teilhabe
zu ermöglichen. Bund und Länder, Kommunen, Betriebe und Unternehmen
müssen gemeinsam für einen Bewusstseinswandel in den Köpfen von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern sorgen. Sie müssen das Potenzial und
die Motivation der schwerbehinderten Beschäftigten anerkennen.
Schwerbehinderte Menschen sind ein Gewinn für Unternehmen und
Gesellschaft.

Ein wichtiges behindertenpolitisches Vorhaben der großen Koalition
für diese Legislaturperiode ist die Einführung des Wahlrechts für
Menschen, die unter Vollbetreuung stehen. Derzeit sind 81.000
Menschen hiervon betroffen, häufig sind es Menschen mit einer
geistigen Behinderung. Im Koalitionsvertrag haben wir vereinbart, den
Wahlrechtsausschluss für Menschen unter Vollbetreuung aufzuheben. Wir
arbeiten zurzeit an einem Gesetzentwurf, der Anfang 2019 in den
Bundestag eingebracht werden soll."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/798: Klimaprojekte in Entwicklungsländern fördern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Dezember 2018

Klimaprojekte in Entwicklungsländern fördern



Zum Beginn der UN-Klimakonferenz in Katowice können Sie die
umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU- Bundestagsfraktion,
Marie-Luise Dött, wie folgt zitieren:

"Die Herausforderungen für den globalen Klimaschutz sind vielfältig.
Daher ist es geboten, alle möglichen Instrumente effektiv
auszugestalten. Die Chance der Projektförderung in
Entwicklungsländern sollten wir dringend nutzen. Dadurch können
CO2-Einsparungen kostengünstig erreicht und gleichzeitig
Fluchtursachen bekämpft werden. Ebenso werden die Entwicklungsländer
in die Lage versetzt, erneuerbare Energien und eine nachhaltige
Wirtschaftsweise zu etablieren. Selbstverständlich dürfen die Fehler
der Vergangenheit nicht wiederholt werden. Wir brauchen
internationale Richtlinien und Definitionen für die Nachhaltigkeit
der Projekte und ein intensives Monitoring. Die Grundlagen zur
Weiterentwicklung des sogenannten Clean Development Mechanism sind im
UN-Abkommen von Paris gelegt. In Katowice müssen nun die Details
ausverhandelt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FINANZEN/1532: Deutsch-französische Finanztransaktionssteuer ist eine Fake-Steuer


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Dezember 2018

Deutsch-französische Finanztransaktionssteuer ist eine Fake-Steuer



"Das ist eine Fake-Finanztransaktionssteuer. Der Ex-Investmentbanker
Macron will mit einer Börsenumsatzsteuer die französischen Megabanken
schonen. Olaf Scholz versteckt sich hinter Frankreich, um zehn Jahre
nach der Finanzkrise die Finanztransaktionssteuer kalt zu beerdigen",
kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender und
finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den
deutsch-französischen Vorstoß zur Einführung einer
Finanztransaktionssteuer. De Masi weiter:

"Die Ausnahme von Derivaten im deutsch-französischen Modell wird
Ausweichreaktionen provozieren. Damit wird etwa der Hochfrequenzhandel
nicht wirksam eingeschränkt. Die Anrechnung der Finanzaktionssteuer
auf die Beiträge für das Eurozonenbudget ist nicht sachdienlich. Damit
soll die Kritik von kleinen EU-Staaten abgewehrt werden, die nur eine
echte Finanztransaktionssteuer nach dem österreichischen Vorschlag
sinnvoll fänden. Denn der Aufwand für eine Börsenumsatzsteuer lohnt
für kleine Staaten kaum. Zudem werden damit neue Widerstände von eben
jenen Ländern provoziert, die kein Eurozonenbudget wünschen. Wir
brauchen eine echte und umfassende Finanztransaktionssteuer auf alle
Finanztransaktionen einschließlich Derivate. Dabei muss eine
Kombinationsregelung von Sitz- und Ausgabeland angewendet werden, um
eine Umgehung der Steuer auszuschließen. Eine solche Steuer müsste
notfalls in einer Koalition williger Staaten bzw. im nationalen
Alleingang eingeführt werden - wie es auch führende Unionspolitiker
und Sozialdemokraten wiederholt forderten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Dezember 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5003: Aufklärung der NS-Verbrechen muss weitergehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. November 2018

Aufklärung der NS-Verbrechen muss weitergehen



"Die Zentralstelle in Ludwigsburg leistet bis heute eine wichtige
Arbeit der Aufklärung und auch der juristischen Verurteilung von
NS-Verbrechen. Für die Opfer ein unschätzbares Verdienst. Dafür
gebührt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Zentralstelle großer
Dank. Wichtig ist, dass die Aufklärung zu den NS-Verbrechen auch nach
dem absehbaren Ende der Arbeit der Zentralstelle weitergeht. Bund und
Länder müssen dafür sorgen, dass die Akten der Zentralstelle der
Wissenschaft zugänglich gemacht werden und eine umfassende
Aufarbeitung des juristischen Umgangs mit der NS-Vergangenheit möglich
wird", erklärt Jan Korte, Erster parlamentarischer Geschäftsführer der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des 60. Jahrestages der Gründung der
Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung
nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg am 1. Dezember.
Korte weiter:

"Dass die - insbesondere juristische - Aufarbeitung der
NS-Vergangenheit kein Ruhmesblatt der frühen Bundesrepublik ist, ist
bekannt. Erst mehr als 13 Jahre nach Kriegsende wurde die Zentrale
Stelle zur Aufklärung von nationalsozialistischen Verbrechen
eingerichtet. Es ist im Rückblick beschämend, dass es nach Gründung
der Bundesrepublik fast zehn Jahre gedauert hat, bis die Länder aktiv
wurden. Mit der Zentralstelle wurde erstmals eine systematische
juristische Verfolgung von NS-Tätern in Deutschland möglich. Aber die
wenigen kritischen Juristinnen und Juristen der Zeit hatten gegen
massive Widerstände anzukämpfen. Während Ludwigsburg akribisch
Anklagen vorbereitete, sorgten Richter für milde Urteile, die Fritz
Bauer zu Recht als Verhöhnung der Opfer bezeichnete. Engagierten
Antifaschisten wie Bauer und auch der Arbeit der Zentralstelle ist es
zu verdanken, dass schließlich doch gegen zahlreiche Täter der
NS-Menschheitsverbrechen ermittelt werden konnte. Und das bis heute."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 30. November 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7788: Heute im Bundestag Nr. 940 - 03.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 940

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 14.25 Uhr

1. Beschaffung von Passersatzpapieren

2. Mitglieder von Regierungskommission

3. Schutz vor Menschenhandel

4. Beschäftigtenzahl beim Bamf

5. Maßnahme der Server-TKÜ



1. Beschaffung von Passersatzpapieren

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Zuständigkeiten bei der Beschaffung von
Passersatzpapieren berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/5885) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5457). Darin
verweist die Bundesregierung darauf, dass die Rückführung
ausreisepflichtiger Personen grundsätzlich in der Verantwortung der
Länder liege. Da dies eine Aufgabe von nationalem Interesse sei,
unterstütze der Bund die Länder hierbei "in vielfältiger Weise". Dazu
gehörten in originärer Zuständigkeit die Gestaltung der Beziehungen zu
den Herkunftsländern und die Schaffung weiter verbesserter Bedingungen
für die Rückübernahme eigener Staatsangehöriger, zum Beispiel durch
Rückübernahmeabkommen oder sonstige Absprachen mit den
Herkunftsstaaten. Hinzu komme die "bereits jetzt erfolgende intensive
Unterstützung bei der Beschaffung von Passersatzpapieren".

"Die Erfüllung der Passpflicht ist - außer bei Schutzberechtigten im
Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention und Staatenlosen - eine den
Ausländer selbst während jeder Phase des Aufenthaltes in Deutschland
treffende Verpflichtung" heißt es ferner in der Antwort. Hierzu zähle
gegebenenfalls, wenn ein regulärer Nationalpass nicht zu erlangen ist,
auch die Beschaffung eines anerkannten und gültigen Passersatzes.

Die Maßnahmen der Ausländerbehörde zur Passersatzbeschaffung ersetzen
oder ergänzen laut Bundesregierung lediglich die eigentlich den
Ausländer treffende Verpflichtung und sind daher nicht gesetzlich mit
einer bestimmten Phase des Aufenthaltes verbunden. In der Praxis ist
die Passersatzbeschaffung den Angaben zufolge häufig Bestandteil der
Rückführung. Wie aus der Antwort des weiteren hervorgeht, "können und
sollten" die ersten Maßnahmen für eine Passersatzpapierbeschaffung,
"soweit möglich, bereits vor und unabhängig von der Vollziehbarkeit
der Ausreisepflicht beginnen".

 * 

2. Mitglieder von Regierungskommission

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Mitglieder der Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse" listet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/5884) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5444) auf.
Danach gehören der per Beschluss des Bundeskabinetts vom 18. Juli
dieses Jahres eingesetzten Kommission neben 15 Bundesministern und den
Regierungschefs der 16 Bundesländer auch die Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien, für Migration, Flüchtlinge und
Integration sowie für die neuen Länder an, ferner je ein Vertreter des
Deutschen Städtetages, des Deutschen Städte- und Gemeindebundes und
des Deutschen Landkreistages.

Für "Vertreter der Wirtschaft, Mittelstandsverbände, Handwerks- und
Handelskammern, Verbände, Gewerkschaften, Zivilgesellschaft etc."
besteht den Angaben zufolge die Möglichkeit, zu Sitzungen der
Facharbeitsgruppen eingeladen zu werden. Hierüber entschieden diese
Arbeitsgruppen eigenständig. Laut Vorlage handelt es sich um die
Arbeitsgruppen "Kommunale Altschulden", "Wirtschaft und Innovation",
"Raumordnung und Statistik", "Technische Infrastruktur", "Soziale
Daseinsvorsorge und Arbeit" sowie "Teilhabe und Zusammenhalt der
Gesellschaft".

 * 

3. Schutz vor Menschenhandel

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Maßnahmen zum Schutz von Flüchtlingen vor
Menschenhandel schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5879)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5435). Wie die
Bundesregierung darin darlegt, setzt sie sich sowohl national auch
international für die Prävention und die Bekämpfung des
Menschenhandels ein. Mit ihren EU-Partnern setze sie "vielfältige
Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels um". So gehöre der
Menschenhandel auch im aktuellen "EU-Politikzyklus zur Bekämpfung der
organisierten Kriminalität" 2018-2021 wieder zu den in der
Europäischen Union vorrangig gemeinsam zu bekämpfenden
Kriminalitätsphänomenen.

Auch auf Ebene des Europarates, der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa und der Vereinten Nationen sowie in weiteren
internationalen Formaten liege ein Schwerpunkt der gemeinsamen
Anstrengungen auf der Prävention und der Bekämpfung des
Menschenhandels, führt die Bundesregierung weiter aus.

Zugleich verweist sie auf die Vereinbarung der EU und der Türkei vom
März 2016, "dass alle neuen irregulär Eingereisten, die ab dem 20.
März 2016 von der Türkei auf die griechischen Inseln gelangen, nach
Einzelfallprüfung in die Türkei rückgeführt werden". Diese
Vereinbarung wurde den Angaben zufolge auch getroffen, "um das
Geschäftsmodell der Schleuser zu zerschlagen". Der Schutz der sich in
der Türkei aufhaltenden syrischen Flüchtlinge liegt laut Antwort in
türkischer Zuständigkeit. "Die Bundesregierung unterstützt die
Versorgung der syrischen Flüchtlinge in der Türkei im Rahmen der
EU-Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei und bilateral", heißt es in
der Vorlage ferner.

 * 

4. Beschäftigtenzahl beim Bamf

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Gesamtzahl der Beschäftigten des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) zum Beginn der Jahre 2015 bis 2018
ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/5877) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5384). Sie lag danach am 1. Januar
2015 bei 2.417,70 Vollzeitäquivalenten, Anfang 2016 bei 3.336,50,
Anfang 2017 bei 8.988,10 und zu Beginn des laufenden Jahres bei
7.360,10.

 * 

5. Maßnahme der Server-TKÜ

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die sogenannte Server-
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/5874) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/5158). Danach dient die Maßnahme der Server-TKÜ "zur
Erforschung des Sachverhaltes und/oder zur Identifizierung des
Beschuldigten". Der Entscheidung der zuständigen Gerichte über die
Anordnung dieser Maßnahme lagen den Angaben zufolge "Sachverhalte zu
Straftaten - von auch im Einzelfall erheblicher Bedeutung - zugrunde".
Die Ermittlung der Kommunikationsmittel und der Tathergänge sowie die
Identifizierung der Täter oder Teilnehmer einer solchen Straftat seien
daher grundsätzlich wesentlich, führt die Bundesregierung aus.

Wie es in der Antwort weiter heißt, liefert die Server-TKÜ im Bereich
der Cyberabwehr "Erkenntnisse über Angriffsvektoren, Zielspektrum,
mögliche Absichten und gängige Vorgehensweisen eines Angreifers". Die
dabei generierten "Indicators of Compromise" (IOC), also die
technischen Merkmale eines Cyberangriffs, seien bei dessen Attribution
unabdingbar, würden aber auch zum Schutz der IT-Infrastruktur des
Opfers eingesetzt.

 * 
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BUNDESTAG/7787: Heute im Bundestag Nr. 939 - 03.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 939

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.09 Uhr

1. Linke fordert Korrektur am Cannabisgesetz

2. Positive Eigenkapitalentwicklung

3. Lobbyismus und Einheitsfonds

4. BlackRock bei Banken-Test dabei

5. Parlamentsabkommen mit Frankreich



1. Linke fordert Korrektur am Cannabisgesetz

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke fordert Nachbesserungen an dem
Gesetz, das den Zugang zu Cannabis als Medizin regelt. Laut Gesetz sei
eine Ablehnung des Kostenerstattungsantrags durch die Krankenkassen
nur in Ausnahmefällen möglich. Die Zahlen zeigten jedoch, dass die
Krankenkassen das Ausnahme/Regelfallprinzip nicht befolgten und
etliche Anträge abgelehnt würden.

Die Abgeordneten fordern nun in einem Gesetzentwurf (19/6196), den
Genehmigungsvorbehalt der Krankenkassen zu streichen. Damit würde
Medizinalcannabis wie andere vom Arzt verschriebene Medikamente
behandelt.

 * 

2. Positive Eigenkapitalentwicklung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Eigenkapital der deutschen
Lebensversicherungsunternehmen hat sich seit dem Jahr 2010 stark
erhört. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5769) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4983) mitteilt,
stieg das Eigenkapital von rund 11,7 Milliarden auf rund 16,2
Milliarden Euro im Jahr 2017. Bei den 34 Unternehmen, die unter
besonderer Aufsicht der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) stehen, erhöhte sich das
Eigenkapital von 4,2 auf 7,2 Milliarden Euro. Bei den Unternehmen, für
deren Jahresüberschüsse eine Ausschüttungssperre gilt, waren Ende 2017
rund 1,4 Milliarden Euro dadurch gebunden. Zur Situation des
Sicherungsfonds Protector erklärt die Bundesregierung, sie sehe den
Fonds "im jetzigen Umfeld als ausreichend ausgestattet an".

 * 

3. Lobbyismus und Einheitsfonds

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur fortgesetzten Beteiligung
des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen und zur
Regelung der Folgen der Abfinanzierung des Fonds "Deutsche Einheit"
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5970). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher Regelungsvorschlag
des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von Dritten identisch
oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten und Studien
gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem Gesetzentwurf als
Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll die Bundesregierung
auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit Interessenvertretern im
Zusammenhang mit der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

4. BlackRock bei Banken-Test dabei

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) An den Stresstests für Banken der Europäischen
Zentralbank (EZB) waren auch Finanzinstitute wie BlackRock und
Beratungsunternehmen wie McKinsey als "externe Dienstleister"
beteiligt. Dies ergibt sich aus einer Unterrichtung durch den
Präsidenten des Deutschen Bundestages (19/6209). Die Unterrichtung
enthält die Antworten auf die Fragen des Abgeordneten Frank Schäffler
(FDP-Fraktion) an die Europäische Zentralbank (EZB) und den
einheitlichen Abwicklungsausschuss. Schäffler hatte geschrieben, durch
derartige Prüfungen hätten die Unternehmen unmittelbaren Zugang zu
sensiblen Daten bekommen: "Hier besteht die Möglichkeit eines
Interessenkonflikts, denn Unternehmen besitzen oder verwalten
teilweise Aktien-Beteiligungen in Milliardenhöhe bei Banken, die sie
prüften."

Die EZB reagierte auf die Kritik mit dem Hinweis, dass Risiken durch
die Beauftragung externer Dienstleister "sorgfältig" geprüft worden
seien. Zudem habe man dafür gesorgt, dass die Risiken "durch eine
Reihe von Bestimmungen in den jeweiligen Verträgen weitestgehend
vermieden werden". An der Durchführung der Stresstests beteiligte
externe Dienstleister seien verpflichtet, eine strikte Trennung von
Teams, die an Stresstests mitwirken, und den Teams, die
Finanzinstitute oder Anleger beraten, zu gewährleisten.

 * 

5. Parlamentsabkommen mit Frankreich

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die von den Parlamenten in Berlin und Paris
eingesetzte gemeinsame Arbeitsgruppe hat den Entwurf für ein
Deutsch-Französisches Parlamentsabkommen vorgelegt. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/6220) des Bundestagspräsidenten hervor. Mit dem
Abkommen sollen die bilaterale parlamentarische Zusammenarbeit
institutionalisiert und die deutsch-französischen Beziehungen vertieft
werden.

Anlässlich des 55. Jahrestages der Unterzeichnung des Vertrages über
die deutsch-französische Zusammenarbeit (Élysée-Vertrag) hatten am 22.
Januar 2018 der Bundestag und die Assemblée nationale die Erarbeitung
des Abkommens in Auftrag gegeben.

Wie aus dem Entwurf hervorgeht, soll eine Deutsch-Französische
Parlamentarische Versammlung gegründet werden, die aus jeweils 50
Mitgliedern beider Parlamente besteht. Die Versammlung soll mindestens
zwei Mal im Jahr öffentlich tagen, abwechselnd in Deutschland und
Frankreich.

Die Versammlung soll dem Entwurf zufolge unter anderem die
internationalen und europäischen Angelegenheiten von gemeinsamem
Interesse begleiten, insbesondere die gemeinsame Außen-, Sicherheits-
und Verteidigungspolitik.

 * 
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BUNDESTAG/7786: Heute im Bundestag Nr. 938 - 03.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 938

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.38 Uhr

1. Führerscheinpflicht für Elektro-Roller

2. Sanierungsbedürftige Brücken in Sachsen

3. Zustand der Brücken in Berlin

4. Rückruf von drei Opel-Fahrzeugmodellen

5. Grüne fragen nach Fußverkehrsstrategie

6. Grüne fragen nach Lkw-Abbiegehilfen



1. Führerscheinpflicht für Elektro-Roller

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Wer Elektrokleinstfahrzeuge wie etwa Elektro-Roller
oder Hoverboards nutzen möchte, benötigt einen Führerschein. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/5828) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5325) hervor. "Da es sich bei
Elektrokleinstfahrzeugen um Kraftfahrzeuge handelt, wird gemäß
Paragraf 2 Absatz 1 Satz 1 Straßenverkehrsgesetz (StVG) für das Führen
dieser Fahrzeuge auf öffentlichen Straßen eine Erlaubnis benötigt",
heißt es in der Antwort. Bezüglich einer Versicherung heißt es in der
Vorlage: Elektrokleinstfahrzeuge seien Kraftfahrzeuge mit einer
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als zwölf km/h und
damit versicherungspflichtig nach dem Pflichtversicherungsgesetz. Mit
der Versicherungsplakette werde der Nachweis erbracht, dass für das
jeweilige Elektrokleinstfahrzeug eine dem Pflichtversicherungsgesetz
entsprechende Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung besteht.

Weiter schreibt die Regierung, es sei geplant, Elektrokleinstfahrzeuge
überwiegend auf Radwegen fahren zu lassen. Die bauartbedingte
Höchstgeschwindigkeit zwischen 12 km/h und 20 km/h habe den Zweck, die
Differenzgeschwindigkeit zu Fahrrädern möglichst gering zu halten. "Im
Sinne einer einfachen Gestaltung der Vorschrift und zur Gewährleistung
eines funktionierenden Verwaltungsvollzugs ist eine Differenzierung
nach verschiedenen bauartbedingten Höchstgeschwindigkeiten nicht
vorgesehen", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Sanierungsbedürftige Brücken in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) 7,5 Prozent der Eisenbahnbrücken des Fern- und
Ballungsnetzes in Sachsen (77 Brücken von 1.026) sind im
Mittelfristzeitraum von fünf Jahren sanierungsbedürftig. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/5832) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5081) hervor. Der Antwort zufolge befinden sich davon
derzeit 39 Brücken in der Zustandskategorie 3 (nicht ausreichend) und
38 Brücken in der Zustandskategorie 4 (ungenügend). Davon seien 26
Brücken bis 2023 für eine Erneuerung eingeplant.

Was das Regionalnetz betrifft, so sind dort laut Antwort 6,2 Prozent
der Brücken (55 Brücken von 884) innerhalb der kommenden fünf Jahre
sanierungsbedürftig. Es befänden sich davon derzeit 21 Brücken in der
Zustandskategorie 3 und 33 Brücken in der Zustandskategorie 4. Die
Brücken stünden sukzessive in den nächsten Jahren zur Erneuerung an,
schreibt die Regierung.

Der Bauwerkszustand der sächsischen Brückenbauwerke des
Bundesfernstraßennetzes hat sich in den letzten zehn Jahren der
Vorlage nach deutlich verbessert. Der Anteil der Brücken mit einem
nicht ausreichenden und ungenügenden Zustand (Zustandsnotenbereiche
3,0 bis 4,0) habe sich von 8 Prozent (2007) auf 3,4 Prozent (2017)
verringert. Der Anteil der Brücken mit einem sehr guten bis guten
Zustand (Zustandsnotenbereiche 1,0 bis 1,9) sei von 25,7 Prozent
(2007) auf 32 Prozent (2017) angestiegen, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Zustand der Brücken in Berlin

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei 47 von 259 Brücken-Teilbauwerken (18,1 Prozent)
an Bundesfernstraßen in Berlin sind kurz- oder mittelfristig
Instandsetzungsmaßnahmen erforderlich. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5831) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5124). Von 903 Eisenbahnbrücken in Berlin sind der
Antwort zufolge 39 Brücken im Mittelfristzeitraum von fünf Jahren
sanierungsbedürftig (4,32 Prozent). "Insgesamt erhalten die Brücken in
Berlin nach Angabe der DB Netz AG die Zustandsnote 2,03", schreibt die
Regierung.

 * 

4. Rückruf von drei Opel-Fahrzeugmodellen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Gegen den am 17. Oktober 2018 zugestellten Bescheid
über einen verpflichtenden Rückruf von drei Opel-Fahrzeugmodellen
wegen unzulässiger Abschalteinrichtungen (Modelle Cascada, Insignia
und Zafira) hat das Unternehmen Opel Widerspruch eingelegt. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5924) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5344). Davon
betroffen sind der Antwort zufolge im Falle des Zafira 8.055 Fahrzeuge
in Deutschland und 44.200 Fahrzeuge in der EU. Beim Modell Cascada
sind es 8.524 Fahrzeuge in Deutschland und 17.186 Fahrzeuge in der EU
und beim Insignia 14.627 Fahrzeuge in Deutschland und 34.395 Fahrzeuge
in der EU.

 * 

5. Grüne fragen nach Fußverkehrsstrategie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Fußgängerinnen- und fußgängerfreundliche
Verkehrspolitik der Bundesregierung" hat die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen eine Kleine Anfrage (19/5938) betitelt. Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob sie, wie vom
Umweltbundesamt (UBA) empfohlen, analog zur Nationalen
Radverkehrsstrategie eine Nationale Fußverkehrsstrategie zu erarbeiten
plant. Gefragt wird auch, ob die Bundesregierung den Vorrang des
Autoverkehrs sowie die Priorität für die "Flüssigkeit des Verkehrs" in
den Straßenverkehrsgesetzen für zeitgemäß hält.

 * 

6. Grüne fragen nach Lkw-Abbiegehilfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie der Stand bei der Einführung von
LKW-Abbiegeassistenzsystemen ist, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen erfahren. In einer Kleinen Anfrage (19/5871) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, welches
Ergebnis die Prüfung des Bundesministeriums für Verkehr und Digitale
Infrastruktur (BMVI) nach Möglichkeiten einer nationalen Maßnahme zur
Einführung von LKW-Abbiegeassistenten ergeben hat. Gefragt wird auch,
wie viele Fahrzeuge des Bundes, von Bundesbehörden - einschließlich
der Bundeswehr - oder bundeseigener Unternehmen einen
Abbiegeassistenten besitzen.

 * 
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BUNDESTAG/7785: Heute im Bundestag Nr. 937 - 03.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 937

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.31 Uhr

1. Bußgeld bei Verstoß gegen Nachtflugverbot

2. Lokführermangel bei Regionalbahnen

3. Streichung von ICE-Verbindungen möglich

4. Grüne fragen nach Deutschland-Takt

5. ICE-Strecke durch die Lausitz thematisiert

6. AfD fragt nach Bahnstrecke in Thüringen



1. Bußgeld bei Verstoß gegen Nachtflugverbot

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesrat fordert, künftig nicht nur die Piloten
sondern auch die jeweiligen Fluggesellschaften bei Verstößen gegen das
Nachflugverbot mit Bußgeldern zu belegen. Das sei aufgrund des
maßgeblichen Einflusses der Fluggesellschaften für die Einhaltung der
Nachtflugbeschränkungen geboten, heißt es in einem Gesetzentwurf der
Länderkammer (19/6088), der eine Anpassung des Paragrafen 58 Absatz 1
Nummer 8a Luftverkehrsgesetz vorsieht.

In der Begründung zu seinem Gesetzentwurf schreibt der Bundesrat,
angesichts der steigenden Anzahl an Flugbewegungen komme der
Einhaltung der an den Flughäfen geltenden
Flugbetriebsbeschränkungszeiten durch die Fluggesellschaften -
insbesondere in den Abend- und Nachtstunden - eine herausragende
Bedeutung für den Schutz der Bevölkerung vor nächtlichem Fluglärm zu.
Die Zunahme an verspäteten Starts und Landungen innerhalb dieser
Zeiten stelle ein wachsendes Problem für die Bevölkerung im Umland der
größeren Verkehrsflughäfen dar. Die steigenden Verspätungen sind laut
Länderkammer unter anderem auf Wetterbedingungen, aber auch auf
Kapazitätsengpässe im Luftraum und bei den Flugsicherungen,
Fluglotsenstreiks sowie auf Probleme bei der Bodenabfertigung
zurückzuführen.

Es seien die Fluggesellschaften, die die Gestaltung der
Tagesumlaufplanungen für die jeweilige Flugplanperiode verantworteten,
betont der Bundesrat. Ihnen obliege es, im Rahmen ihrer Planungen
bekannte, auf bestimmten Strecken regelmäßig wiederkehrende Probleme
bei der tatsächlichen Flugdurchführung durch angemessene Zeitpuffer zu
berücksichtigen. Zudem würden regelmäßig die Fluggesellschaften die
Entscheidung darüber treffen, ob das Flugzeug innerhalb der
Betriebsbeschränkungszeiten landet oder der Flug verschoben,
umgeleitet oder annulliert wird.

Bislang, so heißt es in der Vorlage weiter, sei ausschließlich der
verantwortliche Pilot, der ohne die erforderliche Genehmigung startet
oder landet, bußgeldbedroht. Auch wenn er während des Fluges die
endgültige Entscheidungsbefugnis für das Flugzeug habe, werde aber
seine Entscheidung für die Durchführung der verspäteten Landung oder
eines Verspätungsstarts doch ganz maßgeblich durch die Anweisung der
Fluggesellschaft bestimmt. Da der Pilot seine Entscheidung im
Spannungsfeld zwischen arbeitsvertraglicher Loyalität einerseits und
Einhaltung der Flugbetriebsbeschränkungsregelungen andererseits zu
treffen habe, "erscheint es nicht angemessen, nur gegen diesen ein
Bußgeld verhängen zu können", schreibt der Bundesrat.

 * 

2. Lokführermangel bei Regionalbahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei Regionalbahnen, die nicht von der DB Regio AG
betrieben werden, gibt es nach Erkenntnissen der Bundesregierung
"Probleme in Bezug auf einen Mangel an Triebfahrzeugführern". Das geht
aus der Antwort der Regierung (19/5878) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/5407) hervor. In der Antwort heißt es weiter, nach
Informationen der Deutschen Bahn AG (DB AG) und des Verbandes
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) "ist Triebfahrzeugführer ein
besonders nachgefragter Fachberuf". Da derzeit kaum qualifizierte
Lokführer auf dem Arbeitsmarkt verfügbar wären, sei es für die
Eisenbahnverkehrsunternehmen sehr schwierig, kurzfristig bei erhöhten
Bedarfen, etwa wegen Arbeitsplatzwechsel oder überdurchschnittlich
hohem Krankenstand, zu reagieren, schreibt die Regierung. Die DB AG
als größter Arbeitgeber und Ausbilder von Triebfahrzeugführern
beabsichtige im Rahmen einer Personaloffensive bis Ende des Jahres
2018 unter anderem etwa 1.600 Lokführer einzustellen, heißt es in der
Antwort.

 * 

3. Streichung von ICE-Verbindungen möglich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Zusammenhang mit der Sanierung der
Hochgeschwindigkeitsstrecken der Deutschen Bahn AG (DB AG)
Hannover- Würzburg sowie Mannheim-Stuttgart kann es möglicherweise
vereinzelt zur Streichung von ICE- oder IC-Verbindungen kommen. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5922) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4940) unter Bezugnahme auf
Auskünfte der DB AG.

 * 

4. Grüne fragen nach Deutschland-Takt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Vorstellung des Zielfahrplans 2030 zum
Deutschland-Takt" betitelt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine
Kleine Anfrage (19/5835). Die Abgeordneten erkundigen sich darin bei
der Bundesregierung, bis wann ein mit den Ländern und Aufgabenträgern
des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) vollständig abgestimmter und
verbindlicher Zielfahrplan zu erwarten ist. Gefragt wird auch, wie die
Bundesregierung die Umsetzung des Deutschland-Takts angebotsseitig
absichern will, "wenn sich die Deutsche Bahn AG (DB AG) wirtschaftlich
nicht in der Lage sieht, die zusätzlichen Betriebsleistungen im
Schienenpersonenfernverkehr zu erbringen".

 * 

5. ICE-Strecke durch die Lausitz thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Anbindung der Lausitz an den
Schienenpersonenfernverkehr thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/5873). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob es in den letzten 20 Jahren
Gespräche der Bundesregierung mit Eisenbahnverkehrsunternehmen über
die Einrichtung einer ICE-, IC- oder EC-Verbindung von Berlin nach
Breslau oder Krakau gab. Gefragt wird auch, welche wirtschaftlichen
Auswirkungen die Einrichtung einer solchen Verbindung nach Auffassung
der Bundesregierung für die Lausitz hätte. Schließlich erkundigen sich
die Liberalen, ob die Trassen auf der Strecke
Breslau-Görlitz-Weißwasser-Cottbus- Berlin zum heutigen Zeitpunkt alle
technische Voraussetzungen für eine durchgehende Bedienung mit ICE-,
IC- oder EC-Zügen haben.

 * 

6. AfD fragt nach Bahnstrecke in Thüringen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke
Gotha-Leinefelde über Bad Langensalza und Mühlhausen (Thüringen)
interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5945).
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob nach gegenwärtigem
Stand für das Projekt Aussicht besteht, in den vordringlichen Bedarf
der Bundesverkehrswegeplanung aufgenommen zu werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 937 - 3. Dezember 2018 - 11.31 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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MELDUNG/075: Feldstudie zu Migration und Politik - Dem "Deutschen" Volke? (idw)


Universität Duisburg-Essen - 30.11.2018

Feldstudie zu Migration und Politik: Dem "Deutschen" Volke?



Ob sich ein Paul Schmidt oder ein Murat Yilmaz bei Politikern erkundigt,
macht einen Unterschied. Politiker und ihre Mitarbeiter reagieren nämlich
anders auf Fragen von Bürgern mit Migrationshintergrund. Dies fand Jakob
Kemper in seiner Bachelorarbeit an der Universität Duisburg-Essen (UDE)
heraus. Eine Partei fiel dem jungen Politikwissenschaftler dabei besonders
auf.

"Wer im Briefkopf steht, wird in der Welt der Bundestagbüros durchaus
registriert", fand der Absolvent in seiner Feldstudie heraus. Der
23-Jährige schrieb einen fiktiven Brief bzw. Mail an alle 709 Abgeordneten
des Deutschen Bundestages. Der Absender hieß entweder Paul Schmidt oder
Murat Yilmaz. Ergebnis: Der Deutsche mit dem Namen nach ausländischen
Wurzeln bekam im Schnitt seltener und kürzere Antworten auf die Fragen.

"Sie werden systematisch bei der Zugänglichkeit zu Abgeordneten
diskriminiert", resümiert Kemper, der aktuell seinen Master in Methoden
der Sozialforschung macht. Hat dagegen der Abgeordnete selbst einen
Migrationshintergrund, antworteten seine Mitarbeiter Paul Schmidt weniger
häufig - ein gegenläufiger Effekt.

Unterschiede gibt es vor allem bei der Fraktion der AfD. 47 % der Fragenden
ohne Migrationshintergrund erhielten eine Antwort, aber nur 26 % der
Anfragesteller mit Migrationshintergrund - ein statistisch bedeutsamer
Unterschied. Die Abgeordneten aller anderen Fraktion antworteten auf die
Anfrage der hier geborenen Deutschen ebenfalls häufiger als auf die andere
Anfrage, jedoch nur um einige Prozentpunkte.

Ausnahme: Die Abgeordneten von Bündnis90/Die Grünen antworteten Murat
Yilmaz sogar häufiger als Paul Schmidt (53 %/58 %) Die Ergebnisse deuten
darauf hin, dass sich eine grundlegende Theorie zu Diskriminierung auch
auf das Verhältnis der politischen Elite zu Bürgern in Deutschland
anwenden lässt.

"Jakob Kemper weist Zusammenhänge nach, die nicht nur durch Zufall
entstanden sein können", lobt Politikprofessor Dr. Achim Goerres die
Arbeit. "Bis auf den Absender war bei den Anfragen alles gleich.
Inhaltlich ging es um eine völlig legitime und einfach zu beantwortende
Frage zur Teilnahme an der Bundestagswahl. Trotzdem können wir eine
schlechtere Behandlung eines in der türkeistämmigen Community häufig
vorkommenden Namens nachweisen. Das sind zwar Ergebnisse im Schnitt, das
heißt nicht jedes Abgeordnetenbüro zeigt dieses Verhalten, aber insgesamt
sind die Befunde äußerst bedenklich."


Originalpublikation:

https://duepublico.uni-duisburg-essen.de/servlets/DocumentServlet?id=47520

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/1863: Bundesregierung muss Multilateralismus stärken


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. November 2018

DJIR-SARAI: Bundesregierung muss Multilateralismus stärken



Zum G20-Gipfel erklärt der außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Bijan Djir-Sarai:

"Nach dem blamablen G7-Gipfel in Kanada darf das Treffen der G20 kein
Reinfall werden. Zwar ist davon auszugehen, dass US-Präsident Trump
den Gipfel wieder zur Selbstinszenierung nutzen wird. Die
Bundesregierung muss aber alles dafür tun, den Multilateralismus zu
stärken. Deshalb müssen drängende Probleme offen angesprochen werden:
Der Handelsstreit zwischen den USA und China, der Mord am saudischen
Journalisten Jamal Khashoggi und die Eskalation in der Straße von
Kertsch. Es wäre ein wichtiges Signal, wenn es anders als in Kanada
am Ende ein gemeinsames Kommuniqué gäbe, das auch Bestand hat. Für
die FDP-Fraktion ist klar, dass die Herausforderungen der Zeit nur
global angegangen und gelöst werden können."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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FINANZEN/2198: Finanztransaktionssteuer geht in die falsche Richtung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Dezember 2018

DÜRR: Finanztransaktionssteuer geht in die falsche Richtung



Zur Debatte über die Einführung einer Finanztransaktionssteuer
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Der Vorschlag von Finanzminister Scholz zur Einführung einer
europaweiten Finanztransaktionsteuer geht in die völlig falsche
Richtung. Er übersieht, dass diese zu erheblichen Mehrbelastungen für
Kleinsparer und Anleger führt. Sie sind ohnehin schon genug mit der
Nullzinsphase gestraft. Der Aktienmarkt ist eine gute Alternative für
den langfristigen Vermögensaufbau. Durch die Einführung einer
Finanztransaktionssteuer wird den Anlegern aber auch diese
Möglichkeit genommen. Denn Banken und Finanzdienstleister würden die
zusätzlichen Kosten einfach an ihre Kunden weitergeben. Wir müssen
das Gegenteil erreichen und dafür sorgen, dass die Menschen stärker
am Erfolg der Unternehmen teilhaben können. Das kann nur gelingen,
wenn wir die Aktienkultur in Deutschland fördern und nicht durch eine
weitere Steuer schwächen. Die FDP-Fraktion lehnt eine
Finanztransaktionssteuer daher ausnahmslos ab."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1502: Große Koalition zögert längst überfällige Wahlrechtsreform heraus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Dezember 2018

BEECK: Große Koalition zögert längst überfällige Wahlrechtsreform
heraus



Zum Internationalen Tag der Menschen mit Behinderung erklärt der
teilhabepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Jens Beeck:

"Echte Teilhabe ist nur möglich, wenn Menschen mit Behinderungen, die
wählen wollen, auch wählen dürfen. Diese Teilhabe am politischen und
öffentlichen Leben schreibt die UN-Behindertenrechtskonvention fest.
Eine Reform des Wahlrechts ist daher längst überfällig. Bereits im
Sommer hat die FDP-Fraktion einen entsprechenden Gesetzentwurf
eingebracht. Darin fordern wir die Streichung des
Wahlrechtsausschlusses für Menschen unter Vollbetreuung im
Bundeswahlgesetz und im Europawahlgesetz. Einige Bundesländer haben
bereits ihre Gesetze für Kommunal- und Landtagswahlen angepasst. Auch
die Große Koalition hatte eine Änderung im Koalitionsvertrag
versprochen - und läuft nun Gefahr, diese nicht zur Europawahl 2019
umzusetzen. Wir müssen endlich das lange gegebene Versprechen
einlösen und Menschen unter Vollbetreuung das Wahlrecht zuerkennen.
Wenn die Große Koalition weiter zögert, dann ist die Europawahl
vorbei."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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UMWELT/888: Bei Treibhausgasemissionen darf es keine Rabatte mehr geben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Dezember 2018

KÖHLER: Bei Treibhausgasemissionen darf es keine Rabatte mehr
geben



Zur UN-Klimakonferenz erklärt der klimapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Für den Kampf gegen den Klimawandel ist das Regelwerk zur Umsetzung
des Pariser Klimaabkommens von größter Bedeutung. Die Klimakonferenz
in Kattowitz ist daher auch viel wichtiger als die rein
symbolpolitische Diskussion um den deutschen Kohleausstieg. Wir
brauchen ein Regelwerk, das höchste Standards bei der Messung und
Kontrolle von Treibhausgasemissionen für alle Staaten der Welt
vorsieht. Insbesondere für G20-Staaten wie China und Indien, die
alleine für rund ein Drittel der jährlichen CO2-Emissionen
verantwortlich sind, darf es keine Rabatte mehr geben. Wer zu den G20
zählt, kann klimapolitisch kein Entwicklungsland sein, andernfalls
wären die Ziele des Pariser Abkommens reine Makulatur. Die
FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung daher auf, sich in Kattowitz
für ein klar geregeltes und für alle Staaten gültiges Regelwerk
einzusetzen. Es ist höchste Zeit, wirksame Maßnahmen gegen den
Klimawandel zu ergreifen. Neben dem Regelwerk bedeutet das, endlich
den globalen Emissionshandel auf den Weg zu bringen. Denn um das
Klima zu schützen, ist entscheidend, dass CO2 durch den weltweiten
Handel mit Zertifikaten einen einheitlichen Preis bekommt. Leider
haben es Union und SPD versäumt, dieses Thema aus dem
Koalitionsvertrag auch auf die Agenda der UN-Klimakonferenz zu
setzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1057: NSU-Untersuchungsausschuss gibt Ergebnisse seiner Arbeit bekannt (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 130/2018

Untersuchungen abgeschlossen

NSU-Untersuchungsausschuss gibt Ergebnisse seiner Arbeit bekannt



Stuttgart. Der Untersuchungsausschuss "Rechtsterrorismus/NSU BW II"
hat seine Arbeit abgeschlossen. Am Montag, 3. Dezember 2018, haben der
Ausschussvorsitzende Wolfgang Drexler MdL (SPD) und die Obleute aller
fünf Fraktionen auf einer Pressekonferenz die Erkenntnisse
bekanntgegeben, die seit Einsetzung des Gremiums im Juli 2016 in 28
Sitzungen gewonnen wurden. Obwohl die Bewertung des festgestellten
Sachverhaltes und die Beschlussempfehlung des Untersuchungsausschusses
einstimmig verabschiedet wurden, haben die Ausschussmitglieder der
AfD-Fraktion zugleich eine abweichende Bewertung und
Beschlussempfehlung eingebracht. Der rund 1.100 Seiten starke
Abschlussbericht wird nebst einem Anlagenband sowie einem als
Verschlusssache "Nur für den Dienstgebrauch" eingestuften weiteren
Band dem Landtag vorgelegt, der sich am 20. Dezember 2018 im Plenum
mit der Aufklärungsarbeit befassen wird, so Drexler.

Aufgabe des auf Antrag der Fraktionen GRÜNE, CDU, SPD und FDP/DVP
eingesetzten Ausschusses war es laut Drexler, auf Grundlage der
Ergebnisse des Vorgängergremiums Fragestellungen zu beleuchten, die in
der vergangenen Wahlperiode aus Zeitgründen oder wegen tatsächlicher
oder rechtlicher Hindernisse nicht bzw. nicht zufriedenstellend
aufgeklärt werden konnten; außerdem solche, bei denen aufgrund neuer
Erkenntnisse oder Beweismittel eine weitergehende Aufklärung nunmehr
möglich und erforderlich erschien.


12 Fragenkomplexe

Konkret bestand der Untersuchungsauftrag nach Angaben des Vorsitzenden
aus zwölf Fragenkomplexen. Untersucht werden sollte etwa, welche
Verbindungen zwischen Mitgliedern der Terrorgruppe NSU und ihren
Unterstützern zu Personen, Organisationen und Einrichtungen des
rechtsextremen/rechtsradikalen Spektrums in Baden-Württemberg
bestanden haben. In diesem Zusammenhang sollte namentlich die Rolle
rechtsextremer Musikgruppen und Musikvertriebsstrukturen
berücksichtigt werden, des Weiteren von bestimmten Treffpunkten, von
Rockergruppierungen und Organisierter Kriminalität sowie des
Ku-Klux-Klan. Im Mittelpunkt der Aufklärungsarbeit stand zudem die
Frage, inwiefern sich NSU-Mitglieder und Unterstützer in
Baden-Württemberg aufgehalten und Straftaten begangen haben, ob bzw.
wie Personen aus Baden-Württemberg hieran beteiligt gewesen sind, und
ob der NSU weitere Anschläge im Südwesten geplant oder ausgeführt hat.
Zum weiteren Schwerpunkt hat sich laut Drexler die Frage entwickelt,
ob Angehörige von ausländischen Sicherheitsbehörden am 25. April 2007
auf oder in der Umgebung der Heilbronner Theresienwiese, dem Ort des
Anschlags auf die Polizeibeamten M. K. und M. A., anwesend gewesen
sind, bejahendenfalls welche Rolle sie beim Tatgeschehen gespielt und
welche Erkenntnisse dazu bei den deutschen Sicherheits- und
Ermittlungsbehörden vorgelegen haben.

Besonderes Augenmerk sollte der Untersuchungsausschuss auf die Arbeit
der baden-württembergischen Sicherheits- und Ermittlungsbehörden in
Bezug auf den NSU und etwaige Fehler und Versäumnisse legen.
Untersuchungsgegenstand war dabei, welche Erkenntnisse die Behörden
hatten oder hätten haben müssen, ob bzw. welche Konsequenzen gezogen
wurden, und wie sich die Zusammenarbeit mit Behörden des Bundes und
anderer Länder bzw. Staaten gestaltet hat. Insoweit sollte auch der
Zugang in entsprechende Strukturen mittels "Quellen" (V-Leute)
untersucht werden, des Weiteren, inwiefern und auf welcher
Rechtsgrundlage nach dem Aufdecken des NSU Akten mit erkennbarem Bezug
zum Untersuchungsgegenstand vernichtet wurden.


Statistik: 158 Beweisbeschlüsse gefasst

Wie Drexler weiter mitteilte, fasste der Untersuchungsausschuss
insgesamt 158 Beweisbeschlüsse. Zu deren Abarbeitung hielt das Gremium
28 Sitzungen ab. Hiervon fanden 24 öffentlich statt, wobei in 21
Sitzungen Zeugen sowie Sachverständige befragt und in den weiteren
drei lediglich Urkunden eingeführt wurden; die vier verbleibenden
Sitzungen dienten allein nichtöffentlichen Ausschussberatungen. In
zusammengenommen 121 Stunden vernahm der Ausschuss 78 Zeugen - manche
davon mehrfach - sowie sechs Sachverständige. Aufgrund bestehender
Auskunftsverweigerungsrechte sah der Untersuchungsausschuss davon ab,
weitere Personen aus dem Kreis der im Münchener NSU-Verfahren
Angeklagten bzw. in anhängigen Ermittlungsverfahren des
Generalbundesanwalts Beschuldigten zu laden. Die vom
Untersuchungsausschuss der vergangenen Wahlperiode beigezogenen mehr
als 600 Aktenordner sind zwischenzeitlich auf rund 1.300 angewachsen,
was 60 Regalmetern entspricht. Hinzu kommen noch einige Tausend Seiten
digitale Akten. Die Unterlagen stammen im Wesentlichen von staatlichen
Stellen, nämlich vom Deutschen Bundestag und von Länderparlamenten,
von Ministerien des Bundes und der Länder, von Gerichten wie dem
Bundesgerichtshof und dem Oberlandesgericht München, von der
Bundesanwaltschaft und Staatsanwaltschaften der Länder, vom Bundesamt
und von Landesämtern für Verfassungsschutz, sowie von Polizeibehörden
wie dem Bundeskriminalamt und Landeskriminalämtern. In einigen Fällen
war der Beiziehung die Sichtung des bei den jeweiligen Stellen
vorhandenen umfangreichen Aktenbestandes auf Relevanz für den
Untersuchungsgegenstand vorausgegangen. Wie bereits im
Vorgängerausschuss wurde hiermit der Rechtsanwalt Prof. Dr. Bernd von
Heintschel-Heinegg betraut, der die bedeutsamen Aktenteile
herausarbeitete, worauf sie vom Ausschuss angefordert wurden. Während
dieser in der vergangenen Wahlperiode als sogenannter
"Sondersachverständiger" tätig gewesen war, hatte eine vom
Vorgängergremium vorgeschlagene Änderung des
Untersuchungsausschussgesetzes es möglich gemacht, ihn - entsprechen
der Regelung im Untersuchungsausschussrecht des Deutschen Bundestages -
als "Ermittlungsbeauftragten" einzusetzen, wie Drexler betonte.

Die Kosten des Untersuchungsverfahrens belaufen sich auf ca. 2,4
Millionen Euro.


Strafanzeige gegen Zeugen

Gegen drei Zeugen hat der Ausschuss Strafanzeige wegen Verdachtes der
uneidlichen Falschaussage erstattet. Während zwei der hierauf
eingeleiteten Verfahren mittlerweile dem Amtsgericht - Strafrichter -
Stuttgart zur Verhandlung vorliegen, wurde ein weiteres von der
Staatsanwaltschaft Stuttgart vorläufig eingestellt und dem betroffenen
Zeugen zur Auflage gemacht, eine Geldauflage von 1.000 Euro zu
bezahlen. Ferner wurde gegenüber sechs Zeugen, die auf Ladungen nicht
erschienen waren bzw. Angaben zur Sache verweigert hatten, jeweils
Antrag auf gerichtliche Verhängung eines Ordnungsgeldes gestellt. In
zwei Fällen wurde ein solches angeordnet und in der Folge bezahlt. In
einem weiteren Fall - betreffend den Zeugen Rechtsanwalt S. H. - wurde
in erster und am 26. November 2018 in zweiter Instanz entschieden,
dass dieser das Zeugnis ohne gesetzlichen Grund im Rahmen seiner
Vernehmung vor dem Untersuchungsausschuss verweigerte und die
Anordnung eines Ordnungsgeldes in Höhe von 1.000 Euro unter
Berücksichtigung der Bedeutung der Sache verhältnismäßig sei. In den
übrigen Fällen wurden jeweils aufgrund nachträglichen
Entschuldigungsvorbringens die Anträge wieder zurückgenommen bzw. die
bereits ergangene Ordnungsgeldanordnung wieder aufgehoben.


Feststellung des Vorgängergremiums bestätigt

In der Sache bekräftigt der Ausschuss in seinem einstimmig
verabschiedeten Abschlussbericht - auch unter Hinweis auf das Urteil
im NSU-Strafverfahren vor dem Münchener Oberlandesgericht - die schon
vom Vorgängergremium getroffene Feststellung, dass Uwe Mundlos und Uwe
Böhnhardt als unmittelbare Täter für den Mordanschlag auf der
Heilbronner Theresienwiese verantwortlich seien. Zudem handele es sich
bei Beate Zschäpe um deren Mittäterin. Obschon es einzelne, teils
erhebliche Ermittlungsfehler gegeben habe, seien Anhaltspunkte, die
klare Rückschlüsse auf die NSU-Täterschaft schon vor dessen
Bekanntwerden zugelassen hätten, nicht festzustellen gewesen.


13 Zeugen zur Rolle ausländischer Sicherheitsdienste

Soweit der Vorgängerausschuss die mögliche Rolle ausländischer
Sicherheitsdienste zunächst nicht abschließend habe bewerten können,
sei der aktuelle Untersuchungsausschuss dieser Frage nunmehr umfassend
auf den Grund gegangen; zu dem Komplex seien allein 13 Zeugen
vernommen worden. Dabei sei das Gremium zu dem Schluss gekommen, dass
es sich bei dem im Artikel des Magazins "stern" vom 1. Dezember 2011
("Mord unter den Augen des Gesetzes?") angeführten
Observationsprotokoll um eine Fälschung handele. Es sei widerlegt,
dass eine derartige Observation stattgefunden habe und dass zu jener
Zeit bei der Heilbronner Filiale der Santander-Bank eine Einzahlung
von 2,3 Millionen Euro vorgenommen worden sei. Des Weiteren sei ein
Zusammenhang zwischen einer US-Terrorwarnung bzw. dem polizeilichen
"Rahmenbefehl Nr. 10" einerseits und dem Polizeieinsatz "Sichere City"
am 25. April 2007 in Heilbronn andererseits, an welchem die
Anschlagsopfer teilgenommen hätten, ausgeschlossen. Ferner sei
Heilbronn kein Schwerpunkt radikaler Islamisten gewesen und seien in
Ansehung eines am Anschlagstag "geblitzten" US-Militärangehörigen
Anhaltspunkte für einen Tatzusammenhang nicht ansatzweise erkennbar.

Maßgeblicher Ausgangspunkt für das Tätigwerden deutscher Stellen zum
Thema "Anwesenheit von Nachrichtendiensten auf der Theresienwiese" sei
der besagte "stern"-Artikel vom 1. Dezember 2011 gewesen. Da sich die
darin behaupteten Indizien als falsch herausgestellt hätten, breche
jede darauf aufbauende Argumentation in sich zusammen. Die sich
anschließenden Rechercheaktivitäten der Sicherheitsbehörden hätten
demgemäß nichts herausfinden können und könnten erst recht nicht als
Beweis für eine Anwesenheit von Geheimdiensten herhalten.


Ausschuss schließt FBI-Anwesenheit aus

Während im "stern"-Artikel vom 1. Dezember 2011 eine Operation des
US-Dienstes "DIA" behauptet worden sei, habe ein weiterer
"stern"-Beitrag vom 13. September 2016 ("Aufklärung unerwünscht?") die
Frage aufgeworfen, ob zwei FBI-Mitarbeiter am Tattag in Heilbronn
gewesen seien. Indes schließe der Untersuchungsausschuss eine
Anwesenheit des FBI am Tatort aus. Insofern habe das FBI mit Schreiben
vom 12. Oktober 2012 - ursprünglich Verschlusssache und auf Betreiben
des Ausschusses für eine öffentliche Verwendung ausgestuft - eine
solche Anwesenheit ausdrücklich und eindeutig verneint. Soweit sich
die Aussage einer Beteiligung von zwei FBI-Agenten in mehreren
Fassungen innerhalb der Akten finde, sei dies letztlich zurückzuführen
auf eine missverständliche Äußerung des vernommenen Zeugen P. L.,
ehemals Verbindungsbeamter der US-Geheimdienste in Süddeutschland,
dessen entsprechende Angabe jedoch keinerlei Tatsachengrundlage gehabt
habe. Demnach habe P. L., der sich nicht eigeninitiativ an die
deutschen Stellen gewandt habe, sondern von diesen eingeschaltet
worden sei, auch kein offizielles Gespräch zu den Hintergründen
angeregt, sondern lediglich angeboten, der von ihm angedeuteten bloßen
Möglichkeit eines FBI-Einsatzes weiter nachgehen zu wollen - wobei er
sodann keine Rückmeldung mehr gegeben habe. Insgesamt habe der
Ausschuss aufgrund seiner umfassenden Beweisaufnahme in diesem Bereich
feststellen müssen, dass die Verschriftung in den - teils als
Verschlusssache eingestuften - Akten nicht durchweg die tatsächlichen
Gegebenheiten wiedergebe und Fehldarstellungen bedauerlicherweise nur
teilweise korrigiert worden seien.


Angeregt: Änderung Untersuchungsausschussgesetz

Im Übrigen merkt der Untersuchungsausschuss an, dass sich die
Behauptungen zur Anwesenheit von Sicherheitsbehörden aus Anlass einer
Überwachung islamistischer Terroristen letztlich auf den Zeugen R. K.
zurückführen ließen, der sich als "vollständig unglaubwürdig" erwiesen
habe. Mit Blick darauf, dass dieser Zeuge während des laufenden
Untersuchungsverfahrens bei der AfD-Fraktion als Parlamentarischer
Berater angestellt wurde, plädiert das Gremium in seinen
Beschlussempfehlungen für eine Änderung des
Untersuchungsausschussgesetzes, mit welcher derart persönlich
beteiligte Personen von einer Mitarbeit im Ausschuss künftig
ausgeschlossen werden sollen.


Zur Rolle islamistischer Extremisten

In Bezug auf die an das Thema "Anwesenheit ausländischer
Sicherheitsdienste" anschließende Frage nach der Rolle islamistischer
Extremisten habe der Ausschuss nach ausführlicher Befassung keinen
Beleg dafür gefunden, dass die Mitglieder der "Sauerland-Gruppe" bzw.
deren Umfeld wie der im besagten "stern"-Artikel vom 1. Dezember 2011
ins Feld geführte M. K. zur Zeit des Heilbronner Mordanschlags am
Tatort gewesen seien. Bei dem in einem Fernsehbeitrag aufgeworfenen
möglichen Zusammenhang zwischen dem Tatgeschehen und einer
Zünderübergabe für die "Sauerland-Gruppe" handele es sich um eine
"mediale Blendgranate". Überhaupt findet das Gremium in diesem Kontext
deutliche Worte:

"Der eingangs genannte 'stern'-Artikel ist vollumfänglich widerlegt.
Spätere Abwandlungen oder neue, darauf basierende Variationen
entbehren daher ebenfalls jeder Grundlage.

Der Ausschuss kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass hier die
These der islamistischen Terroristen - gegen den klaren Verlauf der
Beweiserhebung - künstlich am Leben erhalten werden soll. Wer
Interesse daran haben könnte, eine Zeugen- oder gar Täterschaft von
US-Diensten und/oder islamistischen Terroristen zu forcieren, um von
der Tatbeteiligung der Rechtsterroristen Mundlos und Böhnhardt
abzulenken, kann hier nicht dargelegt werden, da sich der Ausschuss
sonst selbst an Spekulationen beteiligen würde.

Der Ausschuss geht weiterhin davon aus, dass es sich um einen Anschlag
des NSU gegen die Polizei als Repräsentant des Staates handelte.
Diesem Anschlag sind M. K. und M. A. als zufällig auf der
Theresienwiese anwesende Polizeibeamte zum Opfer gefallen."


Zeugin Rechtsanwältin R. L.

In diesem Zusammenhang sei auch mehrfach die Rechtsanwältin R. L.
vernommen worden, die sich zuvor eigeninitiativ an den Ausschuss
gewandt habe. Diese Zeugin habe bekundet, eine Kontaktperson habe ihr
Anfang des Jahres 2009 gesagt, dass es sich bei der Frau (dem
damaligen "unbekannten weiblichen Phantom") nicht um die Täterin des
Polizistenmordes handele, sondern dass es dort um eine Waffenübergabe
gegangen sei und dass eine Person dort gewesen sei, die sowohl für den
türkischen Geheimdienst MIT als auch für die CIA arbeite, ferner habe
sich auch die CIA vor Ort befunden. Die Namhaftmachung dieser
Kontaktperson habe die Zeugin anfangs verweigert. Hieran habe sie
selbst nach Festsetzung eines Ordnungsgeldes in Höhe von 1.000 Euro
zunächst festgehalten und habe den Namen erst genannt, nachdem der
Ausschuss den Beschluss gefasst habe, bei Gericht die Anordnung von
Beugehaft zu beantragen. Im Rahmen umfangreicher Abfragen bei allen
relevanten Behörden wurde die Auffassung mitgeteilt, dass dieser
Kontaktmann namens I. S. vermutlich vor dem 16. März 2013 bei
Kampfhandlungen in Syrien zu Tode gekommen sei.


Keine Treffer bei Funkzellenerhebung

Zwei bei den polizeilichen Ermittlungen angefallene "Kreuztreffer",
d.h. Anschlussnummern, die man sowohl bei der Funkzellenerhebung zum
Tatgeschehen erlangt als auch bei EUROPOL zum Phänomenbereich
Islamismus vorgehalten habe, hätten keinem der
islamistisch-dschihadistischen Terrorszene zugehörigen Personenkreis
zugeordnet werden können. So sei die eine der beiden Nummern im
Mobilfunktelefonbuch des Beschuldigten eines eingestellten
Ermittlungsverfahrens gefunden worden; sie sei von einem selbst nicht
beschuldigten Reisevermittler genutzt worden. Anhaltspunkte für Bezüge
zum Mordanschlag auf der Theresienwiese habe der Ausschuss nicht:

"Soweit in einer Veröffentlichung allein aus der Tatsache, dass der
Mitarbeiter eines Reisebüros einen türkischen Hintergrund hat, ein
Bezug zum Islamismus hergestellt wird (sinngemäß: türkische Reisebüros
spielten bei der Reise von Dschihadisten nach Tschetschenien eine
Rolle), tritt der Ausschuss dieser Behauptung entgegen. Sie ist
klischeebeladen und macht allein den türkischen Migrationshintergrund
als Beleg für eine Nähe zu islamistischen Kreisen geltend. Ohne
weitergehende belastbare Belege oder Anhaltspunkte verbietet sich eine
solche Annahme nicht nur im NSU-Kontext der Morde an türkischstämmigen
Migranten, sondern ist auch sonst unseriös und spekulativ."

Die andere, vormals im "Sauerland-Verfahren" erhobene Anschlussnummer
wiederum habe der Ausschuss durch eigene Ermittlungen als solche des
Außendienstmitarbeiters eines Ulmer Textilunternehmens identifizieren
können; bei der Funkzellenauswertung festgestellte
Gesprächsverbindungen seien mit einem verarbeitenden Gewerbebetrieb in
Schwäbisch Hall geführt worden. Der Anschluss habe sich daher als
unverdächtig erwiesen. Allerdings kritisiert es das Gremium - zumal in
Anbetracht bestehender Datenlöschungsfristen - als "nicht
nachvollziehbar", dass die polizeiliche Auswertung dieser Kreuztreffer
für über zwei Jahre zurückgestellt worden sei und auch nach dem
November 2011 keine näheren Inhaberermittlungen stattgefunden hätten.
Des Weiteren bemängelt der Ausschuss, dass nach Bekanntwerden des NSU
kein vollständiger Abgleich der Funkzellendaten mit den Rufnummern
aller polizeilich bekannten Rechtsextremisten - zumindest aber
derjenigen aus dem Rhein-Neckar-Raum, Heilbronn und Ludwigsburg -
durchgeführt worden sei.


Verbindungen des NSU nach Baden-Württemberg

Hinsichtlich der untersuchten Verbindungen des NSU nach
Baden-Württemberg habe der Ausschuss die Überzeugung gewinnen können,
dass das sogenannte Trio in den 1990er-Jahren eine Freundschaft mit
Personen der rechtsextremen Szene in Ludwigsburg begründet habe, die
Grundlage für wechselseitige Besuche gewesen sei. So habe sich Mundlos
noch im Jahre 2001 - nach der ersten Mordtat des NSU - in Ludwigsburg
aufgehalten. Hingegen seien keine konkreten Unterstützungshandlungen
seitens der Ludwigsburger Rechtsextremisten für die Taten des NSU
festzustellen gewesen. Auch bestünden keine Anhaltspunkte dafür, dass
der NSU vor oder nach dem Heilbronner Mordanschlag Freunde oder
Unterstützer in Ludwigsburg besucht habe. Soweit das Gremium eine
potenzielle Waffenbeschaffung für den NSU durch den ehemals in der
rechtsextremen Szene in Ludwigsburg verkehrenden Zeugen J. P. näher
beleuchtet habe, stehe zwar fest, dass es ein Waffengeschäft zwischen
J. P. und dem weiteren Zeugen S. R. aus Thüringen gegeben habe. Jedoch
sei nicht erweislich, dass die betreffende Pistole in die Hände des
NSU-Trios gelangt sei.


Rechtsextremistische Szene in Heilbronn

Vor dem Hintergrund der dortigen Tatörtlichkeit habe man sich intensiv
mit der rechtsextremistischen Szene in Heilbronn beschäftigt, die in
den untersuchungsrelevanten Jahren von 1990 bis 2011 aktiv und gut
vernetzt gewesen sei. Aus dieser hätten "Kennverhältnisse" zu Personen
aus dem Umfeld des Trios bestanden. Belege dafür, dass Personen aus
Heilbronn dem NSU oder dessen Umfeld Unterstützungshandlungen
geleistet hätten, habe man zwar nicht gefunden; allerdings sei dies
auch nicht auszuschließen. Wenngleich ein in der Zwickauer Wohnung des
Trios gefundener Stadtplan von Heilbronn ein Indiz dafür sei, dass
Interesse an dieser Stadt bestanden habe, sei nicht nachzuweisen, dass
sich das Trio vor dem Tattag in Heilbronn aufgehalten habe. Weil die
Stelle des Anschlagsortes auf dem Stadtplan verbrannt gewesen sei,
könne man keine Aussage treffen, ob dort mit Blick auf die Tatbegehung
etwas markiert gewesen sei.

Wie bereits das Vorgängergremium habe sich der Ausschuss der Frage
gewidmet, ob die Rückfahrt vom Tatort Mundlos und Böhnhardt über den
Rems-Murr-Kreis geführt habe, insbesondere ob ein Zwischenhalt bei dem
damals in Remshalden wohnhaften A. G. eingelegt worden sei, dem
Gitarristen der lokalen Rechtsrockband "Noie Werte", der vormals in
Chemnitz im selben Haus wie das Trio gewohnt habe. Hinweise für eine
solche Fahrtroute hätten indes nicht vorgelegen.


Belege für Aufenthalt in Stuttgart

Demgegenüber bestünden Belege für einen Aufenthalt von Mundlos und
Böhnhardt im Juni 2003 in Stuttgart, wahrscheinlich zum Zwecke der
Ausspähung potentieller Anschlagsziele. Gefundene Bilddateien zeigten
die Nordbahnhofstraße, wo sich viele Geschäfte türkischer,
griechischer und italienischer Migranten befänden. Konkrete
Anhaltspunkte für örtliche Unterstützer hätten jedoch nicht
festgestellt werden können. Überhaupt habe der Ausschuss keine Belege
gefunden, dass der NSU in Baden-Württemberg weitere Anschläge geplant
oder begangen habe.


Zum Teil Bezüge zum NSU

Soweit rechtsextremistische Organisationen und andere in
Baden-Württemberg vorhandene Strukturen untersucht worden seien,
hätten sich zum Teil Bezüge zum NSU gezeigt. So habe man mehrere von
der "Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren
Angehörige (HNG)" vermittelte Briefkontakte der NSU-Mitglieder
festgestellt. Auch sei der NSU-Unterstützer R. W. zeitweise als
Ansprechpartner für die Homepage des "Aktionsbüro Rhein-Neckar"
genannt worden - wobei es darüber hinaus keine Hinweise dafür gebe,
dass Akteure des "Aktionsbüros Rhein-Neckar" Mittäter oder
Unterstützer des NSU gewesen seien. In Ansehung weiterer Vereinigungen
(NPD, "Kreuzritter für Deutschland", "Autonome Nationalisten
Backnang", "Europa-Burschenschaft Arminia Zürich zu
Heidelberg/Karlsruhe", "Kameradschaft Karlsruhe", "Kameradschaft
Rastatt", "Hammerskins" sowie "Furchtlos & Treu") habe der Ausschuss
hingegen keine Hinweise auf unmittelbare NSU-Kontakte bzw. -
Unterstützungsleistungen gefunden. Zu Rockergruppierungen und der
Organisierten Kriminalität gebe es zwar durchaus personelle und
inhaltliche Überschneidungen. So seien zwischen 2001 und 2008
Clubheime des MC "Bandidos" für rechtsextremistische Konzerte genutzt
worden, was für die Rocker jedoch kommerzielle Gründe gehabt habe.
Gemeinsame Strukturen im Sinne fester Kooperationen habe der Ausschuss
nicht feststellen können.

Wesentliche, über die Ergebnisse des Vorgängerausschusses
hinausgehende Erkenntnisse zum Themenkomplex "Ku-Klux-Klan" seien
nicht zu gewinnen gewesen, was nicht zuletzt an der mangelnden
Kooperationsbereitschaft des einstigen Klan-Funktionärs A. S. gelegen
habe, der sich in den USA aufhalte und trotz intensiver Bemühungen
nicht als Zeuge zu vernehmen gewesen sei. Jedenfalls erhärte sich der
Eindruck, dass der Klan in Deutschland nie richtig habe Fuß fassen
können.


Befassung mit rechtsextremistischer Musikszene

Im Bereich der rechtsextremistischen Musikszene habe sich der
Untersuchungsausschuss namentlich mit der im Jahre 2000 verbotenen
Organisation "Blood & Honour", die insofern das wichtigste
internationale Netzwerk gewesen sei und einen Tätigkeitsschwerpunkt in
Baden-Württemberg gehabt habe, sowie der 1987 in Esslingen gegründeten
und 2010 von ihren Mitgliedern aufgelösten Rechtsrockband "Noie Werte"
befasst. Titel dieser Gruppe hätten sich auf einer frühen Version des
NSU-Bekennervideos gefunden. Während die ehemaligen Mitglieder O. H.
und A. G. als Zeugen vernommen worden seien, habe der frühere
Frontmann S. H. unter Berufung auf ein angeblich umfassendes
Zeugnisverweigerungsrecht, welches ihm aus anwaltlicher Tätigkeit im
NSU-Strafverfahren vor dem Münchener Oberlandesgericht zustehe, vor
dem Untersuchungsausschuss die Aussage zur Sache verweigert. Diese
Auffassung habe das Gremium nicht geteilt und sei in seiner
Einschätzung vom Amtsgericht Stuttgart in einem daraufhin
angestrengten gerichtlichen Ordnungsgeldverfahren bestätigt worden.
Weil gegen diese Entscheidung Beschwerde eingelegt worden sei, habe
man den Zeugen bis zum Schluss der Beweisaufnahme nicht mehr
vernommen. Mit Beschluss vom 26. November 2018 stimmte auch das
Landgericht Stuttgart der Rechtsauffassung des Ausschusses und des
Amtsgerichts Stuttgart zu und verwarf die Beschwerde des Rechtsanwalts
S. H. Dessen ungeachtet habe der Untersuchungsausschuss - durch den
Sachverständigen J. R., durch Aussteiger aus der (Musik-)Szene sowie
durch weitere Zeugen mit vormaligem oder fortdauerndem Bezug zum
Rechtsextremismus - tiefgehenden Einblick in die Bedeutung
rechtsextremistischer Musik, Musikgruppen, Konzerte und
Musikvertriebsstrukturen gewonnen. Derartige Musik sei nach Auffassung
des Ausschusses eines der zentralen Mittel der Szene zur Rekrutierung
neuer Mitglieder, insbesondere junger Menschen, weshalb er in seinen
an den Landtag gerichteten Beschlussempfehlungen eine effiziente
Bekämpfung der rechtsextremistischen Musikszene fordere.


Baden-württembergische Stellen anerkennend bewertet

Die Rolle baden-württembergischer Stellen bei der Aufarbeitung des NSU
werde vom Untersuchungsausschuss überwiegend anerkennend bewertet,
während eine schleppende oder fehlende Informationsweitergabe und
Aktenübermittlung von Bundes- an die Landesbehörden festzustellen sei.
Durch ein solches Vorgehen von Bundesanwaltschaft und
Bundeskriminalamt entstehe aus Sicht des Ausschusses der Eindruck,
dass diese Sicherheitsbehörden ihre Möglichkeiten, das
Unterstützernetzwerk restlos zu ermitteln, nicht ausgeschöpft hätten.

Die Einrichtung der polizeilichen Ermittlungsgruppen "Rechts" und
"Umfeld" zur Erhellung eines möglichen Täterumfeldes sei zu begrüßen,
wenngleich die Vernehmung von Zeugen rechtlich nicht erzwingbar
gewesen sei; dadurch leide das Gesamtbild bedauerlicherweise an
Lücken. Insofern habe der Ausschuss einzelne betroffene Personen
seinerseits als Zeugen befragt; dieser Vernehmung hätten sie sich
nicht entziehen können.

Nachrichtendienstliche Vertrauenspersonen wiederum seien zur
Informationsgewinnung wichtig, jedoch sei deren Einsatz stets kritisch
zu hinterfragen.

Die stark verzögerte und erst nach Abschluss der Beweisaufnahme
erfolgte Vorlage eines vom Sachverständigen Jerzy Montag erstellten
Berichts zum V-Mann "Corelli" durch den Deutschen Bundestag (vgl.
Pressemitteilung 92/2018 vom 20. Juli 2018) beurteile der Ausschuss
als unbefriedigend.


Stärkung des Opferschutzes und Festigung Rechtsextremismusprävention

Den Bewertungen des Untersuchungsausschusses schließe sich eine Reihe
von Empfehlungen an, die dem Landtag unterbreitet werden. Neben einer
Stärkung des Opferschutzes werde eine Festigung der
Rechtsextremismusprävention gefordert - insofern solle ein "Aufbruch
für Demokratie" Kinder und Jugendliche gegen jede Form
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (z. B. Antisemitismus) und
gegen autoritäre und totalitäre Einstellungen stärken. Genannt seien
ferner die Unterbindung von Waffenbesitz bei Rechtsextremisten sowie
eine optimierte Qualifizierung bei den Landesbehörden. Ein seit 2012
bestehendes Aktenvernichtungsmoratorium solle so lange fortgelten, wie
die Aktenvorhaltung erforderlich sei.

 * 
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BAYERN/4976: 100 Euro Zuschuss für die Kita sind nicht die versprochene Kostenfreiheit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. Dezember 2018

100 Euro Zuschuss für die Kita sind nicht die versprochene Kostenfreiheit

Vorsitzende des Sozialausschusses Rauscher: Freie Wähler knicken bei gebührenfreien Kitas ein - Familienpolitik der schwarz-orangen Koalition ist mutloses Stückwerk



Die Vorsitzende des Sozialausschusses im Bayerischen Landtag, Doris
Rauscher, kritisiert die heutigen (3. Dezember) familienpolitischen
Beschlüsse des bayerischen Kabinetts: "Eine pauschale Bezuschussung
des Kita-Besuches mit 100 Euro pro Monat wird der Situation in Bayern
nicht gerecht: Denn die Unterschiede in der Gebührenhöhe sind
eklatant! Gerade in Ballungsgebieten zahlen Eltern teilweise bis zu
750 Euro Krippengebühren. Leider ist die schwarz-orange Koalition aber
nicht zum großen sozialpolitischen Wurf bereit, sondern beschränkt
sich auf mutloses Stückwerk."

Rauscher verlangt eine vollständige Gebührenfreiheit: "Denn nur so
stellen wir den Zugang zu Bildung für alle Kinder sicher - und geben
ihnen damit die gleichen Startchancen, unabhängig von Wohnort,
Herkunft oder Geldbeutel der Eltern." Es sei völlig unverständlich,
dass die Freien Wähler bei dieser Kernforderung eingeknickt seien.
Noch im September hatte deren Landesvorsitzender Hubert Aiwanger
getönt: "Was nutzen mir in der Stadt 250 Euro Familiengeld, wenn ich
750 für die Krippe zahle?" Er müsse sich nun fragen lassen, warum er
diesen gewichtigen Einwand inzwischen offenbar vergessen habe und mit
den 100 Euro Kita-Zuschuss das Stückwerk weiterführe.

Auch eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der
Personalsituation in den bayerischen Kitas nehme die Staatsregierung
fatalerweise kaum in den Blick. "Der Koalitionsvertrag geht hier über
Absichtserklärungen kaum hinaus", erläutert Rauscher. Dabei bestehe
dringender Handlungsbedarf: Denn laut Bertelsmann-Stiftung zeigt sich
zum Beispiel in bayerischen Krippen das bundesweit größte
Qualitätsgefälle zwischen den Wohnorten. So musste im Jahr 2017 eine
Krippenfachkraft in den Landkreisen Hof und Coburg (1 zu 4,7) rein
rechnerisch zwei Kinder mehr betreuen als im Landkreis Rosenheim (1 zu
2,7).

Rauscher fordert deshalb: "Der Freistaat muss die Kitas deutlich
stärker finanziell unterstützen, damit sie möglichst individuelle
Betreuung anbieten können, aber er muss auch die sozialen Berufe
insgesamt attraktiver gestalten. Dafür brauchen wir allen voran einen
"Pakt für anständige Löhne" und verlässliche, kostenlose und
praxisorientierte Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten."

 * 
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HAMBURG/4576: In die Verelendung gedrängt und abgeschoben - Senat beschränkt EU-Freizügigkeit (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. November 2018

In die Verelendung gedrängt und abgeschoben: Senat beschränkt EU-Freizügigkeit



Insgesamt 489 EU-Bürger_innen hat das Einwohner-Zentralamt seit
November 2017 zur Vorsprache aufgefordert. Das ergibt eine Anfrage der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 14994). Bei
den Terminen wird überprüft, ob das Recht auf Freizügigkeit Bestand
hat oder sie ausreisen müssen. "Es scheint mittlerweile gängige Praxis
zu sein, dass insbesondere Obdachlose aus Osteuropa systematisch
angesprochen und zur Überprüfung der Freizügigkeit aufgefordert
werden. Freiwillig ausreisen wollen aber nur sehr wenige. Das führt
dazu, dass sie ihre gewohnten Übernachtungsplätze verlassen und für
Sozialarbeiter_innen nicht mehr erreichbar sind", erklärt Cansu
Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion.

73 EU-Bürger_innen sind im abgefragten Zeitraum abgeschoben worden,
7 Personen sind im gleichen Zeitraum freiwillig ausgereist.
"Hinzukommt, dass diese Gruppe auch bei den Übernachtungsstellen des
Winternotprogramms abgewiesen werden und dann auch bei Kälte auf der
Straße nächtigen. Diese Politik führt zu einer zunehmenden Verelendung
der Betroffenen. Gute Sozialpolitik sieht anders aus", so Özdemir
weiter.

 * 
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HAMBURG/4575: Haushalt 2019/20 - Hamburg zur solidarischen Stadt für Alle machen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. November 2018

Haushalt 2019/20: Hamburg zur solidarischen Stadt für Alle machen!



"Hamburg zur solidarischen Stadt für Alle machen" - das will DIE LINKE
mit massiven Investitionen in die Stadt zugunsten ihrer
Bewohner_innen. In die Verhandlungen der Hamburgischen Bürgerschaft
über den Doppelhaushalt bringt sie dafür insgesamt 36 Anträge ein, die
zahlreiche Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen von rund 1,5 Milliarden
Euro für 2019 und 2020 vorsehen. "Uns geht es vor allem darum,
langfristig zu investieren, nicht nur kurzfristig Löcher zu stopfen,
wie es der Senat tut", sagte auf einer Pressekonferenz die
Fraktionsvorsitzende Cansu Özdemir. "Die Stadt wächst, und damit auch
der Bedarf an Wohnungen, Bildung und vielem mehr. Wir wollen, dass
alle Menschen in Hamburg nicht nur ihren Platz finden, sondern auch,
dass sie besser leben können als bisher, dass alle Hamburger_innen
Chancen bekommen, dass Hamburg nicht nur eine große, sondern auch eine
solidarische Stadt wird."

An drei Bereichen stellte sie den Ansatz der Fraktion DIE LINKE
beispielhaft dar:

Um das Recht auf Bildung zu stärken, beantragt die Fraktion unter
anderem ein beitragsfreies Frühstück für alle Kinder in Kitas und
Grundschulen. Das wird Hamburg bis zu 43 Millionen Euro pro Jahr
kosten - gut investiertes Geld, sagte Özdemir: "Zur Chancengleichheit
gehört auch ein Frühstück für alle Kinder. Nur mit einem gesunden
Frühstück kann sich jedes Kind in der Kita spielend entwickeln oder
sich im Unterricht konzentrieren."

Außerdem sollen die monatlich rund 20 Euro pro Kind für Bildung und
Teilhabe (BuT) auf 100 Euro sowie das Schulbedarfspaket von 100 auf
150 Euro erhöht werden - dafür sind pro Jahr 77 Millionen Euro in den
Haushaltsplan einzustellen: "Mit diesem überschaubaren Betrag würde
Hamburg als erstes Bundesland auch einen wichtigen Beitrag zu einer
nachhaltigen Politik gegen die hohe Kinderarmut leisten."

Für bessere Mobilität will DIE LINKE den ÖPNV nicht nur ausbauen,
sondern auch deutlich günstiger machen: Die HVV-Monatskarte soll in
einem ersten Schritt auf 60 Euro verbilligt, die Sozialkarte kostenlos
werden. Auch Schüler_innen, Student_innen und Auszubildende sollen den
HVV gratis nutzen können. Dafür beantragt die Fraktion 167 Millionen
Euro für 2019 und 224 Millionen für 2020. "Das ist gut für die
Mobilität in unserer Stadt und für den Klimaschutz", so die
Fraktionsvorsitzende. "Eine Investition, die sich gleich doppelt
lohnt."

Den Radverkehr sollen so genannte Geschützte Radfahrstreifen stärken.
Die weltweit bewährte bauliche Abtrennung zwischen Auto- und
Fahrradstreifen will die Fraktion an zehn stark befahrenen Straßen
installieren - finanziert durch die 29 Millionen Euro, die der Senat
für die "Teststrecke für autonomes vernetztes Fahren" ausgeben will.
"Diese Teststrecke fördert allein den motorisierten Individualverkehr
und die Automobilindustrie", begründete Özdemir. "Unser Vorschlag
dagegen bringt nachweisliche und nachhaltige Verbesserungen bei
Mobilität, Klimaschutz und Gesundheit."

Auch das Recht auf Wohnen hat die Fraktion im Fokus: Der Neubau
öffentlich geförderter Wohnungen soll auf 6.000 pro Jahr verdoppelt
werden, und Wohnungen, die einmal öffentlich gefördert werden, sollen
nicht befristet, sondern dauerhaft öffentlich gebunden sein. Dafür
werden 125 Millionen Euro zusätzlich benötigt. Die Förderung soll an
gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen wie Genossenschaften und die
SAGA ergehen. "Wir brauchen viel, viel mehr bezahlbaren Wohnraum, die
Ziele des Senats reichen nicht annähernd aus", sagte Özdemir. "Auch um
Spekulationen mit Wohnungen zu verhindern, soll die Stadt Grundstücke
nur noch im Erbbaurecht vergeben."

Ergänzen will die Fraktion diese Investition durch echten
Wohnraumschutz: Zu den vom Senat geplanten acht beantragt die Fraktion
weitere 21 neue Stellen in den bezirklichen Wohnraumdienststellen. Die
dafür nötigen 1,75 Millionen Euro pro Jahr zahlen sich sofort aus:
"Können die Bezirke das Wohnraumschutzgesetz mit ausreichend Personal
endlich konsequent umsetzen, stehen in kurzer Zeit hunderte, wenn
nicht tausende illegale Ferienwohnungen und seit Jahren leerstehende
Wohnungen zur Vermietung an Hamburger_innen zur Verfügung."

Zur Finanzierung ihrer Anträge fordert die Fraktion DIE LINKE unter
anderem, die Grunderwerbsteuer in Hamburg wie in Schleswig-Holstein
auf 6,5 Prozent anzuheben sowie 64 zusätzliche Stellen bei
Steuerfahndung, Betriebs- und Umsatzsteuersonderprüfung zu schaffen.
"Das Geld für Investitionen in ein solidarisches Hamburg ist da",
sagte der haushaltspolitische Sprecher der Fraktion, Norbert
Hackbusch. "Wenn nötig, sollten dafür auch die zentralen Reserven des
Senats genutzt werden - sie können durch die Einnahmen aus einer
Vermögenssteuer wieder aufgefüllt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 30. November 2018
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3230: Gemeindevertretung in Grimmen muss klug entscheiden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. Dezember 2018

Gemeindevertretung in Grimmen muss klug entscheiden



Der Bürgerentscheid über den Verkauf der GWG in Grimmen ist am
Wochenende an zu geringer Wahlbeteiligung gescheitert.
Dazu erklärt der wohnungsbaupolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Rainer Albrecht:

"Es ist bedauerlich, dass das erforderliche Quorum bei dem
Bürgerentscheid in Grimmen nicht erreicht wurde. Denn die abgegebenen
Stimmen haben gezeigt, 85 Prozent sind dagegen, die kommunalen
Wohnungen zu privatisieren. Diese Bürger wissen, dass die Mieten auf
dem privaten Wohnungsmarkt nur eine Richtung kennen - nach oben. Nun
liegt es an der Gemeindevertretung, eine kluge Entscheidung zu
treffen. Stimmt sie einem Verkauf zu, gibt sie jede Möglichkeit aus
der Hand, in Zukunft darüber zu entscheiden, wie bezahlbarer Wohnraum
in der Stadt entwickelt werden soll. Ein Verkauf ist nicht die einzige
Möglichkeit, die GWG in ruhiges Fahrwasser zu bringen.
Unterstützungsangebote, zum Beispiel vom Verband Norddeutscher
Wohnungsunternehmen, liegen auf dem Tisch."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4998: Kinder individuell fördern (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 30.11.2018

Kinder individuell fördern statt sie mit Sitzenbleiben zu
demotivieren



Laut einem Pressebericht ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler,
die im Schuljahr 2017/18 eine Klassenstufe wiederholen mussten, in
Rheinland-Pfalz gestiegen. Dazu der bildungspolitische Sprecher der
GRÜNEN Landtagsfraktion, Daniel Köbler:

"Die Nichtversetzung ist eine für das Land immens teure und
pädagogisch fragwürdige Maßnahme. Der steigende Anteil von
Schülerinnen und Schüler, die gerade an Gymnasien nicht versetzt
werden, ist besorgniserregend. Statt Kinder und Jugendliche durch
Sitzenbleiben zu demotivieren, sollte das Schulsystem vielmehr auf
individuelle Unterstützung setzen und gezielt die Talente und
Neigungen der einzelnen Schülerinnen und Schüler fördern.
Mittelfristig muss das Ziel sein, erzwungenes Sitzenbleiben an unseren
Schulen überflüssig zu machen."


Hintergrund:

Nach wie vor gilt die Versetzung oder Nichtversetzung in die
nächsthöhere Klassenstufe in Rheinland-Pfalz als wichtige pädagogische
Maßnahme zur Anpassung des Bildungswegs der Schülerinnen und Schüler
entlang ihrer Leistungsbereitschaft und Lernfähigkeit. Grundlage für
die Entscheidung über die Versetzung sind die Noten am
Schuljahresende.

Kritikerinnen und Kritiker erkennen darin schon länger ein pädagogisch
fragwürdiges Konzept, das vielmehr eine Beschämung und Demotivation
der Kinder zur Folge hat. Diese frühe Erfahrung des Scheiterns schadet
demnach eher, als dass sie Vorteile bringt. Statt Kinder aus ihrem
gewohnten Umfeld zu isolieren, sollten junge Menschen stattdessen
besser gefördert werden. Dass Sitzenbleiben nicht nur unwirksam,
sondern auch teuer ist, betätigen zahlreiche Studien. Dass die Zahl
der nicht versetzten Schülerinnen und Schüler in Rheinland-Pfalz
wieder steigt, ist vor diesem Hintergrund also mehr als problematisch.

 * 

Quelle:
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2227: Verfassungsbeschwerde für jeden? (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Anhörung im Innenausschuss

Verfassungsbeschwerde für jeden?



Die schleswig-holsteinische Landesverfassung garantiert zahlreiche
Grundrechte. So sind die ersten 20 Artikel des Grundgesetzes
"Bestandteil dieser Verfassung und unmittelbar geltendes Recht". Dort
sind etwa die Meinungs- und Glaubensfreiheit, das Postgeheimnis und
der Eigentumsschutz verankert. Darüber hinaus nennt die
Landesverfassung spezifische schleswig-holsteinische Grundrechte, etwa
die gewaltfreie Erziehung, das Bekenntnis zu einer nationalen
Minderheit oder den Schutz der digitalen Privatsphäre.

Wer sich in den grundgesetzlich verankerten Grundrechten
beeinträchtigt sieht, kann vor das Bundesverfassungsgericht nach
Karlsruhe ziehen. Dagegen bleibt Bürgern, die ihre Landes-Grundrechte
einklagen wollen, der "Gang nach Schleswig" zum
Landesverfassungsgericht bislang verwehrt. Das Recht zur Anrufung
haben derzeit nur die Landesregierung, ein Drittel der Mitglieder des
Landtages sowie zwei Fraktionen. Hinzu kommen Kommunen und Vertreter
von Volksinitiativen, deren Vorstoß vom Landtag abgelehnt wurde.

Der SSW will nun die Verfassungsbeschwerde für jedermann einführen. In
elf der 16 Bundesländer gibt es diese Möglichkeit bereits, Anfang 2019
kommt NRW dazu. SPD und Grüne äußerten Sympathie. CDU, FDP und AfD
zeigten sich hingegen skeptisch. Der Innen- und Rechtsausschuss hat
Stellungnahmen von Experten eingeholt.


Ja ...

"All diese Grundrechte müssen zahnlos bleiben, wenn keine Möglichkeit
besteht, sie notfalls auch mit Verfassungsbeschwerde gegen
Hoheitsmaßnahmen zu verteidigen", mahnt Prof. Edzard
Schmidt-Jortzig. Der ehemalige FDP-Bundesjustizminister lehrt
öffentliches Recht an der Uni Kiel. Das sieht Ingrid Eppert vom Verein
"Mehr Demokratie" ähnlich: Die Möglichkeit zur Klage sei ein
"Beitrag zu Bürgerfreundlichkeit und Rechtssicherheit" und werde das
"Rechtsbewusstsein im Lande" stärken. Bernhard Flor, Präsident des
Schleswig-Holsteinischen Verfassungsgerichts, hält es für
"kurios", dass die Bürger im Lande zwar Grundrechte hätten, die über
das Grundgesetz hinausgehen, dass sie diese aber nirgendwo einklagen
könnten: "Hier hilft auch der Gang nach Karlsruhe nicht."

Der Bayrische Verfassungsgerichtshof weist darauf hin, dass der
Freistaat bereits 1947 "eine umfassende Klagemöglichkeit des Einzelnen
gegen verfassungswidrige Normen" eingeführt habe. In Hessen sei
dies seit 1948 der Fall, schreibt der dortige Staatsgerichtshof. Das
Saarländische Verfassungsgericht berichtet von 12 bis 15
Verfassungsbeschwerden pro Jahr. Dies habe "zu keinerlei Mehrkosten
geführt. Der Verfassungsgerichtshof des Saarlandes ist weiterhin ohne
wissenschaftliche Mitarbeiter tätig." In Berlin werde hingegen
"reger Gebrauch" von der Klagemöglichkeit gemacht. Der dortige
Verfassungsgerichtshof zählt "170 bis 200 Verfassungsbeschwerden pro
Jahr" und hat sechs Mitarbeiterstellen. Sachsen Anhalt will die
Rechte der Bürger zum Jahresanfang 2019 deutlich ausweiten. Nicht nur
Grundrechte, sondern auch Entscheidungen von Behörden und Gerichten
können dann vors Landesverfassungsgericht gebracht werden. In
Rheinland-Pfalz hat der Verfassungsgerichtshof "in zahlreichen
Fällen grundlegende und rasche Klärungen herbeiführen können, die
nicht allein für die Bürger, sondern auch für den Landtag und die
Landesregierung von Bedeutung sind".


... aber

Auch ohne Verfassungsklage gebe es keine "Rechtsschutzlücke", merkt
Prof. Ino Augsberg von der Uni Kiel an. Wer wolle, könne sich
jetzt schon an die Fachgerichte wenden. Es bestehe die Gefahr, so
Prof. Utz Schliesky vom Lorenz-von-Stein-Institut an der Kieler
Uni, dass "ein Nebeneinander, vielleicht sogar ein Wettstreit der
Verfassungsbeschwerden" entsteht, wenn sowohl Schleswig als auch
Karlsruhe angerufen werden können. Nur "eine sehr bescheidene Rolle"
spielen Verfassungsbeschwerden beim Landesverfassungsgericht
Mecklenburg-Vorpommern. Lediglich 125 Bürgerklagen gegen
Landesgesetze seien seit 1994 eingegangen, berichten die Greifswalder
Richter: "Die meisten waren unzulässig". Diese Erfahrung haben auch
das Brandenburger und das Thüringer Verfassungsgericht
gemacht. Große Erfolgsaussichten haben klagende Bürger in der Regel
nicht, wie auch der Sächsische Verfassungsgerichtshof
berichtet. Dort sind im Schnitt 5,5 Prozent der Beschwerden begründet
und weitere 1,5 Prozent teilweise begründet. Sollte die
Verfassungsbeschwerde kommen, könnte es teuer werden. Darauf weist der
schleswig-holsteinische Verband der Verwaltungsrichter hin. Im
Landeshaushalt waren 2016 rund 47.000 Euro für das ehrenamtlich
arbeitende Verfassungsgericht veranschlagt. In Ländern mit
Verfassungsbeschwerde waren es dagegen bis zu 843.700 Euro.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 03 / September 2018, S. 24

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (V.i.S.d.P.)

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de

 

Abonnement und Versand sind kostenfrei.



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





SCHLESWIG-HOLSTEIN/2226: Bekenntnis zur Inklusion in der Schule (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Bekenntnis zur Inklusion in der Schule



SPD und SSW warnen die Jamaika-Koalition davor, vom Ziel der
Inklusion in der Bildungspolitik abzurücken. "Inklusive Bildung ist
ein Menschenrecht", sagte der Sozialdemokrat Martin Habersaat Ende
September. CDU, Grüne und FDP bekannten sich klar zur inklusiven
Bildung, betonten aber, dass noch ein langer Weg zu gehen sei.


Anlass der Debatte war eine Pressemitteilung von
Bildungsministerin Karin Prien (CDU) vom 3. September. In der
Überschrift heißt es: "Inklusion ist kein Selbstzweck, die Qualität
muss stimmen." Damit stelle die Ministerin das Ziel des gemeinsamen
Lernens "unter Vorbehalt", bemängelte Habersaat. Im Norden lernten
inzwischen 70 Prozent der Schüler mit Behinderung an Regelschulen.
Diesen bundesweiten Spitzenwert sah Habersaat gefährdet.

"Die Inklusionsquote alleine sagt noch nichts über die Qualität",
entgegnete Ministerin Prien und wandte sich gegen "ideologisch
aufgeladene Debatten". Inklusion sei ein "schwieriger,
herausfordernder Prozess". Es gehe darum, "zu schauen, was für jeden
einzelnen Schüler das Beste ist".

"Mehr Qualität in der Inklusion erfordert mehr Prävention, mehr Platz,
mehr Personal und mehr Professionalität", merkte Anette Röttger (CDU)
an. Ines Strehlau (Grüne) stellte klar: "Wir legen uns weiter
ordentlich ins Zeug. Wir stellen jedes Jahr 70 neue Sonderpädagogen
ein." Und FDP-Fraktionschef Christopher Vogt forderte, "Rücksicht auf
die Bedürfnisse des einzelnen Kindes" zu nehmen. Bei manchen Formen
von Behinderung sei eine individuelle Förderung nötig, "wie sie in
einer Regelschule nicht möglich ist". Deswegen werde es auch weiterhin
Förderzentren geben.

Frank Brodehl (AfD) monierte, die Inklusion sei im Lande "überstürzt
und ohne tragfähiges Konzept" eingeführt worden. Um eine möglichst
hohe Inklusionsquote zu erreichen, sei "Quantität vor Qualität"
gegangen, so Brodehl, der selbst Sonderpädagoge ist. Jette
Waldinger-Thiering (SSW) hielt dagegen: "Bildung für alle ist der
Schlüssel für eine gerechte Gesellschaft." Sie plädierte für ein
"Schulsystem, das nicht trennt und aussortiert".

 * 
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INNEN/3039: Das Diskussionsforum zur Petition "Global Compact for Migration" wird vorzeitig geschlossen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. November 2018

Arbeitsgruppe: Petitionen

Das Diskussionsforum zur Petition "Global Compact for Migration" wird vorzeitig geschlossen



Stefan Schwartze, petitionspolitischer Sprecher SPD;

Gero Storjohann, petitionspolitscher Sprecher CDU/CSU;

Manfred Todtenhausen, petitionspolitischer Sprecher FDP;

Kerstin Kassner, petitionspolitische Sprecherin DIE LINKE.;

Corinna Rüffer, petitionspolitische Sprecherin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Auf Antrag des Ausschussdienstes des Petitionsausschusses haben die
Obleute sämtlicher Fraktionen am heutigen Freitag einstimmig die
Schließung des Diskussionsforums zur Petition "Global Compact for
Migration" beschlossen. Dies geschah aufgrund der Vielzahl an
unsachlichen, beleidigenden und rechtsradikalen Beiträgen, die die
Moderation unmöglich machten.

"Seit Veröffentlichung der Petition am 21. November 2018 sind rund
6.000 Diskussionsbeiträge abgegeben worden. Der Anteil der Beiträge,
die mindestens gegen die Netiquette - also den guten Ton im Internet -
verstoßen, aber oft sogar strafrechtlich relevant sind, hat über 50
Prozent erreicht. Dies führt zur Schließung des Forums, wie es auch in
der Vergangenheit bei anderen Themen der Fall war. Die Mitzeichnung
und Bearbeitung der Petition ist davon unberührt.

Es betrübt uns, dass dieser Schritt notwendig geworden ist. Den
Petitionsausschuss erreichen jährlich bis zu 12.000 Petitionen. Alle
haben den gleichen Anspruch auf gewissenhafte Prüfung und Bearbeitung
durch den Ausschussdienst. Dieser verfügt nur über begrenzte
personelle Ressourcen und sieht sich aktuell nicht mehr in der Lage
das Forum zu moderieren.

Wir möchten betonen, dass es im Deutschen Bundestag - und das gilt
auch für seine Internetplattformen - keinen Platz für Hasspropaganda,
Rassismus, haltlose Verschwörungstheorien und antidemokratische
Umtriebe gibt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2739: Jugendfreiwilligenjahr für alle, die wollen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Dezember 2018

Arbeitsgruppen: Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Bürgerschaftliches Engagement

Jugendfreiwilligenjahr für alle, die wollen



Sönke Rix, jugendpolitischer Sprecher;

Svenja Stadler, Sprecherin für bürgerschaftliches Engagement:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das heute von
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey vorgestellte Konzept zum
Jugendfreiwilligenjahr. Danach sollen die bewährten Angebote für ein
Freiwilliges Soziales Jahr und ein Freiwilliges Ökologisches Jahr
ausgebaut werden. Auch der Bundesfreiwilligendienst wird
weiterentwickelt.

"Was gut ist, soll noch besser werden. Mit einem Rechtsanspruch auf
Förderung der Freiwilligendienst-Vereinbarungen und mehr Geld für die
Freiwilligen wollen wir erreichen, dass jede und jeder, die oder der
ein freiwilliges Jahr machen möchte, dies auch tun kann. Wir setzen
damit auf Freiwilligkeit und Überzeugung. Das ist unsere
sozialdemokratische Antwort auf rückwärtsgerichtete
Pflichtdienstdebatten.

Mit dem neu aufgesetzten Jugendfreiwilligenjahr sorgen wir für
Wertschätzung und Anerkennung der Freiwilligen. Ein Zertifikat über
das Jugendfreiwilligenjahr kann künftig bei Bewerbungen im
öffentlichen Dienst berücksichtigt werden und die Länder und
Hochschulen können Bonusregelungen zum Beispiel bei der Berechnung von
Wartesemestern schaffen.

Das Jugendfreiwilligenjahr ist ein Angebot an alle jungen Menschen
unter 27 Jahren, die nach der Schule freiwillig machen unsere
Gesellschaft mitgestalten wollen. Dafür schaffen wir auf Bundesebene
die passenden Bedingungen.

Für mehr Plätze bei den Freiwilligendiensten werden wir als Bund mehr
Geld einsetzen. Das sind gute Investitionen in eine attraktive Kultur
der Freiwilligkeit und in die Stärkung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts. Freiwilligendienste sind deutlich mehr wert als sie
kosten.

2019 wird ein gutes Jahr für alle jungen Menschen, die sich für und in
unserer Gesellschaft in einem freiwilligen Jahr engagieren wollen. Wir
zeigen ihnen: Euer Engagement ist wichtig für unsere Gesellschaft. Ihr
werdet gebraucht."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1835: Mexiko schiebt Migrant*innen ab (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko schiebt Migrant*innen ab

Von Wolf-Dieter Vogel



(Oaxaca, 26. November 2018, taz) - Die mexikanischen Behörden schieben
Migrant*innen ab, die am Sonntag versucht hatten, die US-Grenze am
Übergang in Tijuana zu durchbrechen. Alle, die sich an den
gewalttätigen Aktionen beteiligt hätten, würden in ihre Heimatländer
zurückgeführt, informierte das Innenministerium des
lateinamerikanischen Landes. Den Sicherheitskräften sei es gelungen,
500 Personen daran zu hindern, gewaltsam von Mexiko aus in die USA
einzudringen. Die US-Heimatschutzministerin Kirstjen Nielsen erklärte
indes, man werde Aktionen wie den versuchten illegalen Grenzübertritt
mit aller Härte des Gesetzes verfolgen. Aufgrund des Vorfalls blieb
die Grenze zwischen Tijuana und San Diego am Sonntag sechs Stunden
lang geschlossen.

Knapp 5.000 Menschen, die vorwiegend aus Honduras vor Armut und Gewalt
geflüchtet sind, hängen seit knapp zwei Wochen auf einer Sportanlage
in der nordmexikanischen Stadt fest. Sie sind im Laufe der vergangenen
zwölf Tage mit mehreren Migrantenkarawanen dort angekommen und warten
seither darauf, in die USA einreisen und dort arbeiten zu können. Die
einen hoffen auf politisches Asyl, andere auf eine Arbeitsgenehmigung.
Doch die Aussichten sind bisher schlecht.

Am Sonntag marschierten deshalb mehrere hundert von ihnen zum
Grenzzaun. Die Männer, Frauen und Kinder konnten die Sperren der
mexikanischen Bundespolizei durchbrechen. Manche versuchten, durch die
Kanalisation eines Flussbettes weiterzukommen, andere über eine
Gleisanlage. Etwa 50 kletterten auf den Metallzaun, der die beiden
Staaten voneinander trennt. Doch alle wurden von US-Sicherheitskräften
mit Tränengas und Gummigeschossen zurückgedrängt. Auch Hubschrauber
des US-Grenzschutzes waren im Einsatz.

"Wir sind keine Kriminellen, sondern internationale Arbeiter", riefen
die Migrant*innen während ihres Marsches Richtung Grenzübergang "El
Chaparral". Auf ihrer Demonstration trugen sie mexikanische,
honduranische sowie US-amerikanische Flaggen. Mit Blick auf den
Präsidenten des Nachbarlandes, Donald Trump, trugen sie Plakate mit
der Aufschrift: "Trump, wir sind nicht deine Feinde." Vor ihrer Aktion
beteten sie und brachten ihre Hoffnung zum Ausdruck, dass "Trump sein
Herz öffnen" werde.


Uneinigkeit zwischen Mexiko und USA

Der US-Staatschef ließ dagegen kurz zuvor über den
Kurznachrichtendienst Twitter wissen, "es wäre sehr klug, wenn Mexiko
die Karawanen (der Migrant*innen) weit von der Südgrenze (der USA)
stoppen würde". Bereits am Samstag hatte die US-Tageszeitung
Washington Post gemeldet, Trump und der künftige mexikanische
Präsident Andrés Manuel López Obrador, der am 1. Dezember sein Amt
antritt, hätten sich auf ein gemeinsames Vorgehen gegenüber den
Migrant*innen geeinigt. Demnach müssten alle, die in den USA Asyl
suchen, in Mexiko bleiben, bis ihr Antrag bearbeitet sei. "Migranten
an der Südgrenze dürfen nur dann in die Vereinigten Staaten einreisen,
wenn ihre Ansprüche vor Gericht einzeln genehmigt werden", twitterte
Trump.

Doch die künftige mexikanische Innenministerin Olga Sánchez Cordero,
die von der Washington Post zitiert wird, dementierte die Aussagen des
US-Präsidenten. Man werde die Migrant*innen weiterhin mit offenen
Armen empfangen und deren Menschenrechte besonders im Blick haben,
erklärte Cordero.
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LATEINAMERIKA/1834: Kolumbien - ELN ernennt Rodríguez Bautista zu Unterhändler für Friedensgespräche (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

ELN ernennt Rodríguez Bautista zu Unterhändler für 
Friedensgespräche



(Medellín, 21. November 2018, colombia informa/poonal) - Die
kolumbianische Guerrillaorganisation ELN (Ejército de Liberación
Nacional) hat ihren obersten Kommandanten Nicolás Rodríguez Bautista
zum Repräsentanten ihrer Friedensdelegation für die zur Zeit
abgebrochenen Friedensgespräche auf Kuba ernannt. In einem Brief
informierten sie den Beauftragten der kolumbianischen Regierung für
die Friedensgespräche, Miguel Ceballos. Die kolumbianische
Staatsanwaltschaft hatte Anfang Oktober gegen Rodríguez Bautista einen
internationalen Haftbefehl erwirkt. Regierungssprecher Ceballos
reagierte dementsprechend auf die Twitternachricht der ELN, die den
Brief vom 10. November verbreitete. Ceballos bekräftigte, dass allein
Präsident Duque über die Aufhebung des internationalen Haftbefehls
bestimme. Duque reagierte ebenfalls und forderte von der kubanischen
Regierung die Verhaftung und Auslieferung Rodríguez Bautistas, den er
auf Kuba vermutet. Bereits Anfang Oktober hatte Duque auch der
Regierung Venezuelas vorgeworfen, führende Mitglieder der ELN zu
beherbergen und zu unterstützen. Seitdem erkennt er Venezuela als
Garantiestaat für den Friedensprozess nicht mehr an. Der
Friedensprozess befindet sich - nun auch auf internationaler Ebene -
in einer schweren Krise, an deren Ende sein Abbruch stehen könnte.

Die neue Regierung von Kolumbien führt eine aggressive Politik gegen
die Friedensverhandlungen. Präsident Duque, seit August im Amt,
torpediert die Umsetzung der Vereinbarungen mit den FARC, genau so wie
es seine Partei Centro Democrático bereits in ihrem Wahlkampf
angekündigt hatte. Auch die Verhandlungen mit der ELN hat Duque auf
Eis gelegt. Für die erneute Aufnahme der Verhandlungen stellte die
kolumbianische Regierung unilaterale Forderungen; unter anderem müsse
die ELN alle kriminellen Aktivitäten beenden und keine Geiseln mehr
nehmen. Die ELN besteht jedoch weiterhin auf bilaterale
Vereinbarungen, und unterstreicht die Notwendigkeit einer Fortführung
von gemeinsamen Verhandlungen über diese Forderungen.

Laut einer Umfrage des kolumbianischen Instituts Invamer vom September
2018 befürworten 61,5 Prozent der befragten Kolumbianer*innen die
Fortsetzung der Friedensverhandlungen mit der Guerillaorganisation
ELN.
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GEWERKSCHAFT/283: Bildung kann sich Blockadehaltung bei Lockerung des Kooperationsverbotes nicht leisten (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 3. Dezember 2018

GEW appelliert an Vernunft der Länder

Bildung kann sich Blockadehaltung bei Lockerung des Kooperationsverbotes
nicht leisten



Frankfurt a.M. - An die Vernunft der Länder appelliert die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) mit Blick auf die Entscheidung des
Bundesrates am 14. Dezember darüber, das Kooperationsverbot in der Bildung
weiter zu lockern. "Sollte die Lockerung beschlossen werden, bedeutet das
nicht das Ende des Bildungs-Föderalismus in Deutschland. In der Sache ist
es völlig unangemessen, dass fünf Ministerpräsidenten dieses Szenario als
Drohkulisse aufbauen. Bildung kann sich die Blockadehaltung einiger
Bundesländer nicht leisten. Es ist jetzt endlich an der Zeit, eine
historische Fehlentscheidung zu korrigieren", sagte GEW-Vorsitzende Marlis
Tepe am Montag in Frankfurt a.M. "Seit Inkrafttreten des
Kooperationsverbotes vor über zehn Jahren hatten die Länder Zeit genug zu
zeigen, dass sie allein und ohne finanzielle Unterstützung des Bundes ihre
ureigenste Aufgabe Bildung stemmen können. Der enorme Investitionsstau und
der dramatische Fachkräftemangel an Schulen und in Kitas etwa bezeugen
jedoch, dass sich die Länder sowohl um die Gebäudeinfrastruktur als auch
die Ausbildung von Lehrkräften und Erzieherinnen in unverantwortlicher
Weise nicht ausreichend gekümmert haben. Auch die jüngste IGLU-Studie, die
den Ländern 2018 ins Stammbuch schrieb, die Grundschulen vernachlässigt zu
haben, zeigt, dass es gravierende Mängel in der Bildungspolitik gibt."

"Ein Mehr an Kontrolle bei der Nutzung der vom Bund zur Verfügung
gestellten Mittel ist nach den BAFöG-Erfahrungen notwendig. Über eine
Milliarde Euro BAFöG-Zahlungen hatte der Bund den Ländern 2015 abgenommen.
Die freiwerdenden Gelder sollten zweckgebunden und zielgerichtet in die
Hochschulen investiert werden. Mehrere Länder haben sich nicht an diese
Vereinbarung gehalten", sagte die GEW-Vorsitzende.

"Die Schulen für 'Bildung für die digitale Welt' fit zu machen, ist eine
entscheidende Zukunftsaufgabe. Bund, Länder und Kommunen müssen an einem
Strang ziehen, sonst kann diese Herausforderung nicht bewältigt werden. Für
Kirchturmspolitik haben wir keine Zeit mehr", unterstrich Tepe. Bisher
hätten es Länder und Kommunen versäumt, die entscheidenden Schritte zu
gehen, deshalb sei der Digitalisierungspakt notwendig. Dies belege auch
eine für GEW-Mitglieder repräsentative Studie, sagte Tepe: "In der Ende
September vorgestellten Untersuchung mahnten 82 Prozent der Befragten die
Verbesserung der digitalen Ausstattung der Schulen als sehr wichtig bzw.
wichtig an. 89 Prozent verlangten, dass die Bereitstellung zusätzlicher
Gelder dafür höchste bzw. hohe Priorität haben müsse." Nachvollziehbar sei,
dass arme Bundesländer zum Teil ein Problem haben, 50 Prozent auf die
Bundesmittel draufzulegen. Hierfür müsse schnell nach Lösungen gesucht
werden.

Tepe betonte, dass das Grundgesetz Bund und Ländern gemeinsam die Aufgabe
übertragen habe, gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland zu
schaffen. Davon sei Deutschland zurzeit jedoch sehr weit entfernt. Die
weitere Lockerung des Kooperationsverbotes sei deshalb ein wichtiger
Schritt, die bundesweit auseinander klaffende soziale Schere ein Stück weit
zu schließen.

 * 
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FORSCHUNG/1175: Kalorienarme Zucker in Getränken und Backwaren (idw)


Hochschule Ostwestfalen-Lippe - 30.11.2018

Kalorienarme Zucker in Getränken und Backwaren



Das Institut für Lebensmitteltechnologie.NRW (ILT.NRW) der Hochschule OWL
ist beteiligt am Forschungsprojekt "Healthy Sugars". Gemeinsam mit
Partnern aus Industrie und Wissenschaft und mit Förderung des
Bundeslandwirtschaftsministeriums untersuchen die Lemgoer und Detmolder
Forscherinnen und Forscher die Anwendung von Zuckeralternativen.

Zucker führt zu Übergewicht, Diabetes und Karies - das ist den
Verbraucherinnen und Verbrauchern bewusst. Doch die Verführung des Süßen
ist groß und es mangelt an geschmacklich gleichwertigen Alternativen zum
Haushaltszucker. Um das zu ändern, forschen Wissenschaft und Industrie
gemeinsam im Projekt "Healthy Sugars". Die Hochschule Ostwestfalen-Lippe
ist hieran mit den Fachgebieten Getränketechnologie (Leitung: Professor
Dr. Jan Schneider) und Backwarentechnologie (Leitung: Professorin Dr. Ute
Hermenau) beteiligt. Die besondere gesellschaftliche Bedeutung des
Projektes stellt die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft,
Julia Klöckner heraus, indem sie den Zuwendungsbescheid für die
Projektförderung am 29. November 2018 den beteiligten Partnern im
Ministerium persönlich überreichte.

Wachsender Bedarf

"Durch Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation und das zunehmende
Gesundheitsbewusstsein der Bevölkerung wird die Nachfrage nach kalorienarmen
und gesunden Alternativen zur Saccharose in Zukunft stetig ansteigen.
Nach allem was wir heute über die neurobiologischen-psychologischen
Vorgänge im Einkaufs- und Ernährungsverhalten wissen,
reicht es leider nicht aus, aufzuklären oder Verzichtanreize zu geben",
sagt Professor Jan Schneider, Leiter des Fachgebietes Getränketechnologie.
Die heutzutage eingesetzten Alternativen - also vor allem Zuckeraustausch-
und Süßstoffe - haben Nachteile in der Sensorik und stoßen deshalb bislang
nur auf eine mäßige Akzeptanz bei den Verbrauchern. Denn Zucker ist in
Lebensmitteln zwar vor allem wichtig für die Süßung; aber er beeinflusst
auch maßgeblich die Körper- und Farbgebung, das Mundgefühl und die
Konservierung der Produkte.

Zwei neuartige Zucker

Das Forschungsprojekt untersucht deshalb zwei neuartige Zucker: Allulose
und Cellobiose. Allulose wird aus Maisstärke gewonnen und bisher in Asien
und den USA produziert, wo sie als unbedenklich eingestuft ist. In Europa
ist sie noch nicht zugelassen. Ihre Süßkraft liegt bei 70 Prozent derer
von Haushaltszucker. Cellobiose erreicht 20 Prozent der Süßkraft im
Vergleich zum herkömmlichen Zucker. Sie entsteht durch den Abbau von
Cellulose durch beispielsweise Bakterien oder Pilze und kann unter anderem
neue Möglichkeiten für Lactose-intolerante Verbraucher eröffnen. "Durch
das unterschiedliche Eigenschaftsprofil beider Zucker ergeben sich
komplementäre oder miteinander kombinierbare Einsatzfelder in
Lebensmitteln. Gemeinsam ist beiden Zuckern jedoch der im Vergleich zur
Saccharose deutlich geringere Brennwert und glykämische Index", sagt
Professorin Ute Hermenau, Leiterin des Fachgebiets Backwarentechnologie.

Untersuchung der Akzeptanz

Das Forschungsprojekt zielt auf die Entwicklung der Herstellung von
Allulose und Cellobiose sowie auf die Nutzungsmöglichkeiten der Zucker zur
Saccharose- und damit zur Kalorienreduzierung in Getränken und
Lebensmitteln. Ein Fokus liegt dabei auf den sensorischen und qualitativen
Eigenschaften des Endprodukts sowie auf den gesundheitlichen Auswirkungen
und der Verträglichkeit der eingesetzten Stoffe. Entstehen sollen
Reformulierungen der Zusammensetzungen der Produkte, die einen wichtigen
Schritt auf dem Weg zur Markteinführung markieren. Das ILT.NRW der
Hochschule OWL erforscht den Einsatz der beiden neuen Zucker in Getränken
und Backwaren. Das Team der Getränketechnologie betrachtet gleichermaßen
Getränke mit und ohne Alkohol. Beim Team der Backwarentechnologie reicht
die Bandbreite von Feinen Backwaren über Kleingebäcke bis zu Broten. Die
weiteren Projektpartner befassen sich mit Süßwaren, Konfitüren und
Fruchtzubereitungen sowie Instantprodukten und Nahrungsergänzungsmitteln.
Dabei decken die Projektbeteiligten die gesamte Wertschöpfungskette von
der Herstellung der Zucker über die Produktion von Zwischenprodukten bis
zum fertigen Lebensmittel ab.

Förderung und Partner

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft fördert dieses
Forschungsprojekt im Rahmen der Nationalen Reduktionsstrategie für Salz,
Fett und Zucker. Das Projekt mit dem ausführlichen Titel "Neuartige
kalorienarme Zucker in Lebensmitteln" läuft seit März 2018 bis Februar
2021, die Arbeiten an der Hochschule OWL sind im September 2018 gestartet.
Es hat ein Volumen von rund drei Millionen Euro; fast 450.000 Euro davon
fließen an die Hochschule OWL. Neben der Hochschule Ostwestfalen-Lippe ist
die RWTH Aachen beteiligt sowie die Unternehmen Pfeifer & Langen GmbH &
Co. KG (Verbundkoordinator), KRÜGER GmbH & Co. KG sowie das Start-up
Savanna Lebensmittel GmbH.

Lebensmitteltechnologie an der Hochschule OWL

Die Hochschule Ostwestfalen-Lippe zählt zu den forschungsstärksten
Fachhochschulen in Deutschland. Einer ihrer profilbildenden
Forschungsschwerpunkte ist die Lebensmitteltechnologie, deren Kompetenzen
vor allem im Institut für Lebensmitteltechnologie.NRW (ILT.NRW) gebündelt
sind. Gemeinsam mit dem hochschuleigenen Institut für industrielle
Informationstechnik (inIT) ist das ILT.NRW Kern der Initiative
smartFoodTechnologyOWL, die Industrie 4.0-Technologien in der
Lebensmittelbranche erforscht und entwickelt. Dabei kooperiert die
Hochschule OWL mit mehr als 40 Partnern aus Industrie, Handwerk, Handel
und weiteren Forschungseinrichtungen. Gefördert wird die Initiative mit
vier Millionen Euro vom Bundesministerium für Bildung und Forschung. Eine
weitere Stärkung erfährt das Themenfeld durch den Bau einer
Forschungsfabrik für die Digitalisierung der Lebensmittelproduktion auf
dem Innovation Campus Lemgo. Hierfür hat die Hochschule OWL im Oktober
2018 eine Förderzusage über neun Millionen Euro aus dem Projektaufruf
"Forschungsinfrastrukturen NRW" erhalten.


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-owl.de/ilt-nrw

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution509

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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FORSCHUNG/1174: Essen der Zukunft - "Forschung made in Niedersachsen" in Vechta (idw)


Universität Vechta - 30.11.2018

Essen der Zukunft: Vielfältig, nachhaltig, anders - "Forschung made in
Niedersachsen" in Vechta



Am Mittwoch, 28. November 2018, machte die Veranstaltungsreihe "Forschung
made in Niedersachsen" des Niedersächsischen Ministeriums für Wissenschaft
und Kultur Halt in der Universität Vechta. Thema des Abends: "Gutes Essen
für alle?! Ernährung der Zukunft." Über 250 Gäste lauschten auf Einladung
von Wissenschaftsminister Björn Thümler den Impulsvorträgen und der
Diskussion niedersächsischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus
Soziologie, Lebensmitteltechnik, Wirtschaft und Ethik sowie Physik und
Sensorik.

Mit allen Sinnen erleben konnten die Gäste bei der anschließenden
wissenschaftlichen Mini-Kochshow des Vereins CookUOs e. V. und im
Food-Court mit regionalen Ausstellern, die ihre kulinarischen Innovationen
anboten.

Nach einer Begrüßung durch den Hausherrn, Universitätspräsident Prof. Dr.
Burghart Schmidt, erläuterte Minister Björn Thümler im Gespräch mit
Moderator Jan-Martin Wiarda das Konzept der Veranstaltungsreihe "Mit
'Forschung made in Niedersachsen' möchten wir darüber informieren, wie
stark der Wissenschaftsstandort Niedersachsen ist und welche Chancen er
bietet. Vielen Niedersachsen ist gar nicht bewusst, welche Innovationen
hier entstehen", so der Minister. Ein norddeutsches Understatement sei
unnötig, wenn es um Grundlagen- oder Spitzenforschung gehe.

"Mit der Wissenschaft im Gespräch"

Aus eben dieser Forschung berichteten anschließend vier
Wissenschaftler_innen niedersächsischer Hochschulen. Prof. Dr. Arno
Ruckelshausen, Professor für Physik und Sensorik an der Fakultät
Ingenieurwissenschaften und Informatik an der Hochschule Osnabrück, zeigte
an Beispielen wie bildgebenden Sensorsystemen oder
Einzelpflanzenbewässerungstechnik, welche technischen Möglichkeiten es für
die Agrar- und Ernährungswirtschaft gebe. "Die Transformation muss das
Ziel haben, Ökonomie und Ökologie zu verbinden", so Ruckelshausen.

Wie Forschungsverbünde und Innovationsmotoren auf europäischer Ebene
funktionieren können, erläuterte Dr. Peter Holl, Deputy Head of Brussels
Office, Senior Manager EU Programmes, EIT Food, Europäische Wissens- und
Innovationsgemeinschaft für einen zukunftssicheren Lebensmittelsektor,
Deutsches Institut für Lebensmitteltechnik (DIL). Ziel von EIT Food ist,
Forschungsergebnisse schneller in marktfähige Technologien, Produkte und
Dienstleistungen umzusetzen. In der auf acht Jahre angelegten
Zusammenarbeit werden u. a. Start Ups gefördert oder neue Studiengänge
konzipiert.

Ein Heimspiel bestritt Prof. Dr. Nick Lin-Hi, Professor für Wirtschaft und
Ethik an der Fakultät I - Bildungs- und Gesellschaftswissenschaften der
Universität Vechta. Er veranschaulichte das Konzept des "Nudging", um
Verhaltensänderungen bei Verbraucherinnen und Verbrauchern zu erreichen.
Kleine Denkanstöße und Erleichterungen eines bestimmten Verhaltens seien
nachhaltiger und sinnvoller als Verbote, so Lin-Hi. So könne man die
Differenz zwischen geäußerten Verhaltensabsichten und faktischem Verhalten
verringern.

Zuletzt sprach Prof.in Dr. Eva Barlösius, Professorin für Makrosoziologie
und Sozialstrukturanalyse am Institut für Soziologie der Gottfried Wilhelm
Leibniz Universität Hannover. Alles, was Menschen entwickelt haben, sei
aufs Engste mit Essen verknüpft, sagte die Soziologin. In, durch und mit
Essen seien Grundregeln für Essen angelegt. Dies erkläre auch, warum
Diskurse darüber immer eine Wertung enthielten und mitunter mit viel
Vehemenz geführt würden.

In der folgenden Gesprächsrunde konnte auch das Publikum Fragen
einbringen. So war u. a. Thema, ob die Gesellschaft global gesehen noch
Zeit hätte für freiwillige Verhaltensänderungen, oder ob angesichts der
schwindenden Ressourcen Verbote nicht sinnvoller wären. Auch Fragen von
Moral und Ethik versus Profit bei Privatisierung von Wasser oder anderen
Ressourcen wurden aufgeworfen. Abschließend führte die Runde aus, was für
sie gutes Essen für alle und in Zukunft ausmacht: Mäßig und
abwechslungsreich müsse es sein, proteinhaltig mit einer guten Ökobilanz
und gesund. Verbraucher_innen sollten mutiger werden, auch Unbekanntes zu
testen.

Wissenschaftliche Mini-Kochshow

Den Übergang von Theorie zu Praxis gestalteten Thomas Bühner, mit drei
Michelin-Sternen dekorierter Spitzenkoch aus Osnabrück und PD Dr. med.
Thomas Ellrott, Leiter des Instituts für Ernährungspsychologie an der
Georg-August-Universität Göttingen. "Vom veganen All-in-Meal-Replacement
bis zur Sterneküche der Zukunft - eine wissenschaftliche Mini-Kochshow"
lautete der Titel ihrer Präsentation, bei der am Ende schmackhaftes Reh,
Rotkohl- und Sellerie-Creme von den Saalgästen verkostet werden durfte.

Kulinarische Innovationen auf dem Food-Court

Wer bei der Kochshow nicht hatte probieren können, konnte beim Food-Court
regionaler Aussteller auf seine Kosten kommen. Die PHW-Gruppe, zu der die
Firma Wiesenhof gehört, präsentierte den "Beyond Meat Burger" aus
Erbsenprotein. Er wurde erst letzte Woche erstmals in Deutschland an
Burger-Restaurants geliefert. Einen Insektenburger aus Buffalowürmern mit
Bio-Soja hatte die Bugfoundation GmbH aus Osnabrück im Angebot. Der vegane
Kürbisburger des Studentenwerks Osnabrück kam dagegen fast klassisch
daher, fand aber ebenfalls regen Absatz. Rügenwalder Mühle bot ihr
vegetarisches Sortiment aus Würstchen und Mini-Frikadellen an, der
Erzeugergroßmarkt Langfördern-Oldenburg eG überzeugte mit frischen Obst-
und Gemüsesalaten. Das bunte Bentheimer Schwein konnten die Gäste in
verschiedenen Varianten - als Wurst, Schinken oder Bacon Jam - bei der
Kalieber GmbH verkosten. Das Deutsche Institut für Lebensmitteltechnik
e.V. (DIL) aus Quakenbrück präsentierte u. a. Algenflips. Backwaren
konnten die Besucher_innen bei der veganen Keks-Bäckerei Kvegks und der
Landbäckerei Diekhaus testen, die unter dem Motto "Mit Urgetreide zurück
in die Zukunft" unter anderem Waldstaudenroggenbrot, eine nur selten
angepflanzte Roggensorte, anboten.


Weitere Informationen unter:

http://www.forschung-made-in-niedersachsen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/2269: Kakao - INKOTA begrüßt Mindestpreis-Erhöhung durch Fairtrade (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

INKOTA begrüßt Mindestpreis-Erhöhung durch Fairtrade: 

Schokoladenunternehmen müssen jetzt mitziehen



[Berlin, 3. Dezember 2018] - Heute hat die Siegel-Initiative Fairtrade eine
deutliche Erhöhung des garantierten Mindestpreises für Kakao angekündigt.
Die Entwicklungsorganisation INKOTA begrüßt diesen wichtigen Schritt, um
die Armut der Kakaobäuerinnen und -bauern zu verringern. Wenn 
Schokoladen-Unternehmen es mit der Nachhaltigkeit ernst meinten, müssten sie auch
bereit sein, mehr für den Kakao zu zahlen. Auch die beiden anderen großen
Zertifizierungsorganisationen im Kakaobereich sollten einen garantierten
Mindestpreis einführen. Um die Lücke zu existenzsichernden Einkommen zu
schließen, müssten aber auch bei Fairtrade weitere Preiserhöhungen folgen.
Das sagen auch die Fairtrade-Kakaobäuerin Elizabeth Osei Agyei und Sandra
Kwabea Sarkwah von der NGO SEND-Ghana. Sie berichten auf einer 
Deutschland-Tour diese Woche über die Situation auf den Kakaoplantagen in Westafrika.

"Die Preiserhöhung war lange überfällig", sagt Elizabeth Osei Agyei. Die
Fairtrade-Kakaobäuerin hofft, von der Erhöhung des Mindestpreises von 2.000
auf 2.400 US-Dollar ab Oktober 2019 zu profitieren. "Das ist ein wichtiger
Schritt, damit mehr Menschen bei uns aus der Armut kommen." Die Mehrheit
der Kakaobäuerinnen und -bauern in Westafrika lebt deutlich unter der
Armutsgrenze. Das Einkommen einer typischen Kakaobauernfamilie in Ghana
müsste sich etwa verdoppeln, um existenzsichernd zu sein.

Allerdings tragen gerade einmal fünf Prozent der weltweit vertriebenen
Schokolade das Fairtrade-Siegel. "Die Fairtrade-Bauern sind künftig besser
vor niedrigen Weltmarktpreisen geschützt", sagt INKOTA-Referent Johannes
Schorling. Laut Berechnung von Fairtrade müssten aber weitere
Preiserhöhungen folgen, um existenzsichernde Einkommen für
Kakaobauernfamilien zu verwirklichen. "Wenn Schokoladenunternehmen wirklich
die Armut unter Kakaobauernfamilien bekämpfen wollen, müssen sie endlich
bereit sein, einen höheren Preis für den Kakao zu zahlen. Auch Fairtrade
kann sich nur in Richtung existenzsichernder Preise bewegen, wenn die
Branche mitzieht." Dies gelte auch für die anderen großen
Zertifizierungsorganisationen: Utz und Rainforest Alliance verfügen bisher
über keinen garantierten Mindestpreis.

Sandra Kwabea Sarkwah und Elizabeth Osei stehen für Interviews zur
Verfügung. Eine Übersetzung vom Englischen ins Deutsche ist möglich.
Stationen der Deutschland-Tour:


Veranstaltungen mit Sandra Kwabea Sarkwah und Elizabeth Osei:


Di., 4. Dezember

ab 19 Uhr (Oldenburg): Kulturzentrum PFL, Peterstr. 3

Mi., 5. Dezember, ganztägig (Hannover)

Do, 6. Dezember,

ab 17 Uhr (Tübingen): Stadtbücherei, Nonnengasse 19

Fr., 7. Dezember,

ab 19 Uhr (Speyer): VHS Speyer, Bahnhofstr. 54

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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WISSENSCHAFT/1428: Zwei neue Leibniz-Institute und gestärkte Leitlinien für gute wissenschaftliche Praxis (idw)


Leibniz-Gemeinschaft - 30.11.2018

Zwei neue Leibniz-Institute und gestärkte Leitlinien für gute
wissenschaftliche Praxis



Auf ihrer Mitgliederversammlung am 29. November in Berlin hat die
Leibniz-Gemeinschaft die Aufnahme zweier Institute in Hamburg und Berlin
beschlossen, Vorstandsmitglieder gewählt und ein Leitbild Leibniz-Transfer
verabschiedet. Der Senat der Leibniz-Gemeinschaft entschied über die
Projekte im Leibniz-Wettbewerb 2019.


Neue Leibniz-Institute ab 2019

Das Hans-Bredow-Institut für Medienforschung an der Universität Hamburg
sowie das Zentrum für Literatur- und Kulturforschung aus Berlin werden zum
1. Januar 2019 Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft. Die
Forschungsorganisation wächst damit auf 95 Mitgliedseinrichtungen an.
Damit verbunden hat die Leibniz-Mitgliederversammlung die Empfehlung,
zukünftig die Namen "Leibniz-Institut für Medienforschung - Hans Bredow"
beziehungsweise "Leibniz-Institut für Literatur- und Kulturforschung" zu
führen.

Der Aufnahme gingen Stellungnahmen des Senats der Leibniz-Gemeinschaft
hinsichtlich der institutionellen Passfähigkeit sowie des
Wissenschaftsrats zur wissenschaftlichen Qualität der Einrichtungen, ihrer
überregionalen Bedeutung und ihrer strukturellen Relevanz für das
Wissenschaftssystem insgesamt voraus. Auf deren Grundlage hatte die
Gemeinsame Wissenschaftskonferenz die Aufnahme der beiden Einrichtungen in
die Bund-Länder-Förderung beschlossen.

Zu den Internetauftritten der Institute:

www.hans-bredow-institut.de

www.zfl-berlin.org/

Neuer Vizepräsident

Sebastian Lentz, Direktor des Leibniz-Instituts für Länderkunde in
Leipzig, ist neuer Vizepräsident der Leibniz-Gemeinschaft. Der Geograph
folgt damit auf den ehemaligen Direktor des Leibniz-Instituts für
Wissensmedien in Tübingen, Friedrich Hesse, der nach acht Jahren aus dem
Vorstand der Leibniz-Gemeinschaft ausscheidet. Sebastian Lentz ist
Professor für Regionale Geographie an der Universität Leipzig. Lentz'
Arbeitsschwerpunkte liegen auf den Gebieten der Regionalen Geographie,
Sozialgeographie, Kulturgeographie, Stadtgeographie,
Transformationsforschung sowie des Wissenstransfers. Im Leibniz-Kontext
leitete Sebastian Lentz zuletzt die Projektgruppe "Leitbild
Leibniz-Transfer".

Für eine weitere zweijährige Amtszeit wählte die Mitgliederversammlung die
bisherigen Vizepräsidenten Doreen Kirmse, Kaufmännische Direktorin des
Leibniz-Instituts für Festkörper- und Werkstoffforschung Dresden, sowie
Matthias Beller, geschäftsführender Direktor des Leibniz-Instituts für
Katalyse an der Universität Rostock.

Neufassung der Leitlinie zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis
Die Mitgliederversammlung der Leibniz-Gemeinschaft hat eine Neufassung der
Leitlinie zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis und zum Umgang mit
Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens in der Leibniz-Gemeinschaft
für die Gemeinschaft und ihre Mitgliedseinrichtungen beschlossen und
zugleich ihre Verbindlichkeit gestärkt.

Die Leitlinie formuliert Anforderungen an Versuchsprotokollierung,
präzisiert die Verantwortung, die mit der Autorenschaft von
wissenschaftlichen Publikationen einhergeht, und betont besonders die
Leitungsverantwortung und Aufsichtspflichten. Aufgenommen wurde ein Passus
zur bewussten Vortäuschung von Qualitätsstandards bei Publikationen als
wissenschaftliches Fehlverhalten in Reaktion auf die jüngste Debatte zu
Raubverlagen (Predatory Publishing). Außerdem wird zur besonderen Betonung
der Unparteilichkeit bei Untersuchungsverfahren unter der Führung der
zentralen Ombudsperson der Leibniz-Gemeinschaft ein eigens zuständiger
"Anwalt" des Beschuldigten eingeführt.

Leitbild Leibniz-Transfer

Die Mitgliederversammlung der Leibniz-Gemeinschaft hat ein gemeinsames
"Leitbild Leibniz-Transfer" beschlossen. Es soll das grundlegende
Verständnis der Leibniz-Gemeinschaft zum Wissenstransfer darlegen und
sowohl als gemeinsames Bekenntnis nach außen als auch den
Leibniz-Einrichtungen zur Orientierung für die Entwicklung
einrichtungsspezifischer Transferstrategien dienen.

Neue Projekte im Leibniz-Wettbewerb

Der Senat der Leibniz-Gemeinschaft hat für den Leibniz-Wettbewerb 2019 die
Förderung von 31 Vorhaben in einem Gesamtumfang von 24,1 Millionen Euro
beschlossen. Die bewilligten Projekte widmen sich etwa Themen wie den
wirtschaftlichen Folgen häuslicher Gewalt gegen Frauen, dem in
westafrikanischen Ländern verbreiteten Lassafieber oder dem Transfer von
verlässlichem Wissen über Wölfe in Deutschland.

Zum zweiten Mal sind fünf herausragende Wissenschaftlerinnen für das
Leibniz-Professorinnenprogramm ausgewählt worden. Ferner bewilligte der
Senat sechs Leibniz-Junior Research Groups zur Förderung früher
Selbständigkeit von jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in
der Leitung einer unabhängigen Nachwuchsgruppe. Hinzu kommen 16 Projekte
im Programm Leibniz-Kooperative Exzellenz und vier Vorhaben im Programm
Leibniz-Transfer.


Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen, u.a.
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen, darunter
9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat der
Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPRESSION/1627: Rote Hilfe - Verbotsgefahr im Verzug ... (SB)




Die Kriminalisierung effizient arbeitender Strukturen linken Widerstandes ist
reguläre Praxis jeder Regierung, die ihren Verfassungsauftrag nicht nur normativ
begreift, sondern qualitativ zur Durchsetzung der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung vollzieht. Am Umgang mit außerparlamentarischen und
basisdemokratischen Organisationen, die die Imperative vorherrschender Formen
von Ausbeutung und Unterdrückung bekämpfen, ist der Stand der gesellschaftlichen
Entwicklung und Erosion demokratischer Institutionen gut zu erkennen. Bedient
wird nicht nur die Notwendigkeit des Aufbaus von Feindbildern, die für
krisenbedingte Störungen des gesellschaftlichen Friedens verantwortlich gemacht
werden können, sondern die Staatsgewalt wird konkret gegen diejenigen in
Stellung gebracht, die die Lösung gesellschaftlicher Probleme in der Überwindung
konstitutiver Widerspruchslagen erkennen.

Den darin hervortretenden Primat einer Staatsräson, die vorgibt, zum Wohle aller
Menschen zu handeln, aber offenkundig klassengesellschaftliche
Partikularinteressen vertritt, zum Gegenstand kontroverser Auseinandersetzungen
zu machen scheint auszureichen, um Anlaß für Vereinsverbote oder die Anwendung
des Vereinigungsstrafrechtes gegen politische AktivistInnen zu geben. Das Verbot
der linken Informationsplattform Indymedia linksunten im August 2017 ist ein
signifikanter Beleg dafür, daß freies, vor Strafverfolgung durch Anonymität
geschütztes Diskutieren in der Bundesrepublik die Grenzen des für legal
befundenen demokratischen Diskurses bereits überschreitet. Nur wenige Wochen
nach den G20-Protesten in Hamburg und zwei Monate vor dem Weltklimagipfel in
Bonn sollte der Formierung sozialen und außerparlamentarischen Widerstandes ein
Riegel vorgeschoben werden.

Nun scheint einmal mehr die Rechtshilfeorganisation Rote Hilfe im Visier des
Staatsschutzes zu stehen. Zwar wurde die laut dem Nachrichtenmagazin Focus vom
Bundesinnenministerium ausgehende Forderung eines Verbots des eingetragenen
Vereins bislang dort nicht bestätigt, doch das sollte angesichts der auf breiter
Front anwachsenden Aufrüstung staatlicher Vollzugsgewalt insbesondere gegen
linke AktivistInnen kein Grund zur Entwarnung sein. Während die neurechte
Hegemonie in Gestalt der Unionsparteien, die sich immer unverhohlener die
ideologischen Positionen der AfD zu eigen machen, zementiert wird und der
restaurative Tonfall in den Massenmedien kaum noch auf kritische Einwände stößt,
schafft die Neuauflage der Polizeigesetze der Länder die Grundlagen für den
praktischen Vollzug exekutiver Gesinnungskontrolle. Während der Bevölkerung im
Fernsehen mit Stasi-Schmonzetten und Berichten über autoritäre Entwicklungen in
aller Welt suggeriert wird, in einem Hort der Freiheit zu leben, werden mit der
strafrechtlichen Verfolgung der türkischen und kurdischen Exilopposition und
Verbotsforderungen wie derjenigen gegen die Rote Hilfe Tatsachen politischer
Repression geschaffen, die sich nach der extremismusideologischen Gleichung
Links gleich Rechts schon deshalb rechnen, weil der erstarkenden Neuen Rechten
auf nicht annähernd vergleichbare Weise zu Leibe gerückt wird.

So wurde den zahlreichen Indizien für eine behördliche Verwicklung in die
NSU-Morde wie in den Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt vor zwei Jahren
ermittlungstechnisch nur sehr bedingt Rechnung getragen, und die
Verdachtsmomente, die die Existenz einer im Ernstfall eigenmächtig
intervenierenden Gruppe innerhalb der Bundeswehr nahelegen, verlaufen im Sand.
Im Krisenmanagement eines Staates, dessen Verfassung durch den darin
vorgesehenen Ausnahmezustand über Existenzgarantien für diejenigen verfügt, die
über die exekutive Gewalt gebieten und dieses Mandat im Zweifelsfall auch auf
antidemokratische Weise sichern wollen, scheint derartigen Strukturen der
funktionale Rang einer Art Einsatzreserve zuzukommen. Wäre es nicht so, dann
würde der Möglichkeit des Vorhandenseins von Umsturzpotentialen im Apparat mit
weit größerem Nachdruck auf den Grund gegangen, als es bislang der Fall ist.

Mit dem scharfen Schwert der Verbotsforderung auf linke Strukturen loszugehen,
die beim erreichten Stand auf Rassismus und Sozialchauvinismus geeichter
Feindseligkeit weit davon entfernt sind, politischen Einfluß auf breiter Ebene
zu entfalten, erklärt sich mithin aus der Eskalation krisenhafter Entwicklungen
selbst. Wie die militanten Proteste der sogenannten Gelbwesten in Frankreich
zeigen, ist jederzeit mit einem sozialen Aufbegehren zu rechnen, das in seiner
politischen Gewichtung kaum einzuschätzen und dementsprechend schwer einzubinden
ist. Bürgerproteste gegen technische Großanlagen greifen ebenso in Staatsziele
ein wie sozialökologischer Basiswiderstand, der sich gegen die weitere
Naturzerstörung richtet. Forderungen nach Klimagerechtigkeit kommen einer
Bundesregierung, die in der innerimperialistischen Staatenkonkurrenz keinen
Marktnachteil hinnehmen will, ebenfalls ungelegen. Nicht immer funktioniert die
Strategie des Teilens und Herrschens, wie sich in den Kämpfen um den Hambacher
Forst gezeigt hat, auf Anhieb, so daß stets mit einer Kriminalisierung von Teilen
der Bewegung zu rechnen ist.

Haben sich strömungsübergreifende Strukturen der außerparlamentarischen Linken
wie Indymedia linksunten und die Rote Hilfe einmal bewährt, dann geht von ihnen
ein Potential an Mobilisierung und Solidarisierung aus, das auch den Zielen
eines noch so grün gewandeten Kapitalismus gefährlich werden könnte. Um die
anhaltende Verfolgung von G20-AktivistInnen aufzuhalten, sind Diskussions- und
Rechtshilfestrukturen ebenso bedeutsam wie zur Organisation sozialen
Widerstandes gegen die autoritäre Entwicklung von rechts und sozialökologischer
Kämpfe. Je mehr konkreter Handlungsbedarf für Menschen besteht, die nicht
gewillt sind, den Marsch in die neue und vielleicht finale Barbarei hinzunehmen,
desto strategischer scheinen staatliche Behörden bei der Ausschaltung derartiger
Unterstützungsstrukturen vorzugehen. Die Gesellschaft vor denjenigen zu
schützen, die am ehesten in der Lage wären, den behaupteten Frieden zu
verwirklichen, könnte dementsprechend heißen, daß in den Zentralen
administrativer Verfügungsgewalt von nichts anderem als Krieg ausgegangen wird.

3. Dezember 2018
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STANDPUNKT/817: Machtkampf im Asowschen Meer, Teil 2 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 3. Dezember 2018

german-foreign-policy.com

Machtkampf im Asowschen Meer (II) 



BERLIN/KIEW/ANKARA - Begleitet von Forderungen nach
Hafensperren für russische Schiffe präsentiert sich die Bundesregierung als
Mittlerin im Konflikt um das Asowsche Meer. Russlands Präsident Wladimir
Putin habe ihr Plädoyer für Verhandlungen Russlands, der Ukraine,
Deutschlands und Frankreichs ("Normandie-Format") zu dem Konflikt
"zustimmend zur Kenntnis genommen", teilte Kanzlerin Angela Merkel am
Wochenende am Rande des G20-Gipfels mit. Die für Berlin vorteilhafte
Mittlerrolle wird inzwischen nicht mehr nur von US-Maßnahmen wie der
Aufrüstung der Ukraine, sondern darüber hinaus auch von der
Türkei in Frage gestellt: Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan
hat sich vergangene Woche ebenfalls als Mittler zwischen Moskau und Kiew
angedient. Die türkische Regierung kann dabei auf gute Beziehungen sowohl
zu Russland als auch zur Ukraine bauen. Während der ukrainische Präsident
die Forderung nach der Entsendung von NATO-Kriegsschiffen ins Asowsche Meer
bekräftigt, schlägt CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer die
Aussperrung russischer Schiffe aus der Krim-Region von EU-Häfen vor. 

Die deutsche Mittlerrolle

Berlin will im russisch-ukrainischen Konflikt im Asowschen Meer als Mittler
auftreten. Dies hat Bundeskanzlerin Angela Merkel am Wochenende in Buenos
Aires bekräftigt. Wie Merkel mitteilte, hat sie dem russischen Präsidenten
Wladimir Putin vorgeschlagen, über den neuen Konflikt im "Normandie-Format"
zu verhandeln. Dabei handelt es sich um Gespräche, die Vertreter Russlands
und der Ukraine gemeinsam mit Vertretern Deutschlands und Frankreichs
führen. Das Format wird seit 2014 vor allem genutzt, um über den Konflikt
in der Ostukraine zu verhandeln. Nicht beteiligt sind die Vereinigten
Staaten. Dies entspricht den Vorstellungen Berlins, laut denen Deutschland
die führende Rolle in der Gestaltung der Verhältnisse in seinem
osteuropäischen Einflussgebiet und damit auch bei der Beilegung dortiger
Konflikte einnehmen soll. Allerdings ist die Bundesrepublik damit in den
vergangenen vier Jahren nicht sonderlich erfolgreich gewesen; der Konflikt
in der Ostukraine schwelt ungebrochen fort. Merkel plädiert nun dafür, den
Konflikt im Asowschen Meer zunächst von außenpolitischen Beratern der vier
"Normandie"-Staaten behandeln zu lassen. Putin habe den Vorschlag
"zustimmend zur Kenntnis genommen", erklärte die Kanzlerin am Samstag
am Rande des G20-Gipfels.[1]

Erdoğans Telefondiplomatie

Allerdings wird der deutsche Anspruch, in den Verhandlungen über die Lösung
des Konflikts federführend aufzutreten, mittlerweile nicht mehr nur durch
US-Maßnahmen wie zum Beispiel die Aufrüstung der Ukraine eingeschränkt,
sondern auch durch Aktivitäten der immer eigenständiger auftretenden
Türkei. Der türkische Staatspräsident Recep Tayyip Erdoğan hat sich
bereits Mitte vergangener Woche eingeschaltet und sich in Telefongesprächen
mit Putin, dem ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko und US-Präsident
Donald Trump über die Situation im Schwarzen Meer ausgetauscht. Am
Wochenende hat er am Rande des G20-Gipfels weitere Gespräche in der Sache
geführt. Als Schwarzmeer-Anrainer ist die Türkei bei Verhandlungen über den
Konflikt im Asowschen Meer grundsätzlich in einer günstigen Lage. Hinzu
kommt, dass Ankara in letzter Zeit seine außenpolitische Tätigkeit deutlich
ausgeweitet hat. Gelinge es ihm, zwischen Russland und der Ukraine zu
vermitteln, dann könne es seine Fähigkeiten "auf diplomatischem Gebiet
unter Beweis stellen", urteilen Beobachter.[2]

Mit beiden Seiten

Beobachter weisen zudem darauf hin, dass Ankara bezüglich des Konflikts im
Asowschen Meer auch sonst in einer vorteilhaften Lage ist. So ist die
Türkei einer von wenigen Staaten, die gute Beziehungen mit beiden
Konfliktparteien unterhalten. So hat sie die Aufnahme der Krim in die
Russische Föderation nicht anerkannt, beteiligt sich aber auch nicht an den
Russland-Sanktionen. Sie arbeitet - auf ökonomischer, aber auch auf
politischer Ebene - eng mit Moskau zusammen und hat jetzt beschlossen, den
Kauf des hochmodernen russischen S-400-Raketenabwehrsystems nicht in
US-Dollar, sondern in Rubel oder Lira abzuwickeln. Damit beteiligt sie sich
aktiv an Bemühungen, die globale Dominanz des US-Dollars zu reduzieren und
langfristig abzuschütteln. Zugleich unterhält sie intensive Beziehungen zu
den turksprachigen Krim-Tataren, unter denen sie leicht eine für Moskau
höchst schädliche Unruhe entfachen kann; in der Vergangenheit hat sie das,
zuweilen in Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik, bereits getan
(german-foreign-policy.com berichtete [3]). Im November sagte
Erdoğan Poroschenko ausdrücklich zu, "die Rechte der Krimtataren
weiterhin zu schützen."[4]

Nicht zum ersten Mal

Mit seinen Vermittlungsversuchen positioniert sich Ankara nicht zum ersten
Mal in Konkurrenz zu Berlin. Ähnliches ist bereits in den Verhandlungen zur
Beendigung des Krieges in Syrien der Fall. Die Bundesregierung hatte ab
2012 offen auf den Sturz der Regierung gesetzt und dazu - in enger
Kooperation vor allem mit den Vereinigten Staaten und Großbritannien und
gestützt auf eine Gruppe syrischer Exiloppositioneller - sogar öffentlich
Pläne für ein Syrien nach Assad ("The Day After") erstellen lassen.[5] Das
sowie andere entsprechende Vorbereitungen verpufften jedoch, weil es in
Damaskus nicht zum erhofften Umsturz kam. Der Türkei dagegen ist es
gelungen, gemeinsam mit Russland und Iran ("Astana-Format") entscheidende
Gespräche über die Beendigung des Krieges in Syrien zu führen. Das hat dazu
beigetragen, Ankaras Stellung in der internationalen Politik deutlich zu
stärken. Auf türkisches Betreiben hat Bundeskanzlerin Merkel Ende Oktober
gemeinsam mit den Präsidenten Erdoğan, Putin und Emmanuel Macron an
einem Vierergipfel in Istanbul teilgenommen, der weitere Absprachen über
das Nachkriegssyrien brachte.[6] Erdoğan hat am Wochenende in Buenos
Aires einen weiteren Vierergipfel vorgeschlagen. Ein zweiter Vierergipfel
im bekannten Format entspräche dem deutschen Anspruch auf eine führende
Rolle bei der Neuformierung des Nahen und Mittleren Ostens. Als
unerfreulich gilt es allerdings in Berlin, dabei in gewisser Weise von
Ankara abhängig zu sein.

"Kriegsschiffe entsenden"

Unabhängig davon hält in der deutschen Hauptstadt die Debatte darüber an,
wie im Konflikt im Asowschen Meer konkret vorgegangen werden soll. Nach dem
Botschafter der Ukraine in Deutschland, Andrij Melnyk, hat in der
vergangenen Woche auch Präsident Poroschenko verlangt, die Bundesrepublik
müsse Kriegsschiffe ins Konfliktgebiet entsenden. "Deutschland gehört zu
unseren engsten Verbündeten", erklärte Poroschenko gegenüber der
auflagenstärksten deutschen Boulevardzeitung - "und wir hoffen, dass in der
NATO jetzt Staaten bereit sind, Marineschiffe ins Asowsche Meer zu
verlegen, um der Ukraine beizustehen".[7] Russland hat in Reaktion auf die
Kiewer Forderung begonnen, eine vierte mit dem überaus leistungsfähigen
Raketenabwehrsystem S-400 ausgestattete Flugabwehrdivision auf
die Krim zu verlegen. Das Eskalationspotenzial ist hoch.

Hafensperren

Berlin und die EU haben die Forderung, Kriegsschiffe zu entsenden, zunächst
zurückgewiesen. Ex-Außenminister Sigmar Gabriel wird mit der Äußerung
zitiert, eine Verlegung von Marineeinheiten wäre nichts anderes als "eine
Neuauflage der Kanonenboot-Politik".[8] Dennoch hält in der Bundesrepublik
die Diskussion über eine etwaige weitere Verschärfung des Kurses gegen
Russland an. So fordert CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer,
russische Schiffe "aus der Krim-Region" sollten "so lange nicht mehr in
europäische oder US-Häfen einlaufen dürfen, wie dieser Zustand mit der
Ukraine nicht beseitigt ist".[9]




S. auch Machtkampf im Asowschen Meer

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7796/


Anmerkungen:

[1] Tjerk Brühwiller: Merkel regt Vermittlungstreffen zur Ukraine-Krise an.
faz.net 01.12.2018.

[2] Yekaterina Chulkovskaya: Can Turkey mediate Russian-Ukrainian conflict
on the Black Sea? al-monitor.com 29.11.2018.

[3] S. dazu Die Belagerung der Krim (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6833/

[4] Yekaterina Chulkovskaya: Can Turkey mediate Russian-Ukrainian conflict
on the Black Sea? al-monitor.com 29.11.2018.

[5] S. dazu The Day After

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5663/

und The Day After (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5691/

[6] S. dazu Der Gipfel von Istanbul

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7767/

[7] Paul Ronzheimer, Alexy Fuhrmann: "Wir brauchen sofort weitere
Sanktionen gegen Putin". bild.de 29.11.2018.

[8], [9] Oliver Bilger: Streit um deutsche Reaktion auf Ukraine-Konflikt.
tagesspiegel.de 01.12.2018.
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/816: Wir brauchen die Rote Hilfe (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) - 1. Dezember 2018

Wir brauchen die Rote Hilfe

Patrik Köbele zu den Berichten über ein geplantes Verbot der
Solidaritätsorganisation



Zu den Medienberichten, dass Bundesinnenminister Horst Seehofer ein Verbot
der Roten Hilfe plane, sagte der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele am Samstag:

"Warum könnte Seehofer gegen die Rote Hilfe vorgehen wollen? Weil die Rote
Hilfe hilft. Sie hilft denen, die von den Behörden mit Strafverfolgung und
Berufsverboten bedroht werden, weil sie gegen Faschisten, Kriegstreiber und
Konzernherren aktiv sind. Seehofer steht - nicht erst, seit er
Innenminister ist - für eine Politik, die demokratische Rechte abbaut. Die
neuen Polizeigesetze bedrohen alle, die sich konsequent für eine bessere
Gesellschaft einsetzen - und dann empört sich der Verfassungsschutz
darüber, dass die Rote Hilfe diejenigen unterstützt, die von Staatsanwälten
und Richtern zu Straftätern gestempelt worden sind.

Wir als Kommunisten brauchen die Rote Hilfe. Auch Mitglieder der DKP werden
wegen ihres Engagements vor Gericht gestellt und von der Roten Hilfe
unterstützt. Weil wir die Rote Hilfe brauchen, werden wir sie mit aller
Kraft unterstützen, wenn der Innenminister tatsächlich ein Verbot
vorbereiten sollte."

Köbele war im April in die Rote Hilfe eingetreten, um seine Solidarität
gegen die Forderungen nach einem Verbot der Solidaritätsorganisation zu
zeigen.

Essen, 1. Dezember 2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/815: Rote Hilfe e.V. ist politische Akteur*in und leistet legitime Solidaritätsarbeit (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 30.11.2018

Rote Hilfe e.V. ist politische Akteur*in und leistet legitime
Solidaritätsarbeit



Pressemeldungen zufolge plant das Bundesinnenministerium ein Verbot unseres
strömungsübergreifen linken Solidaritätsvereins. Mit Verweis auf
angeblichen "Extremismus" soll uns demnach die politische Arbeit untersagt
werden.

Hierzu erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Vieles an den Berichten über ein angebliches Verbot unseres Vereins
erscheint erstmal unklar. Wir wissen nicht, ob es sich um ein vorschnelles
Statement aus dem Umfeld des durch Wahldebakel und Maaßen-Affäre politisch
angeschlagenen Bundesinnenministers Horst Seehofer handelt, oder ob er
selbst die Absicht verfolgt, die Rote Hilfe e.V. zu verbieten. Falls es zu
einem Verbotsverfahren kommen sollte, werden wir uns natürlich juristisch
und politisch verteidigen. Die Arbeit der Roten Hilfe e.V. ist legitim. Wir
stehen linken Aktivist*innen und sozialen Bewegungen mit Rat und Tat zur
Seite, wenn es zu Repression, Polizeigewalt oder Grundrechtsverletzungen
kommt. Mit dieser Arbeit sind wir seit Jahrzehnten Teil der politischen
Landschaft in der BRD. Das mag konservativen und rechten Kreisen nicht
gefallen, rechtfertigt aber kein Verbot.

Die Rote Hilfe e.V. ist manchen Behörden ein Dorn im Auge, weil sie
politische Repression öffentlich thematisiert und Partei für die
Betroffenen ergreift. Die Rote Hilfe e.V. ist ein offener, pluraler Verein
für alle linken Initiativen und sozialen Bewegungen. Wir geben
Hilfestellung im Fall von Ermittlungsverfahren oder Verurteilungen. Zum
Beispiel vermitteln wir Anwält*innen oder leisten finanzielle
Unterstützung, damit Aktivist*innen nach einem langwierigen Verfahren nicht
vor dem Ruin stehen.

Angesichts der repressiven Verhältnisse und einer Verschiebung des
politischen Diskurses nach rechts ist die Arbeit der Roten Hilfe e.V.
notwendiger denn je.

Egal ob es sich um Repression im Hambacher Forst, die Unterstützung von
Demonstrant*innen gegen AfD Parteitage oder die Forderung nach Freilassung
von in Deutschland vor Gericht stehenden türkisch-kurdischen
Oppositionellen handelt: Die Rote Hilfe e.V. steht an der Seite der
Betroffenen und bündelt die Solidaritätsarbeit für die Betroffenen. Das ist
der Grund, warum wir Mitgliederzulauf bekommen, für den wir sehr dankbar
sind. Wir rufen alle Menschen aus den sozialen Bewegungen auf, unserer
pluralen strömungsübergreifenden Organisation beizutreten.

Wir haben eine Vielzahl an Beteiligungsmöglichkeiten und freuen uns immer
über neue politische Impulse. Und wir danken darüber hinaus den zahlreichen
Spender*innen, die unsere Arbeit erst möglich machen. Wir lassen uns nicht
einschüchtern und führen unsere Arbeit fort."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.11.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2746: Neue Kohle-Rangliste - Hannover Re stellt sich gegen den Markttrend (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Neue Kohle-Rangliste:

Hannover Re stellt sich gegen den Markttrend



Berlin, 3.12.2018 - Die internationale Kampagne Unfriend Coal
veröffentlicht heute zum zweiten Mal eine Rangliste, die die größten
Versicherer und ihre Klimaschutzaktivitäten vergleicht. Dabei zeigt sich in
Europa eine große Dynamik gegen Kohle. Seit der im Jahr 2017
veröffentlichten Rangliste haben vier weitere der weltgrößten Versicherer
ihre Kohle-Versicherungen massiv eingeschränkt, Allianz, Swiss Re, Munich
Re und Generali - zusätzlich zu AXA, Zurich und dem französischen
Rückversicherer SCOR.

Damit haben erstmals sieben Versicherer klimaschädliche Kohlegeschäfte in
unterschiedlichem Maße von Versicherungen ausgeschlossen. Dies betrifft ein
Drittel des gesamten Rückversicherungsmarktes. Insgesamt haben 19
Versicherer weltweit mit einem Anlagevermögen von mehr als 6 Billionen
US-Dollar Kohle-Investitionen teilweise gestoppt.

Peter Bosshard, Koordinator der Unfriend Coal-Kampagne und Autor des
Berichtes, sagt: "Einige der weltgrößten und vertrauenswürdigsten
Versicherer verlassen den Kohlesektor und senden ein starkes Signal an
Regierungen und Investoren, dass dieser dreckigste Energieträger keine
Zukunft mehr hat. Nun werden wir uns auf die Nachzügler konzentrieren, um
eine kritische Masse zu erreichen und Kohle unversicherbar zu machen."

Dies betrifft vor allem Unternehmen in den USA, Japan und Australien. Mit
Hannover Re ist auch eine deutsche Firma unter den Nachzüglern, der
drittgrößte Rückversicherer weltweit. Hannover Re hat zwar im Mai
mitgeteilt, dass in Kohleunternehmen ab 25 Prozent Kohle-Umsatz nicht mehr
investiert wird, bisher weigert sich der Konzern aber auch bei seinem
Versicherungsgeschäft Kohleprojekte auszuschließen.

"In Bezug auf die europäischen Wettbewerber macht Hannover Re leider seinem
Slogan ?Somewhat different? alle Ehre und stellt sich in eine Reihe mit den
wenig Klima-verantwortlichen amerikanischen, australischen und japanischen
Versicherern. Es ist höchste Zeit, dass Hannover Re diese fragwürdige
Gesellschaft verlässt und ebenfalls aufhört, Kohle zu versichern", erklärt
Regine Richter, Energie-Campaignerin bei der Umwelt- und
Menschenrechtsorganisation urgewald.

Die Rangliste vergleicht 24 der weltgrößten Versicherer bezüglich ihrer
Aktivitäten zu Kohle und Klimaschutz in den Bereichen Versicherungen und
Investitionen sowie bei weiteren Klimaaktivitäten. 18 Versicherer haben
einen Fragebogen dazu beantwortet, alle aus dem europäischen und
asiatisch-pazifischen Raum.

Swiss Re schneidet am besten ab, weil die Richtlinien des Unternehmens für
Kohle-Versicherungen und -Investitionen am umfassendsten sind. So schließt
Swiss Re Kohleunternehmen aus, die mehr als 30 Prozent ihres Stroms aus
Kohle oder ihres Einkommens aus Kohlebergbau erwirtschaften und bietet
diesen Unternehmen auch keine Versicherungen mehr an. Die Richtlinie
bezieht sich auf neue und existierende Projekte und betrifft alle Geschäfte
weltweit. Darüber hinaus gelten Investitions- und Versicherungsausschluss
nicht nur für Kohle, sondern auch für Teersande und andere extrem klima-
und umweltschädliche fossile Energieträger.




Weitere Informationen:

Download des vollständigen Reports:

https://unfriendcoal.com/2018scorecard

Allgemeine Informationen zur Unfriend Coal-Kampagne:

https://unfriendcoal.com/about/%C2%A0

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





STRAFRECHT/466: Gesetz zur Stärkung des Rechts des Angeklagten auf Anwesenheit in der Verhandlung verfehlt seinen Zweck (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 30. November 2018

Gesetz zur Stärkung des Rechts des Angeklagten auf Anwesenheit in der Verhandlung verfehlt seinen Zweck



Berlin (DAV). Aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) erfüllt das
am 29. November verabschiedete Gesetz zur Stärkung des Rechts des
Angeklagten auf Anwesenheit in der Verhandlung seinen Zweck nicht. Die
Rechte von inhaftierten Angeklagten im Revisionsverfahren werden
dadurch nicht gestärkt. Mit dem Gesetz bricht der Gesetzgeber seine
Umsetzungspflicht hinsichtlich der EU-Richtlinie 2016/343. Sie sieht
vor, dass der Angeklagte während allen Verfahrensabschnitten anwesend
ist.

Dem Gesetz nach liegt es künftig im Ermessen des Revisionsgerichts, ob
der inhaftierte Angeklagte in der Revisionsverhandlung anwesend sein
muss. Dies müssen der Angeklagte und sein Verteidiger jedoch
eigenverantwortlich bewerten. Es darf nicht im Ermessen des Gerichts
stehen. Der ursprüngliche Referentenentwurf hatte diese Regelung nicht
vorgesehen.

Nach bestehender Rechtslage hat ein Angeklagter keinen Anspruch
darauf, in der Hauptverhandlung vor dem Revisionsgericht anwesend zu
sein. Mit dem nun verabschiedeten Gesetz ist deshalb keine
Verbesserung der bestehenden Rechtslage verbunden. Der DAV spricht
sich dafür aus, dass Angeklagte in Haft und Angeklagte in Freiheit im
Revisionstermin die gleichen Rechte erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 30/18 vom 30. November 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2156: Rat der EKD fordert mehr religiöse Bildung (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 03.12.2018

Rat der EKD fordert mehr religiöse Bildung

Publikation "Religiöse Bildung in der migrationssensiblen Schule"
veröffentlicht



Angesichts der vielen Menschen, die seit 2015 vor Krieg und Verfolgung nach
Deutschland geflohen sind, stehen pädagogische Einrichtungen wie Schulen
und Kindertagesstätten vor einer großen Herausforderung. Sie gründen das
Fundament für Spracherwerb, Bildung und Integration der Heranwachsenden und
müssen dabei der Vielfalt der Lernenden gerecht werden.

In diesem Zusammenhang veröffentlicht der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) unter dem Titel "Religiöse Bildung in der
migrationssensiblen Schule" einen Text, der Bildungseinrichtungen dazu
ermutigt, auf die religiösen Hintergründe und Bedürfnisse der Kinder und
Jugendlichen verstärkt einzugehen. In zwölf Thesen beschreibt darin die 
EKD-Kammer für Bildung und Erziehung, Kinder und Jugend, der namhafte Experten
aus Kirche, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft angehören, warum ein
sensibler Umgang mit Migration und Religion notwendig ist. Für die jungen
Migranten sei Religion häufig ein zentraler Marker von Identität und
Differenz. Nicht selten werde Religion erst in der Begegnung mit einem
anderen Kontext wie unserer säkularen Gesellschaft zu einem solchen Marker.
Die jungen Migranten müssten dann ihren eigenen Weg finden - im
Spannungsfeld unterschiedlicher kultureller Zuschreibungen,
Orientierungsvorgaben und Identifikationserwartungen.

"Religion wird in pädagogischen Veröffentlichungen zur Beschulung von
Geflüchteten zumeist nicht hinreichend reflektiert", stellt der Vorsitzende
des Rates der EKD, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, im Vorwort des
Textes fest und fährt fort: "Es ist wichtig und notwendig, (...) religiöse
Bildung als Teil des professionellen Handelns unter Berücksichtigung der
schulischen Rahmenbedingungen aktiv wahrzunehmen."

Der jetzt veröffentlichte Text zeigt auf, wie ein solcher sensibler Umgang
mit Migration und Religion in der Schule sinnvoll gestaltet werden kann. Er
wendet sich an alle, die sich in der Schule und ihren Gremien, in
Schulverwaltungen und Ministerien, in der Lehrerbildung und in den
kirchlichen Unterstützungssystemen sowie in Öffentlichkeit, Politik und
Wissenschaft mit der Entwicklung von Schule auseinandersetzen.

Der Text ist unter www.ekd.de/Aktuelle-Publikationen-24065.htm abrufbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 164/2018 vom 03.12.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06765: Einheit von Kultur und Denken (SB)


Das älteste Kulturvolk der Welt stammt aus Armenien, jedenfalls wird
es dort in den Schulen so gelehrt. Erwiesen ist allerdings, daß die
erste christliche Kirche auf armenischem Boden entstand. Bei einem
Volk mit solcher Traditionsliebe gehört das Schachspiel zur
Alltagsbeschäftigung wie das Salz zur Suppe. Kultur und Denken sind
schließlich Zwillingsbrüder, und gedacht wurde in Armenien immer schon
viel, so viel, daß sogar ein Weltmeister aus ihren Reihen kam: Tigran
Petrosjan. Gefährlich still waren seine Züge und fast unauslotbar tief
seine Stellungen, die er auf dem Brett gestaltete. Doch im Volk der
Rothaarigen wuchsen auch tüchtige Angriffsspieler heran. Das beste
Beispiel dafür ist Rafael Waganjan, der lange Zeit im Schatten der
überragenden sowjetischen Großmeister stand, dann, ab Anfang der
1980er Jahre, jedoch mit einigen großartigen Turniererfolgen den
Durchbruch feiern konnte. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte er mit
dem Wolga-Gambit eine scharfe Angriffspartie zelebriert und den weißen
König aufs Korn genommen. Die schwarzen Figuren standen bereit zur
letzten Einkesselung. Mit seinem nächsten Zug schloß Waganjan den Ring
dann unentrinnbar zu, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06765: Einheit von Kultur und Denken (SB)]



Anikajev - Waganjan

Telavi 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auf dem Höhepunkt des Wirrwarrs an Möglichkeiten fand Miasoedow eine
schillernde Remiskombination mit 1...Sc6xb4+! 2.a3xb4 Ta8-c8+ 3.Lb2-c3
Tc8xc3+ 4.Kc2xc3 Dh6-e3+ 5.Kc3-b2 Td8-d2+! - welch eine
Verschwendungssucht für ein Remis - 6.Sf3xd2 De3xd2+ 7.Kb2-b1 Dd2-d1+
8.Kb1-b2 Dd1-d2+ und Dauerschach. Auch bei 2.Dg4xb4 wäre das Resultat
dasselbe geblieben, nur das hier Weiß das Remis forciert hätte:
2...Ta8-c8+ 3.Lb2-c3 Lb7xf3 4.Ta1-d1! - 4.e2xf3 a7-a5! - 4...Tc8xc3+!
5.Db4xc3 Lf3-e4+ 6.Td1-d3 Td8xd3 7.e2xd3 Dh6xh2+ 8.Lf1-g2 Le4xg2 9.Dc3-
c8+ Kg8-f7 10.Dc8-d7+ Kf7-f8 11.Dd7-d8+ und der schwarze König
entkommt den Schachgeboten nicht.
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/107: Theater Bremen - Dickie Dick Dickens, Live-Hörspiel, Premiere am 19.12.2018


Theater Bremen

"Dickie Dick Dickens"

Live-Hörspiel nach der Kriminalsatire von Rolf und Alexandra Becker.

Eine Kooperation von Bremen Zwei und Theater Bremen.

Premiere am 19. Dezember 2018 um 19:30 Uhr im Theater am Goetheplatz.



Bremens Straßen waren leer, als Radio Bremen in den 1960er Jahren die
Kult-Hörspielserie "Dickie Dick Dickens" ausstrahlte. Die spannende
Kriminalsatire wird nun von Bremen Zwei und Theater Bremen auf die
Bühne im Theater am Goetheplatz gebracht: In der Titelrolle wird der
als Tatort-Kommissar bekannte Oliver Mommsen als Bösewicht Dickie Dick
Dickens zu hören und auch zu sehen sein. Gemeinsam mit den
Ensemblemitgliedern Alexander Angeletta, Martin Baum, Guido Gallmann,
Gabriele Möller-Lukasz, Susanne Schrader und Simon Zigah als seine
legendären Weggefährten Opa Crackle, Juwelenhehler Streubenguss, Effi
Marconi und viele mehr. Hans-Helge Ott inszeniert das Live-Hörspiel:
Das heißt, dass alle Stimmen, Geräusche und auch die Musik in Echtzeit
auf der Bühne nicht nur hörbar, sondern auch sichtbar entstehen und so
ein dreidimensionales Live-Erlebnis ergeben.

37 Folgen hatte die ursprüngliche Hörspielserie, die mit ihrer
Mischung aus Spannung und Absurdität, slapstickartigen Szenen und
endlosen Wortkaskaden für grenzenloses Amüsement sorgte: Die
Kriminalsatire spielt im Jahr 1924 in Chicago ("Tschaikeego") und
erzählt Dickie Dick Dickens sagenhaften Aufstieg vom Taschendieb zum
tonangebenden Übergangster, ja, zum gefährlichsten Mann Amerikas.
Vereint mit seinen Mannen und Effi im gerechten Kampf gegen
skrupellose Bosse und Banden, stets auf der Flucht vor der Polizei,
erlebt er die bizarrsten Geschichten. Im Theater am Goetheplatz ist
das Live-Hörspiel "Dickie Dick Dickens" nur einmal zu sehen: am
Mittwoch, dem 19. Dezember, um 19:30 Uhr.

Karten gibt es mit ein bisschen Glück nicht nur beim Theater Bremen
(www.theaterbremen.de), sondern auch zu gewinnen: Ab dem 1. Dezember
verlost Bremen Zwei Tickets onair und online (www.bremenzwei.de).

Dickie Dick Dickens

Kriminalsatire von Rolf und Alexandra Becker

Rolf Becker knüpfte nach dem Krieg erste Kontakte mit dem
Norddeutschen Rundfunk. Bei der BBC war er als Rundfunkregisseur und -
autor engagiert, ab 1953 war er als freier Schriftsteller tätig.
Gemeinsam mit seiner Frau Alexandra hat er viele erfolgreiche Romane,
Erzählungen, Hör- und Fernsehspiele verfasst (u.a. "Gestatten, mein
Name ist Cox", "Die Experten"). Mit "Dickie Dick Dickens" schufen sie
eine Kriminalsatire auf die amerikanischen Semidocumentaries und
Gangsterfilme, die in den 1950er Jahren in Mode kamen.

2008 wurden die alten Bänder aufwendig rekonstruiert und als CD neu
herausgebracht.

Szenische Einrichtung: Hans Helge Ott Redaktion: Holger Rink Musik:
Jan Christoph Dramaturgie: Simone Sterr

Mit: Alexander Angeletta, Martin Baum, Guido Gallmann, Gabriele
Möller-Lukasz, Oliver Mommsen, Susanne Schrader, Simon Zigah

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INSZENIERUNG/106: Bremen - "Carte Blanche: Jugend ohne Gott", Brauhauskeller 7. und 8. Dezember


THEATER BREMEN

"Carte Blanche: Jugend ohne Gott"

von und mit Mathilde Lehmann und Mirjam Rast!

7. und 8. Dezember um 20 Uhr im Brauhauskeller



Die "Carte Blanche" ist am Theater Bremen eine Art Blankoscheck für
alle Formen künstlerischer Darstellung. Mit großer Freiheit ermöglicht
dieses Format den Künstler*innen der verschiedenen Sparten, die Bühne
mit eigenen Ideen und Projekten für sich zu erobern - jenseits des
festgelegten Spielplans. Das haben im Dezember Regieassistentin
Mathilde Lehmann und Schauspielerin Mirjam Rast vor: Sie zeigen im
Brauhauskeller Ödön von Horváths "Jugend ohne Gott". Der Roman des
österreichisch-ungarischen Schriftstellers erschien 1937 und erzählt
von einem Lehrer, der sich der aufstrebenden Naziideologie gegenüber
zwar ablehnend, aber aus Feigheit zunächst indifferent und
zurückhaltend verhält. Doch die Verrohung um ihn herum lässt ihm keine
Ruhe, treibt ihn um. Ein Kneipenabend leitet die Wende ein, am Tresen
trifft er einen ehemaligen Kollegen, der ihm seine Theorie vom
"Zeitalter der Fische" erzählt. Mehr und mehr wird der Lehrer in
dieses Theoriegebäude hineingezogen, durch die ausdruckslosen Augen
seiner Schüler darin bestärkt: Das Antlitz der Menschen scheint ähnlich
unbeweglich zu werden, wie das der Fische. Während seiner Suche nach
Gerechtigkeit und Gott, nach einer Möglichkeit, Verantwortung für sich
und sein eigenes Handeln zu übernehmen und dessen Konsequenzen zu
tragen, verstrickt er sich immer tiefer in ein Gespinst aus Kälte,
Hass und Verzweiflung. "Carte Blanche: Jugend ohne Gott" ist am 7. und
8. Dezember jeweils um 20 Uhr im Brauhauskeller zu sehen.

Carte Blanche: Jugend ohne Gott

von und mit Mathilde Lehmann und Mirjam Rast

7. und 8. Dezember um 20 Uhr im Brauhauskeller.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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SPIELPLAN/866: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen Dezember 2018


Kampnagel Termine Dezember 2018

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Welcher Link besteht zwischen der ruandischen Hauptstadt Kigali und
Hamburg? Aktuell ist es das Stück PLANET KIGALI, das ein aus beiden
Städten bestehendes Ensemble am 12. Dezember auf Kampnagel uraufführen
wird. Die Hamburger Choreografin Yolanda Gutierrez, der Dramaturg Jens
Dietrich und der Autor und Regisseur Dorcy Rugamba graben allerdings
nicht in der kolonialen Vergangenheit, die beide Länder verbindet und
beschäftigen sich auch nicht mit dem Völkermord, über den Jens
Dietrich und Dorcy Rugamba bereits in Milos Raus Ruanda-Produktion
HATE RADIO zusammen gearbeitet haben, sondern verschreiben sich dem
Blick nach vorn. Denn wie kaum ein anderes Land Afrikas hat sich
Ruanda der Zukunft verschrieben. Mit einem Ensemble aus ruandischen
und deutschen Tänzer*innen und Schauspieler*innen entsteht eine
interdisziplinäre Performance, die die Vergangenheit reflektiert, aber
daraus eine Zukunftsvision entwirft. Cedric Mizero, der Shooting Star
der ruandischen Modeszene, kreiert dafür die Kostüme.

Mehr seinen beeindruckenden künstlerischen Kreationen zeigt der
Modemacher Cedric Mizero in einem Pop-Up-Store und einer Fashion Show
im RWANDAN ARTS KLUB, der an drei Abenden, vom 13. bis zum 15.
Dezember das Begleitprogramm zu den Vorstellungen liefert. Jeweils
vorher finden Gespräche statt, neben Cedric Mizero sind beispielsweise
auch die ruandische Filmemacherin Clémentine Dusabejambo und die
Musikerin Nirere Shanel zu Gast und geben einen Einblick in
Gesellschaft, Kultur und Politik ihres Landes. Gastgeberin des RWANDAN
ARTS KLUBS ist die in Hamburg lebende Ruanderin Divine Umulisa.

Der Uraufführung von PLANET KIGALI ist am 12. Dezember eine Diskussion
vorangestellt, die mit ihrem Titel SHARING HERITAGE auf das zu Ende
gehende europäische Kulturerbe-Jahr 2018 verweist und den europäischen
Kolonialismus und dessen Auswirkungen bis in die Gegenwart
thematisieren wird.

Der britische Choreograf Hofesh Shechter zählt unbestritten zu den
populärsten Künstlern seines Genres und hat viele seiner Arbeiten
bereits auf Kampnagel gezeigt. Vom 5. bis zum 8. Dezember ist er
erneut zu Gast mit GRAND FINALE, einem Weltuntergangszenario -
energetisch vertanzt von einem zehnköpfigen Ensemble, das von einer
Live-Band begleitet wird. Die Zeitschrift Tanz hat GRAND FINALE zum
"Tanzstück des Jahres 2018" gekürt.

Die Künstler*innen von ONE MOTHER mischen schon seit zwei Jahren die
Hamburger Musikszene auf. Ihr Sound variiert zwischen HipHop, Pop und
Experimental; alles, was gerade ihren Gefühlen entspricht und ein
Ventil für ihre oft schonungslosen Analysen bietet. ONE MOTHER sind
Gastgeberinnen der neuen Veranstaltungsreihe GLOBAL FEMINIST BAD(B)ASS
und machen mit lokalen und internationalen Gästen auf Kampnagel eine
lokale Szene sichtbar, die in Hamburg sonst wenig vertreten ist -
feministisch, queer, nicht-weiß.

Das Migrantpolitan auf dem Kampnagel Gelände öffnet auch im Dezember
regelmäßig seine Türen, beispielsweise für das gefragte Solicasino, in
dem garantiert alle nur verlieren können. Am 25. Dezember kann im
Migrantpolitan Weihnachten nach und am 31. Dezember ins neue Jahr
hineingefeiert werden.

Am 13. Dezember ist Henry Rollins, einer der wichtigsten und
künstlerisch vielseitigsten Figuren der amerikanischen Subkultur, mit
seiner neuen Spoken Word Performance TRAVEL SLIDESHOW zurück auf
Kampnagel.

Hofesh Shechter

GRAND FINALE

Mi. 5.12. bis Sa. 8.12./20:00

Tanz

One Mother presents:

GLOBAL FEMINIST BAD(B)ASS

Fr. 07.12./22:00

Konzert, Party

Clean-Ass Queereeoké

Sa. 08.12./22:00

Party

Sharing Heritage?!

Der deutsche Kolonialismus als verdrängtes Kapitel der kollektiven
Erinnerung

Mi. 12.12./18:30

Diskussion

Yolanda Gutierrez/ Jens Dietrich/ Dorcy Rugamba

PLANET KIGALI

Mi. 12.12. bis So. 16.12./20:00

Tanz/Performance, Uraufführung

RWANDAN ARTS KLUB

Do. 13.12. bis Sa. 15.12./18:30

Talks und Party

Henry Rollins

TRAVEL SLIDESHOW

Do. 13.12./20:00

Spoken Word Performance


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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EUROPA/134: GLOBAL 2000 begrüßt Regierungspaket gegen Plastikmüll (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 2. Dezember 2018

GLOBAL 2000 begrüßt Regierungspaket gegen Plastikmüll und fordert
ambitionierte Maßnahmen sowie rasche Umsetzung

Nach GLOBAL 2000 Kampagne 'Schluss mit Wegwerfplastik' legt die
Bundesregierung nun Initiative vor.



Wien, am 2. Dezember 2018 - Wie heute bekannt wurde legt die
Bundesregierung eine Initiative zur Vermeidung von Plastikmüll vor.
Diese soll am 5. Dezember im Ministerrat in ihren Eckpunkten
beschlossen werden. Unter den vorgeschlagenen Maßnahmen sind auch
Punkte, die von GLOBAL 2000 im Rahmen der Kampagne 'Schluss mit
Wegwerfplastik' schon lange als zentrale Maßnahmen gefordert werden,
wie zum Beispiel eine schnelle und konsequente Umsetzung der
EU-Einwegplastik-Richtlinie, das Verbot von Mikroplastik in Kosmetika
und Reinigungsmitteln sowie eine Reduktion von
Wegwerfplastikverpackungen.

"Die von der Bundesregierung vorgelegten Überschriften umfassen
wichtige Punkte", sagt Lisa Kernegger, Ressourcensprecherin der
österreichischen Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000. "Der Teufel
steckt allerdings im Detail, so werden wir uns den Gesetzestext,
sobald dieser vorliegt, genau anschauen. Was wir benötigen, sind
ambitionierte Maßnahmen, damit wir das globale Plastikproblem so rasch
als möglich in den Griff bekommen! Beim geplanten Mikroplastik-Verbot
werden etwa die Definition von Mikroplastik sowie die Bandbreite der
betroffenen Produkte ausschlaggebend für den Erfolg der Maßnahme
sein."

"Bei der Reduktion von Plastikverpackungen ist ausschlaggebend, dass
nicht eine Einwegverpackung durch eine andere Wegwerfverpackung
ersetzt wird. Denn nur Mehrweglösungen können langfristig den Müllberg
verringern und die Umwelt schonen. Wir begrüßen die Initiative, aber
Überschriften alleine machen noch keine wirkungsvolle Umweltpolitik",
sagt Kernegger abschließend.

Weitere Infos zu Plastik finden Sie unter

www.global2000.at/plastik

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.12.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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FORSCHUNG/1482: Düngen führt zum Schmetterlingssterben (idw)


Universität Osnabrück - 28.11.2018

Düngen führt zum Schmetterlingssterben 

Hohe Stickstoffkonzentration in der Wirtspflanze



OSNABRÜCK.- Die Düngung von Pflanzen führt zum Schmetterlingssterben:
Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie, an der apl. Prof. Dr. Thomas
Fartmann von der Universität Osnabrück beteiligt war und die jetzt in
der Fachzeitschrift Oecologia veröffentlicht wurde. Gemeinsam mit
seinen Co-Autoren Susanne Kunze von der Universität Bayreuth und PD
Dr. Thilo Heinken von der Universität Postdam hat Fartmann darin
erstmals belegt, dass die aktuellen Düngeraten in der Landwirtschaft
den physiologischen Toleranzbereich der meisten Schmetterlingsarten
überschreiten. Somit trägt die Düngung direkt zum flächendeckenden
Rückgang vieler Schmetterlingsarten bei.




[image: Feuerfalter auf einer Blüte - Foto: © T. Fartmann]

Der Braune Feuerfalter (Lycaena tityrus) ist eine der
Schmetterlingsarten, bei der eine Stickstoffdüngung der Wirtspflanzen
zu erhöhter Sterblichkeit bei den Raupen führt. 

Foto: © T. Fartmann



Die landwirtschaftliche Intensivierung gilt als die Hauptursache für
das Verschwinden vieler Schmetterlingsarten in West- und Mitteleuropa.
Der Rückgang der Artenvielfalt wurde dabei häufig mit dem zunehmend
schwindenden Lebensraum in Verbindung gebracht, wohingegen
Veränderungen der Wirtspflanzenqualität bisher weitestgehend
unberücksichtigt blieben. Die Ergebnisse die Studie zeigen jedoch,
dass zu hohe Stickstoffkonzentrationen in den Wirtspflanzen zu einer
stark erhöhten Sterberate bei Schmetterlingsraupen führen.

Um den Einfluss der Düngung zu untersuchen, wurden die Überlebensraten
der Raupen von sechs weit verbreiteten Tag- und Nachtfalterarten unter
verschiedenen Düngeszenarien dokumentiert. Die Stickstoffgaben
entsprachen dabei den in der mitteleuropäischen Landwirtschaft aktuell
üblichen Düngemengen. "Die Düngung hat dabei zu einer Zunahme des
Stickstoffgehalts in den Wirtspflanzen und gleichzeitig zu einer
deutlich erhöhten Mortalitätsrate der Schmetterlingsraupen aller
Modellarten geführt", erklärt Fartmann, der an der Universität
Osnabrück die Abteilung für Biodiversität und Landschaftsökologie
leitet. Demnach ist anzunehmen, dass die Düngung und der damit erhöhte
Stickstoffgehalt in den Pflanzen, dass Schmetterlingssterben direkt
beeinflusst.

Originalpublikation:

Kurze, S., Heinken, T. & T. Fartmann (2018): Nitrogen enrichment in
host plants increases the mortality of common Lepidoptera species.
Oecologia 188: 1227-1237. doi: 10.1007/s00442-018-4266-4

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news706949

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution66

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück - 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/260: Ein Dorf wird gehoben - Hochwasserschutz für Brockwitz (idw)


Technische Hochschule Nürnberg - 29.11.2018

Ein Dorf wird gehoben: Hochwasserschutz für Brockwitz

Haushebungen
sind eine innovative und alternative Hochwasservorsorgemaßnahme



Gemeinsam mit Kooperations- und Verbundpartnern forschen Prof. Dr.
Dirk Carstensen und sein Team an der TH Nürnberg seit rund einem Jahr
an Möglichkeiten, um das sächsische Dorf Brockwitz mit seinem bis zu
1000-jährigen Ortskern vor Hochwasser zu schützen. Die Anhebung von
Gebäuden und Häusern im Flutgebiet sollen diesen Teil der Stadt Coswig
zukünftig vor Schäden aus Hochwassern der Elbe bewahren. HUeBro, kurz
für "Haushebungen in Überschwemmungsgebieten am Beispiel des Elbe
Dorfes Brockwitz", ist ein vom Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit gefördertes Verbundprojekt.




[image: Fotocredit: © Institut für Wasserbau und Wasserwirtschaft, TH Nürnberg]

Digitales Geländemodell im Vergleich zwischen Ist-Zustand (links) und
einem Hebeszenario (rechts)

Fotocredit: © Institut für Wasserbau und Wasserwirtschaft, TH Nürnberg



Nürnberg, 29. November 2018. Im Mai 2017 startete das zweijährige
Verbundprojekt HUeBro (Haushebungen in Ueberschwemmungsgebieten am
Beispiel des Elbe Dorfes Brockwitz), das durch interdisziplinäre
Untersuchungen die Machbarkeit, Nachhaltigkeit und Auswirkungen von
Haushebungen am praktischen Beispiel erforscht. Der Stadtteil
Brockwitz (Ortsteil von Coswig im Landkreis Meißen, Sachsen) hat einen
bis zu 1000-jährigen Ortskern mit denkmalgeschützten Gebäuden und
damit einen hohen Erhaltungswert für das gesamte Ortsbild. In
Brockwitz befinden sich rund 24 Haushalte auf 40 Grundstücken in der
Gefahrenzone für Hochwasser der Elbe. Bereits bei den
Jahrhunderthochwassern in den Jahren 2002 und 2013 wurden diese auf
der Niederseite der Elbe liegenden Bauten erheblich beschädigt. Für
den Erhalt und Schutz dieser Gebäude kooperieren im Projekt HUeBro
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen
Forschungseinrichtungen.

Eine Haushebung erhöht das Niveau der Gebäude um etwa ein bis zwei
Meter, der dadurch entstehende Hohlraum wird mit verschiedenen
Nutzungen oder Materialien aufgefüllt. In den Kellerräumen der Häuser
bohren die Baufirmen Pfähle durch die Bodenplatten in die Erde und
befestigen daran Zugstangen, die sie mit den Bodenplatten
verschrauben. Die Zugstangen heben das Haus hydraulisch Millimeter für
Millimeter an. Nach drei bis vier Tagen liegt das Gebäude bis zu zwei
Meter höher, die Bewohnerinnen und Bewohner können sich während der
Arbeiten in ihren Häusern aufhalten.

Prof. Dr.-Ing. habil. Dirk Carstensen, Leiter des Instituts für
Wasserbau und Wasserwirtschaft der TH Nürnberg, koordiniert das vom
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
geförderte Verbundprojekt. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Instituts für Hydrologie und Meteorologie der TU
Dresden haben im Projektkontext die Abflüsse der Elbe und ihre
zeitliche Verteilung bei Hochwasser berechnet. Im Institut für
Baugeschichte, Architekturtheorie und Denkmalpflege der TU Dresden
beschäftigen sich Denkmalpflegerinnen und -pfleger mit der Aufgabe,
trotz der Anhebung der Gebäude das Gesamtbild des Ortskerns zu
erhalten - eine Voraussetzung, um das Projekt mit Genehmigung
umzusetzen. Das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung in
Dresden analysiert die betroffenen Gebäude und kartiert die Tier- und
Pflanzenwelt in der unmittelbaren Umgebung. Daraus leiten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Vorschläge zum Schutz und
Erhalt der Biotop- und Artenvielfalt ab. Die Architektinnen und
Architekten der Hochschule Ostwestfalen-Lippe untersuchen die Bauarten
der Häuser und definieren für jedes einzelne Gebäude die optimalen
technischen Möglichkeiten zur Hebung.

Im Frühjahr 2019 wird entschieden, ob und in welchem Umfang die
Ergebnisse dieser Machbarkeitsstudie umgesetzt werden. Die
Forschungsergebnisse leisten darüber hinaus bereits jetzt einen
wertvollen Beitrag zum Maßnahmenkatalog für die Folgen des
Klimawandels.



Weitere Infos zum Verbundprojekt HUeBro finden Sie unter:

http://www.huebro.de 

https://www.th-nuernberg.de/einrichtungen-gesamt/in-institute/institut-fuer-wasserbau-und-wasserwirtschaft/forschungs-und-arbeitsthemen/projekte 

und www.th-nuernberg.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707025

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution132

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg - 29.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/281: Umweltklagen - der mühselige Gang vor ein Gericht (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.11.2018 / Politik & Recht

Umweltklagen: der mühselige Gang vor ein Gericht



Welche hohen rechtlichen Hürden Umweltschutzorganisationen in den
EU-Mitgliedstaaten nehmen müssen, beleuchtet ein Bericht des
Europäischen Umweltbüros (EEB).

Nach wie vor scheint es für zahlreiche Umweltverbände EU-weit sehr
schwer, eine Klage im Umweltweltbereich vor ein Gericht zu bringen.
Dem EEB zufolge liegt es an der Stellung der Organisation, ob sie in
der Lage ist, ein Gerichtsverfahren überhaupt anzustrengen. Zweitens
spielt der Faktor Zeit eine wichtige Rolle. Denn je länger ein
Gerichtsverfahren andauert, desto stärker kann die Umweltzerstörung
sein. Drittens fehlt es den Richter*innen teilweise an Wissen und
Kapazitäten, um sich mit Umweltklagen auseinanderzusetzen. Viertens
ist ein Gerichtsprozess immer eine Frage des Geldes. Finanziell
schwach ausgestattete Verbände können abgeschreckt werden, eine Klage
vorzubringen. Schließlich weist das EEB auf negative Konsequenzen hin:
Nicht selten werden NGOs vor Ort eingeschüchtert oder schikaniert,
etwa durch Unternehmen.

Das EEB macht darüber hinaus Vorschläge für alle fünf Aspekte, wie die
EU und ihre Mitgliedstaaten die Hindernisse abbauen können. Zum
Beispiel sollen Richter*innen durch Fortbildungen für das
Umweltklagerecht sensibilisiert werden. Mit Blick auf Verfahrenskosten
könne eine Kostengrenze eingeführt und staatliche Hilfen zugänglich
gemacht werden.

Laut EEB ist dieser Bericht der erste von insgesamt vier. Der nächste
Bericht erscheint voraussichtlich vor der Europawahl im Mai 2019 und
thematisiert die öffentliche Beteiligung als Mittel, um Umweltrecht
auf nationaler Ebene durchzusetzen. [aw]



EEB-Bericht "Challenge Accepted?" 

https://eeb.org/five-reasons-ngos-wont-see-you-in-court-eu-governments-warned-to-remove-barriers-to-justice/

 * 

Quelle:

EU-News, 28.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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WALD/154: Wälder in Europa - wichtig, aber gefährdet (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.11.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Wälder in Europa: wichtig, aber gefährdet



Mit der Hilfe von neuster Satellitentechnik hat die Europäische
Umweltbehörde (EEA) den Zustand der europäischen Wälder analysiert,
dokumentiert und auf Grundlage dieser Informationen am Dienstag einen
Bericht über Europas Wälder veröffentlicht.

Auch wenn der Zustand der Wälder momentan noch relativ gut ist, warnt
die EEA in der Veröffentlichung, dass die Wälder massiver Belastung
ausgesetzt sind. Dazu zählen Verschmutzung, dichte Bebauung, Tourismus
und durch den Klimawandel verstärkt auftretende extreme
Wetterverhältnisse wie zum Beispiel Stürme. Aktuelle Daten über die
Biodiversität zeigen, dass nur noch 26 Prozent der in den Wäldern
lebenden Arten und gerade einmal 15 Prozent der Habitate in einem
sicheren Zustand und nicht bedroht sind.

Dennoch werden gesunde Wälder dringend benötigt, gerade auch um den in
Zukunft wahrscheinlich weiter steigenden Kohlenstoffdioxidausstoß zu
kompensieren. Gleichzeitig sind die Wälder besonders zerbrechliche
Ökosysteme: Folgen des Klimawandels betreffen Wälder besonders und
werden von diesen verstärkt abgebildet. Deshalb gilt es, sie besonders
zu schützen und das Ökosystem zu bewahren. [kh]



EEA-Briefing "Forest dynamics in Europe and their ecological
consequences"

https://www.eea.europa.eu/themes/biodiversity/forests/forest-dynamics-in-europe-and
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CHEMIE/424: Langlebige Schadstoffe und Recycling - Jetzt wird verhandelt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 29.11.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Langlebige Schadstoffe und Recycling: Jetzt wird verhandelt



Im Gegensatz zum EU-Parlament wollen die Regierungen der EU-Länder
bereits verbotene Flammschutzmittel in recycelten Produkten zulassen.
Nächste Woche beginnen dazu die interinstitutionellen Verhandlungen.

Am Mittwoch veröffentlichte der Rat seine Position zur Überarbeitung
der Verordnung über persistente organische Schadstoffe (POPs). Darin
spricht er sich dafür aus, in recycelten Materialien
DecaBDE-Flammschutzmittel in einer Konzentration von bis zu 500 Teilen
pro Million (parts per million, ppm) zuzulassen. Außerdem sollen
einige Branchen im Transportsektor und die Hersteller elektronischer
Geräte den Schadstoff weiterhin herstellen und verwenden dürfen. Das
widerspricht klar den Empfehlungen von Umwelt- und
Gesundheitsverbänden. Diese warnen vor den schädlichen Auswirkungen
der Giftstoffe und davor, sie durch Recycling im Stoffkreislauf zu
halten. Die EU-Kommission und das Parlament unterstützen einen
Grenzwert von 10 ppm (siehe EU-Umweltnews vom 20.11.), um
sicherzustellen, dass Produkte aus recyceltem Material keine Gefahr
für die Umwelt und menschliche Gesundheit darstellen.

Der Rat fordert außerdem, das Herstellungs- und Verwendungsverbot für
kurzkettige Chlorparaffine aufzuheben, wenn diese weniger als 1
Prozent (in Stoffen) beziehungsweise 0,15 Prozent (in Artikeln) der
Masse ausmachen.

Die Trilogverhandlungen zur Überarbeitung der Verordnung, die im März
von der EU-Kommission vorgeschlagen wurde, sollen am kommenden
Dienstag beginnen. [km]



Pressemitteilung des Ministerrats

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/11/28/persistent-organic-pollutants-council-agrees-its-position/

Brief eines NGO-Bündnisses zur Überarbeitung der POP-Verordnung

https://www.ciel.org/wp-content/uploads/2018/11/Letter-to-MEPs-on-POPs-Plenary-vote.pdf

Umweltnews mit weiteren Infos zur Überarbeitung der POP-Verordnung

https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-nanotechnologie/giftstoffe-im-recycling-eu-parlament-legt-verhandlungsposition-fest/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-nanotechnologie/giftstoffe-im-recycling-eu-parlament-legt-verhandlungsposition-fest/
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EUROPA/628: Wie steht's um ein Mikroplastikverbot in der EU? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.11.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Wie steht's um ein Mikroplastikverbot in der EU?



Die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) äußerte sich vergangene
Woche zu einem möglichen Verbot von Mikroplastik in Produkten. Da die
kleinen Partikel häufig in Böden und Süßgewässer gelangen, seien
Beschränkungen möglicherweise notwendig.

Im Rahmen einer Konferenz gab der Wissenschaftliche Leiter der Agentur
Peter Simpson einen Überblick über die bisherigen Erkenntnisse der
ECHA zum Auftreten von Mikroplastik in der Umwelt. Statt direkt in den
Ozeanen lande Mikroplastik aus Haushalts- und Kosmetikprodukten,
Farben und aus der Landwirtschaft demnach am häufigsten über Abwasser
in Klärschlamm. Wenn dieser als Düngemittel verwendet wird, gelangen
die Plastikpartikel auf landwirtschaftlich genutzte Flächen und in
Flüsse und Seen.

Da Mikroplastik kaum abbaubar ist und eine Halbwertszeit von über
1.000 Jahren aufweist, könne die ECHA die Risiken für die Umwelt, die
sich aus der Anhäufung ergeben, heute noch nicht einschätzen. Dies
könnte ein Grund dafür sein, absichtlich in Produkten hinzugefügtes
Mikroplastik unter der EU-Chemikalienverordnung REACH zu beschränken.

Die EU-Kommission hatte die ECHA im Rahmen ihrer Plastikstrategie
aufgefordert, ein Verbot zu prüfen. Im Januar will die Agentur ihren
Bericht zu einer möglichen Beschränkung veröffentlichen. Daraufhin
werden die Ausschüsse für Risikobewertung und sozio-ökonomische
Analyse ihre Position erarbeiten und sie voraussichtlich im April 2020
der EU-Kommission vorlegen. [km]



Nachricht der ECHA

https://echa.europa.eu/de/-/intentionally-added-microplastics-likely-to-accumulate-in-terrestrial-and-freshwater-environments
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GENTECHNIK/219: Macht Brexit Großbritannien zum Einfallstor für Gentechnik? (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 21.11.2018

Macht Brexit Großbritannien zum Einfallstor für Gentechnik?



Großbritanniens Regierungen standen der Agro-Gentechnik immer offener
gegenüber als viele andere europäische Staaten. Gentechnik-Befürworter
sehen jetzt im Brexit die Chance, das EU-Gentechnikrecht verschwinden
zu lassen. Doch so einfach ist das nicht.

In welcher Form der Brexit stattfinden soll, darüber wird derzeit noch
heftig gestritten. Entsprechend unterschiedlich sind die Szenarien in
Bezug auf das Gentechnikrecht. Der Vertragsentwurf für den Brexit
sieht eine Übergangszeit bis Ende 2020 vor, in der alles erst einmal
so bleibt, wie es ist. Großbritannien wird bis dahin in einem
einheitlichen Zollverbund mit der Europäischen Union bleiben. Weil
dadurch Waren aus Großbritannien unkontrolliert in die EU kommen
können, muss Großbritannien auch Umweltstandards wie das
EU-Gentechnikrecht einhalten - und die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes, schreibt die Wochenzeitung 'Die Zeit'. In der
Übergangszeit sollen Großbritannien und die EU ein umfassendes
Handelsabkommen abschließen. Weil das vermutlich nicht bis Ende 2020
zu schaffen ist, kann die Übergangsfrist auch verlängert werden.

Bei einem harten Brexit, im März 2019 oder später, wäre Großbritannien
nicht mehr an das EU-Gentechnikrecht gebunden. Es könnte Anbau und
Importe im eigenen Land neu regeln, dürfte allerdings in die EU nur
gentechnisch veränderte Produkte importieren, die dort zugelassen sind
- so wie das auch für die USA oder Brasilien gilt. Allerdings hat das
britische Umwelt- und Landwirtschaftsministerium (Defra) im August
2018 erklärt, dass ein harter Brexit erst einmal wenig ändern werde.
Denn die britischen Gesetze, mit denen das EU-Recht in früheren Jahren
umgesetzt worden sei, gälten weiterhin und würden nur dem neuen
Kontext entsprechend angepasst. Die Genehmigungen für Anbauversuche
würden wie bisher von britischen Behörden erteilt. Zulassungen für die
kommerzielle Vermarktung von Gentech-Saatgut würden von der EU auf
britische Behörden übergehen, wobei die gleichen Prozesse zur
Risikoabschätzung angewandt würden. Man diskutiere gerade, ob die
Kompetenz für solche Zulassungen bei der Zentralregierung liegen solle
oder an England, Schottland, Wales und Nordirland abgetreten werde,
schrieb Defra. Außer England hatten alle Landesteile nach den
geltenden EU-Regeln für Gentechnik-Anbauverbote optiert.

Interessengruppen versuchen derzeit, die britische Regierung dazu zu
bringen, sich klarer vom EU-Gentechnikrecht zu distanzieren. Das
Portal Foodnavigator berichtete von einem offenen Brief, den 33
Gentechnik-Forscher an Umweltminister Michael Gove geschrieben hatten.
Sie forderten darin, neue gentechnische Züchtungsverfahren wie
CRISPR/Cas von einer Zulassungspflicht auszunehmen. Man teile diese
Position, aber der Europäische Gerichtshof habe anders entschieden und
dieses Urteil binde derzeit die Regierung, zitiert Foodnavigator einen
Regierungssprecher. Der Lobbyverband Agricultural Biotechnology
Council legte dagegen kürzlich einen Bericht vor, der vor
wirtschaftlichem Rückschritt warnt. Die darin versammelten großen
Unternehmen der Agrarchemie forderten die britische Regierung auf, das
EU-Gentechnikrecht abzuschaffen.

Unterdessen sorgen sich Nicht-Regierungsorganisationen, der Brexit
könnte dazu führen, dass nicht nur gentechnische, sondern auch andere
lebensmittelrechtliche Vorschriften zugunsten der Industrie
aufgeweicht werden. So wies GeneWatch UK die Regierung auf die
Bedeutung des EU-Gentechnikrechts hin und warnte davor, dass
Änderungen der Kennzeichnungsregeln zu massivem Vertrauensverlust bei
den Verbrauchern führen würde. Der Prüfungsausschuss des britischen
Parlaments kritisierte in einem Bericht, dass das Ministerium zu wenig
auf die Vollzugsprobleme vorbereitet sei, die mit einem harten Brexit
auf das Land zukämen. Es fehle für die Überwachung von
Lebensmittelimporten an ausgebildeten Mitarbeitern ebenso wie an
Übergangsvorschriften oder IT-Systemen. [lf]



Die Zeit: 585 Seiten Brexit (15.11.2018)

https://www.zeit.de/politik/ausland/2018-11/brexit-grossbritannien-europaeische-kommission-vertragsentwurf-handelsabkommen

Department for Environment, Food & Rural Affairs: Developing
genetically modified organisms (GMOs) if there's no Brexit deal
(23.08.2018)

https://www.gov.uk/government/organisations/latest?organisations%5B%5D=department-for-environment-food-rural-affairs

House of Commons, Committee of Public Accounts: Defra's progress
towards Brexit (14.11.2018)

https://publications.parliament.uk/pa/cm201719/cmselect/cmpubacc/1514/1514.pdf

GeneWatch UK: Response to the FSA's consultation on the Proposed
Approach to Retained EU Law for Food and Feed Safety and Hygiene
(Oktober 2018)

http://www.genewatch.org/uploads/f03c6d66a9b354535738483c1c3d49e4/FSA_Brexit_consul_GW.pdf

PG Economics: UK urged to 'bring back' sound science as the basis for
regulating crop genetic innovations post-Brexit (10.10.2018)

https://pgeconomics.co.uk/press+releases/22/UK+urged+to+%E2%80%98bring+back%E2%80%99+sound+science+as+the+basis+for+regulating+crop+genetic+innovations+post-Brexit

Foodnavigator: UK consider relaxing gene editing ban post Brexit
(14.09.2018)

https://www.foodnavigator.com/Article/2018/09/14/UK-to-consider-relaxing-gene-editing-ban-post-Brexit

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33475/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Gene Drives: Vage Regeln statt weltweites Moratorium, 30.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33483/

Lebensmittelwirtschaft fordert: EU-Kommission soll gentechnikfreie
Produktion absichern, 28.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33480/

EU-Berater empfehlen: Gentechnikrecht ändern, 27.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33479/
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GLOBAL/152: Klares Bekenntnis zur 2030-Agenda - nun müssen konkrete Schritte folgen (GW)


Germanwatch e.V. - 2. Dezember 2018

Argentinien hat bei G20 den Multilateralismus gestärkt

Klares Bekenntnis zur 2030-Agenda - nun müssen konkrete Schritte
folgen



Berlin/Katowice (2. Dez. 2018). "Mit Argentinien hat es eines der
kleinen G20-Länder - eher die Perspektive des globalen Südens
repräsentierend - geschafft, der Fortsetzung einer auf Vertrauen und
die Einhaltung internationaler Vereinbarungen setzenden multilateralen
Kooperation den Weg zu ebnen", zieht Klaus Milke, Vorsitzender der
Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch, ein ganz überwiegend
positives Fazit des G20-Gipfels. "Trotz der innenpolitischen Krisen in
dem südamerikanischen Land und des Drucks aus den USA konnten die
schon in den Vorjahren gesetzten Leitplanken beim Klimathema und bei
der Umsetzung der nachhaltigen Entwicklungsziele aufrechterhalten
werden."

Milke weiter: "Es ist ein bemerkenswerter Erfolg, dass die USA -
anders als zum Pariser Klima-Abkommen - in der Abschlusserklärung kein
Sondervotum zu dem deutlichen Referenzrahmen der 2030-Agenda und der
17 Sustainable Development Goals eingefordert haben." Kritisch sei
jedoch zu sehen, dass dieses Thema erst hinten in der Erklärung
behandelt werde und nicht gleich am Anfang als entscheidender
Gesamtrahmen. Zudem werde nur beim Recht auf Bildung ausdrücklich
Bezug auf die Menschenrechte genommen. Überdies werde die verbale
Unterstützung der SDGs bisher nicht durch entsprechende politische
Umsetzungsschritte für die Verringerung der Kluft zwischen Arm und
Reich und zum Schutz der Lebensgrundlagen gedeckt.

Die G20-Staaten versprechen in zahlreichen Politikfeldern Fortschritte
für nachhaltige Entwicklung. Zu den Schwerpunkten in diesem Jahr
gehört auch die Ernährungssicherheit, die laut Erklärung nur erreicht
werden kann, wenn Böden und Wasser geschützt und die Interessen von
Kleinbäuerinnen und -bauern berücksichtigt werden. Klaus Milke: "Die
EU hat mit der anstehenden Reform ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die
Chance, in diesem Politikfeld Vorreiter zu werden. Sie muss die
Zahlungen an Landwirte in der EU konsequent darauf ausrichten, die
nachhaltigen Entwicklungsziele zu realisieren, statt wie bislang vor
allem Großbetriebe und internationale Wettbewerbsfähigkeit zu
fördern." Insgesamt seien die G20-Staaten nun aufgerufen, auf die
Erklärung konkrete politische Schritte folgen zu lassen. Und dies auch
nun beim Klimagipfel in Katowice.

 * 
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PROJEKT/106: Rettungsaktion für Sumatra-Nashorn (WWF)


WWF Pressemitteilung - 29. November 2018

Nashorn in der Grube

Eines der letzten seiner Art: WWF freut sich über Rettungsaktion von
Sumatra-Nashorn



Naturschützern und indonesischen Behörden ist es gelungen, eines der
seltensten Tiere der Welt, ein Sumatra-Nashorn auf der Insel Borneo zu
fangen. Die Nashorn-Art ist mit weniger als 80 Exemplaren eines der am
stärksten gefährdeten Säugetiere der Welt. Die Rettungsaktion hat das
Ziel, die extrem bedrohten Tiere in Zuchtstationen wieder zu
vermehren.

Der WWF, der die Aktion koordiniert hat, freut sich über die erste
gelungene Rettungsaktion eines ambitionierten Programms und ist
"vorsichtig optimistisch", dass dies ein guter Auftakt für ein
erfolgreiches Erhaltungsprogramm ist: "Der Plan ist ehrgeizig, riskant
und kostspielig, aber er ist die letzte Chance, das Überleben der Art
zu sichern", sagt Michael Zika vom WWF Deutschland. Nicht einmal 80
Tiere, verteilt auf neun isolierte Populationen streifen noch durch
die indonesischen Regenwälder. Mit Patrouillen und dem verbesserten
Management einiger Nationalparks lasse sich das Aussterben der Art
nicht mehr aufhalten.

Deshalb arbeitet der der WWF im Schulterschluss mit anderen
Naturschutzorganisationen und der indonesischen Regierung in dem
Sumatran Rhino Rescue Programme an dem Ziel, dieses Rettungsprogramm
zum Erfolg zu führen. Der aktuelle Fang des Sumatra-Nashorns ist dazu
ein erster Schritt. "Auch wenn jeder Fang und jede Überstellung ein
Gesundheitsrisiko bedeutet, in dieser Situation ist Nichtstun keine
Alternative", so Michael Zika.

Das Team ist erleichtert, denn das Nashorn Weibchen lebte isoliert in
einem von Kahlschlag bedrohten Gebiet im Osten der Insel, das zudem
häufig von Wilderern heimgesucht wird. Mehr als fünf Monate war ein
Team aus Rangern, Biologen und Tierärzten auf der Spur des
Dickhäuters. Am Wochenende war es endlich soweit: Das Tier tappte in
eine der mit Laub und Zweigen gepolsterten Fallgruben. Es wurde
betäubt, in eine Transportbox verlegt und per Lkw in die neue Heimat
in ein geschütztes Waldgebiet in der Provinz Ostkalimantan
verfrachtet. Das war ein überaus aufwändiges Unterfangen, zumal dem
Fahrzeug erst einmal der Weg geebnet werden musste, um das Tier mitten
im Regenwald abzuholen.

Die Nashornkuh wird dort nicht die einzige Bewohnerin bleiben. Ziel
ist es, alle noch verbleibenden Tiere in Kalimantan aufzuspüren und
sie in dieses Schutzzentrum umzusiedeln. Zusätzlich werden ähnliche
Aktionen auf der Insel Sumatra vorbereitet, wo zwei weitere Zentren zu
dem nationalen Rettungsprogramm beitragen sollen. Nach Jahrzehnten der
Wilderei und des Verlustes von Lebensräumen ist die größte Bedrohung
für die Art die Isolation der Tiere. Viele Sumatra-Nashörner, die kaum
Paarungspartner finden können, riskieren durch eine längere Isolation
Unfruchtbarkeit.

Weitere Informationen: Die Sumatran Rhino Rescue ist eine
internationale Initiative zur Rettung des Sumatra-Nashorns, die die
Regierung Indonesiens beim nationalen Zuchtprogramm zum Schutz der
Nashörner unterstützt. Die Bemühungen werden von der International
Union for Conservation of Nature in Abstimmung mit Global Wildlife
Conservation, International Rhino Foundation, National Geographic
Society und dem WWF geleitet und von Partnern vor Ort in Indonesien
unterstützt. www.sumatranrhinorescue.or




WEITERE INFORMATIONEN

Letzte Chance: Sumatra-Nashorn in der Grube

https://www.wwf.de/themen-projekte/bedrohte-tier-und-pflanzenarten/nashoerner/letzte-chance-sumatra-nashorn-in-der-grube/

Rettung der Sumatra-Nashörner

https://www.wwf.de/themen-projekte/bedrohte-tier-und-pflanzenarten/nashoerner/rettung-der-sumatra-nashoerner/
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WISSENSCHAFT/046: Forschungsprojekt zu Umweltauswirkungen im Tiefseebergbau (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 26.11.2018

Forschungsprojekt zu Umweltauswirkungen im Tiefseebergbau



Mineralische Rohstoffe sind begehrt, auch bislang ungenutzte
Lagerstätten geraten deshalb ins Blickfeld. Wirtschaftlich
interessante Mengen an Nickel, Kobalt, Kupfer und anderen Edelmetallen
sind in Manganknollen enthalten, die sich über Millionen von Jahren
auf dem Meeresboden gebildet haben. Die Umweltauswirkungen und
-risiken eines möglichen Abbaus dieser Knollen in der Tiefsee, 4000
Meter unter der Meeresoberfläche, untersucht ein internationales, vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördertes
Projekt, unter Beteiligung von Wissenschaftlern der Jacobs University
Bremen.




[image: Foto: ROV Kiel 6000, GEOMAR (CC BY 4.0)]

Manganknollen auf dem Meeresboden in der Clarion-Clipperton-Zone.


Foto: ROV Kiel 6000, GEOMAR (CC BY 4.0)



Die Tiefsee ist ein riesiges, noch wenig untersuchtes Gebiet, in dem
ökologische Prozesse aufgrund von niedrigen Temperaturen, Dunkelheit
und begrenzten Nahrungsmitteln langsam ablaufen. Das Ökosystem braucht
daher Jahrhunderte, um sich von Störungen zu erholen. Viele Arten sind
noch nicht entdeckt, und einige der Prozesse, die in der Tiefsee
ablaufen und möglicherweise weitreichende Auswirkungen haben können,
sind noch nicht vollständig verstanden. Auch das chemische
Gleichgewicht zwischen Meeresboden und Wassersäule wird durch einen
technischen Eingriff gestört.

Anfang Februar 2019 wird das internationale Team in Manzanillo,
Mexiko, an Bord des deutschen Forschungsschiffes "Sonne" gehen. Das
Ziel der Gruppe von Wissenschaftlern aus 32 Partnerinstitutionen aus
Deutschland, den Niederlanden, Belgien, Portugal, Italien, Norwegen,
Frankreich, Italien, Großbritannien, Polen und Jamaika ist die
Clarion-Clipperton-Zone, vier Tagesreisen entfernt von der
mexikanischen Küste. In diesem Gebiet im Zentralpazifik werden die
Forscher einen industrienahen Tiefseebergbau-Versuch des belgischen
Unternehmens DEME-GSR beobachten und untersuchen.

Der Abbau von Manganknollen vom Meeresboden beeinflusst das
Oberflächensediment und wirbelt weiche Tiefseesedimente auf, wodurch
eine Fahne entsteht, die sich über weite Strecken ausbreitet, bevor
sie auf den Meeresboden zurückkehrt. In Echtzeit werden die
Wissenschaftler diese Sedimentfahnen untersuchen und direkt nach dem
Eingriff Proben aus dem betroffenen Gebiet entnehmen. Insgesamt drei
Monate halten sich die Forscher in der Region auf.

Das Team der Jacobs University, darunter Postdoc Sophie Paul, wird
sich auf die Metallverteilung im Sediment und im Porenwasser des
Sediments konzentrieren. Dessen Zusammensetzung erlaubt es,
Rückschlüsse auf die Art und das Ausmaß der Veränderungen und auf die
Auswirkungen auf biogeochemische Zyklen zu ziehen. Sedimentkerne
werden im Kühlraum des Schiffes beprobt, um die Temperaturbedingungen
aus der Tiefsee so gut wie möglich zu erhalten und nach der Fahrt im
Labor an der Jacobs University analysiert. Beteiligt an dem Projekt
sind auch der Ozeanograph Prof. Dr. Laurenz Thomsen von der Jacobs
University sowie der Postdoc Benjamin Gillard.

Seitens der Jacobs University wird dieses Forschungsvórhaben, wie
schon das Vorgängerprojekt, von Prof. Dr. Andrea Koschinsky geleitet.
Von 2015 bis 2017 hatten europäische Forscher, darunter die
Arbeitsgruppe der Geochemikerin, mögliche Umweltaspekte analysiert,
die sich bei zukünftigen industriellen Abbauaktivitäten auf dem
Tiefseeboden ergeben könnten. Auch Sophie Paul war als Doktorandin
schon damals dabei. Außer vom BMBF wird "Mining Impact 2", so der Name
des Vorhabens, von den nationalen Fördereinrichtungen der anderen
Teilnehmerländer finanziert. Das BMBF selbst unterstützt das Projekt
mit 442.000 Euro für die Jacobs University.

Weitere Informationen:

https://miningimpact.geomar.de

Über die Jacobs University Bremen:

In einer internationalen Gemeinschaft studieren. Sich für
verantwortungsvolle Aufgaben in einer digitalisierten und
globalisierten Gesellschaft qualifizieren. Über Fächer- und
Ländergrenzen hinweg lernen, forschen und lehren. Mit innovativen
Lösungen und Weiterbildungsprogrammen Menschen und Märkte stärken. Für
all das steht die Jacobs University Bremen. 2001 als private,
englischsprachige Campus-Universität gegründet, erzielt sie immer
wieder Spitzenergebnisse in nationalen und internationalen
Hochschulrankings. Ihre mehr als 1400 Studierenden stammen aus mehr
als 100 Ländern, rund 80 Prozent sind für ihr Studium nach Deutschland
gezogen. Forschungsprojekte der Jacobs University werden von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft oder aus dem Rahmenprogramm für
Forschung und Innovation der Europäischen Union ebenso gefördert wie
von global führenden Unternehmen.

Für weitere Informationen:

https://www.jacobs-university.de

https://www.facebook.com/jacobs.university

https://www.youtube.com/user/JacobsUni

https://twitter.com/jacobs_bremen

https://www.instagram.com/jacobsuniversity/

https://www.weibo.com/jacobsuniversity

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news706754

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH - 26.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/223: Von 80 bis 100 Prozent - Wieviel Klimaschutz will die EU? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.11.2018 / Klima & Energie

Von 80 bis 100 Prozent: Wieviel Klimaschutz will die EU?



Die EU-Kommission hat am Mittwoch ihre langfristige Strategie zum
Klimaschutz 2050 präsentiert. Klimaschützer*innen lobten das Papier,
drängten aber auf sofortiges, entschlossenes Handeln.

Endlich ist sie da: die Klimaschutz-Vision 2050 aus dem Berlaymont.
Darin sind drei unterschiedliche Ziele für die Reduktion von
Treibhausgasemissionen enthalten: 80 Prozent Reduktion bis 2050, 90
Prozent Reduktion bis 2050 und 100 Prozent, sprich Klimaneutralität
bis 2050.

Hinzu kommen fünf Szenarien, die analysieren, wie das 80-Prozent-Ziel
Mitte des Jahrhunderts erfüllt werden kann. Ein Szenario hat das
90-Prozent-Ziel im Blick. 2 Szenarien tasten sich an die Vision einer
klimaneutralen EU im Jahr 2050 heran.

Die dafür in Betracht kommenden Bereiche sind Energieeffizienz (vor
allem in Gebäuden); erneuerbare Energien und Elektrifizierung;
saubere, sichere und vernetzte Mobilität; wettbewerbsfähige Industrie
und Kreislaufwirtschaft; Infrastruktur und Netzverbindungen;
Biowirtschaft und natürliche CO2-Senken (BECCS) sowie CO2-Abscheidung
und -Speicherung (CCS) für die verbleibenden Emissionen.

Grundtenor von Umweltverbänden: Die Strategie zeigt in die richtige
Richtung, doch es reicht noch nicht.

Kai Niebert, Präsident des Deutschen Naturschutzrings, erklärte, dass
ein klimaneutrales Europa das einzig maßgebende Ziel für 2050 sein
dürfe.

Wendel Trio, Direktor von CAN Europe, bewertete die Strategie als
wichtigen Schritt nach vorne. Jedoch sei es angesichts der
dramatischen Auswirkungen des Klimawandels, die bereits heute deutlich
zu spüren sind, notwendig, dass die EU ihr Ziel der
Netto-Null-Emissionen auf 2040 vorverlegt. Denn es werde immer
unwahrscheinlicher, dass das 1,5-Grad-Ziel globaler Erderhitzung, wie
es im Klimaabkommen von Paris steht, gehalten werden könne.

Einen ähnlichen Standpunkt vertreten das Europäische Umweltbüro (EEB),
Friends of the Earth Europe (FoEE) und der WWF.

Die Waldschützer*innen von FERN begrüßten, dass die EU-Kommission das
Potenzial von Wäldern, CO2-Emissionen zu verringern, anerkenne.

Transport & Environment (T&E) befürwortet das Ziel, den Verkehr
vollständig zu dekarbonisieren. Nun seien vor allem die
EU-Mitgliedstaaten gefragt, die Vision zu verwirklichen.

Mit dieser Vision im Gepäck reist die EU-Delegation am Wochenende ins
polnische Kohlerevier. In Katowice findet vom 3. bis zum 14. Dezember
die 24. Weltklimakonferenz statt. [aw]



Mitteilung der EU-Kommission "Langzeit-Klimastrategie 2050" 

https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/docs/pages/com_2018_733_en.pdf

EU-Kommission: Fragen und Antworten zur Strategie 

http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-6545_de.htm

Reaktionen aus Umweltverbänden 

DNR 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/eu-kommission-veroeffentlicht-zukunftsvisionen-fuer-den-klimaschutz/

CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1696-european-commission-takes-a-step-forward-on-climate-change

EEB 

https://eeb.org/eu-climate-strategy-sets-course-now-governments-must-speed-up/

FERN 

https://fern.org/eu-long-term-strategy

FoEE 

http://www.foeeurope.org/2050-too-late-Europe-stop-burning-carbon-281118

Transport & Environment 

https://www.transportenvironment.org/press/eu-publishes-climate-strategy-exit-oil

WWF EU 

http://www.wwf.eu/?uNewsID=339236

 * 

Quelle:

EU-News, 28.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MASSNAHMEN/068: Gesellschaft und Umwelt gegen den Klimawandel sichern (KIT)


Karlsruher Institut für Technologie - 4. Dezember 2018

KIT-Experten zur Weltklimakonferenz: Gesellschaft und Umwelt gegen
den Klimawandel sichern



Climate Proofing - darunter versteht man unter anderem Strategien, um
die Risiken von Extremereignissen wie Starkregen, Hochwasser, Stürmen
oder Dürren zu mindern. Maßnahmen zur Anpassung und Sicherung gegen
den Klimawandel stehen im Fokus eines Side Events, das Forscher des
Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) beim Weltklimagipfel
(Conference of the Parties, COP24) veranstalten, der heute im
polnischen Katowice beginnt.

"Climate Proofing versucht, die negativen Auswirkungen und Folgen des
Klimawandels einzudämmen", sagt Harald Kunstmann vom Institut für
Meteorologie und Klimaforschung des KIT. Bei der COP24 stellt er mit
seinen Kollegen vor allem Methoden zur Verbesserung von langfristigen
saisonalen Vorhersagen vor. Diese sind für Betreiber großer
Wasserreservoirs zur Stromerzeugung oder zur Bewässerung in der
Landwirtschaft enorm wichtig, um die Klimaentwicklung der kommenden
Monate einschätzen und sich aktiv darauf einstellen zu können. "Mit
der Klimaänderung ist nicht nur eine Erhöhung der Temperatur zu
erwarten. Vielmehr greift sie direkt in den globalen und regionalen
Wasserkreislauf ein", so der Experte. So könne die globale Erwärmung
die Häufigkeit und Stärke von Niederschlägen beeinflussen, was sowohl
zu massiven Dürren als auch zu starken Überflutungen führen könne.

Für Kunstmann wird an Climate Proofing zukünftig kein Weg vorbei
führen: "Trotz aller Klimakonferenzen und Abkommen, steigen
Treibhausgasemissionen weltweit weiter an. Die Chancen, das
1,5-Grad-Celsius-Ziel zu erreichen, sind minimal. Wir müssen uns also
weiterhin auf rasant steigende Temperaturen sowie auf die damit
verbundenen extremen Wettersituationen einstellen - und auf deren
Auswirkungen für Landwirtschaft, Wasserversorgung, Energiewirtschaft
und Infrastruktur."

Politik und Wirtschaft sollten deshalb in Technologien und Methoden
investieren, welche die Anpassung an den Klimawandel in allen
Bereichen der Gesellschaft unterstützen. "Allerdings muss uns klar
sein, dass wir mit Climate Proofing nur ansatzweise die Symptome des
Klimawandels kurieren, nicht aber die eigentlichen Ursachen", betont
Kunstmann. Um diese anzugehen, müssten wir unsere
Treibhausgasemissionen massiv reduzieren und CO2 sogar aktiv aus der
Atmosphäre entfernen. "Ersteres hat große Auswirkungen auf unseren
Lebensstil, Letzteres muss technisch und organisatorisch noch massiv
vorangetrieben werden. Aber beides muss sehr schnell erfolgen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.12.2018

Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

Presse, Kommunikation und Marketing

Kaiserstraße 12, 76131 Karlsruhe

Telefon: +49 721 608-4 7414, Fax: +49 721 608-4 3658

E-Mail: presse@kit.edu

Internet: www.kit.edu
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MELDUNG/156: Wissenschaftler und Ingenieure diskutieren auf UN-Klimakonferenz den Kampf gegen Luftverschmutzung (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 30.11.2018

Wissenschaftler und Ingenieure diskutieren auf UN-Klimakonferenz
den Kampf gegen Luftverschmutzung

Gemeinsame Pressemitteilung FZJ-IASS-TROPOS zu Side Event im
EU-Pavillon auf COP24 in Katowice am 3.12.18



Katowice. Wissenschaftler aus Deutschland werden zur UN-Klimakonferenz
aktuelle Forschungsergebnisse zum Thema Luftverschmutzung vorstellen
und zusammen mit dem Weltverband der Ingenieure über nachhaltige
Lösungen diskutieren. Damit wollen die Forschenden des Deutschen
Klimakonsortiums (DKK) auf die globale Dimension der Luftverschmutzung
aufmerksam machen und für gemeinsame Lösungen werben.

Maßnahmen zur Reduzierung der Luftverschmutzung in vielen Teilen der
Welt schützen nicht nur die Gesundheit von Millionen Betroffenen, sie
helfen auch, den Klimawandel zu bekämpfen und die Weichen für eine
nachhaltige Zukunft zu stellen. Die Veranstaltung ist eines von über
100 Side Events zu Schlüsselthemen im Pavillon der Europäischen Union
auf der UN-Klimakonferenz COP24, die vom 2. bis 14. Dezember im
polnischen Katowice stattfindet.

Luftverschmutzung und Klimawandel stehen in einem engen Zusammenhang.
Die Hauptquellen für CO2-Emissionen - die Gewinnung und Verbrennung
fossiler Brennstoffe - sind wichtige Treiber des Klimawandels und
außerdem eine bedeutsame Quelle von Luftschadstoffen. Darüber hinaus
tragen viele Luftschadstoffe, die für die menschliche Gesundheit und
die Ökosysteme schädlich sind, auch zum Klimawandel bei.
Atmosphären-chemische Prozesse erzeugen sekundäre Schadstoffe, wie
z.B. Ozon und Feinstaub und beeinflussen dadurch die Menge des
einfallenden Sonnenlichts und damit das Klima. Daher ist es wichtig,
chemische Prozesse zu verstehen und langfristige Trends in der
Atmosphäre zu beobachten. Seit über 15 Jahren werden im Rahmen der
europäischen Forschungsinfrastruktur IAGOS (In-Service Aircraft for a
Global Observing System) In-situ-Messungen für Treibhausgase (GHG) und
kurzlebige Klimatreiber (SLCF) durchgeführt. "Die saisonalen Zyklen an
der entscheidenden Grenze zwischen Troposphäre und Stratosphäre (UTLS)
zeigen im Allgemeinen ein Sommermaximum an Ozon (O3) und ein
Frühjahrsmaximum an Kohlenmonoxid (CO) mit einem breiten
Frühjahrs-/Sommermaximum an CO über Nordostasien. Das ist ein klarer
Beleg dafür, dass die Luftverschmutzung das Klima vom Boden bis in die
höheren Schichten der Atmosphäre beeinflusst", sagt Prof. Andreas
Wahner vom Forschungszentrum Jülich.

Rußpartikel sind Bestandteil von Feinstaub und werden bei
Verbrennungsprozessen freigesetzt - etwa durch Kraftfahrzeuge oder bei
der Holzverbrennung. Die Verminderung von Rußemissionen schützt
deshalb das Klima und verringert gleichzeitig die Luftverschmutzung.
Gleichwohl ist politischen Entscheidungsträgern die Bedeutung von Ruß
noch nicht vollständig klar. Eine Reihe politischer Prozesse auf
nationaler und europäischer Ebene bietet jetzt aber die Gelegenheit,
Rußemissionen wirksam und koordiniert zu reduzieren. "Fahrzeuge und
häusliche Feuerungsanlagen sind in Europa die Hauptquellen von Ruß. Im
Verkehrssektor ist die Reduktion der Emissionen durch Dieselfahrzeuge
entscheidend", sagt Dr. Kathleen A. Mar vom IASS Potsdam.

Die europäischen Projekte ACTRIS und EUROCHAMP werden von TROPOS kurz
vorgestellt. Beide Projekte tragen unter anderem dazu bei, die
Auswirkungen der Biomasseverbrennung zu erforschen, die sowohl die
Holzverbrennung in Haushalten als auch Waldbrände haben können.
Holzheizungen in Haushalten sind in jüngster Zeit in Europa immer
populärer geworden und stellen einen wichtigen Faktor für die
Luftverschmutzung dar, mit immensen gesundheitlichen Auswirkungen. Die
Atmosphärenchemiker des TROPOS sind seit mehr als zehn Jahren in der
Erforschung der Holzverbrennung tätig. "Die Holzverbrennung hat nicht
nur einen wichtigen Anteil an der Luftverschmutzung im Winter, sondern
trägt auch durch die Freisetzung von schwarzem Kohlenstoff, einem
kurzlebigen Klimatreiber (SLCF), zu den Klimawirkungen bei. Bei der
Reduzierung der SLCFs in Europa und weltweit muss es daher auch darum
gehen, die Beiträge aus der Holzverbrennung zu verringern", sagt Prof.
Hartmut Herrmann von TROPOS in Leipzig.

COP24 Side Event:

"Sustainable solutions to combat climate change: contribution of
engineers and reducing air pollution" Montag, 3. Dezember 2018,
10:30-12:00, Room Vienna im EU-Pavillon

u.a. mit Beiträgen von

Prof. Dr. Andreas Wahner, Forschungszentrum Jülich:

"Short-lived Climate Forcers: Important for Air Quality and
Climate"

Dr. Kathleen A. Mar, IASS Potsdam:

"Black Carbon in Europe: Mitigation Priorities for Health and
Climate"

Prof. Dr. Hartmut Herrmann, TROPOS Leipzig:

"ACTRIS and EUROCHAMP-2020: Long-term Monitoring and Process Studies
for a changing Atmosphere"



Weitere Informationen:

https://www.tropos.de/index.php?id=888

http://ec.europa.eu/clima/events/0124/calendar_en.htm

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/wissenschaftler-und-ingenieure-diskutieren-auf-un-klimakonferenz-wie-d/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707124

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/089: Zu Hause liefern, um international Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen (RLS)


Gemeinsame Pressemitteilung von Klima-Allianz Deutschland und VENRO -
3. November 2018

COP24: Zu Hause liefern, um international Glaubwürdigkeit
zurückzugewinnen



Zu Beginn der 24. Weltklimakonferenz in Katowice fordern die
Klima-Allianz Deutschland und der Verband für Entwicklungspolitik und
Humanitäre Hilfe (VENRO) die deutsche Bundesregierung auf, endlich die
notwendigen Maßnahmen zu beschließen, um die eigenen Klimaziele
umzusetzen. Die Verbände begrüßen die angekündigte Verdoppelung des
deutschen Beitrags für den Grünen Klimafonds der Vereinten Nationen.
Gut sei es, die Transformation in ärmeren Ländern mit zu unterstützen.
Glaubwürdig sei das aber nur, wenn die eigenen Klimaziele umgesetzt
und so erhöht werden, wie es das Pariser Klimaabkommen verlangt.

Bei der Weltklimakonferenz soll ein solides Regelwerk verabschiedet
werden, mit dem die Ziele aus dem Pariser Klimaabkommen sicher
erreicht werden können. Außerdem müssen insbesondere die
Industrieländer den Startschuss geben, damit bis Frühjahr 2020
Beschlüsse vorliegen, wie sie ihre eigenen Ziele erhöhen wollen, um
angemessen auf den 1,5 Grad-Sonderbericht zu reagieren.

Dr. Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz
Deutschland, sagt dazu: "Dass Deutschland seiner internationalen
Verantwortung im Bereich Klimafinanzierung nachkommt, ist gut und
wichtig. Doch man kann für Geld nicht alles kaufen. Es reicht nicht,
den Geldbeutel zu zücken, wenn man zu Hause seine Klimaziele krachend
verfehlt. Die Umweltministerin wollte eigentlich mit dem Kohleausstieg
im Gepäck nach Katowice reisen, doch nun ist ihr Koffer leer. Das ist
peinlich für die Bundesregierung. Die Weltgemeinschaft erwartet von
Deutschland einen Kohleausstiegsplan, der zu den Klimazielen von Paris
passt. Wir rufen die Bundesregierung dazu auf, im Klimaschutz endlich
wieder voranzugehen, das Klimaschutzziel 2020 schnellstmöglich und das
Klimaziel 2030 zu erreichen. Das geht nur mit einem ambitionierten
Kohleausstieg. Die älteste und klimaschädlichste Hälfte der Kraftwerke
muss kurzfristig vom Netz. Das gibt auch den Spielraum, nicht länger
die von der EU erwartete Zielerhöhung zu blockieren."

Dr. Bernd Bornhorst, Vorsitzender von VENRO, erklärt dazu: "Wir
begrüßen es, dass Deutschland seinen Beitrag für den grünen
UN-Klimafonds verdoppeln wird. Doch die Ankündigung reicht nicht, um
auf der COP24 eine Wende in der Klimapolitik einzuläuten. Der
Sonderbericht des Weltklimarats hat auf erschreckende Weise gezeigt,
was eine Klimaerhitzung von 1,5 Grad C für die ärmsten und
verletzlichsten Menschen im globalen Süden bedeutet. Für sie ist der
Report ein Katastrophenbericht. Deutschland muss alles dafür tun,
damit finanzielle Investitionen aus klimaschädlichen in
klimafreundliche Bereiche geleitet werden. Das Problem, wie
klimabedingte Schäden und Verluste finanziell ausgeglichen werden,
muss fester Bestandteil der Verhandlungsagenda sein. Sonst fallen die
Ziele für nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030 der globalen
Klimakrise zum Opfer."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren über 120
Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung,
Bildung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und
eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer
und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

VENRO ist der Bundesverband entwicklungspolitischer und humanitärer
Nichtregierungsorganisationen (NRO). Ihm gehören rund 140 deutsche NRO
an, die in der privaten oder kirchlichen Entwicklungszusammenarbeit,
der Humanitären Hilfe sowie der entwicklungspolitischen Bildungs-,
Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit tätig sind.



Das Forderungspapier "Deutschland aus dem Klimaabseits holen" finden
Sie unter diesem Link.

https://www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Daten/Publikationen/Positionen/2018-10_PositionspapierCOP24-2018_WEB.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.12.2018

Klima-Allianz Deutschland

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Internet: www.klima-allianz.de, www.venro.org
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STIMMEN/088: Rosa Luxemburg Stiftung kritisiert "Just Transition Declaration" (RLS)


Rosa Luxemburg Stiftung - 3. November 2018

RLS kritisiert "Just Transition Declaration"

Ruf nach «gerechten Übergängen» bei fossilen Arbeitsplätzen darf nicht
zum Feigenblatt für lasche Klimaschutzpolitik werden



Katowice - Anlässlich einer Deklaration zu «gerechten Übergängen für
fossile Arbeitsplätze», deren Veröffentlichung am Rande des
UN-Klimagipfels in Katowice am Montag erwartet wird, warnt die
Rosa-Luxemburg-Stiftung vor einer gefährlichen Verlagerung der Debatte
rund um «just transition».

Zurzeit gebe es vor allem in den frühindustrialisierten Staaten die
Tendenz, «gerechte Übergänge» auf die Verteidigung von
Industriearbeitsplätzen in klimaschädlichen Industrien zu reduzieren,
so die Vorsitzende der Rosa-Luxemburg-Stiftung Dagmar Enkelmann. «Wir
gratulieren unseren Verbündeten in der Gewerkschaftsbewegung, dass sie
mit der Deklaration verankern können, dass die Arbeiter*innen aus
diesen Industrien mit am Tisch sitzen müssen, wenn über gerechte
Übergänge von einer fossilen zu einer regenerativen Wirtschaft
verhandelt wird. Gleichzeitig warnen wir jedoch davor, dass
Gerechtigkeit hier nicht heißen kann ?Jobs zuerst?. Denn auch die
Betroffenen des Klimawandels gehören mit an den Tisch.» Schon jetzt
verschärfe die Klimakrise die bestehenden gravierenden
Ungerechtigkeiten weltweit, so Enkelmann. «Deshalb betonen wir: Keine
Transformation kann als gerecht bezeichnet werden, wenn sie nicht
zuallererst versucht, die globale Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad
Celsius zu reduzieren.»

«Die Möglichkeit, die deutschen Klimaziele für 2020 zu erreichen, wird
durch die Frage der Kohle-Arbeitsplätze blockiert»

Lanciert wird die «Solidarity and Just Transition Silesia Declaration»
 vom Internationalen Gewerkschaftsbund mit der polnischen Regierung
als nun treibende Kraft dahinter. Mit einer Regierung, die immer
wieder durch ihre Blockadehaltung für eine ambitionierte europäische
Klimapolitik auffällt, droht «just transition» ein Stück mehr zu einem
Feigenblatt für lasche Klimaschutzpolitik zu werden.

«Die Gefahren einer solchen ?Jobs First-Position? zeigen sich am
traurigen Schicksal der deutschen Klimapolitik, die derzeit vor allem
in der Kohlekommission verhandelt wird», so Tadzio Müller, Referent
für Klimagerechtigkeit und Energiedemokratie der Rosa-Luxemburg-
Stiftung. «Die Möglichkeit, die deutschen Klimaziele für 2020 zu
erreichen, wird durch die Frage der Kohle-Arbeitsplätze massiv
blockiert. Es kann bei gerechten Übergängen nicht darum gehen,
Industriearbeitsplätze im reichen Norden über den Schutz des
Weltklimas und das damit zusammenhängende Leid und Unrecht zu stellen -
 zumal die reichen Länder über die notwendigen Ressourcen verfügen,
Umbruchprozesse sozial abzufedern. Der Schutz des Weltklimas ist nicht
verhandelbar. Wenn wir uns darüber einig sind, können wir anfangen
wirklich gerechte Übergänge zu gestalten.»



Einen ausführlichen Text zu unserer Position finden Sie hier
Justice first? Transition first!

https://www.rosalux.de/en/news/id/39596/just-transition-justice-first/

Online-Dossier der Stiftung zur COP24

https://www.rosalux.de/dossiers/klimagerechtigkeit/cop24-in-katowice/

 * 

Quelle:

Rosa Luxemburg Stiftung - 3. November 2018

Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

Internet: www.rosalux.de
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STIMMEN/087: "Just transition" als Maßstab für die sozialen Dimensionen einer modernen Klimapolitik (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 29.11.2018

"Just transition" als Maßstab für die sozialen Dimensionen einer
modernen Klimapolitik

'Politics of Coal' - Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft,
Politik, Industrie und Zivilgesellschaft diskutierten am MCC wie ein
sozialverträglicher Kohleausstieg gelingen kann.



29.11.2018. Berlin Im Vorfeld der ab nächste Woche im polnischen
Katowice stattfindenden 24. UN-Klimakonferenz (COP24) standen heute
auf der Agenda der Kohlekonferenz die Herausforderungen einer globalen
Energiewende. Die Teilnehmer der internationalen Konferenz 'Politics
of Coal' am Mercator Research Institute on Global Commons and Climate
Change (MCC) diskutierten insbesondere, mit welchen
Politikinstrumenten die Abkehr von der Kohle sozialverträglich
gestaltet werden kann.

Vor dem Hintergrund einer Renaissance der Kohlenergie in zahlreichen
Entwicklungs- und Schwellenländern ist das Thema von besonderer
Relevanz. In Deutschland berät die von der Bundesregierung eingesetzte
Kohlekommission über einen Fahrplan für den Ausstieg - die
Veröffentlichung des Berichts ist nun aber ins nächste Jahr verschoben
worden. "Auf internationaler Bühne wurde auf ein deutliches Zeichen
zum Kohleausstieg aus Deutschland gehofft", kommentierte MCC-Direktor
Ottmar Edenhofer, "doch mit der Vertagung des Endberichts der
Kohlekommission setzt Deutschland ein Signal in die falsche Richtung
für die Klimakonferenz in Katowice. Die neuen Daten zeigen, dass
letztes Jahr die Kohlenutzung global wieder gestiegen ist. Da wäre es
ein wichtiges Zeichen gewesen, dass Deutschland einen konkreten
Fahrplan für den Kohleausstieg vorzeigen kann. Wir sollten nicht
vergessen: es geht nicht um den Schutz der Kohlekraftwerke, sondern um
den Schutz und die Würde der Menschen."

In ihrer Keynote "Just Transition - Unser Weg zu einer sozial
gerechten Umsetzung des Paris-Abkommens" betonte Svenja Schulze (SPD),
Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und Nukleare Sicherheit: "Wir
in Deutschland brauchen einen planvollen Ausstieg aus Kohle. Der
Ausstieg muss sozial gerecht sein und mit einer guten
Strukturentwicklung in den betroffenen Regionen verbunden werden. [...]
Das Konzept einer "just transition" bietet meiner Ansicht nach hierfür
den geeigneten Rahmen. Es zeigt uns, dass wir uns immer fragen müssen,
wie wir Nachhaltigkeit nicht nur klimapolitisch und ökologisch,
sondern auch sozial verantwortlich und gerecht gestalten. 'Just
transition' kann in diesem Sinne der Maßstab für die sozialen
Dimensionen einer modernen Klimapolitik sein."

Expertinnen und Experten berichteten in ihren Vorträgen von
Erfahrungen in ihren jeweiligen Ländern und Branchen und zeigten, wo
der Wandel bereits erfolgreich vollzogen wurde. "Wir sehen an mehreren
Länderbeispielen wie schwer es ist, verschiedene gesellschaftliche
Interessen zusammenzubringen und einen schnellen Kohleausstieg zu
organisieren. Ein Kohleausstieg kann global nur funktionieren, wenn er
sozial gerecht ausgestaltet wird", kommentiert Jan Steckel, Leiter der
Arbeitsgruppe Klimaschutz und Entwicklung.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news707063

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/1074: Gentechnik-Bakterien im Tierfutter verbreiten Resistenzen gegen Antibiotika (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 30. November 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Gentechnik-Bakterien im Tierfutter verbreiten Resistenzen gegen
Antibiotika

EU-Kommission braucht vier Jahre, um aktiv zu werden



Derzeit ereignet sich der bisher wohl größte Fall einer
unkontrollierten Verbreitung von nicht zugelassenen
Gentechnik-Organismen in der Geschichte der EU: In vielen
Futtermitteln befindet sich ein Zusatzstoff mit lebensfähigen
Bakterien, die mit gleich vier Resistenzen gegen Antibiotika
ausgestattet sind. Drei davon wurden mit Gentechnik in das Erbgut
eingeschleust. Nach Einschätzung der Europäischen Lebensmittelbehörde
EFSA geht von diesen Futtermitteln ein Risiko 'für Verbraucher,
Anwender und die Umwelt' aus.

Im September 2018 ordnete die EU-Kommission an, dass die betroffenen
Futtermittel bis zum 10. November vom Markt genommen werden müssen -
allerdings mit einer Übergangsfrist bis Mitte 2019. Die EU-Kommission
und die Mitgliedsländer hätten schon wesentlich früher aktiv werden
müssen: Bereits 2014 lagen die ersten Meldungen über die
Gentechnik-Keime vor.

"Der Fall zeigt, dass die EU-Kommission mit den Risiken gentechnisch
veränderter Organismen zu nachlässig umgeht. Diese Bakterien hatten
die Möglichkeit, sich über Jahre in den Tierställen auszubreiten und
ihre Resistenzen an andere, gesundheitsgefährdende Keime
weiterzugeben", sagt Christoph Then für Testbiotech. "Es handelt sich
um eine nicht genehmigte, massenhafte Freisetzung von gentechnisch
veränderten Organismen. Diese hätte ohne Verzug gestoppt werden
müssen."

Der wohl in China hergestellte und jetzt erst ins Visier geratene
Zusatzstoff wird in der EU über eine große Futtermittelfirma
vertrieben. Die Gentechnik-Bakterien sollen den
Futtermittelzusatzstoff Vitamin B2 produzieren (Riboflavin). Es gibt
viele natürliche Quellen für Riboflavin, allerdings setzt die
Massentierhaltung zunehmend auf Zusatzstoffe aus gentechnischer
Produktion. Die Europäische Lebensmittelbehörde EFSA hat bereits viele
weitere, ähnliche Präparate zugelassen. Derartige Stoffe dürfen
Futtermitteln nur dann zugesetzt werden, wenn sie keine Spuren der
Bakterien mehr enthalten.

Die speziellen Futtermittelzusatzstoffe wurden 2014 von der EFSA für
sicher erklärt, nach den Unterlagen der Industrie sollten sie
keinerlei lebensfähige gentechnisch veränderte Keime enthalten. Doch
im gleichen Jahr lagen auch erste Berichte aus Belgien über die Keime
vor. Im Oktober 2016 stellten dann ExpertInnen des Bundesamtes für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) gemeinsam mit
anderen EU-Behörden fest, dass die betroffenen Futtermittel nicht
hätten verkauft werden dürfen. Es wurden aber keine Maßnahmen
ergriffen, die Futtermittel vom Markt zu nehmen. Stattdessen verlangte
die EU-Kommission 2016 von der EFSA eine Neubewertung der
Futtermittelzusatzstoffe. Die EU-Behörde veröffentlichte ihr Gutachten
erst im März 2018. Aus diesem geht hervor, dass von den
Gentechnik-Keimen tatsächlich ein erhebliches Risiko ausgeht. Danach
dauerte es noch Monate, bis die Kommission beschloss, die betroffenen
Futtermittel vom Markt zu nehmen. Doch dürfen Mischungen, die die
Zusatzstoffe enthalten, dank einer großzügigen Übergangsfrist noch bis
Mitte nächsten Jahres verfüttert werden.

Es handelt sich bereits um den zweiten Fall einer massiven
unkontrollierten Verbreitung von Gentechnik-Organismen in der EU: 2017
hatte der Fall von gentechnisch veränderten Petunien für Schlagzeilen
gesorgt, die bei Gärtnereien in mehreren Ländern der EU aufgetaucht
waren. Testbiotech mahnt, dass insbesondere die Einführung von
Gentechnik-Organismen der neuen Generation, bei denen Verfahren wie
CRISPR eingesetzt werden, zu einer erhöhten Aufmerksamkeit der
Behörden führen muss, um den Folgen einer unkontrollierten Ausbreitung
in der Umwelt vorzubeugen.

"Um unabhängige Kontrollen zu ermöglichen, ist es zwingend notwendig,
dass genaue Daten veröffentlicht werden, was genau in den jeweiligen
Organismen gentechnisch verändert wurde. Es ist äußerst
besorgniserregend, dass gerade diese Information nach dem Willen der
EU-Kommission in Zukunft geheim gehalten werden soll. Sie hat
entsprechende Regelungen in eine Neufassung der Verordnung 178/2002
über die Lebensmittelsicherheit eingefügt, über die im Dezember im
Europäischen Parlament abgestimmt werden soll", sagt Christoph Then
für Testbiotech.




Weitere Informationen:

Die Entscheidung der Kommission

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1543312838912&uri=CELEX%3A32018R1254

Die Bewertung der EFSA

http://www.efsa.europa.eu/en/efsajournal/pub/5223

Wissenschaftliche Publikation unter Beteiligung des BVL

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0308814617304193

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 30.11.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





FORSCHUNG/481: Die Viren-Detektive - Geheimnis des "Bachforellen-Sterbens" gelüftet (idw)


Technische Universität München - 28.11.2018

Die
Viren-Detektive: Geheimnis des "Bachforellen-Sterbens" gelüftet



Jeden Sommer gehen in Süddeutschland, Österreich und der Schweiz
massenhaft Bachforellen zugrunde. Einem interdisziplinären Team der
Technischen Universität München (TUM) ist es jetzt gelungen, das
mysteriöse Fischsterben aufzuklären: Das "Bachforellen-Sterben" wird
durch ein bisher unbekanntes Virus ausgelöst.

Tatort sind immer dieselben Flussabschnitte. Und immer sind die Opfer
die Bachforellen. Innerhalb weniger Tage färbt sich deren Haut dunkel
und die Tiere gehen zu Grunde. Nach der Ursache des mysteriösen
Massensterbens fahndeten Forscher und Behörden seit Jahrzehnten -
bisher ohne Erfolg.

Mit modernsten Analyse-Methoden hat Prof. Ralph Kühn zusammen mit
einem Forschungsteam der TU München jetzt den Erreger entdeckt, der
das "Proliverative Darkening Syndrom", kurz PDS, bei Bachforellen
auslöst.

Von der Iller ins Labor

"Die größte Herausforderung lag darin, einen Krankheitserreger zu
identifizieren, den niemand kannte. Wir wussten daher nicht, wonach
wir suchen mussten", erinnert sich der Biologe. "Am Anfang war nicht
einmal klar, ob es sich ein Bakterium, ein Virus, einen Parasiten oder
um ein Umweltgift handelt."

Es folgten zehn Jahre wissenschaftlicher Detektivarbeit. Die
Forscherinnen und Forscher legten an der Iller zwei Versuchsstationen
an - eine im Oberlauf, in der Nähe von Obersdorf, wo die
Fischkrankheit nie beobachtet worden war; eine zweite im Unterlauf,
nahe Kempten, wo jeden Sommer Bachforellen verenden.

An beiden Stationen bauten die Forschenden mit Flusswasser gespeiste
Aquarien auf. Von Mai bis September beobachteten sie die Fische in den
Aquarien und entnahmen jeden Tag Gewebeproben, die tiefgekühlt ins
Labor der TUM geschickt und dort analysiert wurden.

Mit Next Generation Technologies auf Spurensuche

Die Beobachtungen zeigten, dass die PDS-Krankheit in drei Phasen
verläuft: Zu Anfang wirken die Fische noch völlig gesund, später
erkennt man Veränderungen der inneren Organe wie Leber und Nieren, in
der dritten Phase färbt sich Haut der Bachforellen dunkel, kurz drauf
sterben die Tiere. "Aufgrund dieses Krankheitsverlaufs vermuteten wir
schon bald, dass es sich bei PDS um eine Viruserkrankung handelt",
berichtet Kühn.

Um das Virus in den Proben aufzuspüren, nutzten die Forscher eine
Reihe moderner molekulargenetischer Verfahren, so genannter "Next
Generation Technologies." Diese Methoden erlauben eine intensive
Analyse des Erbguts.

Hierbei wurde zunächst der Krankheitsverlauf der Fische auf der Ebene
der Genantwort charakterisiert, um anschließend an Tieren mit
ähnlicher Immunantwort die Nukleotid-Abfolge allen enthaltenen
Erbgutes, Fisch und mögliche Pathogene, zu bestimmen.

Die Nadel im genetischen Heuhaufen

Computerprogramme halfen dabei, in diesem genetischen Datenberg den
krankmachenden Virus zu finden. Mit Hilfe von "Deep Bioinformatic
Processing" gelang es, Teile des genetischen Profils des
Krankheitserregers zu identifizieren und mit den Profilen schon
bekannter Viren zu vergleichen.

Erweiterte, virusspezifische Sequenzierungen führten zur Bestimmung
des Viren-Erbguts. Ergebnis: Bei dem Erreger, der das Bachforellen-
Sterben auslöst, handelt es sich um einen Piscine Reo-Virus. Dieser
ist verwandt ist mit dem, der Lachse im Nordatlantik und auch im
Pazifik befällt und große wirtschaftliche Schäden verursacht.

Im nächsten Schritt wollen die Forscher den Virus im Labor vermehren
und untersuchen, warum es nur in bestimmten Abschnitten der
Alpenflüsse vorkommt und inwieweit der globale Handel mit Fischen die
Ausbreitung begünstigt.

Weitere Informationen:

Das Projekt des Konsortiums Bachforellensterben TUM (Lehrstuhl für
Zoologie, Lehrstuhl für Aquatische Systembiologie, Lehrstuhl für
Tierphysiologie & Immunologie) wurde gefördert durch das Bayerisches
Landesamt für Umwelt sowie das Bayerische Staatsministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Kooperationspartner war
außerdem die Fachberatung für Fischerei Niederbayern, Bezirk
Niederbayern, in Landshut.

Originalpublikation:

Identification of a piscine reovirus-related pathogen in Proliferative
Darkening Syndrome (PDS) infected brown trout (Salmo trutta fario)
using a next-generation technology detection pipeline

Ralph Kühn, Bernhard C. Stöckle, Marc Young" Lisa Popp, Jens-Eike
Täubert, Michael W. Pfaffl, Jürgen Geist

PLOS ONE, 22.10.2018 - DOI: 10.1371/journal.pone.0206164




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35106/

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0206164

Originalpublikation

http://www.zoologie.wzw.tum.de

Website des Lehrstuhls

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news706847

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/291: Wasserkraft - Tabuzone Balkanflüsse (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.11.2018 / Wasser & Meere

Wasserkraft: Tabuzone Balkanflüsse



80.000 Flusskilometer haben Riverwatch und EuroNatur im Rahmen der
Kampagne 'Rettet das Blaue Herz Europas' wissenschaftlich bewertet.
Ergebnis: Drei Viertel der Balkanflüsse zwischen Slowenien und
Griechenland sind ökologisch so wertvoll, dass sie nicht durch
Wasserkraftwerke verbaut werden dürfen. Die wichtigste Frage bei der
Projektierung neuer Bauvorhaben sollte also sein: "Wo darf nicht
gebaut werden?", mahnen die Umweltschutzorganisationen.

Etwa 61.000 Flusskilometer (76 Prozent) seien ökologisch so
hochwertig, dass Riverwatch und EuroNatur sie als Tabuzonen für
Wasserkraftwerke ausgewiesen haben. "Wir fordern Investoren sowie die
Entscheidungsträger in den Balkanländern und der EU auf, zukünftig
keine Wasserkraftwerke mehr in diesen Tabuzonen zu finanzieren oder zu
genehmigen. Der Schutz der Balkanflüsse ist eine europäische Aufgabe
und der Öko-Masterplan ein Werkzeug für alle Verantwortlichen, diesen
Schatz zu erhalten", so Riverwatch und EuroNatur.

Weil Wasserkraftwerke grundsätzlich erheblichen Schaden an der Natur
anrichteten, sei der entscheidende Aspekt bei der Planung die Klärung
des Standorts. Derzeit seien zwischen Slowenien und Griechenland rund
3.000 Wasserkraftwerke in Planung oder im Bau. Mehr als 1.000 davon in
hochrangigen Schutzgebieten wie Nationalparks oder Natura
2000-Gebieten. Der einmaligen Artenvielfalt drohe der Kollaps, sollten
diese Projekte realisiert werden. Hunderte Arten könnten aussterben,
darunter laut Wissenschaftlern elf Fischarten. Auch die ohnehin schon
bedrohten Bestände des Huchens, auch Donaulachs genannt, könnten um
etwa 70 Prozent schrumpfen und die Art damit an den Rand des
Aussterbens gebracht werden. [jg]



Pressemitteilung

https://www.euronatur.org/aktuell/detail/news/oeko-masterplan-zeigt-wert-der-balkanfluesse/

Karte mit Tabuzonen

https://balkanrivers.net/en/masterplan-storymap

 * 

Quelle:

EU-News, 28.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MELDUNG/392: Öko-Masterplan zeigt Wert der Balkanflüsse (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 27. November 2018

Öko-Masterplan zeigt Wert der Balkanflüsse

++ 80.000 Kilometer Fließgewässer auf dem Balkan wissenschaftlich
bewertet ++ 76 Prozent davon als Tabuzonen für Wasserkraftwerke
ausgewiesen ++ Energiewende ist notwendig und möglich ++



Der Öko-Masterplan: Mehr als 80.000 Kilometer Flüsse und Bäche wurden
am Balkan wissenschaftlich bewertet, 76% davon wurden als Tabuzonen
für den Bau von Wasserkraftwerken definiert. Das Blaue Herz Europas
soll weiterschlagen.


Wien, Radolfzell. Drei Viertel der Balkanflüsse sind ökologisch so
wertvoll, dass sie nicht durch Wasserkraftwerke verbaut werden dürfen.
Das belegt der Öko-Masterplan, den die NGOs Riverwatch und EuroNatur
heute im Rahmen der Kampagne 'Rettet das Blaue Herz Europas'
präsentierten. Beim Öko-Masterplan handelt es sich um eine Art
Raumordnungsplan für die Fließgewässer zwischen Slowenien und
Griechenland, der Tabuzonen für neue Wasserkraftwerke aufzeigt.
Insgesamt wurde dafür ein Fließgewässernetz von mehr als 80.000
Kilometer Länge wissenschaftlich bewertet. Das Resultat: Etwa 61.000
Flusskilometer davon (76 Prozent) sind ökologisch hochwertig und damit
als Tabuzonen für Wasserkraftwerke ausgewiesen (folgen Sie dem Link
zur visuellen Storymap). "Wir fordern Investoren sowie die
Entscheidungsträger in den Balkanländern und der EU auf, zukünftig
keine Wasserkraftwerke mehr in diesen Tabuzonen zu finanzieren oder zu
genehmigen. Der Schutz der Balkanflüsse ist eine europäische Aufgabe
und der Öko-Masterplan ein Werkzeug für alle Verantwortlichen, diesen
Schatz zu erhalten", so Riverwatch und EuroNatur.

Weil Wasserkraftwerke grundsätzlich erheblichen Schaden an der Natur
anrichten, ist der entscheidende Aspekt bei der Planung die Klärung
des Standorts. Deshalb lautet die wichtigste Frage bei der
Projektierung: 'Wo darf nicht gebaut werden?' Der Öko-Masterplan
beantwortet diese Frage und schafft damit eine wesentliche
Planungsgrundlage für Investoren und Entscheidungsträger.

Dieser Plan vereinigt erstmals das Wissen über Artenvielfalt (Fische,
Muscheln, Köcherfliegen), Intaktheit der Fließgewässer mit ihren Auen
sowie die Lage von Schutzgebieten und gibt diese Informationen in
Karten und Tabellen wieder. Er ist ein geeignetes Instrument, die
verheerenden Wasserkraftplanungen einzudämmen, die Artenvielfalt und
die Schönheit der Flusslandschaften zu erhalten, soziale Konflikte zu
vermeiden und für Investoren die Planungssicherheit zu erhöhen.

Derzeit sind zwischen Slowenien und Griechenland rund 3.000
Wasserkraftwerke in Planung oder im Bau. Mehr als 1.000 davon in
hochrangigen Schutzgebieten wie Nationalparks oder Natura
2000-Gebieten. Auch der einmaligen Artenvielfalt in diesen Flüssen
droht der Kollaps, sollten diese Projekte realisiert werden. Hunderte
Arten könnten aussterben, darunter laut Wissenschaftlern elf
Fischarten. Auch die ohnehin schon bedrohten Bestände des Huchens
könnten um etwa 70 Prozent schrumpfen und die Art damit an den Rand
des Aussterbens gebracht werden.

Aus sozialer Sicht besteht ebenfalls dringender Handlungsbedarf: Immer
mehr Anrainer und Initiativen wehren sich gegen die Flut an
Wasserkraftprojekten. Etwa in Serbien, wo erst kürzlich 3.000 Menschen
gegen den geplanten Bau von 60 Wasserkraftwerken im Naturpark Stara
Planina auf die Straße gingen und den Baubeginn stoppten. Oder in
Bosnien-Herzegowina, wo seit mehr als einem Jahr die 'tapferen Frauen
von Krucica' eine Kraftwerksbaustelle blockieren - Tag und Nacht.

"Dieser Öko-Masterplan ist die wichtigste Grundlage für alle weiteren
Planungen an den Balkanflüssen. Diese Tabuzonen für Wasserkraftwerke
sind gleichzeitig die 'Go-areas' für seltene Tiere und Pflanzen, für
einmalige Landschaften, für Anrainer und alle Naturliebhaber", sagt
Ulrich Eichelmann, Geschäftsführer von Riverwatch.

Energiealternativen

Laut Öko-Masterplan liegen 89 Prozent der geplanten Wasserkraftwerke
in Tabuzonen. Eine eigens in Auftrag gegebene Energiestudie ergab,
dass der Ausfall dieser Kraftwerksprojekte durch den Ausbau vor allem
von Solar- und Windanlagen ersetzt werden könne. Doch derzeit
konzentrieren sich die Balkanstaaten fast ausschließlich auf die
Wasserkraft, in Photovoltaik wird hingegen kaum investiert - trotz 300
Sonnentagen pro Jahr, wie etwa in Albanien. "Der Öko-Masterplan hat
erneut belegt, dass die Balkanflüsse zu wertvoll sind, um sie zu
verlieren. Sie sind das Blaue Herz Europas. Dessen Zerstörung durch
Wasserkraft wäre nicht nur ökologisch und sozial verheerend, sondern
auch energiepolitischer Unsinn", sagt Gabriel Schwaderer,
Geschäftsführer von EuroNatur. Ein Wandel in der Energiepolitik auf
dem Balkan ist dringend erforderlich: Dies beinhaltet die Reduzierung
der großen Energieverluste, den Stopp der Wasserkraft sowie
Investitionen in Solar und Wind, so die Einschätzung von EuroNatur und
Riverwatch.

Hintergrundinformationen:

• Die Daten des Öko-Masterplans wurden in DIESER STORYMAP [1]
visuell aufgearbeitet

• Öko-Masterplan für Balkanflüsse zum DOWNLOAD [2] 

• Kampagne zur Rettung der Balkanflüsse: Ungefähr 3.000 neue
Wasserkraftwerke sind derzeit zwischen Slowenien und Albanien in
Planung oder im Bau. Um dieser Welle der Zerstörung entgegenzutreten,
haben die Naturschutzorganisationen EuroNatur und Riverwatch zusammen
mit lokalen Partnern in den Balkanländern die Kampagne 'Rettet das
Plaue Herz Europas' [3] ins Leben gerufen.



[1] https://balkanrivers.net/en/masterplan-storymap

[2] https://balkanrivers.net/sites/default/files/Eco-Masterplan%20for%20Balkan%20Rivers-PRESS-REVISION%201-2018%20November%2026-WEB.pdf

[3] https://balkanrivers.net/de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.11.2018

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)

Stiftung für Europas Natur

Konstanzer Str. 22. 78315 Radolfzell

Tel.: 07732/92 72-0, Fax: 07732/92 72-22

E-Mail: info@euronatur.org

Internet: www.euronatur.org
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KLIMA/677: CO2 - die Ökonomie behält den ersten Platz ... (SB)




Im August 2018 und damit noch rechtzeitig vor der am 2. Dezember 2018
in Katowice begonnenen UN-Klimakonferenz hat der Wissenschaftliche
Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) ein
Politikpapier mit dem Titel "Zeit-gerechte Klimapolitik: Vier
Initiativen für Fairness" [1] veröffentlicht. Darin werden sehr viel
ausführlicher die sozialen Folgen der globalen Erwärmung als die ihr
zugrundeliegenden naturwissenschaftliche Fragen in den Mittelpunkt
gestellt. So fordert der WBGU, daß erstens ein Plan zum
Strukturwandel in Kohlebergbauregionen erarbeitet wird, zweitens die
Rechtsansprüche vom Klimawandel geschädigter Menschen geprüft werden,
drittens die Migration von Klimaflüchtlingen sichergestellt wird und
viertens Finanzmittel für eine "zeit-gerechte" Transformation (u.a.
Generationengerechtigkeit) bereitgestellt werden.

Die menschengemachten CO₂-Emissionen gelten als Hauptfaktor
der gegenwärtigen globalen Erwärmung. Um den 2015 im
Klimaübereinkommen von Paris beschlossene Grenzwert, die Erderwärmung
auf unter zwei Grad, möglichst 1,5 Grad Celsius gegenüber der
vorindustriellen Zeit zu halten, nicht zu durchbrechen, müssen laut
WBGU die weltweiten CO₂-Emissionen spätestens 2020 ihren
Scheitelpunkt erreicht haben und anschließend kontinuierlich sinken.
Und der WBGU macht auf eine weitere positive Begleitfolge einer
raschen CO₂-Minderung aufmerksam: Weniger fossile
Energieträger zu verbrennen bedeutet, daß auch weniger
Luftschadstoffe entstehen und Millionen vorzeitige Todesfälle
vermieden werden.

Die geforderte Dekarbonisierung, also "Entkohlenstofflichung" der
Gesellschaft läuft auf einen Strukturwandel hinaus. Darin hat die
Bundesrepublik Deutschland eigentlich schon reichhaltige Erfahrungen,
wurde doch der Steinkohlebergbau im Laufe des vergangenen
Jahrhunderts nach und nach zurückgefahren und in diesem Jahr
vollständig eingestellt. Die in der Kohleindustrie Beschäftigten
mußten in anderen Branchen untergebracht werden. "Allein im
Kohlebergbau des Ruhrgebiets waren von Ende der 1950er bis Ende der
1990er Jahre fast 430.000 verlorene Arbeitsplätze zu kompensieren",
so der WBGU.

Heute wird in Deutschland nur noch Braunkohle im Tagebau gefördert.
Darin sind etwa 25.000 Menschen beschäftigt. Aus Klimaschutzgründen
müßte die Braunkohle ab sofort im Boden bleiben, weil ihre
Verstromung vergleichsweise hohe CO₂-Emissionen erzeugt. Der
WBGU schreibt, daß der Kohleausstieg bis 2030 weltweit vollzogen sein
muß. Das bedeute, daß der Strukturwandel nicht so stark wie beim
Steinkohleausstieg wäre, aber innerhalb einer viel kürzeren Zeit
vonstatten gehen müßte.

Die Sorge der Beschäftigten in der Kohlewirtschaft vor einem
Arbeitsplatzverlust ist insofern nachvollziehbar, als daß die
Regierung bisher keinen umfassenden, glaubwürdigen Plan zum
Strukturwandel vorgelegt hat. Das nährt das Mißtrauen, daß ein nicht
geringer Teil der Beschäftigten dem Hartz-Regime zugeführt und
verarmen würde. Aber würden die Kohlekumpel auch dann noch für den
Erhalt ihrer klimaschädigenden Arbeitsplätze auf die Straße gehen,
wenn sie ganz sicher sein könnten, daß sie durch den Kohleausstieg
keinerlei ökonomische Nachteile erleiden?

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des WBGU-Politikpapiers war noch
nicht klar, daß die von der Regierung einberufene Kohlekommission,
die Vorschläge zum sozialverträglichen Kohleausstieg erarbeiten soll,
es offenbar tunlichst vermieden hat, noch vor der COP24 Empfehlungen
auf den Tisch zu legen, über die man dann hätte sprechen können. Das
ist ein ganz großes Manko der Bundesrepublik und läßt sich kaum
anders deuten, als daß die Verzögerung absichtlich herbeigeführt
wurde. Die anderen Staaten wissen sehr genau einzuschätzen, daß
Deutschland seine widersprüchliche Klimapolitik weiterbetreiben will,
indem es Forderungen an andere richtet - beispielsweise an die
kohlefreundliche polnische Regierung -, aber immer dann auf die
Bremse tritt, wenn die eigene Industrie Nachteile erleiden könnte.
Stichworte hierzu sind unter anderem Braunkohleverstromung,
subventionierter Autoverkehr, Steuervorteile für Flugbenzin.

Die zweite Initiative, die der WBGU vorschlägt, stützt sich im Kern
auf ein nachvollziebares Argument: Unternehmen aus der fossilen
Energiewirtschaft, die aufgrund des aus Klimaschutzgründen
notwendigen Strukturwandels Einbußen erleiden, werden dafür vom Staat
entschädigt oder können Entschädigungen für ihre Verluste einklagen.
Umgekehrt jedoch gilt dies für einzelne Menschen, die existentiell
von den Folgen des Klimawandels, den andere zu verantworten haben,
betroffen sind, nicht. Dazu schreibt der WBGU: "Diese Asymmetrie der
Durchsetzung von Rechtsansprüchen wegen erlittener Schäden zwischen
geschädigten Personen und verursachenden Unternehmen führt aus Sicht
des WBGU zu einer Schieflage, die einer zeit-gerechten Transformation
entgegensteht."

Die Autorinnen und Autoren legen den Finger in die Wunde der
Regierungen, indem sie darauf aufmerksam machen, daß "Verluste und
Schäden" durch den Klimawandel (Loss and Damage) bereits heute
Realität sind, aber eine weitaus geringere Aufmerksamkeit erlangen
als beispielsweise Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel.
"Ausreichende Anstrengungen der Staatengemeinschaft, Verluste und
Schäden auszugleichen bzw. so weit wie möglich rückgängig zu machen,
sind bislang nicht erkennbar."

Ausgerechnet in diesem Punkt, der für die ärmeren Länder von enormer
Bedeutung ist, bleibt das Übereinkommen von Paris besonders
unverbindlich, wie der WBGU schreibt: "Die Vertragsstaaten erkennen
... zwar die Notwendigkeit an, das Thema zu adressieren, bekunden
aber gleichzeitig in der Erklärung zur Anerkennung des
Übereinkommens, dass (dies) keine verpflichtenden Ausgleichszahlungen
zur Folge hat."

Das kritisierte auch die Anwältin Makereta Waqavonovono aus der
Republik Fidschi. Sie hat Voruntersuchungen für eine Klage
durchgeführt, die bei der Human Rights and Anti-Discrimination
Commission von Fidschi gegen die Regierung eingereicht werden soll
und berichtete von dieser "Klimaklage" im vergangenen Jahr auf dem
People's Climate Summit in Bonn [2].

Der WBGU empfiehlt der Bundesregierung, Klagen von Individuen
gegenüber Großemittenten zu unterstützen. Aufgrund der finanziellen
Risiken würden jedoch bislang durch Klimafolgen Geschädigte kaum
klagen. Zu denen, die dennoch den juristischen Kampf gegen den einen
oder anderen Goliath aufgenommen haben, gehört sicherlich Carroll
Muffett, Präsident und Vorstandsvorsitzender des in Washington DC
ansässigen Center for International Environmental Law (CIEL). Auch er
nahm am People's Climate Summit in Bonn teil und stellte die Arbeit
seines Centers vor [3].

Nach dem Ersten Weltkrieg befanden sich Millionen Menschen auf der
Flucht. Sie besaßen weder gültige Ausweispapiere noch konnten sie in
ihre Heimat zurückkehren. Um die Not der Menschen einigermaßen zu
lindern, habe 1922 der damalige Hochkommissar für Flüchtlingsfragen
des Völkerbundes Fridtjof Nansen "ein internationales
Rechtsinstrument zum Schutz der Migrant*innen" - einen Pass für
Staatenlose - erfunden. Dieser Pass gestattete es ihnen,
Staatsgebiete jener Länder zu betreten, die den "Nansen-Pass"
anerkannten. Auf diese später mit dem Friedensnobelpreis bedachte
Idee hebt aktuell der WBGU ab und fordert, daß die internationale
Staatengemeinschaft Menschen, die aus Gründen des Klimawandels
migrieren, einen "Klimapass" gewährt, der es ihnen ermöglicht, sich in
anderen Ländern niederzulassen.

Die vierte Initiative des WBGU dreht sich um die Einrichtung eines
Transformationsfonds zur Umgestaltung der Gesellschaft, der sich von
der fossilen Energiewirtschaft ab- und einer nachhaltigen
Energiewirtschaft zuwendet. Der Fonds soll sich unter anderem aus
einer umfassenden Bepreisung von Treibhausgasemissionen speisen. Die
wohlhabenderen Länder, die historisch die Hauptverantwortung für den
Klimawandel tragen, sollen die wirtschaftliche schwächeren Länder
stärker unterstützen, damit diese Anpassungsmaßnahmen gegen den
Klimawandel ergreifen können, lauten einige der Vorschläge, die der
WBGU unter dem Stichwort "zeit-gerechte Transformation" subsumiert.

Nicht zufällig greift der WBGU mit seinen vier Vorschlägen einige von
der Klimaschutzbewegung erhobene Forderungen auf. Die große
inhaltliche Nähe zwischen Regierungsberatung und Zivilgesellschaft
drückt sich in Aussagen aus wie: "Der WBGU weist der Beteiligung
zivilgesellschaftlicher Akteure für die Erarbeitungen von Lösungen
von Umweltproblemen prinzipiell eine zentrale Rolle zu."

Wie in der Vergangenheit, als der WBGU vergleichbar kritische
Berichte zu anderen gesellschaftlichen Konfliktfeldern erstellt hat,
dürfte der Einfluß dieses Politikpapiers auf die konkrete
Regierungspolitik recht bescheiden ausfallen gemessen an der Aufgabe,
die globale Erwärmung ausbremsen, indem die CO₂-Emissionen
reduziert werden. Das WBGU-Papier entspricht ganz und gar nicht der
Politik, die von der Bundesregierung verfolgt wird und die dazu
geführt hat, daß Deutschland sein Klimaschutzziel, die
CO₂-Emissionen bis 2020 um 40 Prozent gegenüber dem
Vergleichsjahr 1990 zu senken, aller Voraussicht nach weit verfehlen
wird. Die COP24 in Katowice wird zeigen, ob überhaupt und in welchem
Ausmaß die WBGU-Vorschläge ein Leitfaden für die Politik der
Bundesregierung sind.


Fußnoten:

[1] https://www.wbgu.de/

[2] http://schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0143.html

[3] http://schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0162.html
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BERICHT/149: Klimawandel - Ausflucht Politik ... (SB)




"Es geht nicht mehr um das 'Ob', sondern um das 'Wie' - das
wissenschaftliche Urteil ist klar: die globalen Emissionen müssen bis
zum Jahr 2030 halbiert werden, wenn wir eine Chance haben wollen,
deutlich unter der Grenze von zwei Grad globaler Erwärmung zu bleiben.
Der UN-Klimagipfel im polnischen Kattowitz wird nicht diskutieren,
'ob' Regierungen zur Begrenzung der Klimarisiken weltweit eine
schnelle Reduzierung des Ausstoßes von Treibhausgasen erreichen
müssen, sondern 'wie' sie dies tun können."
(Johan Rockström,
designierter Direktor des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung
(PIK) in einer Pressemitteilung am 30.11.18 zur bevorstehenden COP 24) 

Der jüngste, von Klimaforschern erstellte IPCC-Sonderbericht 1,5
(kurz: SR 1,5) läßt keinen Zweifel daran: Nichts ist überflüssig, was
zum Klimaschutz beiträgt. In den nächsten zwölf Jahren muß die
Weltgemeinschaft eine Trendwende geschafft und die
Treibhausgas-Emissionen auf die Hälfte reduziert haben. Jede Verzögerung kostet vor
allem in den sensiblen Regionen Menschenleben und mit jedem
Zehntelgrad oder sogar Hundertstelgrad nicht vermiedener Erwärmung
wachsen die Risiken des Klimawandels massiv an, aber auch die
volkswirtschaftlichen Kosten. Dieses Fazit und der bevorstehende
Klimagipfel COP 24 im polnischen Katowice hatte den beiden
zivilgesellschaftlichen Zusammenschlüssen Klima-Allianz Deutschland
und VENRO - Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe Anlaß zu
einem gemeinsamen Positionspapier gegeben und darüber hinaus Vertreter
aus Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft zu einer Konferenz am
23. Oktober in Berlin einzuladen, auf der die Position Deutschlands im
internationalen Klimaschutz kritisch hinterfragt und die notwendigen
Forderungen zur 24. UN-Weltklimakonferenz noch einmal thematisiert
werden sollten. [1] Auch wenn es in den Diskussionen an diesem Tag im
Wesentlichen um das "Wie" ging und die geladenen Vertreter von
Wissenschaft und Zivilgesellschaft sich zumeist darin einig waren, daß
letztlich das, was technisch möglich ist, mit konzertiertem Druck
auch politisch durchgesetzt werden könne, sind doch aus der jüngeren
Vergangenheit Zweifel angebracht, daß sich wissenschaftliche Theorie
und politische Praxis in Deckung bringen läßt. Die Blockadehaltung der
Bundesregierung gegenüber vielen Vorschlägen, sich den gemeinsamen
Klimazielen anzunähern und ihrer internationalen Verantwortung gerecht
zu werden, läßt sich jedenfalls nicht per Knopfdruck ausschalten.
An der deutschen Klimapolitik wird deutlich, daß ein konsequenter
Klimaschutz an genau den widerständigen Industrie- und
Wirtschaftsinteressen scheitert, die bislang am stärksten zum
Klimawandel beigetragen haben, während Feigenblattprojekte mehr oder weniger
erfolgreich den Eindruck erwecken, die gesellschaftlichen und politischen Kräfte
wären schon auf dem richtigen Weg.




[image: Die Emissionen des abgebildeten deutschen Kohlekraftwerks Werdohl-Elverlingsen werden durch das EU ETS erfaßt. - Foto: by Dr.G.Schmitz CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons]

Zuhause weitermachen wie bisher und das Emissionensparen anderswo finanzieren. 

Das European Union Emission Trading System (EU ETS) beruht auf dem
volkswirtschaftsschonenden Prinzip, daß der Betreiber einer erfaßten
Anlage für jede Tonne emittiertes CO₂ ein handelbares und
unbegrenzt gültiges Zertifikat kaufen muß. 

Foto: by Dr.G.Schmitz CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons



Schon vor und auf dem letzten COP 23 in Bonn war die deutsche
Klimapolitik immer wieder in die Kritik geraten, weil hierzulande
Klimaschutz kaum spürbar nur in den Bereichen stattfindet, in denen es
niemanden schmerzt. Viele Großemittenten wälzen Einsparungen oder
CO₂-Entfernungsmaßnahmen gleich ganz auf andere Länder ab, so
daß der deutsche Alltag davon kaum tangiert wird und ein Weitermachen
wie bisher gewährleistet bleibt. Beispiele dafür sind u.a. die
Energieeinsparungen, die durch bezuschußte Gebäudedämmungen erreicht
werden und sowohl Immobilienbesitzern wie Bauunternehmern
entgegenkommen, die damit vor allem ihre Konten sanieren. Mittels des
umstrittenen Emissionsrechtehandels wird zudem im weit größeren Stil
dafür gesorgt, daß Business as usual weitergehen kann und
Emissionseinsparungen keine großen volkswirtschaftlichen Kosten
verursachen. [2] EU-weit gibt dieser Ablaßhandel den Verursachern von
45 Prozent der Emissionen ein gutes Gewissen, mit dem sie die 1.931,85
Millionen Tonnen CO₂-Äquivalente [3], die sie erzeugen, weiter
in die Atmosphäre blasen. Zudem erfordern Entwicklung und Produktion
von technischen Lösungen oder "Techno-Fixes", mit denen Emissionen auf
allen Sektoren (Verkehr, Energie oder Landwirtschaft) eingeschränkt
werden sollen, den energie- und emissionsträchtigen Ausbau und Betrieb von neuen
Industriezweigen. Ist Klimaschutz hierzulande tatsächlich nur dann ein
Thema, wenn seine staatlich geförderte technische Umsetzung
Verursacher der Klimamisere belohnt und noch reicher und mächtiger als
bisher werden läßt?

Tatsächlich beweisen auch die letzten politischen Entscheidungen der
deutschen Umweltministerin Svenja Schulze (SPD), nicht für eine
ambitioniertere Absenkung der CO₂-Grenzwerte für PKW und
Transporter im EU-Umweltministerrat zu kämpfen, und auch generell in
dem wenig erkennbaren Bemühen, die für 2020 versprochenen Klimaziele
tatsächlich zu erreichen, daß Deutschland kaum besser dasteht als jene
Nationen, die sich offen für den Boykott des Parisabkommens
aussprechen. So hatte die schwarz-rote Bundesregierung nach der
letzten Wahl angekündigt, die Emissionen im Verkehrssektor bis 2030
auf 40 bis 42 Prozent zu reduzieren. Ministerin Schulze hatte im
Sommer noch 45 Prozent CO₂-Einsparung für "technisch machbar
und klimapolitisch geboten" gehalten, damit die Autoindustrie
schneller auf Hybrid- und Elektrosysteme umrüstet. Um das
1,5-Grad-Ziel zu erreichen, wäre auch das noch zu wenig. Selbst wenn sich
Deutschland gemeinsam mit den anderen Staaten der EU für eine
Reduktion auf 55 Prozent in allen Sektoren einsetzen würde, erreichte
man damit nur das im Übereinkommen von Paris beschlossene Mindestziel
von zwei Grad Celsius globaler Erwärmung gegenüber der
vorindustriellen Zeit. Mehr aber nicht. Gerade in dem
emissionsintensiven Verkehrsbereich ist seit 1990 nichts passiert.
Statt konsequent in klimafreundliche Lösungen (öffentliche
Verkehrsmittel, Radverkehr etc.) zu investieren, wurden Autobahnnetze
ausgebaut.

Von den bis 2020 zugesagten 200 Millionen Tonnen CO₂, die in
allen Sektoren reduziert werden sollten, sind bis heute erst 40
Millionen Tonnen geschafft. Laut Mojib Latif, ein international
anerkannter Klimaforscher der Universität Kiel, der auch für die
aktuelle Klimakonferenz in Kattowice immer wieder von den Medien
frequentiert wird, registriere sein Institut immer noch Phasen, in
denen die CO₂-Emissionen deutlich anstiegen, beispielsweise im
ersten Halbjahr 2017 gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum um 1,2
Prozent. [4]

Denkanstöße dazu, was getan werden sollte, um die fehlenden 160
Millionen doch noch einzusparen, und wie dies in einem großen
gemeinsamen Kraftakt in allen gesellschaftlichen Bereichen zu machen
wäre, sind wieder im neuen SR 1,5 zu finden. Die Wissenschaftler des
UN-Klimarats rechnen hier nicht zum ersten Mal vor, daß für dieses
Ziel das Abschalten oder zumindest das starke Drosseln der
Kohlekraftwerke unabdingbar ist. Was den Einzelnen angeht, müsse man
Fleischkonsum und intensive Landwirtschaft drastisch reduzieren,
Verkehrsteilnehmer sollten auf kleinere und elektrische Autos
umsatteln und Gebäude so gedämmt und mit Wärmepumpen energetisch
umgerüstet werden, daß heizen quasi überflüssig würde. Zwar hätte
Deutschland sogar bis 2030 Zeit, die dafür ebenso notwendigen wie
unpopulären Transformationsprozesse auf die Bahn zu bringen. Bei dem
derzeitigen Schleichtempo und unter den gegebenen Voraussetzungen
scheint dies allerdings sehr fraglich. Anders als Wissenschaftler und
Vertreter der Zivilgesellschaft, das zeigte sich auch in der ersten
Podiumsdiskussion der Veranstaltung, fällt es zumindest Politikern
schwer, sich mit dem Bekenntnis zu einschneidenden Veränderungen bei
potentiellen Wählern unbeliebt zu machen.




[image: Podiumsdiskussion mit Prof. Dr. Daniela Jacob, Martin Jäger, Jule Reimer (Moderatorin) und Christoph Bals, politischer Geschäftsführer von Germanwatch (von links nach rechts). - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Düstere Aussichten, besonders für sozial Benachteiligte: 

Die notwendige Transformation wird manche bis an den Rand ihrer
Existenz fordern. 

Foto: © 2018 by Schattenblick



Das bestätigte auch Christoph Bals, Geschäftsführer von Germanwatch,
der gemeinsam mit Prof. Dr. Daniela Jacob, koordinierende Leitautorin
des IPCC-Sonderberichts und Direktorin des Climate Service Center
Germany (GERICS) in Geesthacht, Martin Jäger, Staatssekretär im
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
Jule Reimer (Moderatorin), Deutschlandfunk auf dem Podium der
Konferenz darüber diskutierte, was Deutschland in den kommenden
Monaten tun und in dem für 2019 geplanten Klimaschutzgesetz verankern
muß, um seine diesbezügliche Schieflage vor der Weltöffentlichkeit zu
korrigieren. Gegenüber dem Schattenblick vertrat er die Ansicht, es
habe sich seit Paris durchaus Nennenswertes getan, da immerhin 70
Prozent aller Investitionen im Energiebereich weltweit in die
Erneuerbaren fließen und Speicher- und Effizienztechnologien nur auf
ihre weltweite Implementierung warteten. Er räumte aber ein, daß man
aufgrund der enormen Widerstände, mit denen sich Gewerkschaften und
Industrieverbände gegen die Transformation des Energie-, Verkehrs- und
Landwirtschaftssektors stemmen würden, nicht schnell genug vorankomme.

Am darauffolgenden Tag fand in Elsdorf im Rheinischen Revier eine
Demonstration von Kohlebefürwortern statt, zu der die Gewerkschaften
IG BCE und Verdi aufgerufen hatten. Die RWE gab allen Arbeitern frei
und organisierte Busse, damit sie der Kundgebung beiwohnen konnten.
Mit dieser Art von organisiertem Widerstand müsse man zunehmend
rechnen, meinte Bals und fuhr fort: "Um damit entsprechend umzugehen
und dennoch Wahlkämpfe zu gewinnen, braucht die Politik kluge
Konzepte, aber auch Rückgrat und Intelligenz, um diese durchzusetzen."
Wird eine Verzahnung von Wirtschaft und Politik und die dadurch
gesteigerte Durchsetzungsfähigkeit privilegierter Interessen von der
Zivilgesellschaft unhinterfragt und kritiklos vorausgesetzt?




[image: Deutsche Stromversorgung auf einem Bild: Das große schwarze Loch des Braunkohletagebaus in Garzweiler, mit Kohlekraftwerk im Hintergrund, gesäumt von Strommasten und einigen vereinzelten Windrädern widerspricht der Vorstellung, daß 70 Prozent aller Investitionen in erneuerbare Energiegewinnung fließen. - Foto: 2012 Bert Kaufmann CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons]

Kräfteverhältnis - Kohle gegen Erneuerbare. 

Den Kohleabbau ohne Folgen für die Energieversorgung zu stoppen, wäre
technisch möglich, stößt aber auf massiven Widerstand.

Foto: 2012 Bert Kaufmann CC BY-SA 2.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons



Auch Klimaforscher Latif, der den aktuellen Klimagipfel in Kattowice
im Rundfunk als einen "Lackmustest für die Weltgemeinschaft"
bezeichnete, die hier zeigen könne, ob sie in der Lage sei, globale
Probleme zu lösen, [5] baut letztlich auf den finanzstarken Einfluß
der umstrittenen Akteure, die einen Klimaschutz ohne Schmerzen und
Nachteile in zumindest unserem Teil der Welt garantieren. Obwohl er
das Festhalten am Kohleabbau in Deutschland für eine Katastrophe hält,
fordert er, den Klimaschutz nicht ideologisch zu betrachten, sondern
als "Innovationsmotor Nummer eins" für die deutsche Wirtschaft.
"Dann", so Latif, "würden auch viele Menschen mitgehen".

Dabei soll offenbar verdrängt werden, daß jeder, der am Wohlstand
beteiligt ist, auch mit einen Teil der historischen Verantwortung zum
Klimawandel trägt, zumal er seine eigenen Vorteile durch bestehende
Systeme nie infrage stellte. Diese Klimaschuld ist für den Einzelnen
beträchtlich.

Laut einer bereits 2014 veröffentlichten kanadischen Studie von H.
Damon Matthews et al. im Fachblatt "Environmental Research Letters"
liegt Deutschland als Wirtschaftsmacht und Autonation an sechster
Stelle der sieben Staaten, die mit ihren CO₂-Emissionen für 63
Prozent der Klimaerwärmung gesorgt haben: Nach ihrer Rechnung haben
die USA mit 20 Prozent allein die bodennahe Lufttemperatur um 0,15
Grad erhöht. China und Rußland trugen jeweils 0,06 Grad dazu bei,
Brasilien und Indien jeweils 0,05 Grad, dicht gefolgt von Deutschland
und Großbritannien, die das Thermometer jeweils um weitere 0,03 Grad
klettern ließen.[6] Rechnet man allerdings die ausgelöste Erwärmung
auf die Anzahl der Einwohner des jeweiligen Landes um, werden die
Briten zu Hauptverursachern, noch vor den US-Bürgern. Auch Kanadier,
Russen, Deutsche, Holländer und Australier stehen als Treibhausgas-Verursacher
ganz besonders dick in der Kreide. China oder Indien, die
häufig als die neuen Luftverschmutzer angeprangert werden, rutschen
aufgrund ihrer hohen Bevölkerungsdichte auf die hinteren Ränge der
historischen Klimasünder. Derzeit liegen die CO₂-Emissionen pro
Kopf in Indien bei 1,57 Tonnen pro Jahr. Ein Bundesbürger emittiert im
Durchschnitt 11 Tonnen und ein Einwohner Katars 30,77 Tonnen
CO₂-Äquivalente.




[image: Weltkarte, auf welcher der Beitrag einzelner Staaten zur Klimaerwärmung in Grad Celsius farbig abgestuft wird. Einberechnet wurden CO₂- und andere Treibhausgas-Emissionen, der Verlust von Kohlenstoffbeständen durch veränderte Flächennutzung, aber auch Abkühleffekte durch Sulfat-Aerosole. - Grafik: 2014 by H Damon Matthews et al., Environ. Res. Lett. 9 014010 als CC-BY 3.0 [creativecommons.org/licenses/by/3.0/] via iopscience.iop.org]



[image: Eine Weltkarte, auf der die Größe der Staaten gemessen an ihrem historischen Pro-Kopf-Beitrag zur Erwärmung aufgeblasen oder geschrumpft wurde. Großbritannien ist auf diese Weise gleich groß wie die USA - Grafik: 2014 by H Damon Matthews et al., Environ. Res. Lett. 9 014010 als CC-BY 3.0 [creativecommons.org/licenses/by/3.0/] via iopscience.iop.org]

Aufgeblasene Verursacher.

Die, welche der Klimawandel am härtesten trifft, haben in der Regel am
wenigsten dazu beigetragen 

Grafiken: 2014 by H Damon Matthews et al., Environ. Res. Lett. 9 014010
als CC-BY 3.0 [creativecommons.org/licenses/by/3.0/] via iopscience.iop.org



Wer also davon spricht, internationale Verantwortung gegenüber
besonders klimasensiblen Ländern übernehmen zu wollen, muß im Bewußtsein und Denken
pro Kopf größere und tiefgreifendere Veränderungen initiieren, die
auch nicht vor dem eigenen Vorteilsstreben halt machen.


Anmerkungen:


[1] https://www.klima-allianz.de/publikationen/publikation/cop-24-deutschland-aus-dem-klimaabseits-holen/

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0147.html

[3] Die Treibhausgas-Emissionen der EU betrugen 2016 4.293 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalente. 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/384/bilder/dateien/6_tab_thg-emi-eu-28-substanzen_2018-09-18.pdf

[4] https://www.freitag.de/autoren/klimaretterinfo/der-klimaschmutzplan

[5] https://www.deutschlandfunk.de/polen-klimakonferenz-in-kattowitz-eroeffnet.1939.de.html?drn:news_id=952155

[6] http://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/9/1/014010/pdf



Bisher sind zur Konferenz "Jedes Zehntelgrad zählt" am 23. Oktober
2018 in Berlin im Schattenblick unter
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MARKT/4168: Wertheim - Fashion-Flohmarkt hat am 20. Januar Premiere


Stadt Wertheim

Fashion-Flohmarkt hat im Januar Premiere

Main-Tauber-Halle wird zum Marktplatz



Wertheim. Der Kleiderschrank läuft über? Wieder nichts zum Anziehen?
Beide Probleme lassen sich beim ersten Wertheimer Fashion-Flohmarkt
lösen: Die einen können nach Herzenslust nach Schnäppchen stöbern, die
anderen als Verkäufer sozusagen Ballast abwerfen. Der Kleiderflohmarkt
findet am Sonntag, 20. Januar, von 14 bis 18 Uhr in der
Main-Tauber-Halle statt.

Initiiert hat den Kleiderflohmarkt Nadine Sahlender, die am Würzburger
Fashion-Flohmarkt schon als Standbetreiberin teilnahm. Mit der Idee
etwas Ähnliches auch in Wertheim anzubieten, überzeugte sie
Innenstadtmanager Christian Schlager und hat sogleich einen
begeisterten Mitorganisator gefunden. "Die Veranstaltung ist nach der
erfolgreichen Schulranzenparty ein weiterer Baustein, die dunklen
Monate am Jahresanfang in der Wertheimer Innenstadt mit neuen Formaten
zu beleben", erläutert Schlager.

Standbetreiber können sich bis 16. Dezember per E-Mail an
fashion-flohmarkt-wertheim@web.de anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.2018

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax.: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7378: Hanau - Mit dem Seniorenbüro gute auf Achse - Programmheft 2019 erhältlich


Stadt Hanau

Mit dem Seniorenbüro gute auf Achse

Druckfrisches Programmheft 2019 auf dem Weihnachtsmarkt
erhältlich



Das von vielen Bürgerinnen und Bürgern sehnlichst erwartete
Programmheft des Hanauer Seniorenbüros "Mit uns gut auf Achse 2019"
wird am Freitag, 7. Dezember, direkt aus der Druckerei auf den Hanauer
Weihnachtsmarkt geliefert und kann dort in der Hütte gegenüber
Porzellan Clemens an diesem Tag abgeholt werden. Auch im Seniorenbüro
und bei den bekannten Auslagestellen liegt das Programmheft kurz
darauf aus.

Das Touren-Programmangebot mit 14 Mehrtagesfahrten und annähernd 60
Tages- bzw. Halbtagestouren umfasst wieder attraktive Routen und Ziele
in viele Gegenden Deutschlands und angrenzende Regionen, wie zum
Beispiel Belgien und den südlichen Teil der Niederlande. Darunter sind
wieder zwei barrierefreie Fahrten, davon eine mit dem Schiff und eine
mit einem extra ausgestatteten Reisebus, der auch für
Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer geeignet ist. Auch zwei
Ausflüge in die Alte Fasanerie für Menschen aus den Hanauer
Pflege- und Altenwohneinrichtungen stehen 2019 dank der vielen
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer wieder auf dem Programm.

Entsprechend dem Motto "Mit Senioren, von Senioren, für Senioren"
haben die mehr als 40 ehrenamtlichen Tourenleiterinnen und
Tourenleiter bei ihren Planungen weitestgehend die Veränderung der
Lebenssituation sowie die Wünsche und Bedürfnisse älterer
Mitbürgerinnen und Mitbürger und von Menschen mit körperlichen
Einschränkungen berücksichtigt. Inhaber des Hanau-Passes erhalten
bekanntlich eine Ermäßigung. Ohne das große Engagement der vielen
Ehrenamtlichen könnten die Reisen und all die anderen Veranstaltungen
nicht durchgeführt werden. "Von dem engagierten Einsatz dieser meist
im Rentenalter stehenden agilen Frauen und Männer, jedes Jahr wieder
neu auf Entdeckungsreise zu gehen, bin ich sehr beeindruckt", betont
Christine Schäfer, kommissarische Leiterin des Seniorenbüros & der
Freiwilligenagentur Hanau.

Vormerken sollten sich Interessierte den 11. Dezember, denn ab diesem
Tag sind im Seniorenbüro die persönlichen Buchungen für Theaterfahrten
nach Mainz, Ötigheim und Bad Hersfeld sowie für einen Historischen
Stadtrundgang in Frankfurt möglich. Die Gutscheine für Reisen eignen
sich hervorragend für den weihnachtlichen Gabentisch. Wer sich für die
mehrtägigen Reisen des Seniorenbüros interessiert, kann Buchungen ab
15. Januar 2019 ab 14 Uhr im Seniorenbüro im Haus am Steinheimer Tor
in der Steinheimer Straße 1 vornehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.11.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7377: Arnsberg - Bürgerspaziergang durch Arnsberg am 14. Dezember


Stadt Arnsberg

Bürgerspaziergang durch Arnsberg am 14. Dezember

Themen können nun gemeldet werden!



Arnsberg. Am Freitag, 14. Dezember 2018, findet ab 16 Uhr der nächste
Bürgerspaziergang von Bürgermeister Ralf Paul Bittner statt. Dieses
Mal geht es durch den Stadtteil Arnsberg. Das Prozedere der
Spaziergänge ist das gleiche wie bislang auch: Die Bürgerinnen und
Bürger teilen der Verwaltung vorab mit, was sich der Bürgermeister
ihrer Meinung nach in dem Stadtteil ansehen sollte. Mit dabei sind
dann je nach zeitlicher Verfügbarkeit auch die Vorsitzenden und/oder
stellvertretenden Vorsitzenden der jeweiligen Bezirksausschüsse. "Ich
möchte den Menschen auf diese Weise die Gelegenheit geben, mir direkt
und ungefiltert zu zeigen, was sie bewegt. Zudem erfahre ich so
möglichst schnell und unbürokratisch, wo in der Stadt der Schuh
drückt, wie Planungen der Stadt in den Stadtteilen aufgenommen werden
und wie sich umgesetzte Vorhaben vor Ort auswirken", erklärt Ralf Paul
Bittner.

Die Bürgerinnen und Bürger werden darum gebeten, von nun an ihre
gewünschten Themen für den Spaziergang in Arnsberg der Verwaltung
mitzuteilen. Das ist möglich bis zum 5. Dezember. Alle Themen werden
bitte Frau Annika Gerhards gemeldet: Tel. 02932 201-1335, E-Mail:
a.gerhards@arnsberg.de. Im Rahmen des Spazierganges können die
Bürgerinnen und Bürger Ideen wie auch Kritik äußern, Fragen stellen
und Themen einbringen, kurz: "Sie können alles loswerden, was sie mir
bezüglich der Entwicklung des Stadtteiles mitteilen möchten", so Ralf
Paul Bittner. Die Ergebnisse werden natürlich, soweit wie jeweils
möglich, bei Entscheidungen und Planungen der Stadt berücksichtigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.2018

Stadt Arnsberg -Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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